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I BETeDEe, 


In dem ſo gar mangelhaften Inhalte der aufgeſchriebenen 
Volksrechte der alten Germanen bilden einen Hauptbeſtandtheil 
Beſtimmungen uͤber den Proceß, der in allen jenen Volks— 
geſetzen vielfach beruͤhrt wird. Aber auch hier ſind dieſe Quellen 
ſo fragmentariſch, daß eben der Altgermaniſche Proceß mehr, 
als irgend ein Theil der Deutſchen Alterthuͤmer, unſern Blicken 
verhuͤllt iſt ). Und gerade hier ſcheint eine nähere Erforſchung 
noch aus manchen andern Gruͤnden, als wegen jenes Dunkels, 
hoͤchſt anziehend. Was mich aber bewogen hat, bei meinem 
Germaniſtiſchen Quellenſtudium dem Gerichtsweſen eine beſon— 
dere Aufmerkſamkeit zu widmen, war weder irgend eine vorge— 
faßte Neigung, noch die Hoffnung Entdeckungen zu machen; 
ſondern der unertraͤgliche Anſtoß, den mir faſt jede Stelle gab, 


) Nach dem Urtheil eines Kenners, meines verehrten Lehrers 
Eichhorn. S. deſſen Deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte, 
te Ausg. ©. 217. Note a. „Die ganze Lehre vom Beweiſe 
in den aͤlteſten Deutſchen Gerichten it aͤußerſt dunkel und bes 
ſtritten.“ 
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wo das gerichtliche Verfahren beruͤhrt iſt. Denn das hieruͤber 
Geſagte ſchien mir oft ſo ganz und gar vernunftlos, daß ich in 
einer Art von Verzweiflung nur die Wahl zu haben glaubte, 
entweder eine gaͤnzliche Unzuverlaͤſſigkeit des Textes unſerer 
Handſchriften, oder eine abſolute Principloſigkeit in dieſem 
Theile der Germaniſchen Rechtsalterthuͤmer anzunehmen. Nur 
ein Paar Beiſpiele aus der Menge gegriffen mögen zum Be—⸗ 
lege dienen. Wenn von einer zu buͤßenden Verletzung die 
Rede iſt, ſtellen die Germaniſchen Geſetze dem Verletzer gewoͤhn⸗ 


lich dieſe ſehr beſtimmte Alternative, daß er entweder mit ſoviel 


Schillingen dafuͤr buͤße, oder mit ſoviel Maͤnnern ſchwoͤre, er 
habe es nicht gethan 2), ohne auch nur ein einziges Mal darauf 
Ruͤckſicht zu nehmen, daß die Anklage ganz grundlos und un⸗ 
erwieſen ſein konnte, fuͤr welchen Fall es ja ungereimt ſcheint, 
wenn der Angeklagte ſich noch reinigen mußte, oder umgekehrt, 
daß die Anklage vollkommen erwieſen war, ſo daß auch der 
Beklagte vernünftiger Weiſe nicht noch zum Reinigungseide 


zugelaſſen werden durfte. Wollte man hiegegen einwenden, 


jenes wäre bloß, wunderlich genug, ein durchweg herrſchender 


Mangel des Ausdrucks, bei welchem die eben angegebenen Ein- 
ſchraͤnkungen ſtillſchweigend vorausgeſetzt werden muͤßten, ſo 


kann ich andere Stellen anfuͤhren, in denen es ganz klar geſagt 


2) .. solvat solidos 40, aut cum XII juret; auf dieſe Weiſe 
druͤcken ſich jene Geſetze unzählige Male aus. 
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iſt, daß, ungeachtet der vorhandenen Zeugen eines Verbrechens, 
dennoch der Verbrecher zum Reinigungseide zugelaſſen werden 
muͤßte, und nicht einmal nothwendig er ſelbſt, ſondern auch 
fein naͤchſter Anverwandter 3). Dagegen gab es aber wieder 
einen andern Fall, in welchem nicht der Angeklagte zum Reini— 
gungseide, ſondern der Klaͤger zum Erfuͤllungseide gelaſſen 
wurde, naͤmlich wenn dieſer ohne alle Zeugen jenen auf Dieb— 
ſtahl oder dergleichen ertappt und gebunden vor Gericht gebracht 
hatte“). In allem dieſen ſcheint der baare Unſinn am Tage zu 
liegen. Und dies iſt um ſo verdrießlicher, da alle Germaniſten 
und Erklaͤrer der Volksgeſetze hieran nicht den leiſeſten Anſtoß 
gefunden haben, ſondern ſo dabei voruͤbergehen, als ob alles 
klar waͤre. Lieſt man die Beſchreibungen, die Manche uns 
von dem gerichtlichen Verfahren der alten Germanen geben, ſo 
kann man auch nicht von ſerne auf den Gedanken kommen, daß 
die alten Volksrechte ſo wunderliche Dinge, als die eben be— 
ruͤhrten, enthalten ſollten: es wird vom onus probandi, von 
Exceptionen (im unroͤmiſchen Sinne), ja ſelbſt von der Edition 
der Klagen geſprochen, daß man glauben moͤchte, im Ganzen 
fei es, mit manchen wichtigen Modificationen, in einem Ger— 


maniſchen Gerichte ebenſo nach den Regeln eines vernuͤnftigen 


3) z. B. Lex Ripuar. T. 41. c. 3. 

4) Lex Rip. T. 41. c. 1. Die testes, von denen hier die Rede 
iſt, find nicht Zeugen, ſondern Eideshelfer, wie in der Abhands 
lung ſelbſt gezeigt werden wird. 


vı Vorrede. 


Proceſſes hergegangen, wie vor dem Roͤmiſchen Praͤtor oder 
dem von ihm inſtruirten Judex ). 

Das gerichtliche Verfahren der alten Germanen, ſoweit 
es die Stelle eines Beweisverfahrens vertrat, iſt daher der 
Zielpunkt dieſer Abhandlung, und war beim Entſtehen derſel— 
ben ihr einziger Gegenſtand. Den im Titel bezeichneten Um⸗ 
fang hat dieſer dadurch gewonnen, daß mich die Begruͤndung 
meiner Anſichten uͤber jenen Punkt auf andre neue Ideen führte 
über das ganze Gerichtsweſen, ja zum Theil über das ganze 
Volksleben der alten Germanen, die ich nicht fuͤglich einſchal⸗ 


ten, oder in Noten beibringen konnte. — Denn meine unun⸗ 


terbrochene Aufmerkſamkeit auf den oben angedeuteten Theik 


der Germaniſchen Volksrechte blieb nicht ohne Erfolg; ſie fuͤhrte 
mich auf eine ſehr durchgreifende Grundanſicht, die mir den 
Schlüſſel zu allen jenen Raͤthſeln gab, die mich wenigſtens 
vollkommen befriedigt: zu der Ueberzeugung, daß die Germanen 
gar kein Beweisverfahren gekannt haben, ſondern nur ein gericht— 
liches Verfahren, welches die Stelle von jenem vertrat, und 
zwar auch auf beſtimmten und hoͤchſt einfachen Principien 
beruhete, aber auf ganz andern, als welche in einer Meta— 
phyſik des Proceſſes zum Grunde gelegt werden muͤſſen; nicht 


einmal das Beduͤrfniß eines wirklichen Beweisverfahrens war 


4) Vgl. vorzüglich Heineccii elementa iur, Germ. Tom. II. 
Lib. 3. 
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bei den alten Germanen vorhanden. Das Befremdende dieſer 
Anſicht verliert fih, wenn man von dem Glauben an den 
edeln Charakter und vor Allem an die unbedingte Wahrheits— 
| liebe unſerer Altvordern in dem Maafe erfüllt iſt, als ich es 
bin. Dieſen Glauben wuͤnſchte ich jedem Leſer gegenwaͤrtiger 
Schrift ſchon durch dieſe Vorrede einzuhauchen, bis in der 
Abhandlung ſelbſt Beweiſe ihn dazu zwingen werden. 

Durch dieſe Vorbemerkungen ſcheint das Unternehmen, 
dieſen Verſuch bekannt zu machen, ja wohl gerechtfertigt; 
fuͤr mich, oder vielmehr fuͤr meinen Gegenſtand, iſt es aber 
noch ein beſonderes Beduͤrfniß. Nämlich in gewiſſen Faͤllen 
iſt man in nichts ſo ſehr befangen, als in ſeinen eigenſten 
Ideen: dies ereignet ſich in hiſtoriſchen Wiſſenſchaften. Was 
man, gleichſam von einer untruͤglichen Ahndung getrieben, 
glaubt finden zu muͤſſen, findet man auch leicht in den Monu— 
menten der Vorwelt, die ſich nur zu oft verſchieden ausdeuten 
laſſen. Darum habe ich, je lebendiger ich von meinen Anſich— 
ten uͤberzeugt bin, um ſo mehr Urſache zu befuͤrchten, daß 
ich Manches uͤbergangen ſein werde, was mir ſcheinbar entge— 
genſteht, und in manchen Beweisſtellen auch mehr gefunden 
haben mag, als in ihnen liegt. Ich kann nur dafuͤr ſtehen, 
daß ich abſichtlich nichts uͤbergangen bin, und nichts zum Beſten 
meiner Vorſtellungsart verdeutet habe. Berichtigungen, die 
ich von Kennern erwarte, werden mich daher zum aufrichtigſten 
Danke verpflichten. 


VIII Vorrede. 


Zur Gewinnung des richtigen Standpunkts für die Beur⸗ 
theilung dieſer Schrift von einer Seite, erlaube ich mir hier 
einige Worte über die eigenthuͤmlichen Schwierigkeiten, die fuͤr 
mich in der Beſchaffenheit der alten Germaniſchen Rechtsquellen 
gelegen haben. 

Bekanntlich ſind fuͤr den Germaniſten die alten Samm⸗ 
lungen der Volksrechte von ſehr verſchiedenem Werthe: in kei⸗ 
nem Theile duͤrfte dies aber ſo ſehr der Fall ſein, als bei dem 
hier behandelten Gegenſtande. Die neuen Verhaͤltniſſe und 
Anſichten, in welche die Germaniſchen Voͤlker durch Gruͤn⸗ 
dung ihrer neuen monarchiſchen Staaten und zwar auf Roͤmi⸗ 
ſchem Boden, durch die Bekehrung zum Chriſtenthume hinein⸗ 
geriethen, und in denen ſie ſich zum Theil ſchon befanden, 
als jene Rechtsſammlungen abgefaßt wurden; ferner das nahe 
und lebendige Verkehr mit einer civiliſirten Welt, welches in 
gewiſſem Sinne noch mehr als die Belehrungen der chriſtli— 
chen Prieſter in ihren Köpfen Licht aufdaͤmmern ließ, und zu: 
gleich ſie von ihrer uralten, einfaͤltigen und treuherzigen Denk⸗ 
art entfremdete, — dieſes alles mußte gerade am gericht⸗ 
lichen Verfahren zuerſt ſeine Wirkungen aͤußern. Bis dahin 
befand ſich daſſelbe außer allem Einfluſſe einer Staatsgewalt 
lediglich in den Haͤnden der ſtreitenden Theile ſelbſt. Wie 
konnte dies fortdauern, ſobald in der Entwickelung der monar⸗ 
chiſchen Gewalt nur einige Stufen erſtiegen waren, und man 


namentlich eine ganz neue Art von Verletzungen, die Beleidi⸗ 
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gung der Majeſtaͤt, kennen lernte? In diefem Punkte offen⸗ 
baren ſich daher ſchon in einigen Volksgeſetzen. Abaͤnderungen 
des Altgermaniſchen Verfahrens. Einen viel bedeutendern Ein- 
fluß erfuhr aber die uralte Praxis des Eides durch die Glau— 
benslehren der chriſtlichen Religion. Als Heiden ahneten die 
Germanen noch nichts von dem Seelenverderben, worein ſich 
der Meineidige ſtuͤrzt, und dennoch kommen wiſſentlich falſche 
Schwuͤre bei ihnen ganz unſtreitig viel ſeltener vor, als ſpaͤ⸗ 
terhin. Die hier zu entwickelnden Urgermaniſchen Ideen finden 
ſich daher in ihrer ganzen Reinheit nur in den allerunvermiſch⸗ 
teſten der Germaniſchen Volksrechte. In den Allemanniſchen 
und Baieriſchen Geſetzen zeigt ſich ſchon der Einfluß einer 
hoͤchſten Staatsgewalt und einer chriſtlich- religioͤſen Bedenk⸗ 
lichkeit wegen des Eides; in den Burgundiſchen wird ſchon 
Klage uͤber den haͤufig vorkommenden Meineid gefuͤhrt, und 
dieſem vorzubeugen geſucht: eine ähnliche Ruchloſigkeit, Fre 
velhafter Gebrauch des Zweikampfs, noͤthigte ſchon die aͤltern 
Geſetzgeber der Lombarden zu neuen Beſtimmungen; in den 
Weſtgothiſchen Geſetzen laͤßt ſich faſt keine Spur mehr vom 
alten Germaniſchen Gerichtsverfahren erkennen „die ich daher 
auch ganz unberüͤckſichtigt laſſen muß. Alle dieſe, wie ich 
annehme, ſpaͤtern Beſtimmungen kuͤndigen ſich aber gar nicht, 
gleich den Juſtinianeiſchen Conſtitutionen, als ein neues Ver— 
dienſt um das Heil der Menſchheit an, indem ſie etwa das bis 
dahin beſtandene Recht ausdruͤcklich verwaͤrfen; und inſofern 
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kann auch aus ihnen keinesweges uͤberall ruͤckwaͤrts auf das 
urſprüngliche geſchloſſen werden. Das Meiſte muß davon 
abhaͤngen, zu welchem Grade innerer Wahrſcheinlichkeit es 
mir gegluͤckt iſt, meine Anſichten uͤber das Urfprüngliche zu 
erheben. Dieſe Wahrſcheinlichkeit, muß ich gleich hier bitten, 
nicht bloß nach dem Beweiſe, der einzeln fuͤr jede einzelne 
Behauptung gefuͤhrt werden wird, ſondern weit mehr aus dem 
Ganzen zu ermeſſen, aus dem Zuſammenhange alles Einzel⸗ 
nen unter einander. Hieran if die Beſchaffenheit der alten 
Germaniſchen Rechtsſammlungen Schuld, die wie die Truͤm⸗ 
mern eines Rieſengebaͤudes vor uns liegen, und im Einzelnen 
angeſchaut ohne Sinn und Form: erfheinen. Haͤtten wir bloß 
zwei oder drei von jenen Rechtsbuͤchern, aus dieſen ließe ſich ſo 
gut wie gar nichts ſchoͤpfen; ihre groͤßere Anzahl und ihre Man⸗ 


nigfaltigkeit aber macht Zuſammenſtellungen moͤglich, aus denen 


man endlich den erhabenen Geiſt erkennt, der da gewaltet hat. 
Geſchrieben Koͤnigsberg d. 28. Mai 1820. 
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Erſtes Kapitel. 
Germaniſche Freiheit. 


§. 1. 
Fehderecht. 


Die Germaniſche Freiheit, mit deren Betrachtung ich 
den Anfang dieſer Unterſuchung mache, weil ohne eine 
klare Vorſtellung von ihr ſich die eigentliche Bedeutung der 
Germaniſchen Gerichte gar nicht verſtehen laßt, kann man 
von zwei verſchiedenen Seiten auffaſſen: inſofern ſie 
das Verhaͤltniß des Einzelnen zum Volke, und des Ein— 
zelnen zum Einzelnen beſtimmte. Von jener Seite ange— 
ſehen war ſie der Antheil, den jeder Freie an der Volks— 
gewalt hatte, wofuͤr der von Moͤſer gewaͤhlte und ſehr 
bezeichnende Ausdruck: gemeine Ehre, im Gegenſatze der 
hoͤhern Ehre des Adels, bekannt genug iſt. Wir ziehen 
hier aber jenen Begriff von der andern Seite in Betracht, 
als das Verhaͤltniß der einzelnen Freien zu einander. — 
So aufgefaßt beſtand die Germaniſche Freiheit mit einem 
Worte darin, daß jeder Freie thun durfte, 
wozu er den Willen und durch die Hilfe 
ſeiner Verwandten und anderer Freunde 
die Kraft hatte. Der Arm des Germanen konnte 
nur durch den ſtaͤrkeren Arm ſeines Gegners uͤberwunden, 
Rogge Germ. R. A 
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nie aber durch die zwingende Gewalt einer Obrigkeit 
unmittelbar gehindert werden. Ebenſo erkannte auch 
das ernſtlich ausgeſprochene Wort eines Freien keine 
Herrſchaft über ſich an: durch keine Autoritaͤt konnte 
ihm an Glaubwuͤrdigkeit etwas gegeben oder genommen 
werden; ein Vorrecht, deſſen ganzer Inhalt erſt durch 
die Entwickelung des Germaniſchen Gerichtsverfahrens 
klar werden kann. Einer ſo maͤchtigen Freiheit war 
freilich nur ein Volk von ſehr edler Natur faͤhig, weil 
hier Mißbrauch ſich von ſelbſt durch Verluſt beſtrafen 
mußte. — Das einzige, aber auch ganz unbedingt herr, 
ſchende Princip bei unſern Vorfahren, war die Sitte ). 
Dieſen Vorzug der Germanen oder ihre Freiheit 
von der privatrechtlichen Seite betrachtet, pflegt man 
das Fehderecht zu nennen, womit angedeutet wird, 
daß ſie ihre Streitigkeiten mit bewaffneter Hand entſchei⸗ 
den durften ). Ueber dieſen Ausdruck bedarf es einer 


1) Plusque ibi boni mores valent quam alibi bonae leges, 


Tac. G. c. 19. Dieſem großherzigen und ſcharfblickenden Beob⸗ 


achter unſerer Vorfahren muß man, nach meiner feſten Ueber⸗ 
zeugung, fo oft er von ihren Sitten ſpricht, nicht von Verfaf, 
ſung und Recht, wo roͤmiſche Begriffe ihn oͤfters befangen halten, 
unbedingt vertrauen, und was er von ihnen ruͤhmt, im tiefſten 
Sinne feiner Worte ergreifen, oder man mißverſteht Alles. 
Nur ſo kann Tacitus namentlich zur Erklaͤrung des Germaniſchen 
Gerichtsverfahrens dienen. 

2) Daß dem wirklich fo war, meldet Velleius Paterc. Hist. Rom. 
L. 2. c. 118. aus dem Munde der Germanen ſelbſt. Unter den 
verſtellten Aeußerungen, wodurch fie den Varus, der ein ordent⸗ 
liches Tribunal unter ihnen errichtet hatte, beruͤckten und in 
Sicherheit ſetzten, fuͤhrt er auch an, ſie haͤtten ihm gedankt: 
quod solita armis discerni jure terminarentur. — Tac. G. 
c. 21. erwähnt zwar nur der Rache, die die Verwandten eines 
Erſchlagenen uͤbten, und der Feindſchaften ganzer Familien im 
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Bemerkung. Ein Recht war jener Vorzug der Freiheit 
allerdings, inſofern als der Germane ſich ihn als ein 
Recht, als eine nur ihm gebuͤhrende Befugniß dachte. 
Praktiſch aber hatte das Fehderecht mit einem Rechte 
(ius) gar nichts gemein, weil es keine oͤffentliche Gewalt 
gab, und ohne Zerſtoͤrung deſſelben auch keine geben 
konnte, die den Einzelnen in ſeiner Ausuͤbung ſchuͤtzte. 
Es war alſo die Germaniſche Freiheit oder das Fehde— 
recht eine bloße Gewalt, in deren Beſitz die Natur nur 
die freien Germanen geſetzt hatte; eine gemeine Macht 
im Gegenſatze der hoͤhern Macht des Adels. 


Der Veranlaſſungen, bei welchen der Germane 
ſich ſeiner Freiheit bediente, gab es aber nur gewiſſe: 
alle Verletzungen, die ihm an Leib, Ehre und Gut zuge— 
fügt wurden, und vor allem die Toͤdtung eines Bluts— 
freundes: alſo ſolche Faͤlle, die in einem gebildeten 
Staate als Criminalſachen ausgezeichnet werden. Da— 
gegen eigentliche Rechtsſtreitigkeiten, d. h. Fragen uͤber 
das Daſeyn und die Wirkungen von Rechtsverhaͤltniſſen, 
als des Eigenthums oder einer contrahirten Schuld, 
wurden immer nur auf gerichtlichem Wege entſchie- 


Allgemeinen: aber auch nach ihm muß das Fehderecht als eine 
ganz unbeſchraͤnkte Befugniß jedes Freien gedacht werden, weil 
es, ſeiner Beſchreibung zufolge, nur im Heere und in der Volks— 
verſammlung ein ius coëxcendi gab, welches die Prieſter aus 
uͤbten. Dies alles iſt zwar anerkannt, aber man pflegt auf die 
nothwendige Folge, die ſich hieraus ergiebt, keine Ruͤckſicht zu 
nehmen; daß nämlich für die Fälle, wo die Fehde der Sitte 
zufolge zulaͤſſig war, eine richterliche Entſcheidung in unſerm 
Sinne rein unmoͤglich war: es konnte hier nur Friedensſchluͤſſe 
und eine Friedensvermittlung geben. 


A 2 
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den 3). Darum ſtand auch der oͤffentlichen Gewalt der 
Zutritt zum Vermoͤgen eines Freien offen, niemals aber 
zu ſeiner Perſon, außer wenn er gegen das ganze Volk 
verrätherifch gehandelt, oder ſich der Feigheit oder eines 
unnatuͤrlichen Verbrechens ſchuldig gemacht hatte, was 
ihn als einen Schandfleck brandmarkte, der aus dem 
Volke vertilgt werden mußte 9). 

Nennen wir daher das Fehderecht, unſern Begrif— 
fen zu gefallen, ein Strafrecht, ſo war es das roheſte, 
welches ſich denken laͤßt. Der Beleidigte in Verbindung 
mit ſeinen wehrhaften Blutsfreunden und andern Freien, 
die ſich an ihn anſchließen wollten, verfolgte den Verletzer 
mit feinem Anhange in den Tod, oder feine ſiegende 
Hand legte ihm nach Recht des Siegers eine willkuͤhr— 
liche Genugthuung auf; oder aber der angegriffene Theil 
hatte Macht genug zum Widerſtande, und entging der 
Strafe ganz und gar. Hier aber muß man ſich eben die 
Herrſchaft der Sitte unendlich groß denken, ſo daß 
wenigſtens ein offenbarer Moͤrder oder Raͤuber niemals 
in dieſen guͤnſtigen Fall kommen konnte. Ohne die Anz 
nahme einer ſolchen volksthuͤmlichen Denkungsweiſe, 

nach der ſich in jedem wichtigern Falle eine oͤffentliche, 
durchaus entſcheidende Meinung uͤber die Rechtmaͤßigkeit 
oder Unrechtmaͤßigkeit einer Fehde bildete, muͤßte man 
das Fehderecht für eine Luͤge der Geſchichte erklaren: in 
weniger als einem halben Jahrhunderte hätte die freie 
Volksverfaſſung verſchwinden muͤſſen. 


8) Eichhorns Deutſche Staats, - Rechtsgeschichte ate Ausg. 
Th. 1. S. 213 fg. 
4) Tac. G. e. 12. 
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In einem folchen Privatkriege zeigte ſich zugleich 
das Germaniſche Familienrecht von ſeiner wichtigſten 
Seite; eine Deutſche Familie war eine Verbindung 
blutsbefreundeter Perſonen zu gegenſeitigem Schutze und 
gemeinſchaftlicher Rache ), alſo eine Vereinigung, die 
viel Aehnliches mit einem Volke hatte“): wie zwei Voͤl⸗ 
ker ſtanden ſich in einer Fehde zwei Familien gegen ein: 
ander uͤber, und das Altgermaniſche Criminalrecht iſt 
eher mit einem Voͤlkerrechte als mit einem Strafrechte 
nach unſern Begriffen zu vergleichen. Man kann daher 
die Germaniſche Freiheit in ihrer Ausuͤbung als ein 
Familienrecht anſehen, aͤhnlich der Heeresmacht eines 
Volkes. 


§. 2. 
Wehrgeld. Compoſitionenrecht. 

Neben dem Fehderechte finden wir, daß bei den 
Germanen noch eine andere Gewohnheit in Uebung ge— 
weſen iſt, die ſich ſo wie jenes auf Verletzungen bezog. 
Ein Beleidigter pflegte für die ihm zugefügte Verletzung 
oder fuͤr das Blut ſeines erſchlagenen Verwandten eine 
Suͤhne oder Buße von gewiſſer Groͤße zu fordern, und 
der Verletzer ihn mit einer ſolchen Gabe zu verſoͤhnen. 


5) Eichhorns Deutſche St. und R. Geſch. Th. 1. S. 147. — Tae. 
G. c. 21. Suscipere tam inimicitias, seu patris, seu pro- 
pinqui, quam amicitias necesse est. Aus dieſen amicitiae 
folgt, daß auch andre befreundete Freie außer den Anverwandten 
an einer Fehde Theil zu nehmen pflegten. 

6) Eine Familie war das zu einem Heerde gehörige Volk; daher 
heißt im Altfriſiſchen der Familienheerd Liodgarde, d. h. Volks— 
heerd. S. das Aſegabuch, herausgegeben von Wiarda. 1808. 
S. 88. b. 4. und die Anmerkung des Herausgebers. 
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Die Bezeichnung der Germaniſchen Volksgeſetze iſt für 
jede Buße Compoſitio, Widrigildum, d. h. Ge 
gengeld, Vergeltung, fuͤr die Suͤhne des Mordes Leu— 
dis oder Leodis, womit meiſtens, jedoch nicht durch— 
aus, Werigildum, Wehrgeld gleichbedeutend 
it ). Folgendes laͤßt ſich zur Beurtheilung der Natur 
des Wehrgeldes oder der Compoſitionen als Grundlage 
annehmen: 


1. Die Forderung und Bezahlung deſſelben konnte 
unmoͤglich neben der Ausuͤbung des Fehderechts vorkom— 
men; denn bei dieſem hing Alles, ſowohl das Recht 
auf eine Suͤhne, als die Groͤße derſelben, vom Siege 
und der Willkuͤhr des Siegers ab. Es liegt alſo in 
dem Compoſitionenrechte eine Beſchraͤnkung des Fehde— 
rechts. 


2. Das Fehderecht kann man nur fuͤr etwas Ur— 
ſpruͤngliches halten, weil es die rohe Naturkraft ſelbſt 
iſt. Dennoch muß auch das Wehrgeld fuͤr ein urſpruͤng⸗ 
liches Inſtitut angenommen werden, weil ſchon Tacitus 
ſeiner erwaͤhnt ?), und in den aͤlteſten Volksliedern, die 
nach der Natur aller Volkspoeſie fuͤr Zeugen einer viel 
fruͤgern vorhiſtoriſchen Zeit gelten muͤſſen, ſich eine be— 


2) Die Lex Fris. T. 10. und T. 22. c. 57. nennt die Buße fuͤr 
Hand und andre Glieder von gleichem Werthe Werigildum. Der 
gemeinſchaftliche Begriff dieſes Wortes in den verſchiedenen An⸗ 
wendungen iſt, daß es das Maaß der uͤbrigen Compoſitionen bedeu⸗ 
tet, eine volle Buße: ſo beſteht nach rieſiſchem Rechte die Leudis 

aus mehreren Wehrgeldern. 


8) Tac. G. c. 21. Luitur etiam homicidium certo armento- 
rum vel pecorum numero. 
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ſtimmte ſinnliche Vorſtellung von der Groͤße einer zu 
fordernden Suͤhne findet 15). a 

3. Weil das Wehrgeld eine beſtimmte Größe hat, 
fo kann die Forderung darauf auch nur als ein wahres 
Recht, Jus, gedacht werden, nicht als bloße Willkuͤhr 
und der Ausſpruch roher Gewalt, wie die Forderungen 
eines Siegers. Es muß alſo auch bei den Germanen 
von jeher. eine höhere Gewalt gegeben haben, als die Frei⸗ 
heit des Einzelnen, in der jenes Recht ſeinen Schutz 
hatte. Dieſe höhere Gewalt lag in der Volksverbindung, 
von der das Compoſitionenrecht gerade die Mühe prak⸗ 
tiſche Seite fuͤr den einzelnen Freien war. Wie dieſe 
beiden Gewalten, Germaniſche Freiheit und Volksge⸗ 
walt, neben einander beftehen konnten, in welchen 
Punkten jene durch dieſe unter einen Zwang zu ſtehen 
kam, ohne doch ſelbſt zu verſchwinden, dieſe Frage wird 
im folgenden Kapitel beantwortet werden. N 


RB §. 3. ’ 
Vergleichung des Fehde⸗ und Compofi itionenrechts. 
8 Vergleicht man hiernach beide Rechte, das Fehde⸗ 
und das Compoſitionenrecht, wenn man das erſtere ſo 
nennen will mit einander, fo ergibt ſich folgendes Ber: 
haͤltniß zwiſchen ihnen: beide ſind hiſtoriſch betrachtet 
gleich alt, beide urſpruͤnglich; in der Idee aber iſt das 
Fehderecht das ältere „ naͤmlich das beſchraͤnkte und vor⸗ 
ausgeſetzte. Genau daſſelbe Verhaͤltniß, in welchem 


17 300 Vgl. Grimm uͤber eine Altgermaniſche Art der Mordſuͤhne. 
Zeitſchrift für geſchichtl. Rechtswiſſ., von Savigny, Eichhorn, 
"Sen. B. 1. S. 329 fg. s 
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die beiden Geſellſchaften zu einander ſtehen, wovon jene 
Rechte die wichtigſte praktiſche Seite bildeten; geſchicht— 
lich ſind Familie und Volk gleich alt, und doch iſt die 
Familie das bei der Volksverbindung Vorausgeſetzte. — 
Alſo ungeachtet jener beiderſeitigen Urſpruͤnglichkeit 
muß man ſich doch das Wehrgeld als das aus dem Fehde— 
rechte Hervorgegangene, durch die beſchraͤnkende Volks— 
gewalt Erzeugte, und die Stelle von jenem Vertretende 
denken. — Dieſer Zufammenhang, wonach die Com⸗ 
poſitionen in ihrem innerſten Weſen ſich auf die Fehde 
beziehen, laͤßt ſich aus den Germaniſchen Volksgeſetzen 
zur vollkommnen Evidenz nachweiſen, was jetzt gefchehen 
ſoll. Der Nutzen einer ſolchen Betrachtung für meinen 
Hauptzweck wird ſich unten aus Anwendungen davon 
en ergeben. | 
Schon der Ausdruck, womit in allen Germa⸗ 
. Geſetzen dasjenige, was der Verletzer dem Ver— 
letzten zu geben hatte, bezeichnet wird, Compoſitio, 


deutet ganz klar auf die Fehde hin, die dadurch guͤtlich 


beigelegt, componirt werden ſollte. Oefters heißt es 
auch, componere propter faidam, oder gar faidam 
require ſtatt compositionem requirere 17). 

2. Das Fehderecht war der Vorzug der Freiheit: 
daher hatten auch nur Freie ein Recht auf eine Compo⸗ 
ſition. Zwar ſetzen die Volksgeſetze meiſtens auch fuͤr die 
Toͤdtung und manche andere Verletzungen eines Unfreien 


11) Legg. Rotharis Reg. Langob. o. 188. — componat pro 
anagrip. solidos 20 et propter faidam alios 20.; ebenſo g. 190. 
und Legg. Liutprandi Reg. Lang. L. 6. c. 74. — Faida et 
anugrip non requiratur, 
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eine Buße feſt, was aber gar keinen andern Sinn hat, als 
wenn ſie manche Hausthiere, Jagdhunde, Falken u. a. 

beſonders auszeichnen und ihnen ein beſtimmtes Wehr— 
geld beilegen“); d. h. dieſe Genugthuung kam weder 
ihnen noch ihren Erben zu, ſondern dem Herrn, als 
dem eigentlich Verletzten „der allein eine Fehde dar— 
um hätte erheben koͤnnen 73). Eine Suͤhne an einen 
Unfreien gezahlt, an welchem nichts zu verſoͤhnen war, 
da er ſich nicht rächen konnte, würde gar keinen Sinn 
gehabt haben. — Hiervon darf jedoch eine ſehr merk— 
wuͤrdige Ausnahme nicht verſchwiegen werden. Bei den 
Friſen fielen von dem Wehrgelde eines erſchlagenen 
Liten zwei Drittel an den Herrn und ein Drittel an die 
Verwandten des Getoͤdteten *). Dieſe particulaͤre Ab⸗ 
weichung iſt aber ſo weit entfernt, die oben aufgeſtellte 


ice) Lex Baiuvar. 7 19.20.— Lex Fris. T. 4. c.4—8. 
13) Lex Baiuv. T. 4. De liberis qui per manum dimissi 
funt liberi, quomodo componantur. — Cap. 11. Si eum 
oceiderit, componat eum domino gu cum 40 solidis. Dies 
galt alſo bei einem Unfreien der edelſten Klaſſe, geſchweige denn 
bei den geringeren. Das Wehrgeld eines Homo Tabularius, 
d. h. eines Freigelaſſenen und Schutzhoͤrigen der Kirche, der ſonſt 
als ein Civis Romanus lebte, fiel nicht an ſeinen Erben, ſondern 
an die Kirche. Lex Ripuar. T. 68. C. 1. Et nullus tabu- 
larius denarium ante Regem praesumat iactare (um ſich in 
einen Homo Denarialis, d. h. einen Freigelaſſenen des Königs, zu 
verwandeln). Quod si fecerit 200 sol. culp. iudicetur, et 
nihilominus ipse tabularius et procreatio eius tabularii 
persistant, et omnes reditus status eorum (Wehrgeld und 
Compoſitionen) ad Ecclesiam reddant. (Vergl. noch unten 
Note 24.) 
14) Lex Pris. T. 15. c. 3. Compositio litilibrae 2 et unciae g, 
ex qua duae partes 5 dominum et tertia ad propinquos 
eius. 
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Regel zweifelhaft zu machen, daß ſie vielmehr eine ſehr 
intereſſante Beſtaͤtigung derſelben enthaͤlt; denn die Fri⸗ 
ſiſchen Liten hatten, was ſehr auffallend iſt, auch wirk⸗ 
lich das Fehderecht “); ein ganz offenbares Zeichen, daß 
ſie urſpruͤnglich ein freies Germaniſches Volk geweſen 
waren, dem die Friſen als Eroberer die perfönliche Frei⸗ 
heit beinahe ungeſchmaͤlert ließen „und nur die dingliche, 
das orale Eigenthum, entzogen. 

3. Conſequenter Weiſe haͤtten auch nur die Ger⸗ 
in und nicht die Roͤmer, die keine Fehde erheben 
konnten, das Recht auf ein Wehrgeld genießen muͤſſen. 
Doch ſcheint ihnen im Fraͤnkiſchen Reiche wirklich ein 
ſolches zugeſtanden zu haben“); wenn man nicht, wozu 
ich ſehr geneigt bin’), annehmen will, daß dies Roͤmer⸗ 
mann d, ſo wie bei andern koͤniglichen Schußhörigen, 

ozu die Roͤmer wegen ihrer Wehrloſigkeit gehören muß⸗ 
= an den König gezahlt wurde, der wirklich der Einzige 
war, der fuͤr einen an einem Roͤmer begangenen Mord 
geſuͤhnt werden konnte. Auf jeden Fall aber verdankten 
ſie dies Wehrgeld nicht ihrer Freiheit, denn nach Ger— 
maniſchen Begriffen mußten ſte fuͤr unfrei gehalten wer: 
den; ſondern der Gnade des Wa, n b Kater den 


ee 
ieh, 


15) Lex Fris. T. 2. c. 6. — si is, qui eum (litum) oceidit, 
infra patriam ee etc. — nec leudem solvat, sed inimi- 
citias propinquorum oceisi patiatur, donec se cum eis 
reconciliet. 

16) Lex Sal. ref. T. 43. c. 68. 

17) Denn in Lex Rip. T. 38. c. 29. werden der Dan regius, 
Romanus und tabularius in eine £inie geſtellt, und auf alle drei 
eine Regel angewandt, die in der Schutzhoͤrigkeit ihren Grund 
hat. Dieſelbe Zuſammenſtellung als Gegenſatz zum Ripuarier 
T. 66. c. 2. — S. unten Note 230. 307. a 
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Lombarden hatten ſie aber in der That keinen Anſpruch 
auf eine Compoſition, wie es ſich mehr als bloß wahr— 
ſcheinlich machen laͤßt. 8 
Legg. Liutprandi R. Lang. L. 6. c. 74. Si Ro- 
manus homo mulierem Langobardorum tulerit, 
et mundium ex ea fecerit, et post eius decessum 
ad alium maritum ambulaverit, sine voluntate 
heredum prioris mariti, faida et anagrip non 
requiratur. Quia postquam Romano se copula- 
verit, etipse ex ea mundium fecerit, Romana 
effecta eſt, et fili qui de eo matrimonio nascun- 
tur, um legem patris Romani sunt, et 
lege patris vivunt: et.zdeo faidam et anagrip mi- 
ni me componere debet , qui-cam tulit, sicut nec 
de alia Romana. 
Die Beleidigung, von der hier geſprochen wird, beſteht 
darin, daß Jemand eine Wittwe geheurathet hat ohne 
Einwilligung ihrer naͤchſten Verwandten, der Soͤhne aus 
der erſten Ehe, und ohne zuvor von ihrem Vormunde 
das Mundium, d. h. die eheliche Vormundſchaft, gekauft 
zu haben. Hiefuͤr fand nach Lombardiſchem Rechte 
eine doppelte Genugthuung Statt: die eigentliche und 
gewoͤhnliche Compoſition (kaida) an die nächften Ver⸗ 
wandten der Frau wegen der Beleidigung der Familie, 
und eine gleich große Summe noch beſonders an den 
Vormund der Frau wegen Verletzung ſeines Mundiums 
(anagrip) ). Beides fällt aber, dieſem Geſetze des 
Koͤnigs Luitprand zufolge, weg, wenn jene beleidigten 
‚Söhne, jo wie die Mutter ſelbſt, obgleich von Lombar— 


18) Legg. Roth. c. 190. 
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diſcher Abſtammung, nach Roͤmiſchem Rechte lebten. 
Offenbar wird alſo hier fuͤr eine Beleidigung die geſetz— 
liche Compoſition verſagt, bloß weil die beleidigten Per— 
ſonen Roͤmer ſind. — Was ſich hiegegen einwenden 
ließe, wäre, daß dem Roͤmiſchen Rechte jene Grundſaͤtze 
fremd ſind, und daher bey einem Roͤmer von keiner 
Beleidigung der Art, mithin auch von keiner Genug: 
thuung die Rede ſeyn konnte. — Darum kuͤmmerte 
ſich aber der Lombardiſche Geſetzgeber nicht: ihm, dem 
Lombarden, ſchienen die Roͤmiſchen Anverwandten der 
Frau allerdings verletzt, und nur aus der einen Ruͤck⸗ 
ſicht, daß ſie wegen dieſer Beleidigung eine Klage erhe⸗ 
ben moͤchten, kann er das Geſetz gegeben haben. 

Ganz entſcheidend iſt aber eine andere Beweisſtelle. 
In einer Veroneſiſchen Handſchrift alter Gerichtsformeln 
und Gloſſen zu den Lombardiſchen Geſetzen ??) findet 
ſich folgende Formel für Klage und Antwort, als Gloſſe 
zu einem Geſetze, das vom Morde und dem Rechte auf 
das Wehrgeld handelte: 

Der Fuͤrſprecher des Klägers ſpricht: Petre te ap- 
pellat Martinus quod tu oceidisti Donatum suum 
fratrem. Auf dieſe Forderung des Wehrgeldes ant⸗ 
wortet Petrus, wenn er unſchuldig iſt: De torto. 
Nun wird hinzugefuͤgt: Si dixerit (sc. Petrus): „ipse 
(Donatus) fuit Romanus, non respondebo tibi;“ 


* 


19) Bei Canciani Barbarorum leges anfiquae Vol. 2. p. 468, 
6. 15. Das Geſetz, worauf ſich dieſe Formel bezieht, iſt Legg. 
Liutprand. L. 2. c. 2. — Ueber die Veroneſiſche Handſchrift 
ſelbſt ſ. v. Savigny Geſchichte des Römiſchen Rechts im M. A. 
B. 2. S. 256. 
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aut probet (sc. eum fuisse Romanum) aut respon- 
deat. 

Alſo wenn ein Lombarde, der des Mordes ange— 
klagt wurde, beweiſen konnte, daß der Getoͤdtete ein 
Roͤmer geweſen, ſo war er dadurch von aller Anſprache 
wegen des Wehrgeldes frei; unſtreitig konnte er aber 
jetzt noch vom Fiscus belangt werden, wegen des Koͤnigs— 
bannes, der hier gewiß nicht minder entrichtet werden 
mußte, als für den Mord eines Lombarden ?). 

4. Daß die Geiſtlichen für ihre Perſon und die 
Kirche fuͤr ihre Hoͤrigen, obgleich ſie beide unfaͤhig wa⸗ 
ren eine Fehde zu erheben, ein ganz ſelbſtſtaͤndiges 
Recht auf ein Wehrgeld und auf Compoſitionen hatten, 
konnte die Germanen nicht im Mindeſten befremden, 
ſobald es ihnen klar geworden war, daß in dem Banne, 
durch den die Kirche fich rächen konnte, eine viel höhere 
Macht lag, als alle irdiſche Gewalt. 

5. Zur Theilnahme an einer Fehde waren die naͤch— 
ſten maͤnnlichen Verwandten der ſtreitenden Theile ver— 
pflichtet: daher hatten auch dieſe, und nur fie, Anſpruͤche 
auf einen Theil des Wehrgeldes ihres erſchlagenen Bluts— 
freundes ). Eben darum hatten fie aber auch die Ver- 


20) Legg. Rothar. c. 14. vgl. mit c. 13. 18. 1g. 

21) Tac. G. c. 21. — recipitque satisfaetionem universa do- 
mus. — Lex Sal. ref. T. 65. c. 1. Si alicuius pater occi- 
sus fuerit, medietatem compositionis filii colligant, et 
aliam medietatem parentes, qui proximiores fuerint, tam 
de materna quam de paterna generatione, dividant, — 
Legg. Liutprandi Lang. L. 2. C. 7... Quia filiae eius, eo 
quod femineo sexu esse probantur, non possunt ipsam fai- 
dam levare e ideo prospeximus ut ipsam compositionem non 
Tecıprante 
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bindlichkeit, zu Bezahlung des Wehrgeldes fuͤr die Mord 
that eines Mitverwandten beizutragen ). 

6. Das hoͤhere Wehrgeld, was bei allen Germa⸗ 
niſchen Voͤlkern der Adel hatte, erklärt ſich meiner Mei— 
nung nach aus ſeinem ſtaͤrkeren Fehderechte: wegen der 


freien Gefolgſchaften, welche zu halten ein Vorrecht des 


Adels war, konnte er zu jedem Privatkriege eine groͤßere 
Macht aufbieten, als der bloße Freie; er beſaß die Ger⸗ 
maniſche Freiheit in größerer Fuͤlle, daher auch das wich— 
tigſte eigentliche Freiheitsrecht, das Wehrgeld ). 

7. Die Compoſition war dergeſtalt das Aequivalent 
des Wehrgeldes, daß der Empfaͤnger von jener ſich eidlich 
verpflichten mußte, ſich des letztern weiter nicht zu bedie— 
nen. Fing er dennoch hierauf an mit den Waffen 
Rache zu ſuchen, ſo konnte ſein Gegner die bezahlte 


22) Lex Saxonum T. 2. c. 6. Si mordrum totum quis fece- 
rit, componatur primo in simplo, iuxta conditionem 
suam, cuius mulctae pars tertia a proximis eius, qui fa- 
cinus perpetravit, componenda est. — Nach der Saliſchen 
Gewohnheit, die unter dem Namen Chrenechruda bekannt 
iſt, hafteten die Anverwandten nur in subsidium, wann der 
Mörder ſelbſt nicht reich genug war. Lex Sal. ref. T. 61. Auch 
dieſe Verbindlichkeit wurde ſpaͤterhin aufgehoben, „quia per 
iplam cecidit multorum potestas.“ Decretio Childeberti 
Regis circa an. 595. c. 15. 


25) In einem andern Falle hat man von eben dieſer Ruͤckſicht gerade 
eine umgekehrte Anwendung gemacht: Bei allen Germaniſchen 
Völkern hatten die Frauen ein noch einmal fo großes Wehrgeld, 
als die Männer. Lex Alam. T. 67. 68. c. 3. — Lex Sax. T. 2. 
c. 2. — Legg. Roth. c. 26. 27. und die Lex Baiuv. T. 3. 
c. 18. b. 2. 3. druͤckt ſich hierüber ſo aus: Et quia femina cum 
armis defendere nequiverit, duplicem compositionem ac- 
eipiat. Si autem pugnare voluerit per audaciam cordis 
sui, sicut vir, non exit duplex eius compositio, 
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Compoſition zuruͤck⸗ und außerdem noch das Wehrgeld 
fordern fuͤr jeden in dieſer Fehde auf ſeiner Seite Geblie— 
benen ). Ebenſo hatte aber auch der Beleidigte, der 
die geſetzliche Genugthuung verſchmaͤhete und den Weg 
der Selbſthilfe ergriff, weiter keine Compoſition zu for: 
dern ). — Dieſe Ruͤckſicht, daß die Compoſitionen 


24) Legg. Rothar. c. 143. Si homo occisus fuerit liber aut 
servus, et de ipso homicidio compositio facta fuerit, et 
pro amputanda inimicitia sacramenta praesiita fuerint; et 
postea si contigerit, ut ille qui compositionem acceperit, 

' revindicandi causa occiderit hominem de parte, de qua 
compositionem acceperat, iubemus ut ipsam compositio- 
nem in duplum reddat, aut parentibus, aut domino servi.— 
Die Compoſition hatte daher durchaus die Natur eines Friedens— 
ſchluſſes nach einer wirklichen Fehde (ſ. die folgende Note). Da— 
her pflegte wie bei einem Friedensvergleiche, ebenſo auch bei der 
Bezahlung einer Compoſition, eine Urkunde aufgeſetzt zu werden, 
die in beiden Fällen einerlei Inhalt hatte: das Verſprechen, im 
erſten Falle des Siegers und Beſiegten, im zweiten des Klaͤgers 
und Beklagten, fortan mit einander in Ruhe und Frieden zu 
leben. — Muſter zu beiden Arten von Urkunden finden ſich in 
Marculfi Formul, L. 2. Form. 18. und Appendix Maro. 
Form. 51.; bei Baluzius T. II. p. 417, u. 463. 

25) Bei Gregor. Turon. Histor. Franc. L. 2. c. 47. findet fich 
eine ſehr intereſſante Beſchreibung von einer Fehde, von welcher 
der Schluß dieſer iſt: ein gewiſſer Chramniſind hatte zuletzt 
den Tod ſeines Vaters, Bruders und Oheims an dem Moͤrder 
Sichard zu raͤchen. Da dieſer nicht reich genug war, die ſchwe— 
ren Wehrgelder zu bezahlen, ſo bot Gregor von Tours aus dem 
Kirchenſchatze die Bezahlung dem Beleidigten an. Chramniſind 
aber verſchmaͤhte dieſes, und mordete, raubte und brannte auf 
den Beſitzungen des Sichard. Endlich kamen doch beide Theile 
vor Gericht, und nun erzaͤhlt Gregor: „Inventumque est a 
Iudicibus, ut qui nolens accipere prius compositionem, 
domos incendiis tradidit, medietatem pretii, (der 3 Wehr— 
gelder) quod fuerat ei iudicatum amitterit. Et hoc contra 
leges actum, ut tantum pacifici redderentur. aliam vero 
medietatem compositionis Sicharius redderet, Pune date 
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als ein geſetzlicher Erſatz für das nicht ausgeuͤbte Fehde⸗ 
recht bloß dazu dienen ſollten, Ruhe und Frieden ſo viel 
moͤglich zu befoͤrdern, gibt Koͤnig Rotharis als den 
einzigen Grund an für die Erhöhung, die er in der bis— 

herigen Compoſitionentaxe vornahm ). 
| 8. Es iſt unſtreitig den Sitten der Germanen 
durchaus angemeſſen, wenn man annimmt, daß Ge— 
waltthaͤtigkeiten von Frauen verübt nicht leicht bei ihnen 
vorkamen: daß aber, wenn ſie ſich wirklich ereigneten, 
es auch einem Manne hoͤchſt ſchimpflich geweſen waͤre, 
um eine ſolche von Weibern erlittene Gewalt ſich zu raͤ⸗ 
chen und eine Fehde zu erheben. Ganz gewiß war dies 
der einzige Grund, warum Koͤnig Rotharis ſeinen 
Lombarden ein fuͤr allemal erklaͤrte, daß er von einer 
Klage auf die Compoſition wegen eines von Weibern 
veruͤbten feindlichen Ueberfalles gar nichts wiſſen wollte, 
und eine ſolche Beſchuldigung für unſinnig hielte *). 
Und doch kam dies bei den ſchon ſehr entarteten Lombar— 
den wirklich vor. Wer ſich vorgenommen hatte, Jeman— 
dem 


ab Ecclesia argento, quae iudicaverant, acceptaque secu- 

ritate componunt: datis sibi partes invicem sacramentis, 

ut nullo unquam tempore contra alteram pars altera mus- 

sitaret. Alſo war es contra leges, daß Chramniſind noch die 
Hälfte des Wehrgeldes erhielt: er haͤtte eigentlich gar nichts zu 

fordern gehabt. 

26) Legg. Rothar. c. 74. In omnibus istis plagis ac feritis 
superius descriptis — ideo maiorem compositionem posui- 
mus, quam antiqui nostri, ut faida, quod est inimicitia, 
post compositionem acceptam poftponatur, et amplius non 
requiratur, ned dolus teneatur, sed causa sit fiuita, emi- 
citia manente. 


27) Legg. Rotharis Lang. C. 285. 
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dem Schaden zuzufuͤgen, pflegte dies auf eine Weiſe 


auszufuͤhren, bei der ihn die Sitte vor der Rache des 
Beleidigten und das Recht vor jeder Buße ſicherte. Er 
bewaffnete eine große Schaar von Weibern und ließ 
durch dieſe den beabſichtigten Hof erſtuͤrmen und ver— 
wuͤſten. Koͤnig Liutprand ſah endlich den großen 
Uebelſtand ein, daß fuͤr ſolche Bosheit weder Rache 
noch geſetzliche Genugthuung moͤglich war, und verord— 
nete, daß es in dieſem Falle dem Angegriffenen, der 
nicht Mannſchaft genug hatte die Weiber zuruͤckzutreiben 


oder ſonſt unſchaͤdlich zu machen, erlaubt ſein ſollte, ſie 


ſowohl zu verwunden als zu toͤdten, ohne dafuͤr zu einer 
Geldbuße verpflichtet zu werden; und daß außerdem die 
Weiber noch von Seiten der Obrigkeit durch Staupen⸗ 


ſchlaͤge gezuͤchtigt werden ſollten ). 


Aus allem dieſem ſcheint es mir ganz unbezweifelt 
gewiß, daß bei den Compoſitionen jedesmal das Fehde— 
recht als eine nothwendige Bedingung vorausgeſetzt 
wurde: nur der konnte fuͤr eine Verletzung eine Buße 
fordern, der ſich ſelbſt zu rächen im Stande geweſen 
waͤre, und dies auch nur in ſolchen Faͤllen, wo die Sitte 
die Fehde geſtattet haben würde. Das Recht auf eine 
Compoſition floß daher auch nur aus der Germaniſchen 
Freiheit, und keinesweges war es, fo wie unſer Crimi— 
nalrecht, in der offentlichen Gewalt, in einem allge— 
meinen Schuße des Staates auf eine abſolute Weiſe 
begruͤndet. Wer unter den Germanen ſich nicht ſelbſt 
zu ſchuͤtzen vermochte, um den kuͤmmerte die Volksgewalt 


28) Legg. Liutprand. L. 6. c. 88. 
Rogge Germ. N. B 
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ſich gar nicht. Hieraus allein ſchon laͤßt ſich vermuthen, 
wie wenig Aehnliches mit unſerm Proceſſe das Germa⸗ 
niſche Gerichtsverfahren gehabt haben kann. 


Zweites Kapitel.» 
Genoſſenſchaften und Frieden der Germanen. 


H. 4. 
Einleitung. 

In Beziehung auf das innere Leben und die friedli— 
chen Angelegenheiten eines Germaniſchen Volks bildeten 
die Volksgemeinden der einzelnen Gaue, fede fuͤr ſich, 
ein abgeſchloſſenes und bleibendes Ganzes. Die Verei— 
nigungen mehrerer Gaue zu Herzogthuͤmern oder Voͤlker— 
buͤnden machten urſpruͤnglich keinesweges eine ſoviel um— 
faſſendere Grundlage innerer Verfaſſung aus: theils 
wegen des bloß kriegeriſchen Zweckes von dergleichen 


Verbindungen, theils wegen ihrer vorübergehenden Dauer, 


wenn ſie auch wirklich einigen Einfluß auf innere Ver⸗ 
haͤltniſſe haben mochten *). Hier kommen daher die 
Germanen nur als Einwohner eines Gaues in Betracht. 

Die ganze Verfaſſung, in der das innere Leben der 
Germanen ſich bewegte, hatte eine zwiefache Grundlage 
und bezog ſich auf einen zwiefachen hierauf ruhenden 
Frieden. 1) Die Volks einheit der in einem Gaue 
lebenden Freien, worauf der gemeine oder Volks- 


29) Vgl. v. Savigny Geſch. des R. R. im M. A. B. 1. S. 139. 


und Eichhorn a. a. O. S. 77 und 79. Note h und i. 
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frieden beruhete. 2) Der von Sherikhuikiin Genoſ— 
ſenſchaften bewohnte und benutzte Grund und Boden: 
Markgenoſſenſchaft, Markfrieden. 


. 
Verhaͤltniß der Volksgewalt zur Freiheit der Germanen. 

Durch die Volksverbindung waren ſaͤmmtliche in 

einem Gaue lebenden Freie und Edele zu einer großen, 

und in den kleineren Bezirken des Gaues, Hunderten, 
zu kleineren Genoſſenſchaften vereinigt, welche alle einen 
doppelten Zweck hatten, Sicherung des Rechts und des 
gemeinen Friedens; d. h.: 

1. ſie gewaͤhrten jedem einzelnen Mitgliede die oͤffent— 
liche Entſcheidung aller eigentlichen Rechtsfragen, 
die ihn betrafen, aller Streitigkeiten uͤber das Da— 
ſein und die Wirkungen wahrer Rechtsverhaͤlt— 
niſſe; 

2. ſie ſollten jedem Einzelnen den gemeinen Frieden 
ſichern, d. h. ihm zur geſetzlichen Genugthuung 
verhelfen fuͤr jede an Leib, Ehre und Gut erlittene 
Verletzung. 

Dies fuͤhrt uns auf die wichtige Frage: wie war Recht 
und Frieden unter den Germanen moͤglich neben der 
Freiheit des Einzelnen, da beides eine hoͤhere Gewalt 
vorausſetzt? 

Erſtens. Das Recht exiſtirte unter den Germanen 
in der vollkommenſten Kraft, weil es nirgends uͤblich 
war eigentliche Rechtsſtreitigkeiten durch eigene Gewalt 
zu entſcheiden. Der Rechtszwang, den die Germaniſche 
Sitte gejtattete, war jedoch, ſoweit das Vermoͤgen fein 
Object bildete, unbedingt nur bei obligatoriſchen Strei— 

B 2 
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tigfeiten möglich. Denn in der Vindieation des Eigen: 
thums lag meiftens auch die Behauptung, daß der Be 
klagte die Sache auf eine unrechtmaͤßige Weiſe in ſeinen 
Beſitz gebracht hatte, alſo die Beſchuldigung eines Frie— 
densbruches, der der Sitte zufolge jedesmal auch durch 
die Waffen ausgeglichen werden konnte. (ſ. unten §. 41.) 
Der Zwaug zum Schutze eigentlicher Rechte beſtand 
in Folgendem: 

1. Der Beklagte, von dem die Erfuͤllung eines Verſpre⸗ 
chens, die Ruͤckgabe einer geliehenen Sache, oder 
die Ueberlieferung einer verkauften Sache gefordert 
wurde, mußte ſich vor Gericht ſtellen: weigerte er 
ſich deſſen nach der geſetzlichen Anzahl von Vorla⸗ 
dungen binnen beſtimmter Friſten, ſo wurde gegen 
ihn als einen Zegitime admallatus verfahren: der 
Richter legte Hand an ſein Vermoͤgen und nahm 
ſoviel davon weg, als zur Befriedigung des Klä- 
gers gehoͤrte. 

2. War er der Schuld vor Gericht eingeſtaͤndig oder 
überführt worden, fo hieß er ein legitime iecti- 
vus, jactivus oder adiactivus (gichtig, von ja⸗ 
hen, eingeſtehen) und es bedurfte weiter keiner 
Vorladungen: ſondern wenn er nicht leiſtete, wozu 
er verpflichtet war, ſo fand ſofort daſſelbe Ver⸗ 
fahren Statt als gegen einen legitime admal- 
latus 3). 


30) Lex Sal. ref. T. 52. c. 2. ſ. unten Note 155. und vgl. 
Wiarda Geſchichte und Auslegung des Saliſchen Geſetzes, 
S. 200 fg. — Die Lex Ripuar. T. 32. c. 5. 4. nennt dieſe 
Execution strudio legitima, d. h. geſetzlicher Raub, von ſtru— 
dan, rauben, mit Gewalt nehmen. (ſ. Eckard's Commentar zu 
dieſer Stelle.) 
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Zweitens. Ganz anders ſtand es bei einem Streite 
wegen eines Friedensbruches, d. h. einer Verletzung. 
Soviel iſt zuvoͤrderſt aus dem, was oben über die Ger: 
maniſche Freiheit bewieſen iſt, als gewiß anzunehmen: 
weder der Beleidigte konnte gezwungen werden ſich der 
Klage ftatt der Fehde zu bedienen *), noch der Belei— 
diger oder Beſchuldigte ſich auf eine andere Weiſe, als 
durch eigne Gewalt zu vertheidigen. In gewiſſer Weiſe 
aber muß doch auch hier die Volksgewalt wirkſam gewe— 
fen ſeyn, oder der Volksfrieden war ein bloßes Phanz 
tom. — Nach meiner Anſicht waren es folgende Punkte, 
in denen hier die Freiheit des Einzelnen unter einen 
Zwang der oͤffentlichen Gewalt zu ſtehen kam: 

1. Wer eines Friedensbruches angeklagt wurde, mußte 
gleichfalls vor Gericht erſcheinen. Weigerte er 
ſich deſſen, fo konnte die öffentliche Gewalt freilich 
ſein Vermoͤgen nicht antaſten, weil noch gar keine 
Schuld vorhanden war, die erſt durch die Verur—⸗ 

jſbtheilung in das Wehrgeld, oder die ſonſtige gefeßs 
liche Buße begruͤndet werden ſollte; eben ſo wenig 
durfte die Perſon des Beklagten zur Haft gezogen 
werden, weil dieſe überhaupt der Regel nach für 
den Richter unantaſtbar war. Es blieb nur ein 
vr Ausweg übrig: ein Solcher wurde aus der Genof- 
ſenſchaft der Volksgemeinde ausgeſchloſſen, aus 
der Vereinigung freier Familien, die ſich zum ges 
meinſchaftlichen Frieden verbunden hatten, und fo 
wurde er außer Frieden geſtellt: jetzt durfte ſich 
Niemand, ohne den Gerichtsbann, der uͤber jenen 


\ 3¹) Eichhorn a. a. O. ©. 215, 


22 


Zweites Kapitel. 


ausgeſprochen war, zu verletzen und dafür bruch— 
faͤllg zu werden, auf irgend eine Weiſe feiner an— 
nehmen. So ſtand er der Rache ſeines Klaͤgers 
preisgegeben, oder mußte als ein Fremdling ohne 
Schutz und Frieden in andern Gauen van 
irren 35). 

Der vor Gericht erſchienene Friedbrecher mußte 
Re: ob er die geſetzliche Buße zahlen oder es 


32) Pactus Leg. Sal. T. 26. c. 1. ſpricht von der Klage auf eine 


Compoſition: ... Sin ista omnia impleverit, qui eum ad- 
mallat, et ille qui admallatur ad nullum placitum venire 
voluerit, tunc Rex ad quem mannitum est, eum extra 
sermonem suum ponat, et quicunque eum aut paverit, 
aut hospitium illi dederit, si fuerit uxor propria, sol. 15 
eulp. ind, Der sermo regis iſt hier ſchon an die Stelle des 
Volksfriedens getreten. Von gleichem Inhalte iſt Lex Sal. ref, 
T. 39.) wo außerdem noch des ſiskaliſchen Rechtes erwahnt wird, 
nach welchem das Vermögen des Geaͤchteten in die Hand des 
Koͤnigs fiel, oder deſſen, dem er dies Regale übertragen hatte. 
Spaäterhin fand dies, mit Ausnahme der Streitigkeiten über 
Geburtsrechte (Freiheit und Erbfolge), bei jeder Klage Statt, 
wenn der Beklagte ſich weigerte zu Recht zu ſtehen. Cap. I. a. 
819. c. 12... rebus eius in bannum missis venire et iusti- 
tiam facere compellatur; fo daß, wenn der Beklagte in Jahr 
und Tag nicht vor Gericht erſchien, nach Befriedigung des Klaͤ⸗ 
gers fein Vermögen confiscirt blieb. Vgl. Eichborn a. a. O. S. 462. 
In Beziehung auf das Achtsverfahren fand aber auch nach den 
Capitularien der urſpruͤngliche Grundſatz Statt, daß es bloß bei 
Friedensbruͤchen eintrat und niemals bei Civilſachen. Herr Hof— 
rath Eichhorn S. 463. Note e und S. 214. d. a. O. iſt der Mei⸗ 
nung, daß dieſe Ausſchließlichkeit der Acht fuͤr Criminalſachen 
ſich erſt in ſpaͤterer Zeit gebildet habe, und daß ſie urſpruͤnglich 
bei jeder Klage eingetreten ſei, auf welche der Beklagte ſich weis 
gerte vor Gericht zu erſcheinen. Dieſer Anſicht kann ich unmoͤg⸗ 
lich beipflichten: denn auf der einen Seite laͤßt ſich, ſoviel ich 
ſehe, für eine ſolche weſentliche Aenderung im Procefie kein hiſto⸗ 
riſcher Grund angeben; und auf der andern widerſprechen ihr 
die Note 30 angef. Stellen, wie mir ſcheint. 
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lieber auf die Fehde ankommen laſſen wollte; zwi⸗ 
ſchen dieſen beiden Arten der Genugthuung hatte 
er aber auch ganz freie Wahl 32). Ein Zwang 
zur Compoſition war gar nicht moͤglich, ohne die 
Freiheit des Beklagten zu verletzen. 


3. Erflärte ſich der Beklagte für die Compoſition, 
guͤtliche Beilegung der Fehde, ſo wurde die Groͤße 
derſelben von den Urtheilfindern beſtimmt: und nun 
war die Fehde in der That componirt; denn jetzt 
konnte nicht weiter von einem Friedensbruche die 
Rede ſeyn, ſondern nur von einer uͤbernommenen 
und zugleich gerichtlich erwieſenen Schuld; der 
Verletzer war nunmehr ein legitime adiactivus, 


35) Lex Sax. T. 2. c. 3. Litus si per iussum vel consilium 
domini sui hominem occiderit, ut puta nobilem, domi- 
nus compositionem persolvat vel faidam portet. Man fonnte 
vielleicht annehmen wollen, daß dieſe Alternative auf die Wahl 
des Klaͤgers bezogen und ergaͤnzt werden muͤßte: prout placue- 
zit proximo occisi. Dieſe Erklaͤrungsart wuͤrde aber alles ge⸗ 
gen ſich haben. Denn 1) in dieſem Geſetze kommt nur Ein Sub⸗ 
ject vor, worauf ſich jene Alternative beziehen läßt, der domi- 
nus. 2) Jedes Geſetz ſetzt ganz nothwendig den Fall voraus, 
daß geklagt werde. Erhob der Beleidigte ſtatt der Klage die 
Fehde gegen den Friedbrecher ſo gehörte die Sache auch gar 
nicht vor die Beurtheilung eines Gerichts. Es bleibt alſo nur 
die natuͤrliche Erklaͤrungsart uͤbrig, die den oben aufgeſtellten 
Rechtsſatz ergibt. Hiemit ſtimmt auch ganz genau überein Legg. 
Eduardi Confess. e. 12. (bei Canciani Vol. 4. p. 536.): Pa- 

rentibus occisi fiat emendatio aut guerra eorum portetur, 
Val. auch noch unten Note 56. Anderer Meinung iſt jedoch 
Eichhorn a. a. O. S. 36. Die hier angefuͤhrte Stelle aus Taci— 
tus ſpricht aber nur von den geſetzlichen Bußen uͤberhaupt, und 
beweiſet keinesweges, daß der Verletzer zur Bezahlung derſelben 
gezwungen werden konnte. N \ 


* 
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gegen deſſen Vermoͤgen die Execution verfuͤgt wer— 

den konnte 3). 

Der Fall, wo der Angeklagte die That ſelbſt laͤug⸗ 
nete, ohne ſich darum der Fehde zu unterziehen „ gehört 
in die Unterſuchung des gerichtlichen Verfahrens. 

Der Zwang, der dem freien Germanen durch die 
Volksgewalt widerfuhr, wenn uͤber einen Friedensbruch 
geklagt wurde, ging alſo nicht weiter, als daß er auf 
jede Anklage, die gegen ihn erhoben wurde, zum Suͤhn⸗ 
verſuche erſcheinen mußte 3°): dies war der Sinn des 
Germaniſchen Volksfriedens. Denken wir uns. unfre 
Vorfahren als ein Volk, dem Lügen und Verſtellung 
fremd waren, ſo war durch ſolche Suͤhnverſuche auch 
alles gewonnen, was ſie zur Erhaltung ihres Friedens 
wuͤnſchen konnten. Aus Wort und Miene des Ange⸗ 
klagten mußte es allen Anweſenden klar werden, wenn 
ſie es noch nicht wußten, ob er ſchuldig oder unſchuldig 
war; und hiernach war es ohne Zweifel auch entſchieden, 
wenn es zur Fehde kam, auf weſſen Seite ſich der Sieg 


34) Das in Lex Sal, ref. T. 52. c. 2. (ſ. Note 153.) beſchriebene 

Verfahren gegen einen legitime jactivus bezieht ſich vorzüglich 
auf einen Schuldner der obigen Art, wie ſich aus dem Schluſſe dieſer 
Stelle ganz klar ergibt, wo von dem Fredus die Rede iſt, den 
der Graf etwa noch zu fordern haben moͤchte, alſo von einem 
Friedensbruche. 
35) Hiefuͤr, daß die bloße Verſoͤhnung und Friebe der 
eigentliche Zweck eines Germaniſchen Volksgerichts war, iſt das von 
Gregor von Tours (ſ. oben Note 25.) erzählte Beiſpiel ſehr ſpre⸗ 
chend: um doch nur Frieden zu bewirken, ſprechen hier die Urtheil⸗ 
finder ſogar gegen das Recht, offenbar weil die Umſtaͤnde es noͤthig 
machten, indem der eine von den ſtreitenden Theilen dem andern 
an Macht uͤberlegen war, und ſich ſonſt nicht ſo leicht zur Ruhe 
begeben haben wuͤrde. 
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neigen wuͤrde. In den Germaniſchen Geſetzen liegt 
ganz offenbar die Vorausſetzung zum Grunde, daß der 
Beleidigte jedesmal eine größere Macht hat als der Ber 
leidiger: darum wird es wirklich wie eine Art Strafe 
ausgeſprochen, wenn es von einem Friedbrecher heißt, 
er ſoll inimicitias oder faidam portare, als ob der 
Beleidigte dabei nicht ebenſoviel zu wagen gehabt hatte. 


H. 6. 
Geſammtbuͤrgſchaft. 

Außer dem ſo eben entwickelten Zwange, den die 
Volksgewalt zum Zwecke der Verſoͤhnung feindlicher 
Freien enthielt, begruͤndete die Volksverbindung noch 
eine andere etwas entferntere Sicherheit fuͤr den gemei— 
nen Frieden durch die Geſammt buͤrgſchaft, ver 
"möge deren eine Germaniſche Gemeinde jedem ihrer Mit- 
glieder Für das Wehrgeld feiner Blutsfreunde und für 
ſeine Compoſitionen wegen jedes von einem andern Ge— 
meindegliede an ihm veruͤbten Friedbruches haftete, wenn 
der Schuldige ſelbſt und feine mit ihm zur Buße ver: 

pflichtete Familie nicht Zahlung leiſten konnte. So wa: 
ren alſo die Glieder jeder Gemeinde fuͤr den gemeinen 
Frieden unter einander verbuͤrgt; und auf dieſelbe Weiſe 
waren es die verſchiedenen kleineren Gemeinden unter ein⸗ 
ander durch die Volksverbindung des ganzen Gaues“). 
Natuͤrlich konnte aber die Verbindlichkeit der Gemeinde 
aus der Geſammtbuͤrgſchaft nicht weiter gehen, als die 


36) Vgl. hierüber Eichhorn a. a. O. S. 57. — Derſelbe über den 
Urſprung der ſtaͤdtiſchen Verfaſſung in Deutſchl.; in d. Zeitſchr. 
f. geſchichtl. Rechtswiſſ. B. 1. S. 170 fg. und Moͤſer's Osna⸗ 
bruͤckiſche Geſchichte, Th. 1. S. 26 fg. 


* 
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Verbindlichkeit des Friedebrechers, fuͤr den ſie haftete, 
welcher ſelbſt erſt von dem Augenblicke zur Bezahlung 
der Compoſition verpflichtet war, da er ſich vom Volks— 
gerichte dazu verurtheilen ließ: fruͤher war keine Schuld 
vorhanden, haftete daher auch die Gemeinde fuͤr nichts. 
In dieſer Bedeutung genommen gehoͤrte die Geſammt⸗ 
buͤrgſchaft in der That auch ganz nothwendig zur Vollen⸗ 
dung des gemeinen Friedens: ſollte der Beleidigte ſich 
bewogen fuͤhlen, ſtatt der Fehde die Friedensvermittlung 
des Volksgerichts zu ſuchen, ſo mußte dieſes, d. h. die 
Gemeinde, auch die Guarantie fuͤr die Erfüllung der 
Friedensbedingungen übernehmen, die es ſelbſt aufgeſtellt 
hatte, naͤmlich fuͤr die Bezahlung der Compoſition. Ohne 
eine Guarantie iſt jede Friedensvermittlung ohne Kraft. 
Dieſe Anſicht von der Geſammtbuͤrgſchaft bewaͤhrt 
ſich ganz vorzuͤglich durch eine Stelle der Friſiſchen 
Volksgeſetze, die eine nähere Betrachtung um fo mehr 
verdient, da in den geſchriebenen Germaniſchen Volks⸗ 
rechten, außer den Angelſaͤchſiſchen Geſetzen, ſich ſo 
wenige Spuren von dem Daſein jenes Inſtitutes finden. 
Lex Fris. T. 2. c. 1. Si nobilis nobilem per 
ingenium alio homini ad oceidendum exposuerit, 
et is qui eum oceidit, patria relicta profugerit, 
qui eum exposuit, tertiam partem leudis com- 
ponat. 5 
c. 2. Si vero homicida non fugerit, nihil sol- 
vat, sed tantum inimicitias propinquorum homi- 
nis occisi patiatur, donec quomodo potuerit eo- 
rum amieitiam adipiscatur. 
Zuerſt iſt eine mögliche Auslegungsweiſe dieſes Textes 
aus dem Wege zu räumen. Man koͤnnte naͤmlich, da 


% 


1 
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die Worte an und fuͤr ſich etwas dunkel ſcheinen, das 
zweite Kapitel als einen ſelbſtſtaͤndigen Satz betrachten, 
und hier das „nihil solvat”. auf den homicida beziehen 
wollen, welches dann weder das, was ich daraus herzu— 
leiten bemuͤht bin, noch uͤberhaupt einen deutlichen Sinn 
ergeben wuͤrde 37). Daß aber dieſes „nihil solvat“ 
nicht alſo, ſondern auf den qui eum exposuit im erſten 
Kapitel bezogen werden muß, ergibt ſich ganz offenbar 
aus dem nachfolgenden Texte dieſes Titels, beſonders 
aus cap. 5 und 8., wo von demſelben Falle die Rede iſt, 
als hier cap. 1., nur mit der Verſchiedenheit, daß die 
dabei vorkommenden Perſonen zu einem andern Stande 
als zum Adel gehören: und hier heißt es „expositor 
nec iuret, nec aliquid solvat. — a Inhalt obiger 
Stelle iſt demnach dieſer: 

Ein Edler hat einen Menſchen angeſtiftet, um 
einen andern Edeln zu morden, und dieſer Mord iſt 
wirklich vor ſich gegangen. Hierin ſind zwei Friedens— 
bruͤche enthalten: außer dem Morde noch die Anſtiftung 
deffelben 3°); für den erſtern beträgt die geſetzliche Suͤhne 
die Leudis, fuͤr die letztere ein Drittel der Leudis. Auf 
die Leudis haben die Verwandten des Erſchlagenen ganz 
unbedingt das Recht eine Klage gegen den Moͤrder zu 
zu erheben, davon ſpricht daher dieſe Stelle auch weiter 
gar nicht. Was aber das Drittel der Leudis betrifft, 


57) So verſteht z. B. Siccama dieſe Stelle: er bezieht das „inimi- 
citias patiatur auf den homicida; ſ. deſſen Commentar 
hiezu. 

38) Auch die Lex Sal. ref. T. 30. betrachtet die Anſtiftung des 
Mordes als einen beſondern vom Morde ſelbſt verſchiedenen Frie⸗ 
densbruch . 
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fuͤr die Anſtiftung des Mordes, ſo macht das Geſetz 
einen Unterſchied: in einem Falle (cap. 1.) geſtattet es 
auch hierauf eine Klage, dagegen in einem andern 
(cap. 2.) verweigert es die gerichtliche Verſöhnung und 
geſetzliche Compoſition (nihil solvat) und uͤberlaͤßt es den 

Verwandten, ſich durch die Fehde Genugthuung zu ver— 

ſchaffen. 

Dieſe auffallende Beſtimmung erklaͤrt ſich ganz 11 
friedigend nur durch folgende Vorausſetzungen, die ich 
deshalb als bewieſen annehme: 

1. Die Leudis war der Werth, um welchen jeder Sriefe 
in feiner Volksgemeinde verbuͤrgt war. Daher 
haftete die ganze Gemeinde wegen der Geſammt⸗ 
buͤrgſchaft niemals fuͤr mehr, bei einem Morde, 
als fuͤr die einfache Leudis Wes en, Mit⸗ 
gliedes. 


2. Die Volksgemeinde baftete fuͤr die Bezahlung jeder 


Compoſition, auf welche in ihrem Gerichte erkannt 

worden, aber auch nur ſofern 5 een ge⸗ 

ſchehen war. 
Daher (cap. 1.): war der Moͤrder, bächvie ab fer 
willig oder wegen Verbannung fuͤr ſeine Weigerung vor 
Gericht zu erſcheinen, entflohen, war alſo gar kein 
Suͤhnverſuch und kein Erkenntniß auf die Leudis vorge⸗ 
kommen, ſo war auch die Gemeinde nicht dafuͤr Buͤrge 
geworden und geſtattete nun den Verwandten des Er⸗ 
mordeten noch die Klage auf das Drittel der Leudis ge⸗ 
gen den Mordanſtifter. War aber (cap. 2.) der Moͤr⸗ 
der in der Heimath geblieben, ſo ſetzte dies voraus: 
1) daß er vor Gericht entweder ſchon erſchienen war, 
oder noch erſcheinen wollte; weil im entgegengeſetzten 
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Falle die Verbannung ihn zur Flucht genoͤthigt haben 
wuͤrde. 2) Daß er zur Bezahlung der Leudis entweder 
ſchon verurtheilt worden war, oder doch bereit dazu war, 
dies Urtheil uͤber ſich ergehen zu laſſen. Denn es ſtand 
ihm zwar frei, ſich ſtatt deſſen zur Fehde zu erbieten: 
hier aber, wo die Mordthat als gewiß und unlaͤugbar an— 
genommen wird, haͤtte ihm dies nichts geholfen, weil er 
keine Gefaͤhrten zur Unterſtuͤtzung in der Fehde, wohl 
aber der Klaͤger mehr als hinreichend gefunden haben 
wuͤrde: es waͤre ihm alſo auch dann nur die Flucht uͤbrig 
geblieben. In dem Falle, der hier angenommen wird, 
hatte alſo die Volksgemeinde chen für die ganze Leudis 
die Guarantie entweder wirklich uͤbernommen oder doch 
mit Gewißheit noch zu uͤbernehmen, und ließ ſich daher auf 
die Verſoͤhnung der Verwandten des Erſchlagenen mit 
dem Anſtifter des Mordes nicht ein, um nicht auch noch 
fuͤr das Drittel der Leudis Buͤrge zu werden. 

Da dieſes Geſetz, als Volksrecht, fuͤr alle Volks— 
gerichte, mithin auch fuͤr das Gaugericht galt, ſo dient 
es zugleich zum Beweiſe, daß nicht bloß die kleineren 
Gemeinden, wie man ſonſt leicht annehmen moͤchte, 
ſondern auch die ganze Volksgemeinde des Gaues durch 


eine Geſammtbuͤrgſchaft verbunden war. 


§. 7. 
Charakteriſtik des Germaniſchen Volksfriedens. 
Nichts war den Germanen ſo fremd, als ein 
Strafrecht: ſtatt deſſen hatten fie ihren Volksfrieden, 
und dieſer beſtand weder in einer ſchuͤtzenden noch in einer 
drohenden Gewalt, — denn der freie Germane ließ ſich 
nicht ſchuͤtzen noch drohen — ſondern in dem Antheile, 
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den das ganze Volk durch Gericht und gemeine Guaran⸗ 
tie an der Verſoͤhnung erzuͤrnter Freien nahm. Die 
ältefte hiſtoriſche Grundlage des deutſchen Crimimalrechts 
iſt daher eine ſo edle, wie ſie kein anderes Volk gehabt 
hat, und die ſelbſt unſre Philoſophen nicht einmal unter 
den moͤglichen Grundprincipien eines Criminalrechts auf— 
ſtellen — eine reine Verſoͤhnungstheorie; ſehr verſchie— 
den von der Vergeltungslehre: nur Unfreie konnten eine 
Strafe, als die von hoͤherer Hand geuͤbte Vergeltung, 
von ihrem Herrn empfangen. Es laͤßt ſich daher von 
ſelbſt erwarten, daß in dem Germaniſchen Compoſitio— 
nenrechte ganz andere Ideen die leitenden waren, als in 
einem bürgerlichen Strafrechte. Pſychologiſche Ruͤck— 
ſichten waren jenem durchaus fremd. Wer dem Ger— 
manen zu nahe getreten war, mußte ihn verſoͤhnen auf 
die geſetzliche Weiſe, oder feine Rache empfinden, gleich— 
viel ob er dafuͤr gekonnt hatte oder nicht. Denn wenn 
er auch wirklich ganz ohne Abſicht ihm weh gethan hatte, 
ſo wurde er doch unfehlbar dadurch ſein wahrer Belei— 
diger, daß er ihn wegen des Schmerzes nicht durch die 
geſetzliche Compoſition befünftigen wollte. Eine ſehr 
natürliche Folge war es aber, daß in ſolchen Faͤllen die 
Fehde fuͤr unerlaubt gehalten wurde, ſobald der unſchul— 
dige Verletzer zur Compoſition ſich bereit zeigte; waͤhrend 
bei einer abſichtlichen Beleidigung der Verletzte die Geld— 
buße gar nicht anzunehmen brauchte, wenn er die Rache 
vorzog 35). 8 


39) Lex Saxon. T. 12. c.5. Si ferrum manu elapsum, homi- 
nem percusserit, ab eo cuius manum fugerat, compona= 
tur, excepta faida. Noch deutlicher druͤcken ſich die Lombardi⸗ 
ſchen Geſetze uber ähnliche Faͤlle aus: wer ohne feinen Willen 
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Falle die Verbannung zur Flucht genoͤthigt haben würde, 
2) Daß er zur Bezahlung der Leudis entweder ſchon 
verurtheilt worden war, oder doch bereit dazu war, dies 
Urtheil uͤber ſich ergehen zu laſſen. Denn es ſtand ihm 
zwar frei, ſich ſtatt deſſen zur Fehde zu erbieten: hier 
aber, wo die Mordthat als gewiß und unlaͤugbar ange 

nommen wird, [hätte ihm dies nichts geholfen, weil er 
keine Gefaͤhrten zur Unterſtuͤtzung in der Fehde, wohl 
aber der Kläger mehr als hinreichend gefunden haben 
würde: es wäre ihm alſo auch dann nur die Flucht uͤbrig 
geblieben. In dem Falle, der hier angenommen wird, 
hatte alſo die Volksgemeinde ſchon fuͤr die ganze Leudis 
die Guarantie entweder wirklich uͤbernommen oder doch 
mit Gewißheit noch zu uͤbernehmen, und ließ ſich daher 
auf die Verſoͤhnung der Verwandten des Erſchlagenen 

mit dem Anſtifter des Mordes nicht ein, um nicht auch 
noch fuͤr das Drittel der Leudis Buͤrge zu werden. 

Da dieſes Geſetz, als Volksrecht, für alle Wolfe: 
gerichte, mithin auch fuͤr das Gaugericht galt, ſo dient 
es zugleich zum Beweiſe, daß nicht bloß die kleineren 
Gemeinden, wie man ſonſt leicht annehmen moͤchte, 
ſondern auch die ganze Volksgemeinde des Gaues durch 

eine Geſammtbuͤrgſchaft verbunden war. 


H. 7. 
Charakteriſtik des Germaniſchen Volksfriedens. 
Nichts war den Germanen ſo fremd, als ein 
Strafrecht: ſtatt deſſen hatten ſie ihren Volksfrieden, 
und dieſer beſtand weder in einer ſchuͤtzenden noch in einer 
drohenden Gewalt, — denn der freie Germane ließ ſich 
nicht ſchuͤtzen noch drohen — ſondern in dem Antheile, 
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den das ganze Volk durch Gericht und gemeine Guaran⸗ 
tie an der Verſöhnung erzuͤrnter Freien nahm. Die 
ältefte hiſtoriſche Grundlage des deutſchen Criminalrechts 
iſt daher eine ſo edle, wie ſie kein anderes Volk gehabt 
hat, und die ſelbſt unſre Philoſophen nicht einmal unter 
den moͤglichen Grundprincipien eines Criminalrechts auf⸗ 
ſtellen — eine reine Verſoͤhnungstheorie; ſehr verſchie— 
den von der Vergeltungslehre: nur Unfreie konnten eine 
Strafe, als die von hoͤherer Hand geuͤbte Vergeltung, 
von ihrem Herrn empfangen. Es läßt ſich daher von 
ſelbſt erwarten, daß in dem Germaniſchen Compoſitio⸗ 
nenrechte ganz andere Ideen die leitenden waren, als in 
einem buͤrgerlichen Strafrechte. Pſychologiſche Ruͤck⸗ 
ſichten waren jenem durchaus fremd. Wer dem Ger⸗ 
manen zu nahe getreten war, mußte ihn verſoͤhnen auf 
die gefeßliche Weiſe, oder ſeine Rache empfinden, gleich⸗ 
viel ob er dafuͤr gekonnt hatte oder nicht. Denn wenn 
er auch wirklich ganz ohne Abſicht ihm weh gethan hatte, 
ſo wurde er doch unfehlbar dadurch ſchon wahrer Belei— 
diger, daß er ihn wegen des Schmerzes nicht durch die 
geſetzliche Compoſition beſaͤnftigen wollte. Eine ſehr 
natürliche Folge war es aber, daß in ſolchen Faͤllen die 
Fehde fuͤr unerlaubt gehalten wurde, ſobald der unſchul⸗ 
dige Verletzer zur Compoſition ſich bereit zeigte; waͤhrend 
bei einer abſichtlichen Beleidigung der Verletzte die Geld— 
buße gar nicht anzunehmen brauchte, wenn er die Rache 
vorzog ). 

1 


39) Lex Saxon. T. 12. c. 5. Si ferrum manu elapsum, homi- 
nem percusserit, ab eo cuius manum fugerat, compona- 
tur, excepta faida. Noch deutlicher druͤcken ſich die Lombardi⸗ 5 


ſchen Geſetze uͤber ähnliche Faͤle aus: wer ohne feinen Willen 
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Aber nicht bloß fuͤr eine Verletzung, die man ſelbſt, 
wenn gleich willenlos, einem Freien zugefuͤgt hatte, ſon— 
dern oft ohne das allermindeſte auch noch ſo entfernte 
Verſehen, mußte man eben ſo ſchwer buͤßen, wie wenn 
man mit boͤſem Willen gehandelt haͤtte. Hieher gehoͤren 
folgende Beſtimmungen: 

Wenn Jemand Feuer an einem Baume angelegt 
hat, ſo daß dieſer dadurch hinfaͤllig wird, und durch ſei— 
nen Sturz einen Menſchen erſchlaͤgt, ſo kommt es dar— 
auf an, ob dieſes binnen oder nach 24 Stunden ſeit 
Anlegung des Feuers geſchieht: im erſten Falle muß 
jener das volle Wehrgeld bezahlen, im zweiten iſt er frei 
von aller Anſprache “). 

Wenn ein verwundetes Wild in der Wuth einen 
Menſchen toͤdtet oder verwundet, ſo muß der Jaͤger der 
es angeſchoſſen hat, die Compoſition bezahlen *). 

Wenn ein zahmes Thier oder ein Unfreier einen 
Menſchen toͤdtet, ſo muß der Herr deſſelben das Wehr⸗ 
geld bezahlen!“). Etwas Particulaͤres iſt es, daß nach 
einigen Volksrechten der Klaͤger den Unfreien oder das 
Thier als eine beſtimmte Quote des Wehrgeldes anneh— 
men mußte ). 


* 


eine Perſon getoͤdtet hat, muß zwar ihr volles Wehrgeld bezah— 
len, jedoch cessante faida, quia nolendo fecit. Legg. Roth. 
c. 75. 138. — Vgl. auch Lex Angl. et Werinor. T. 10. c. 8. 

40) Lex Sax. T. 12. c. 1. 2. Legg. Rothar. Lang. c. 138. 

41) Legg. Roth. c. 314. 

42) Lex Sax. T. 11. c. 2.— T. 13. — Legg. Roth. c. 350. 
Lex Angl, et Werin. T. 11. Lex Alam. T. gg. e. 23. — 
Cap. V. a. 803, c. 12. — Eichhorn (Deutſche Rechktsgeſch. 
S. 20b.) will dieſe Stellen jedoch anders verſtanden wiſſen. 

43) Lex Sal. ref. T. 32. c. 8. T. 38. — Lex Rip. T. 46. 
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Wenn beim Bau oder der Ausbeſſerung eines Hau⸗ 
ſes eine Laſt herabfaͤllt und Jemanden toͤdtet, ſo muß 
der Eigenthuͤmer des Hauſes das Wehrgeld bezahlen, 
oder der Baumeiſter, wenn dieſer den ganzen Bau fuͤr 
einen beſtimmten Lohn uͤbernommen hat, und ſich nicht 
tageweiſe bezahlen läßt **). 

Das allgemeine hiebei zum Grunde liegende bid 
iſt dieſes, daß bei jeder durch eine Sache verurſachten 
Beſchaͤdigung derjenige als der Verletzer betrachtet wurde, 
zu welchem die Sache in der naͤchſten juriſtiſchen Bezie⸗ 
hung ſtand. Jedoch von wirklichen Friedensbruͤchen 
unterſchieden ſich Verſetzungen dieſer Art, theils darin, 
daß der Beſchaͤdigte oder die Verwandten des Getoͤdteten 
hier keine Fehde erheben durften, wenn ihnen die geſetz⸗ 
liche Compoſition angeboten wurde, theils darin, daß in 
ſolchen Faͤllen kein Friedensgeld an den Gaugrafen ge⸗ 
zahlt wurde). 

Hiemit ſteht in Zuſammenhang ein ſehr merkwuͤr⸗ 
diger Grundſatz über das Wehrgeld, aus dem ſich meh; 
rere Eigenthuͤmlichkeiten des Altgermaniſchen Rechtes 
erklaͤren, die ſonſt ganz unbegreiflich ſind. Es war 
Regel, daß fuͤr jeden unnatuͤrlichen Tod das Wehrgeld 
bezahlt werden mußte; ließ ſich gar keine rechtliche Bezie⸗ 
hung zwiſchen der Urſache des Todes und irgend einern 
beſtimmten Perſon ausmitteln, ſo wurde es ſo angeſehen, 
als ob der Verſtorbene ſich das Wehrgeld ſelbſt bezahlt 
hatte. Anwendungen dieſer Regel kommen in den 

Ger⸗ 


44) Legg. Rothar. c. 144. 145. 
45) Lex Rip. T. 46. c. 1. — quod quadrupedes faciunt fre- 
dus inde non exigitur. 
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Germaniſchen Gefeßen mehrere vor, wovon ich Gele— 
genheit haben werde einige zu beruͤhren; nirgends aber 
findet ſie ſich ſo klar ausgeſprochen, als in einem Geſetze 
des Lombarden⸗Koͤnigs Liutprand ?“). Dieſem war fol⸗ 
gender ſtreitiger Rechtsfall zur Entſcheidung vorgelegt 
worden: An einem Ziehbrunnen ſtand ein Menſch und 
wurde durch den herabfallenden Eimer, mit dem ein 
Andrer ſchoͤpfte, erſchlagen. Nun entſtand die Frage, 
wer das Wehrgeld zu bezahlen hatte, ob der Schoͤpfende 
oder der Eigenthuͤmer des Brunnens, oder keiner von 
beiden. Liutprand entſchied, der Schoͤpfende ſollte ein 
Drittel des Wehrgeldes bezahlen, und zwei Drittel ſollte 
der Erſchlagene ſelbſt ſich anrechnen, der wie ein dum— 
mes Vieh unter dem Eimer ſtehen geblieben waͤre. Da— 
gegen der Herr des Brunnens ſollte von aller Verbind— 
lichkeit frei ſeyn, weil dieſer ſonſt feinen Hof verſchließen 
und Niemanden zum Brunnen zulaſſen wuͤrde a). In 
einem andern Geſetze verordnet Koͤnig Rotharis, daß 
wenn Jemand Arbeiter gemiethet hat, und von dieſen 
Einer bei der Arbeit umkommt, ſey es durch Ertrinken, 
oder durch den Blitz, oder durch den Sturz eines vom 
Winde gebrochenen Baumes, ſo ſoll jener wegen des 


46) Legg. Liutpr. L. 6. c. 83. 


46 a) Nach den Legg. provinc, terrae Scaniae a Waldemaro J. 
Reg. Daniae an. 1165 sancit. Lib. 5. cap, 12. bei Westpha- 
len monum. ined. Tom. 4. p. 2052. hätte der Eigenthuͤmer 
des Brunnens unftreitig eine Buße erlegen muͤſſen. Hier heißt 
es: „Si quis in puteum lapsus vitam finierit, trium mar- 
carum solutio ad dominum ipsius putei pertinebit, Si 
vero puteus universorum civium communis fuerit, nihil 
erit hoc nomine persolvendum. - 


Rogge Germ. R. C 
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Wehrgeldes nicht in Anſpruch genommen werden “). 
Eine ganz unſinnige Verordnung, wenn nicht dadurch 
die zu weite Ausdehnung des oben behaupteten Grund⸗ 
ſatzes vom Wehrgelde haͤtte verhuͤtet werden ſollen. In 
einem Falle mußte ſogar fuͤr den natuͤrlichen Tod das 
Wehrgeld bezahlt werden: wenn naͤmlich eine freie Per⸗ 
ſon in der Wehre eines Mannes ſtarb, dem das Mun— 
dium über fie nicht zuſtand: z. B. ein Ehemann, der ein 
Maͤdchen geheurathet hatte, ohne von ihrem Vater oder 
ſonſtigen Vormunde das Mundium gekauft zu haben, 
mußte an dieſen fuͤr den Tod der Frau ſowohl als der 
Kinder aus dieſer Ehe das Wehrgeld bezahlen, als ob 
er fie erſchlagen haͤtte“ ). 

Der Tod ohne Wehrgeld war daher der Regel nach 
auf den einen Fall beſchraͤnkt, daß ein Freier im Beſitze 
ſeiner Freiheit, oder was von Frauen, Kindern und 
Unfreien gilt, in der rechtmaͤßigen ee ein natuͤrli⸗ 
ches Ende nahm. | 

| Derſelbe Geiſt der Ruͤckſi chtsloſgkeit auf pſychiſche 
Verhaͤltniſſe ſpricht ſich auch in den Taxen der Compoſi⸗ 
tionen aus. Je ſchrecklicher eine Verletzung ausſah, je 
mehr fie ſchmerzte, deſto ſchwerer mußte fie gebuͤßt wer⸗ 
den. Daher dieſe peinliche Genauigkeit in Angabe der 
aͤußern Zeichen und Grenzen eines Schadens, nach denen 
die Groͤße der Buße ermeſſen wurde: um es doch nur 
ja dem Zorne des Beleidigten in jedem Falle recht zu 
machen. Die Frieſen maaßen die Laͤnge und Breite 
einer Wunde, und beſtimmten die Compoſitionen ver 


47) Legg. Roth. 152. 
48) Legg. Roth. c. 187. — Lex Alam, T. 54 
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ſchieden, wenn bei einem Gliederbruche das Gliedwaſſer 
herausgefloſſen war oder nicht **). Eine hoͤchſt merf- 
wuͤrdige, aber wahrhaft wunderbare Erſcheinung, auf 
die man hiebei ſtoͤßt, iſt eine genaue Uebereinſtimmung 
der verſchiedenſten Volksrechte in einzelnen von dieſen, 
wie man meinen ſollte, rein willkuͤhrlichen Feſtſetzungen: 
fo z. B. iſt es ganz natuͤrlich, daß für eine Wunde, aus 
der ein Knochenſplitter herauskam, ſchwerer gebuͤßt wer: 
den mußte, als fuͤr eine bloße Fleiſchwunde; aber wen 
uͤberraſcht es nicht, wenn er findet, daß die Ripuariſchen, 
Lombardiſchen, Allemanniſchen und Frieſiſchen Geſetze se) 
hierin gleich lauten: der Knochen muß ſo groß ſeyn, daß 
er uͤber die Breite der Heerſtraße auf ein Schild geworfen, 
einen Klang gibt? 

Der auf ſolchen Grundſaͤtzen ruhende Volksfrieden 
reichte nicht bloß von der Wiege zum Grabe, ſondern 
dehnte ſich uͤber das ganze koͤrperliche Daſein des Germa— 
nen aus, und ſchirmte ihn ſchon in der Mutter *) und 
noch in der Erde Schooß. — Und wenn er auch im 
ſpaͤten Alter fuͤr die Angelegenheiten des Volks, beſon— 
ders das Heer werthlos wurde, ſo verminderte ſich doch 
dadurch nicht der Werth, um den er in der Gemeinde 
verbuͤrgt war, ſelbſt auch dann nicht, wenn er aus Alter— 
ſchwaͤche ſich unter das Mundium eines ruͤſtigern Man⸗ 

49) Lex Fris. T. 22. De Dolg. 


50) Lex Rip. T. 68.— Legg. Roth. c. 42. — Lex Alam. T. 39. 
c. 4. — Lex Fris. T. 22. c. 24. ̃ 

51) d. h. ſchon die Frucht hatte ihr eignes von der Mutter verſchie— 
denes Wehrgeld. Lex Alam. T. 91. Si quis mulieri prae- 
gnante abortivum fecerit, ita ut iam cognosci possit utrum 
vir an femina fuit; si vir debuit esse cum 12 sol. compo- 
nat; si autem femina cum 24. Si neutrum cognosci potest — 
cum 12 componat.— T. 77. eod.— Legg. Roth. c. 75. 
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nes begab ). Wer ſich aber für eine grobe Verſtuͤm⸗ 


melung feiner Glieder ſchon eine Quote feines Wehrgel— 
des bezahlen laſſen, ſtarb dadurch um ſoviel aus der 
Geſammtbuͤrgſchaft aus 3). Ebenſo wurde dieſe auch 
theilweiſe conſumirt durch eine Verſtuͤmmelung, die 
Jemand in offner Fehde von feinen Feinden erlitt: ein 
Solcher hatte ſich fuͤr die abgehauenen Glieder das Wehr⸗ 
geld ſelbſt bezahlt, und war nachher in der Gemeinde 
um einen ſoviel geringern Preis verbürgt “). Noch zwi— 
ſchen dem Todbette und dem Grabe hatte der unbeerdigte 
Leichnam den Volksfrieden der Lebendigen; wer ihn auge 
zog oder ſonſt beleidigte, mußte den Verwandten mit 


52) Sachſenſpiegel B. 1. A. 42.: „uber ſechzig jar ſo iſt her boben 
fine tage komen. als her vormunden haben fal. ab her wil. und 
krenket darmete fine buze nicht noch fin weregeld.' — Was der 
Sachſenſpiegel über das Wehrgeld enthält, laͤßt ſich unbedenklich 
als Urgermaniſch annehmen, weil es nur noch Ueberreſte des 
urſpruͤnglichen Inſtitutes find, welches ſich nicht weiter ausbil⸗ 
dete, ſondern nur immer mehr und mehr von ſeiner praktiſchen 
Bedeutung verlor. 

55) Ebendaſ. B. 2. A. 20. „Jeglicher Mann ſoll voll Wehr— 
geld und volle Buße haben, ob ihm gleich ein oder ander Glied 
mangelte, ſo lange er ſeine Laͤhmung vor Gerichte 
nicht aufweiſet, ſo daß er Vormuͤnder dadurch erhalte, 
oder daß es ihm vergolten werde. 

54) Lex Sal. ref. T. 43. c. 9. Si quis hominem invenerit 
in quadrivio sine manibus et (nach Pact. Leg. Sal, „‚au:”) 
sine pedibus, inimici sui detruncatum dimiserint, et eum 
vita privaverit, seu perceciderit sol, 100 culpab. iud. 
Sonſt wurde die Toͤdtung eines Saliers mit 200 Schillingen 
gebuͤßt (ibid. c. 1.); jede ſehr grobe Verſtuͤmmelung aber, die 
jedoch nicht den Tod herbeifuͤhrte, koſtete 100 Schill. (ibid. T. 51.) 
um ſoviel ſank alſo das Wehrgeld des in einer Fehde Verftüms 
melten herab. Sehr conſequent; denn wer in der Fehde blieb, 
für den konnten die Erben gar kein Wehrgeld fordern. (. oben 
1. 3. Nr. 7.) 
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dem halben Wehrgelde buͤßen 5). Endlich auch mit 
dem Grabe ſelbſt wurde die Geſammtbuͤrgſchaft fuͤr den 
beerdigten Germanen nicht zugeſchuͤttet: hier aber trat 
zum Volksfrieden der Gottesfrieden hinzu, fuͤr deſſen 
Verletzung das Volksgericht ſich nicht anmaaßte die Vers 
ſoͤhnung zu bewirken. Wer die Ruhe des Grabes ſtoͤrte, 
wurde daher ſogleich aus dem Volksfrieden ausgeſchloſſen, 
und mußte jetzt ſehen, wie er die beleidigte Familie ver- 
ſoͤhnte, damit dieſe fuͤr ihn bat und ſeine Wiederauf— 
nahme in die Genoſſenſchaft bewirkte; und nun mußte 
er mit vollem Wehrgelde für den gebrochenen Volks— 
frieden buͤßen se). 


55). Lex Sal, ref. T. 87. c. 1. — Lex Ripuar. T. 88. c. 1. 
865 Die Germanen begruben bekanntlich ihre Todten nicht nackend, 
ſondern mit Kleidern, Schmuck, Waffen und Dingen von Werth. 
Bei Gregor. Turon. L. 8. e. 21. heißt es von einer Frau: se- 
pulta est cum grandibus ornamentis et multo auro. Daher 
finden ſich faſt in allen Germaniſchen Volksrechten Geſetze wider 
die Beraubung der Gräber. Lex Alam. T. 30. — Lex Baiuv. 
T. 18. — Legg. Roth. c. 15. — Das hierher gehörige iſt: 
Pactus Leg. Sal. T. 58. C. 1. Et antiqua lege, si corpus 
iam sepultum exfodierit et expoliaverit, wargus sit usque 
in die, qua cum parentibus ipsius defuncti convenerit, et 
ipsi pro eo rogent, ut inter homines liceat ei accedere, 
et quicunque antea ei aut panem, aut hospitale .. . dede- 
‚zit sol. ı5 culp. iudicetur. Tandem auctor ex scelere qui 
hoc admisisse probatur sol. 200 culp. iud. — Die antiqua 
lex bedeutet unſtreitig eine alte Rechtsgewohnheit; wenigſtens 
kann ich Wiarda, der unter diefer antiqua lex einen aͤltern 
Codex, die Lex Sal. ref., verſteht, nicht beiſtimmen; ſ. deſſen 
Geſch. und Ausl. des Sal. Geſ. S. 50; denn der Grund, auf 
den Wiarda ſich beruft, die woͤrtliche und vollſtaͤndige Ueberein⸗ 
ſtimmung dieſes Textes mit dem der Lex Sal. ref., iſt ſehr weit 
davon entfernt Statt zu ſinden. — Nach Lex Rip. T. 85. c. 2. 
wurde in dieſem Falle der Gottesfrieden mit dem Volksfrieden 
zugleich ausgeſohnt, durch die Bezahlung des Wehrgeldes, jedoch 
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§. 8. "med 
Markgenoſſenſchaft. Markfrieden. amd 
Die zweite Grundlage aller Verfaſſung der Germa— 


nen war der von ihnen bewohnte Grund und Boden. 


ſo, daß es dem Verbrecher nicht frei ſtand, ſich deſſen zu weigern 
durch Anerbietung der Fehde; ſondern wenn er nicht zahlen wollte, 
fo wurde er ſofort in die Acht erklaͤrt: auf dieſe Weiſe war der 
gemeine Frieden durch den Gottesfrieden bloß verſtaͤrkt. Als 
Ausnahme dient dies zum Beweiſe der oben (J. 5.) aufgeſtellten 
entgegengeſetzten Regel fuͤr alle andern Verletzungen. Dieſe 
Anmerkung fuͤhrt mich auf einen ſehr dunkeln Gegenſtand des 
Germaniſchen Alterthums, den ich nicht unberührt laſſen kann. 
Es iſt aus Tacitus (Germ. c. 27.) bekannt, daß die Germanen 
ihre Todten verbrannten; womit auch ſpaͤtere Zeugniſſe (Capitul. 
de partibus Saxoniae an. 789. c. 7.) uͤbereinſtimmen, deren es 


jedoch gar nicht bedarf, bei der Menge wirklicher Aichenfrüger die 


man uͤberall gefunden hat und noch findet, wo Deutſche gewohnt 
haben. Es iſt daher die allgemeine Meinung, daß die Beerdigung 
der Leichname erſt durch das Chriſtenthum unter den Deutſchen 
eingefuͤhrt ſei. (S. Dreyer's Aumerkung der ehemaligen Eides⸗ 
ablegung in Holſtein, in deſſen vermiſchten Abhandlungen zur 
Erl. der Deutſch. Rechte, Th. 1. S. 197. — Roſſigs Alterthuͤ⸗ 
mer der Deutſchen, S. 285 fg.) — Indeſſen laͤßt es fich beweiſen, 
daß dieſe Art die Todten zu beſtatten gleichfalls Altgermaniſch iſt · 
Denn: 1) das angeführte Saliſche Geſetz, in welchem dieſe Art 
der Beerdigung vorausgeſetzt wird, haucht aus ſeinem ganzen 
Inhalte uralterthuͤmlichen Geiſt aus, den Niemand verkennen 
kann. Auch wird nach einer richtigen Kritik die Abfaſſung des 
Saliſchen Geſetzes noch vor die Bekehrung der Franken geſetzt; 
und daß das angeführte Geſetz ein ſpaͤteres Einſchiebſel fei vird 
hoffentlich Niemand behaupten. 2) In den Capitularien wird 
an mehreren Orten die Abſtellung heidniſcher Gebraͤuche befohlen, 
die ſich auf die Beerdigung der Leichname beziehen: z. B. Cap. 
inc. an. (c. a. 244%) C. 2. Fideles .. mortuum super mor- 


tuum non ponant— eine ſolche Weiſe koͤnnen die Fideles nicht 


vom Chriſtenthume angenommen haben, wohl aber iſt ſie dem 
Germaniſchen Familienſinne ſehr angemeſſen. — Capit. Sax. 
e. 22. lubemus ut Corpora Christianornm Saxonum ad 
coemiteria Ecelesiae deferantur et non ad tumulos paga- 
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So wie ein Germaniſches Volk aus zwei Staͤnden zuſam⸗ 
mengeſetzt war, Edlen und Freien, ſo gab es auch in 
jedem Gaue zweierlei Land: 


1) Solche Feldmarken, deren jede im echten Eigen⸗ 
thume eines Einzelnen, eines Edlen, des Koͤnigs 
oder der Kirche ſtand: villae indominicatae 7), 


norum. 3) Hat man auch wirklich in Germaniſchen Grabhuͤgeln 
Skelette gefunden. (S. Ignaz Pickel's Beſchreibung der Alter— 

thuͤmer, welche in den Grabhuͤgeln alter Deutſchen bei Eichſtaͤdt 
gefunden worden. 1789.) — 4) Ein ſehr ſtarker innerer Grund 
folgt aus der oben entwickelten Natur des Wehrgeldes: dieſes 
haftete ganz unzertrennlich am Leibe des Germanen, und mußte 
daher auch mit ihm verweſen, wenn es nicht zuvor durch Bezah⸗ 
lung oder Rache davon abgelöft war. Hieraus laͤßt ſich auch ſehr 
leicht das Prineip ausmitteln, was die Germanen bei der Beſtat— 
tung ihrer Todten wahrſcheinlich befolgt haben: ich meine, 
alle, die eines natuͤrlichen Todes ſtarben, wurden mit ihrem 
Wehrgelde beerdigt, und die übrigen verbrannt. Unter dieſen 
ſind drei Hauptklaſſen zu unterſcheiden: 1) die Ermordeten, und 
welche dieſen gleich geachtet wurden; fuͤr dieſe war entweder das 
Wehrgeld ſchon verſprochen, oder es wurde Rache geuͤbt. 2) Die 
in einer Fehde Gebliebenen; deren Tod wurde durch die Fehde 
ſelbſt geraͤcht. 3) In einer ganz eigenen Lage befanden ſich die 
in einem Volkskriege Gebliebenen; dies war eine Art der Toͤd— 
tung, wofuͤr die Familie weder Rache noch Wehrgeld fordern 
konnte. Hier trat aber das Volk an die Stelle der Familie. — 
Und ſo diente das Verbrennen des Koͤrpers vielleicht zugleich als 
ſymboliſches Zeichen fuͤr die erfuͤllte Rache oder das verlangte 
Wehrgeld. — Doch hier floſſen Recht und Religion in einander: 
mit der Flamme aus Eichenholz, in der die Germanen befannts 
lich den Othin verehrten, ſtieg die Seele in Walhalla ein, von 
deſſen Freuden die auf dem Lager Geſtorbenen ausgeſchloſſen blie— 
ben, bis daß endlich auch ihre Koͤrper unter der Erde, wie man 
glaubte, ſich in Feuer aufloͤſten. 


57) Nach dem Ausdrucke, den Eichhorn hiefuͤr gewaͤhlt hat; ſ. Urs 


ſprung der ſtaͤdt. Verfaſſ. in der Zeitſchr. f. elch Rechtswiſſ. 
B. 1. S. 167. 
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2) Solche Feldmarken, die das echte Eigenthum 
mehrerer freien Eigenthuͤmer und das von ihnen 
gemeinſchaftlich benutzte Land, ihr Geſammt⸗ 
eigenthum, in ſich ſchloſſen. Hier war Grund 
und Boden die Grundlage einer beſondern Genoſ— 
ſenſchaft, Markgenoſſenſchaft; die Mitglie⸗ 

der derſelben, Markgenoſſen, kommen in den 
alten Volksrechten vor unter den Namen com- 
marchani, consortes, uleind s). Wie die Volks⸗ 
verbindung, ſo begruͤndete auch dieſe Vereinigung 
ein eignes Recht und einen eignen Frieden, Mark— 
recht und Markfrieden ?“). Jenes beſtimmte 
den Antheil jedes Einzelnen an den gemeinen 
Nußungen und die Art ihn auszuuͤben; dieſer 
ſicherte allen Mitgenoſſen die Ausuͤbung ihres 
Markrechtes und den ruhigen Beſitz ihres echten 
Eigenthums gegen Stoͤrungen ihrer eignen Nach— 
barn, durch beſtimmte Bruͤchten, die auf Frevel 
dieſer Art angeſetzt waren. Aber ein Streit dar: 
uͤber, ob Jemand echter Eigenthuͤmer eines Feldes 
war oder nicht, mußte nach Volksrecht entſchieden 
werden, und gehoͤrte nicht vor die Markgenoſſen⸗ 
ſchaft, die als ſolche uͤberhaupt mit dem Volksrechte 
nichts zu thun hatte. 


58). Lex Baiuv. T. 16. c. 1. f. 2. T. 13. ic. 12. f. 1. — Lex 
Rip. T. 60. c. 2. — Lex Burg. T. 49. c. 2. 3. 


39) Ueber diefen ganzen Gegenſtand |. Moͤſer's Osnabruͤckſche 
Geſchichte Th. 1. S. 13 fag., und vorzüglich Eichhorn in dem 
angeführten fo uͤberaus lehrreichen Aufſatze S. 169 fgg. 
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FBuͤr das Altgermaniſche Gerichtsverfahren war der 
Markfrieden von Bedeutung, wie ſich unten zeigen wird, 
und iſt darum hier naͤher ins Auge zu faſſen. 


In Vergleich mit dem Volksfrieden zeigt ſich jener 
an Umfang, Gegenſtand und Endzweck als ein bei wei— 
tem geringerer, wenn gleich, wegen feiner ganz eigen— 
thuͤmlichen und ſelbſtſtaͤndigen Baſis, nicht als ein unter: 
geordneter. | 

1) Der Volksfrieden war ein gemeiner Frieden, der 
ſich uͤber den ganzen Gau erſtreckte: der Mark— 
frieden war immer nur ein beſonderer, ſo wie alle 

Markgenoſſenſchaften des ganzen Gaues als ſolche 

in keiner Verbindung mit einander ſtanden; er 

ſchloß ſich überall ab auf den Grenzen der Feldmark, 
die er bedeckte. Einen Markfrieden durch den 
ganzen Gau konnte es darum nicht geben, weil die 

Eigenthuͤmer der villae indominicatae in keiner 

Markgenoſſenſchaft ſtanden; dieſe Villen lagen da— 

her bloß unter dem gemeinen Frieden, ſo wie auch 

die Marken der freien Genoſſenſchaften im Verhaͤlt— 
niſſe zu Außergenoſſen. 


2) Die Gegenſtaͤnde beider Frieden waren von ganz 
verſchiedener Art. Der Volksfrieden erſtreckte ſich 
uͤber alles, woruͤber es zu Feindſchaften kommen 
konnte: uͤber bewegliche und unbewegliche, uͤber 
lebloſe und lebendige Sachen, und vorzuͤglich uͤber 
Leben und Geſundheit der Freien. Der Markfrie⸗ 
den bedeckte bloß die todte Erde, die Waͤlder und 
Felder mit ihren Zaͤunen und Hecken, und die haͤn⸗ 
genden Fruͤchte. Das Getraide auf dem Halme 
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ſtand mit dem Boden unter einerlei Frieden, abge 
maͤht lag es unter dem gemeinen Frieden. 

3) Der Zweck des Markfriedens war nicht, wie beim 
Volksfrieden, Verſoͤhnung, ſondern wirklich Ruhe, 
ungeſtoͤrter Beſiz und Nutzung des Bodens: eine 
Verletzung hieran, , bei welcher eine gewaltſame 
That oder auch nur Drohung vorkam, konnte kein 
bloßer Frevel gegen den Markfrieden, ſondern nur 
ein gemeiner Friedensbruch ſein. Hierin liegt, wie 
es ſich erwarten laͤßt, der Grund einer Verſchie— 
denheit im gerichtlichen Verfahren. 

Dieſe Saͤtze ergeben ſich zum Theil ſchon aus dem 
Begriffe der Maͤrkgenoſſenſchaft, als einer Vereinigung, 
die ſich bloß auf Grund und Boden bezog; zum Theil 
laſſen fie ſich auch aus Beweisſtellen wenigſtens ſehr wahr: 
ſcheinlich machen, was in der Uebereinſtimmung mit der 
Natur des Gegenſtandes allenfalls als 9 gelten 
kann. 

In den Germaniſchen Volksrechten geschieht zwar 
des Markfriedens nirgends ausdruͤckliche Erwaͤhnung: 
Einen Punkt aber gibt es, von welchem ausgehend man 
ſchon im Voraus hoffen darf auf Spuren zu kommen. 
Offenbar war der Markfrieden eine viel geringfuͤgigere 
Angelegenheit, als der Volksfrieden; daher iſt auch 
nichts wahrſcheinlicher, als daß die Bruͤchten fuͤr Frevel 
gegen jenen nach einem andern und im Ganzen niedrigern 
Fuße feſtgeſtellt geweſen ſind, als die Compoſitionen fuͤr 
gemeine Friedensbruͤche. Ein ſolcher verſchiedener Fuß 
der Geldbußen läßt ſich in einigen Volksrechten wirklich 
nachweiſen; und ſo kann man nicht nur das Daſein eines 
geringeren Friedens, der kein anderer ſein kann, als der 
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Markfrieden, ſondern auch die Gegenſtaͤnde erkennen, 
auf die er ſich bezog; und dieſes um ſo ſicherer in den 
Faͤllen, wo Verletzungen gewiſſer Art, die man nach 
dem Begriffe des Markfriedens fuͤr Frevel gegen dieſen 
halten kann, ungeachtet des groͤßern dadurch geſtifteten 
Schadens, nach einem andern Fuße und weit leichter 
gebuͤßt werden, als die unbedeutendſten Aeweinen Frie⸗ 
ee eee 
Hieher gehoͤren folgende Beſtimmungen: 

Lex Rip. T. 60. c. 2. Si quis consortem suum 

quantulumcunque superpriserit, cum 15 solidis 
restituat. — c. 5. Si autem infra testamentum 
Regis aliquid invaserit .. cum 60 solidis omnem 

redditionem restituat. — c. 5. quodsi extra 
marcham in sortem alterius fuerit ingressus, 

iudicium comprehensum compellatur implere. 
Diese drei Kapitel ſprechen von der Invaſion, die 
ſich Jemand mit dem Pfluge oder auf eine andere Art, 
jedoch ohne Gewaltthaͤtigkeit, in ein benachbartes Feld 
erlaubt; und dieſes iſt in dem einen Falle das Land eines 
Markgenoſſen, im zweiten ein vom Könige, wahrſchein— 
lich an die Kirche, geſchenktes Land, alſo zu einer villa 
indominicata gehoͤrig, und im dritten das Land eines 
fremden Markgenoſſen. Dieſe Buße iſt hiernach vers 
ſchieden. Im erſten Falle muß er 15 Schillinge zahlen, 
ohne Ruͤckſicht auf die Größe des angemaaßten Geld: 
theiles, auch wenn er nur eine Pflugſchar breit uͤber 
ſeine Grenze hinuͤbergeackert hat. Im zweiten Falle 
wird gleichfalls keine Ruͤckſicht auf die Groͤße der Invaſion 
genommen, ſondern es muß jedesmal der Koͤnigsbann 
(60 Schillinge) bezahlt werden. Im dritten aber ſoll 
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cin Urtheil gefunden und hiedurch die Groͤße der Buße 
beſtimmt werden. Der Grund hievon kann offenbar 
kein anderer fein, als weil im erſten Falle der Mark 
frieden, im zweiten der Koͤnigsbann, und im dritten 
der gemeine Frieden verletzt iſt. Es ſcheint alſo auch, 
daß eine Verletzung des Markfriedens, ebenſo wie des 
Koͤnigsbannes, jedesmal mit derſelben Buße, mit 1 Schil— 
lingen gebuͤßt wurde. — Ferner geht hieraus klar herz 
vor, daß der Markfrieden ſich nicht bloß, wie man 
geneigt ſein koͤnnte anzunehmen, auf die Gemeinde— 
nutzungen bezog, ſondern auch auf den ungeſtoͤrten Beſitz 
des echten Eigenthums. Endlich lehrt dieſe Stelle deut— 
lich genug, daß der Markfrieden nur bis an die Grenzen 
der Feldmark reichte. 

Finden wir nun ferner, daß die Befehäbigung von 
Zaͤunen und Hecken, und die Durchfahrt durch ein frem— 
des Getraidefeld gleichfalls mit 15 Schillingen gebuͤßt 
wird (T. 45. 44.), während auf die bloße Beſteigung 
eines fremden Roſſes und auf die Abhaͤutung eines gefal⸗ 
lenen Viehes ohne Wiſſen des Eigenthuͤmers eine Buße 
von 30 Schillingen ſteht (T. 40. 86.);: ſo iſt es vielleicht 
nicht zu gewagt, Verletzungen der erſtern Art fuͤr Frevel 
gegen den Maͤrkfrieden zu halten. Aehnliche Schluͤſſe 
erlaubt das Baieriſche Geſetzbuch: nach dieſem wurde 
die Invaſion, die ſich ein Markgenoſſe in das Feld eines 
andern herausnahm, mit 6 Schillingen gebuͤßt (T. 16. 
c. 1. F. 1. vgl. mit F. 2.), und eben jo hoch der Dieb: 
ſtahl des reifen Getraides auf dem Halm ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf die Menge des Geſtohlnen (J. 12. c. 7. H. 1.), 
waͤhrend jeder andre Diebſtahl mit dem neunfachen 
Werthe der geſtohlnen Sache gebuͤßt wurde. (J. 5. c. 1.). 
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Jedoch gab es nach Baieriſchem Rechte auch noch eine 
kleinere Bruͤchte: wer nicht mehr als 3 Furchen in der 
Laͤnge eines Morgens auf dem benachbarten Felde ge— 
pfluͤgt hatte, buͤßte dies mit 3 Schillingen (T. 12. c. 6.); 
es wurden alſo hier große und kleine Frevel am Mark— 
frieden unterſchieden. 


Drittes Kapitel. 
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Von der richterlichen Gewalt nach der Germaniſchen Volks⸗ 
verfaſſung ). 

Recht und Frieden unter den Germanen wurde 
durch freie Gemeinden geſchuͤtzt, die unter dem Vorſtande 
eines Gemeinde-Oberhauptes, Richters, der ſpaͤterhin, 
wenigſtens in den hoͤheren Stellen, ein koͤniglicher Beam— 
ter war, die richtenden Behoͤrden bildeten. Es iſt daher 
jetzt zweierlei zu betrachten: die verſchiedenen Gemein— 
den, die ihre eignen Richter hatten, und die Gewalt 
der letzteren. 

Die Freien des ganzen Gaues bideten eine Ge⸗ 
meinde und Geſammtbuͤrgſchaft, an deren Spitze der 
Gaugraf ſtand, eine vom Volke aus ſeinem Adel er— 
waͤhlte Obrigkeit. Das richterliche Amt dieſes Volks— 
oberhauptes beruhte auf folgenden Punkten: Zu gewiſſen 
altherkoͤmmlichen Zeiten im Jahre verſammelte ſich das 


60) Vgl. hierüber Eichhorn's Deutſche R. G. b. 74. 


* 
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ganze Volk zu einem ungebotenen Gerichte, 
Mallus legitimus, echte Ding. Diefes war die 
Quelle aller offentlichen Gewalt: aus ihm war der Graf 
durch Wahl hervorgegangen, und in deſſen Haͤnden 
ruhte im echte Ding die Volksgewalt, die hier ausſchließ⸗ 
lich herrſchte und die Freiheit des Germanen in Banden 
hielt. Daher war der Gerichtsfrieden, der in der 
Volksverſammlung zum Volksfrieden hinzutrat, zugleich 
ein Gerichtsbann, ſo wie es ſpaͤterhin keinen Frieden 
mehr ohne Bann gab“); d. h. wer ihn verletzte, hatte 
nicht eine freiwillige Suͤhne, Compoſition, ſondern ein 
wahres Strafgeld, nach dem Ausdrucke des Sachen: 
ſpiegels, ein Gewette, zu bezahlen, welches jedoch in 
jener Zeit noch nicht der Richter, ſondern die intereſſirte 
Parthei erhielt. Durch dieſen Gerichts- oder Grafen— 
bann, wie man ihn fuͤglich nennen darf, da er das 
eigentliche Weſen des Grafenamtes ausmachte, waren 
alle Anweſenden gezwungen, was zur Entſcheidung eines 
vorgebrachten Rechtsſtreites oder zur Vermittlung einer 
Suͤhne nothwendig oder hinderlich war, zu thun oder zu 
laſſen. — Wer nicht die Erlaubniß zu ſprechen hatte, 
mußte ſchweigen; wer eine Klage vorbringen wollte, 
mußte ſich dazu die Erlaubniß, gewiß in einer beſtimm⸗ 
ten Formel, erbitten: hierauf mußte der Beklagte, der 
nothwendig auch zugegen war, antworten; Zeugen und 
Schoͤffen, die um Wahrheit und Urtheil gefragt wur— 
den, mußten ſprechen. Wer von dieſen Perſonen 


61) Moſer's Osnabruͤckſche Geſchichte, Th. 1. S. 12. b. 8 
und S. 22. Note a. 
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hartnaͤckig ſchwieg, oder falfch ſprach, verletzte den Ge— 
richtsfrieden, und wurde bruchfaͤllig “). 


Aber auch über die Volksverſammlung hinaus dau— 
erte der Gerichtsbann, und aͤußerte ſich in folgenden 
Punkten: 


1) Wenn außer dem echte Ding eine Klage vorge— 
bracht werden ſollte, ſo fand ein gebotenes 
Gericht Statt. Die hier zum Urtheilſprechen 
erforderlichen Perſonen bannte der Graf zuſammen. 
Die Vorladung des Beklagten geſchah nicht durch 
einen Diener des Grafen, ſondern durch den Klaͤ— 
ger, und war daher keine bannitio, ſondern eine 
mannitio, die jedoch unter dem Gerichtsbanne ge: 


62) S. Note 64. Dieſes ius coercendi übten im Gerichte zwar 
die Freien gegen einander aus, leiteten es aber offenbar vom 
Banne des Grafen her, der es ihnen verlieh. Es wird hoffent— 
lich Niemand behaupten, daß dies erſt eine ſpaͤtere Verfaſſung 
iſt, und daß der Graf urſpruͤnglich ſolche Gewalt nicht gehabt 
hat. Nun legt aber Tacitus (G. c. 11.) das Bannrecht in der 
Volksverſammlung ausdruͤcklich den Prieſtern bei: „Silentium 
per sacerdotes, quibus tunc et coercendi ius, imperatur. 
Hierin ſcheint mir keine unbedeutende Beſtaͤtigung der bekannten 
ſcharfſinnigen Hypotheſe Eichhorns zu liegen, daß der Germanis 
ſche Adel eine Prieſterkaſte geweſen fein muß. — Hoͤchſt merk, 
wuͤrdig iſt aber das echte Ding ſelbſt. Welche Kraft fuͤhrte dieſes 
zuſammen? Offenbar kein Bann, denn es war ſelbſt die Quelle 
alles Bannes; und Tacitus J. c. ſagt: Coeunt, nisi quid for- 
tuitum et subitum inciderit, (das Geruͤfte: Waffen! Wafs 
fen!) certis diebus, cum aut inchoatur luna, aut imple- 
tur. .. Illud ex libertate vitium, quod non simul, nee 
ut iussi conveniunt, sed alter et tertius cunctatione coeun- 
tium absumitur. Dies war unſtreitig die freie Wirkung eines 
Germaniſchen Volkstriebes. 
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ſchah, ſo daß ihr bei Strafe des Gewettes Folge 
geleiſtet werden mußte ). 


2) Die 


65) Der Unterschied, den Möfer a. a. O. S. 35. zwiſchen manni- 
tio und bannitio aufſtellt, iſt, meiner Ueberzeugung nach, nicht 
richtig. Er meint nämlich: urſpruͤnglich hätte es nur eine man- 
nitio gegeben und keinen Bann, und dieſe haͤtte beſtanden in der 
Einladung der Obrigkeit an die Freien zum Heere, oder in 
dem Aviſiren des Gerichtstermines; ſpaͤterhin hätte ſich die Eins 
ladung in ein Aufgebot, das Aviſiren in ein Citiren, und ſo die 
mannitio in eine bannitio verwandelt durch den Zuwachs einer 
verbindlichen Kraft. Dagegen iſt aber zu erinnern: 1) nirgends 
kommt mannitia für Einladung von Seiten der Obrigkeit vor; 
ſ. Du Cange h. v. 2) Wenn ein Juſtitut im Laufe der Zeit 
ſeine Natur veraͤndert, ſo iſt es das Schickſal der Sprache daß 
auch das dafuͤr gebrauchte Wort ſeine Bedeutung verändert, nicht 
aber, daß nun ein neues Wort erfunden wird. 3) Schon im 
Saliſchen Geſetze kommt die bannitio vor, und zwar neben der 
mannitio zur Verſtaͤrkung derſelben (ſ. Note 140.); naͤmlich die 
Zeugen wurden durch die mannitio zum Erſcheinen, und durch 
die bannitio zum Sprechen vor Gericht gendthigt. Ich glaube 
daher, beide Worte find gleich alt, und Zedeuten ein Noͤthigungs⸗ 
recht, welches in der bannitio von der Obrigkeit und in der 
mannitio von einem Freien ausgeübt wurde; bei der erſtern 
ſtrich der Richter, bei der zweiten die Partei das Gewette ein. 
Ganz klar geht dies aus der Stelle hervor, die Moͤſer ſelbſt ans 
führt: Fr. Pithoei Glossar. ad libr. Capitt. v. mannire, 
Baluz. II. Was Möfer zu jener Anſicht verleitet hat, ift 
wahrſcheinlich ein Kapitel in den Capitularen (Bal. I. p. 207.), 
welches vom Heerbann ſpricht und noch die alterthuͤmliche Ueber— 
ſchrift fuͤhrt: De mannitione in hostem; welches, wie es 
ſcheint, ein Aufruf des Heerfuͤhrers an das Volk geweſen ſein 
muß. Ein ſolcher Aufruf konnte aber bei den Germanen in der 
Regel gar nicht vorkommen, weil jeder Krieg, der keine Privat— 
unternehmung war, nur vom ganzen Volke beſchloſſen werden 
konnte. Nur wenn der Feind unverſehens ſich zeigte, konnte ein 
wirklicher Aufruf geſchehen, der nun entweder in dem bloßen 
Waſſenrufe einzelner Freien, oder in einer Aufforderung einer 
Gemeinde an die andere beſtehen mochte. So wird wohl jene 
mannitio in hostem zu verſtehen ſeyn. Der Aufruf des Ans 

fuͤh⸗ 
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2) Die beiden oben erflärten Arten des Zwanges, die 
ein Freier ſich gefallen laſſen mußte, die Execution 
in das Vermoͤgen eines legitime admallatus oder 
adiactivus, und die Achtserklaͤrung gegen einen 
Friedbrecher, der nicht vor Gericht folgen wollte, 
kann man als die Spitze des Gerichtsbannes be— 
trachten ?). 


Ey 


fuͤhrers an fein Gefolge enthielt unſtreitig von jeher einen 
Bann. — Nach und nach verwandelte ſich alle mannitio in 
bannitio, zuerſt die mannitio in hostem in den Heerbann. 


64) Für alle dieſe Saͤtze läßt ſich der beſte Beweis, fo wie es oben 
bei der Betrachtung des Markfriedens geſchehen iſt, aus den 
Taxen der Strafgefaͤlle fuͤhren. Nach dem Saliſchen Geſetze 
gab es ein großes und ein kleines Gewette. — Das große von 
18 Schillingen wurde in folgenden Fällen bezahlt: 1) Für eine 

mannitio, der der Beklagte nicht Folge leiſtete; Lex Sal. ref. 
T. 1. — 2) Wenn der Vorlader bei der mannitio ſich Unge⸗ 
ſetzlichkeiten erlaubte; Pact. Leg. Sal. T. 26. c. 2. — 3) Wenn 
Jemand eine Schuld an dem Termine, wozu er ſich gerichtlich 
verpflichtet hatte, nicht bezahlte nach geſetzlicher Mahnung; L. 
Sal. ref. T. 52. C. 1. — 4) Wenn die Urtheilfinder ſich hart⸗ 

naͤckig weigerten Recht zu weiſen; T. 60. . 2. — 5) Wenn die 
Zeugen hartnaͤckig ſtillſchwiegen; T. 51. 0. 8. — 6) Wenn der 
Urtheilfinder ein falſches Urtheil und Zeugen ein falſches Zeugniß 
gegeben hatten; T. 60. o. 3. T. 50. c. 1. — 7) Wenn eine Par⸗ 
tei ſie deſſen mit Unrecht e T. 60. c. 4. — 8) Wenn 
eine Partei mit ihren Eideshelfern einen falſchen Eid geſchworen 
hatte, und wenn der Gegner ſie deſſen mit Unrecht beſchuldigte; 
T. 50. C. 2. 3. 5“. — 9) Wenn Jemand ſich eines Geaͤchteten 
annahm; T. 57. C. 5. T. 59. — Das kleine Gewette von 5 Schil⸗ 
lingen zahlten die Urtheilsfinder fuͤr die erſte Aufforderung, auf 
welche fie ſich weigerten Recht zu weiſen, T. 60. c. 1., und ges 
wiſſe Schuldner fuͤr jede Mahnung, nach welcher ſie nicht zahlten, 
T. 32. e. 5. T. 54. Ein gemeiner Friedensbruch lag hierin nicht, 
eben ſo wenig ein Frevel gegen den Markfrieden, es kann ſich 
dieſe Buße alſo nur auf den Gerichtsfrieden beziehen. 

Rogge Germ. R. 
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Da die Verpflichtung des Grafen hauptſaͤchlich auf 
die Erhaltung des Volksfriedens gerichtet war, ſo war 
ihm auch an jeder Compoſition, die er einem Verletzten 
verſchaffte, ein beſtimmter Antheil zugebilligt unter dem 
Namen Fredum. 

Die nächft kleineren Genoſſenſchaften nach der 
Volksgemeinde des ganzen Gaues, als deren Unterab— 
theilungen, waren die Hunderten oder Centenen; 
ihr Oberhaupt hieß Centenarius, Centgraf, Tun— 
ginus, und uͤbte uͤber ſeine Gemeinde den Grafenbann 
in beſtimmtem Umfange aus ). Hierauf folgten die 
Decanieen unter ihren Decanen (Tienhored bei den 
Angelſachſen), aus denen eine Hunderte zuſammenge— 
ſetzt war. Dieſe Ausdruͤcke bezeichneten die Gemeinde 
als eine Abtheilung des Heeres, alſo auch des Volkes“), 
d. h. als eine Geſammtbuͤrgſchaft für den gemeinen Frie— 
den. Eine Decanie war aber zugleich auch eine Mark— 
genoſſenſchaft, denn ſie bewohnte eine Feldmark; das 
richterliche Amt des Decanus bezog ſich daher auf zweier⸗ 
lei Recht und Frieden, der Volksgemeinde und der 
Markgenoſſenſchaft. 


§. 10. 


Competenz der verſchiedenen Germaniſchen Volksgerichte. 


Fuͤr die Competenz dieſer verſchiedenen Gerichte 
muß im Allgemeinen der Grundſatz der entſcheidende 


65) Ueber die urſpruͤngliche Bedeutung von Centena und Cen⸗ 
tenarius ſ. Eichhorn a. a. O. S. 209. Note c. 

66) Eichh. a. a. O. Note d. — Nach der Beſchreibung, die Taci- 
tus G. c. 7. 8. vom Kriegsweſen der Germanen gibt, war ihr 
Heer das ganze Volk mit ſeinen Familien. 
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geweſen fein, daß alles Recht und aller Frieden auf 
Genoſſenſchaft und Geſammtbuͤrgſchaft beruhte. Daher 
konnte jeder Streit nur vor einem ſolchen Richter ent— 
ſchieden werden, dem Klaͤger und Beklagter als Genoſ— 
ſen derſelben Gemeinde unterworfen waren; lebten ſie 
beide in verſchiedenen Hunderten deſſelben Gaues, fo; 
kann nur der Gaugraf ihr competenter Richter geweſen 
ſein, und ebenſo neben dieſem nur noch der Centenarius, 
wenn ſie zu verſchiedenen Decanieen derſelben Hunderte 
gehoͤrten. 

Im Uebrigen muß aber unter den Gegenſtaͤnden, 
die vor ein Gericht gehoͤrten, unterſchieden werden Recht 
und Frieden. 

Unter den Rechtsſtreitigkeiten gab es unſtreitig 
einige, die von jeher ausſchließlich vor das Gericht des 
Grafen, und vielleicht gar vor das echte Ding gehoͤrten: 
Freiheit und echtes Eigenthum. Hievon hing 
die Eigenſchaft eines vollkommen verbuͤrgten und rechts⸗ 
faͤhigen Mitgliedes der Volksgemeinde, eines Rachin— 
burgen ab, wobei das ganze Volk wegen der Genoſ— 
ſenſchaft aller Mitglieder deſſelben unter einander inter⸗ 
eſſirt war“). 

Unter den Friedensbruͤchen kann es aber keinen ein⸗ 
zigen gegeben haben, der wegen ſeines Gegenſtandes vor 
einem beſtimmten Gerichte hätte ausgeſoͤhnt werden 
muͤſſen. Denn jede, auch die kleinſte Gemeinde bildete 
eine Geſammtbuͤrgſchaft für alle Friedensbruͤche, vom 
kleinſten Diebſtahl bis zum Morde, d. h. eine gemeine 
Guarantie für alle Verſoͤhnungen, die ihr Gericht in 


670 Eichhorn a. a. O. S. 309. 
D 2 
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dieſen Fällen vermittelten (ſ. oben $. 6.). Jeder Frieder 
brecher mußte alſo vor demjenigen Richter belangt wer— 
den, in deſſen Gemeinde er mit dem Beleidigten zuſam— 
men zunaͤchſt verbuͤrgt war. Theils hatte dieſe Gemeinde 
das naͤchſte Intereſſe, fie mit einander auszuſoͤhnen, theils 
wuͤrde auch jede Gemeinde ſich geweigert haben, ihre 
Guarantie mit einem Gegenſtande zu beſchweren, fuͤr 
den ſchon eine andere in einer fruͤheren Stelle verpflichtet 
war, die Buͤrgſchaft zu übernehmen “). 


8 
Entſtehung der perſoͤnlichen Rechte. a 
Die ſo eben entwickelten Grundſaͤtze uͤber die Comz 
petenz der Germaniſchen Gerichte führen mich auf die 


68) Eichhorn iſt entgegengeſetzter Meinung, daß von jeher alle 
Friedensbruchſachen vor den Grafen ausſchließlich gehoͤrt haben. 
Dem widerſprechen aber, wie mir ſcheint, ſelbſt noch Stellen 
aus den Capitularien, ganz entſchieden: Cap. a. 801. c. 30. 
Omnis controversia coram Centenariis diffiniri potest, 
excepta redhibitione rerum immobilium et mancipiorum.— 
* Cap. I. a. 802. c. 25. Ut Comites et Centenarii omnes ad 
Aiustitiam faciendam compellant, und nun wird bloß von Fries 
densbruͤchen geſprochen; namhaft gemacht werden die fures, la- 
trones, homicidae, adulteri, malefici. — Nach Legg. Edo- 
wardi Cap. 32. hatten ehemals ſogar die Decane über foris 
Ffacturae, d. h. Friedensbruͤche, zu richten. Als ſpaͤterhin die 
Todesſtrafe praktiſch wurde, nahm Karl d. Gr. dieſe ausdruͤcklich 
von der Gerichtsbarkeit der Centenarien aus. Cap. III. a. 813. 
C. 4, woraus ſich alſo auf das ſchließen läßt, was ihnen noch 
uͤbrig blieb. — Die Hauptſtelle: Praeceptum Ludovici Pii 
(an. 815) pro Hispanis qui in regno Francorum manebant, 
Cap. 2., auf welche Eichhorn ſich beruft, iſt meines Beduͤn⸗ 
kens viel zu jung, um als ein Zeugniß fuͤr jene Zeit zu gelten, 
da es noch Geſammtbuͤrgſchaft und Volksfrieden gab; dabei be— 
zieht ſich das ganze Praeceptum ſehr genau auf die beſondere 
Verfaſſung, in der die im ſuͤdlichen Frankreich ſeit der ee 
der Saracenen angefi edelten Spanier lebten. 
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damit ſehr genau zuſammenhaͤngende Entſtehung 9. 
perſoͤnlichen Rechte im Mittelalter. 

Die neueſte herrliche Unterſuchung dieſes Verhaͤlt⸗ 
niſſes iſt Jedermann bekannt; ſie gehoͤrt zu den unſterb— 
lichen Verdienſten Savigny's um die Kenntniß des 
Mittelalters, und Eichhorn ſchließt ſich an dieſelbe an. 
Von einer Beſtreitung der jetzt allgemein angenommenen 
Lehre über dieſen Gegenſtand dürfte daher wohl ſchwer⸗ 
lich jemals die Rede ſein. Nur zu einer Ergaͤnzung fuͤr 
den Geſichtspunkt des Germaniſchen Rechts ſcheint Sa— 
vigny, dem das Schickſal des Roͤmiſchen Rechts Haupt— 
ſache war, in ſeiner Darſtellung Raum gelaſſen zu haben. 

Savigny *) hat bewieſen, daß das Verhaͤltniß, 
welches ſich in den Germaniſchen auf Roͤmiſchem Boden 
gegruͤndeten Staaten waͤhrend des Mittelalters findet, 
wonach jeder Reichsunterthan, er mochte Roͤmer oder 
Germane ſein, nach ſeinem angeerbten Rechte beurtheilt 
wurde, wo er ſich auch aufhielt, ſich erſt ſeit Entſtehung 
diefer Staaten gebildet, und daß fruͤherhin nichts Aehn⸗ 
liches unter den Germanen gegolten hat, wie ſonſt allge: 
mein angenommen wurde. — Es laͤßt ſich aber auch 
noch aus andern Gruͤnden, als welche Savigny ſchon 
in Anſchlag gebracht hat, zeigen, daß fruͤherhin unter 
den Germanen ein ſolches Verhaͤltniß ganz unmoͤglich 
war, und daß es ſpaͤterhin nothwendig entſtehen mußte. 

In der früheften Zeit gab es unter den Germanen 
weder ein Territorial- noch ein perſoͤnliches 
Recht, ſondern überall Geſammtbuͤrgſchaft und Rechts— 
genoſſenſchaft. Nur in der Gemeinde hatte der Germane 


69) Geſch. des R. R. im Mittelalter, B. r. S. go u. fag. 
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Recht und Frieden, zu welcher er als Genoſſe gehoͤrte. 
Ein entgegengeſetztes Verhaͤltniß ſetzte nicht nur eine 
andere Quelle des Friedens voraus, als die Geſammt— 
buͤrgſchaft, ſondern war auch mit dieſer ſchlechthin un— 
vereinbar. Die Gemeinde ſicherte ſelbſt ihren eigenen 
Mitgliedern den Volksfrieden nur fo weit, als ihr Wehr—⸗ 
geld reichte, d. h. fo hoch, als ſie in der Geſammtbuͤrg⸗ 
ſchaft ſtanden: wie haͤtte alſo Jemand, der gar nicht in 
der Gemeinde verbuͤrgt war, und ſelbſt fuͤr nichts buͤrgte, 
Anſpruch auf gerichtliche Hilfe machen wollen? — Ein 
Fremdling (Wargus, Gargangus, von arg, das voll— 
kommne Gegentheil des Rachinburgen oder Bonus 
Homo) mußte daher jedesmal recht- und friedelos fein. 
In gewiſſem Sinne kann man daher ſagen, daß es bei 
den Germanen urſpruͤnglich nur ein Territorialrecht gab; 
in jedem Gau wurde nur nach einerlei Recht gerichtet, aber 
auch nur für die Genoſſen zu dieſem Rechte; in demfel- 
ben Sinne gab es aber urſpruͤnglich auch nur ein Perſo— 
nalrecht: jeder Freie konnte nur nach dem Rechte ſeiner 
Genoſſenſchaft gerichtet werden. Dieſes Germaniſch 
voͤlkerrechtliche Verhaͤltniß beſtand nach dem Saliſchen 
Geſetze noch ganz allgemein 7°); es heißt hier: Si quis 


70) Lex Sal. ref. T. 43. c. 1. Nach v. Savigny's Ueberſetzung 
ſagt dieſe Stelle: „Wenn ein Freier entweder einen Franken, 
oder einen andern Germanen (da dieſe ja auch nach Saliſchem 
Rechte leben) tödtet.” Danach wäre es ſchon zu dieſer Zeit unter 
den Saliern auf Geſammtbuͤrgſchaft gar nicht mehr angekommen, 
was ſich ſchwerlich zugeben läßt. — Eichhorn a. a. O. S. 125. 
nimmt an, daß die fremden Germanen in jener Stelle als Schutz 
genoſſen des Fraͤnkiſchen Koͤnigs betrachtet wurden, und daher, 
fo wie der homo denarialis, nach Saliſchem Rechte lebten. 
Mit dieſer Erklaͤrungsart läßt fi die meinige ſehr wohl verei⸗ 
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ingenuus Francum, aut hominem barbarum ocei- 
derit, qui lege Salica vivit sol. 200 culp. iudicetur, 
d. h. „ein Franke und ein anderer Germane, vorausge— 
ſetzt, daß dieſer in die Saliſche Rechtsgenoſſenſchaft 
aufgenommen iſt, hat ein Wehrgeld von 200 Schill.” 
Von dem Wehrgelde der uͤbrigen Germanen wird in 
dieſem Titel, deſſen Zweck es iſt, die Wehrgelder der 
verſchiedenen Perſonen aufzuſtellen, geſchwiegen; offen— 
bar, weil ſie keins hatten: denn ein Wehrgeld haben 
und in einer Geſammtbuͤrgſchaft ſtehen, war bei freien 
Leuten Eins und Daſſelbe. 

Dieſer Grundſatz, daß die Befugniß zur gerichtli— 
chen Verfolgung und Vertheidigung vorausſetzte die 
Rechtsgenoſſenſchaft mit der Gemeinde, zu welcher das 
Gericht gehoͤrte, mußte ſeine Allgemeinheit verlieren, 
ſobald durch das Reichsverband mehrere Germaniſche 
Voͤlker, alſo Menſchen, die nach verſchiedenem Rechte 
lebten, vereinigt waren, und zugleich alle Gerichtsbar⸗ 
keit im ganzen Reiche vom Oberhaupte deſſelben ausging. 


. 
nigen: entweder durch die Aufnahme in eine Saliſche Gemeinde 
oder in die koͤnigliche Schubhdrigkeit erwarb man die Saliſche 
Rechtsgenoſſenſchaft. Im letztern Falle verſteht es ſich aber von 
ſelbſt, daß das Wehrgeld, fo wie beim homo denarialis, an 
den König fiel. — Daß aber alle Fremden von ſelbſt den köͤnig— 
lichen Schutz genoſſen haͤtten, muß mit Eichhorn fuͤr die Zeit der 
Abfaſſung der Lex Salica verneint werden. Anders ſtand es bei 
den Lombarden zur Zeit des Koͤnigs Rotharis: Hier war jeder 
Fremdling Schutzhöͤriger des Königs; z. B. in Ermangelung von 
Deſcendenten wurde er, wie im Fraͤnkiſchen Reiche der homo 
denarialis, vom Könige beerbt, und durfte über fein Vermögen 
nicht disponiren von Todes wegen, und lebte daher nach dem 
Rechte, welches der Koͤnig ihm goͤnnte, wofür als Regel das 
Lombardiſche Recht angenommen war. — Legs. Roth. c. 390. 
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Jetzt gab es eine neue Genoſſenſchaft, die des Reiches, 
beruhend auf der gemeinſamen Quelle aller richterlichen 
Gewalt durch das ganze Reich. Die nothwendige Folge 
hievon war, daß jeder Reichsgenoſſe, wo er ſich auch 
innerhalb des Staatsgebietes befinden mochte, wenn er 
in einen Streit gerieth, vor dem Richter feines Gegners 
ſowohl klagen als ſich vertheidigen konnte ). Mehr 
aber folgte auch nicht daraus. Das Recht, wonach 
gefprochen wurde, hing nach wie vor von der Rechtsge— 
noſſenſchaft ab. Denn nur die koͤniglichen Richter als 
Reichsbeamte waren verpflichtet, jedem Reichsgenoſſen 
beizuſtehen, nicht aber auch die Gemeinden jedes Ortes, 
ſich um die Sachen von Ungenoſſen zu bekuͤmmern, und 
dieſen ihr Recht zu weiſen. So entſtand alſo ganz noth— 
wendig das Verkiltnig, daß jeder Reichsgenoſſe zwar 
überall rechtsfaͤhig war, aber in der Regel nur nach dem 
ihm angebohrnen Rechte, und unter der Vorausſetzung, 
daß er an dem Orte Rechtsgenoſſen fand, um vor dem 
Richter jenes Recht zu weiſen; war dies nicht der Fall, 
ſo blieb ihm nur uͤbrig, ſich unter den Schutz eines Herrn 
zu begeben, oder ſich um die Aufnahme in die Gemeinde 
des Ortes zu bemuͤhen. 

Die Anwendung dieſes Grundſatzes batte keine 
Schwierigkeit, wenn die ſtreitenden Theile beide nach 
einerlei Recht lebten. Waren fie aber keine Rechtsge— 
noſſen von einander, ſo konnte er auf verſchiedene Weiſe 
genommen werden: entweder ſo, um nur bei dem Falle 
von Verletzungen ſtehen zu bleiben, daß der Beleidigte 
die Genugthuung nach ſeinem Rechte zu fordern, oder 


8 


21) Legg. Pipin. Ital. Reg. c. 8. 
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der Beleidiger nach dem ſeinigen zu leiſten hatte. Auf 
beide Arten iſt er auch wirklich angewandt worden: auf 
die erſte in Italien, auf die zweite im uͤbrigen Theile 
des Fraͤnkiſchen Reichs. Den Grund dieſer Verſchie— 
denheit ſuche ich in der verſchiedenen Lage, in der ich 
die Roͤmer von Anfang her unter den Franken und unter 
den Lombarden befanden, woraus die Norm hervorging, 
die man fpäterhin auch auf das Verhaͤltniß verſchiedener 
Germanen anwandte (ſ. oben §. 3.). Im Fraͤnkiſchen 
Reiche genoſſen die Roͤmer ein eignes Compoſitionenrecht, 
welches ihnen in den Fraͤnkiſchen Volksgeſetzen zugeſichert 
war. Wurde alſo ein Franke von einem Roͤmer ange— 
klagt, ſo wurde er nach dieſen Beſtimmungen ſeines 
eignen Volksrechtes verurtheilt. Dagegen der Roͤmer 
wurde fuͤr jedes Verbrechen nach Roͤmiſchem Rechte 
beſtraft“⸗). Dies wandte man fpäterhin auch auf die 
Germanen an, ſo daß jeder Streit wegen einer Verletzung 
nach dem Rechte des Beklagten entſchieden wurde 73). 


72) Lex Rip. T. 61. c. 1. Si quis servum suum libertum 
fecerit et civem Romanum, etc. — c. 2. Quodsi aliquid 
oriminis admiserit, secundum legem Romanam iudicetur, 

260 Lex Ripuar. T. 51. c. 3. 4. Hoc autem constituimus, 

ut infra pagum Ripuarium tam Franci, ee 

Alamanni seu de quacunque natione commoratus fuss 

in iudicio interpellatus, sicut lex loci continet „ ubi Wi 

ſuerit, sie respondeat. c. 4. Quodsi damnatus fuerit, 
secundum legem propriam, non seeundum Ripuariem dam- 
num sustinet. Ich fehe nicht ein, wie man hier einen andern 
Sinn herausbringen kann, als dieſen: Jeder Franke u. ſ. w., 
der im Ripuariſchen Lande verklagt wird, ſoll ſich nach dem 
Rechte ſeines Wohnortes vertheidigen, und wenn er dies nicht 
kann, auch nach demſelben Rechte buͤßen. — Eichhorn aber, der, 
fo wie auch v. Savigny a. a. O. S. 139., die Regel, daß fih 
die Compoſition nach dem Rechte des Klaͤgers richte, fuͤr diejenige 
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Dagegen nach Lombardiſchem Rechte hatte der Roͤmer 
keine Compoſitionen zu fordern: mithin konnte der von 
einem Roͤmer angeklagte Lombarde auch niemals nach 
ſeinem eignen Rechte verurtheilt werden, ſondern es 
mußte das Roͤmiſche Recht zur Anwendung kommen. 
Aber auch dieſes war gegen den freien Lombarden nur 


haͤlt, die im ganzen Fraͤnkiſchen Reiche gegolten habe, muß ſchon 
darum die obige Stelle anders erklaͤren. Eichhorn a. a. O. S. 123. 
nimmt naͤmlich an, daß der Beweis nach zweierlei Recht gefuͤhrt 
worden ſei, von jeder Partei nach dem ihrigen; und das ſoll in 
dieſer Stelle enthalten fein. — Das c. 5. ſtimmt damit zwar 
überein; allein das c. 4. ſpricht nicht vom Beweiſe, fondern von 
der Compoſition. — Von dieſer Regel, die ich behaupte, daß 
im Fraͤnkiſchen Reiche, außer Italien, bei Streitigkeiten wegen 
Verletzungen unter Perſonen verſchiedener Rechte jedesmal das 
Recht des Beklagten und nicht des Beleidigten entſchied, findet 
ſich ein ganz unverkennbares Ueberbleibſel noch im Sachſen⸗ 
ſpiegel. In dieſem erſcheint die Verwandlung der Perſonal⸗ 
rechte in Territorialrechte ſchon als laͤngſt vollendet. In einem 
Saͤchſiſchen Landgerichte wurde nur nach Saͤchſiſchem Rechte ge⸗ 
ſprochen u. ſ. w. Anders aber mußte es in dem Gerichte gehen, 
welches bisweilen der Koͤnig ſelbſt noch in ſeinen verſchiedenen 
Pfalzen hielt. Ein einzelnes particulaͤres Recht konnte in 
dieſem Gerichte, welches kein Land -, ſondern ein wahres 
Reichsgericht war, nicht gelten; ein gemeines deutſches Recht 
aber hatte man nicht, weil man zu dieſem nur auf dem Wege 
der Wiſſenſchaft gelangen kann. Hier mußte alſo der Grund⸗ 
ſatz des perſoͤnlichen Rechts, wie er ehemals im Fraͤnkiſchen Reis 
che gegolten hatte, fortdauern. Daher ſagt der Sachſenſpiegel 
B. 5. Art. 33.: „Jeglicher Mann hat fein Recht vor dem 
Koͤnige; es muß auch ein jeglicher Mann vor dem Koͤnige ant⸗ 
worten, an allen Orten nach ſeinem Rechte, und nicht nach 
des Klaͤgers Recht;“ und B. 3. Art. 71.: „außer vor dem Reiche, 
denn da hat Jeglicher Recht nach ſeiner Geburt.“ Aus dieſen 
Worten ergibt es ſich klar, daß unter dem antworten nicht 
bloß die Beweisfuͤhrung verſtanden iſt. — Der Schwabenſpie⸗ 
gel, nach feiner unverftändigen Art den Sachſenſpiegel wieder 
zu geben, hat hieraus das alte Perſonalrecht gemacht in ſeinem 
vollen Umfange. Kap. 113. f. 2. ed. Senkenb. 
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ſoweit moͤglich, als dem Roͤmiſchen Rechte Geldſtrafen 
bekannt find; in allen andern Faͤllen kann nur eine guͤt— 
liche Vereinigung oder eine arbitraͤre Entſcheidung Statt 
gefunden haben. Dagegen der von einem Lombarden 
angeklagte Roͤmer mußte unbedingt, wenn er ſchuldig 
war, die Buße erlegen, welche die Lombardiſchen Geſetze 
dem Verletzten zuſicherten “). Dieſe Regel ließ man 
ſpaͤterhin, als Italien zum Fraͤnkiſchen Reiche geſchlagen 
wurde, auch für die verſchiedenen Germanen unter ein— 
ander beſtehen, ſo daß ſie ein auf Italien beſchraͤnktes 
territoriales Recht bildete! ); denn in den übrigen Fraͤn⸗ 
kiſchen Provinzen konnte ſie natuͤrlich fo wenig zur An- 
wendung kommen, als die umgekehrte Regel in Italien. 


$. 12. 
Angeifächfier Freoborg und Fraͤnkiſches Contubernium. 


Außer den oben betrachteten verſchiedenen Volks—⸗ 
gemeinden gab es bei den Angelſachſen noch eine Verei— 
nigung, die ohne eine eigentliche Gerichtsverfaſſung, bloß 
eine Geſammtbuͤrgſchaft bildete. Unter dem Namen 
Freoborg war dieſe der Schlußſtein der ganzen Angel— 
ſaͤchſiſchen Verfaffung 7%). Je zehn freie Männer, von 


24) Legg. Pipini c. 46. Sicut consuetudo nostra est, ut 
Langobardus aut Romanus eto. — Et quando componunt, 
iuxta legem ipsius, cuius malum fecerint, componant. 

75) Legg. Pip. c. 28. De diversis generationibus hominum, 
quae in Italia commanent, volumus ut ... secundum le- 
gem ipsius, cui negligentiam commiserit, emendet. 

76) Ueber dieſe Einrichtung |. Eichhorn üb. den Urſprung d. ſtaͤdt. 

Verfaſſ. Zeitſchr. f. geſchichtl. Rechtswiſſ., B. 1. S. 177 fg. — 
Deſſen Deutſche St. u. R. Geſch. Th. 1. S. 88. — v. Savigny 
Geſch. des R. R. im M. A. B. 1. S. 187 u. 235. 
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denen Einer, Friborges Heofod, das Haupt war, 
ſtanden in einer aͤhnlichen Verbindung, als ſonſt uͤberall 
die Mitglieder einer Volksgemeinde; denn ſie hafteten 
zunaͤchſt ſowohl ſich unter einander, als andern Freien 
fuͤr das Wehrgeld, zu deſſen Erlegung Einer aus 
ihrer Mitte verbunden war, wenn dieſer und ſeine 
Verwandten es nicht bezahlen konnten, oder wenn er 
keine Verwandten hatte. Ebenſo waren ſie aber auch, 
wenn ein Mitglied von ihnen erſchlagen war, nach der 
Familie deſſelben, die Naͤchſten zu ſeinem Wehrgelde, 
neben dem Könige *). Daß die Grundidee dieſer 
Verfaſſung, nämlich das geſellſchaftliche Verhaͤltniß der 


76 a) Außer der bekannten Stelle Legg. Edowardi c. 20. bei 
Canciani Vol. 4. p. 338. iſt noch ein Geſetz des Königs Alfred 
zu bemerken, worin ſich die Art dieſer Geſammtbuͤrgſchaft noch 
beſtimmter ausgedruͤckt findet, und zwar fo, wie ich fie anges 
deutet habe. Jedoch die Wilkins'ſche Ueberſetzung hievon (wenig⸗ 
ſtens bei Canciani, denn den Wilkins ſelbſt habe ich nicht vers 
gleichen können) ift fehr fehlerhaft, wenn nicht der Grundtert 
ſelbſt corrupt iſt, den Wilkins vor fich gehabt hat. Legg- Al- 
fredi c. 27. bei Canciani Vol. 4. p. 251. Eine viel deutlichere 
Ueberſetzung dieſer offenbar ſehr wichtigen Stelle findet ſich im 
Chronicon Johannis Bromton: in Historiae Anglicanae 
Scriptores X, ed. Roger Twysden. Lond. 1652. fol. p. 828. 
Cap. 34. Si quis ex parte patris sui cognatione carens ho- 
micidium faciat, si ex materna parte cognationem habeat, 
reddat ipsa tertiam partem compositionis, tertiam congil- 
dones, et pro tertia parte fugiat. Si nec maternam cogna- 
tionem habeat, solvant congildones eius dimidiam compo- 
sitionem, et pro dimidia fugiat. Si quis oceidat huius- 
modi qui parentes non habeat, compositionis medietas 
solvatur Regi et medietas gildonibus. Daß hier vom Freo⸗ 
borg die Rede iſt, folgt aus dem, was wir von dieſem wiſſen, 
ganz offenbar. Der Ausdruck congildones, Gildebruder, bedeu⸗ 
tet Genoſſen, die zuſammen gelten, d. h. das Wehrgeld bezah⸗ 
len, alſo eine Geſammtbuͤrgſchaft. 
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Geſammtbuͤrgſchaft, nicht erſt von Alfred herruͤhrt, 
wie man ſonſt gewoͤhnlich angenommen hat, wird jetzt 
wohl von Niemandem mehr bezweifelt). Das Daſein 
des Wehrgeldes bei allen Germaniſchen Voͤlkern ohne 
Ausnahme reicht hin, die urſpruͤngliche Allgemeinheit der 
Geſammtbuͤrgſchaft zu beweiſen. Aber auch jene ganze 
Einrichtung ſolcher kleinen Gemeinden von zehn Freien 
war hoͤchſt wahrſcheinlich etwas gemein Germaniſches: 
wenigſtens, daß ſie auch zur Fraͤnkiſchen Verfaſſung ge— 
hoͤrte, laſſen ſehr deutliche Spuren erkennen. 

Unter den Saliſchen Geſetzen finden ſich zwei, die 
von dem Morde ſprechen, den ein Contubernium 
veruͤbt hat, und die beſondere Art beſtimmen, wie er 
gebuͤßt werden muß?“). Auf den erſten Blick möchte 


77) Vgl. Eichhorn und v. Savigny a. a. O. — Daß die Geſammt— 
buͤrgſchaft eine wahrhaft Germaniſche Idee war, und nicht bloß 
8 einem oder dem andern Voͤlkerſtamme, oder gar einem Geſetz— 
geber angehoͤrte, laͤßt ſich beſonders aus manchen ſehr auffallens 
den Anwendungen beweiſen, in denen fie in Geſetzbuͤchern vor 
kommt, die fie in Beziehung auf die oͤffentliche Verfaſſung nicht 
mehr zu kennen ſcheinen; z. B. nach den Lombardiſchen Geſetzen 
(Korharis c. 138.) findet folgendes Recht Statt: wenn Mehrere 
zuſammen einen Baum faͤllen, ſo ſtehen ſie in einer Geſammt— 
buͤrgſchaft wegen des Schadens, den der Sturz des Baumes 
verurſachen kann, ſoweit, daß wenn er Einen von ihnen toͤdtet, 
das Wehrgeld unter ſie alle vertheilt wird, die Lebenden und den 
Todten; was auf jene trifft, muͤſſen ſie an die Verwandten ihres 
erſchlagenen Mitarbeiters bezahlen. Ein anderes Beiſpiel ſ. in der 
folgenden Note. 

0 Der gaſte und 45fte Titel der Lex Sal. ref. führen der erſtere 
die Ueberſchrift: De homicidiis a contubernio factis; der ans 
dere: De homieidiis in convivio factis; und beziehen ſich 
auf einander, indem ſie beide von einem Morde ſprechen, der 
in einem Hauſe und in Geſellſchaft begangen iſt: es ſoll die 
Verſchiedenheit der Buße beſtimmt werden, wenn dieſe Geſell— 
ſchaft bloß zum Schmauſen verſammelt, oder wenn fie ein Con⸗ 
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man ſich unter dieſem Contubernium eine beliebige Bande 
von Raͤubern und Moͤrdern denken. Betrachtet man 
aber beide Geſetze genauer, ſo ergibt ſich, daß dieſe 
Bande eine geſchloſſene Geſellſchaft von einer ſehr be— 
ſtimmten und geſetzlich anerkannten Verfaſſung bildete. 
Es wird als eine feſtſtehende Sache angenommen, daß 
nicht mehr und nicht weniger als ihrer Zehn an dem 
Morde Antheil gehabt haben. Noch ſichtbarer aber 
verraͤth ſich eine Verfaſſung aus der Art, wie die Mit— 
glieder dieſer Geſellſchaft fuͤr die Unthat zu buͤßen haben. 
Das eine Geſetz ſpricht von dem Falle, wenn der Ermor: 


1 2 


tubernium und mit Gewalt in das Haus eingedrungen war. Im 
erſten Falle bildete fie eine Geſammtbuͤrgſchaft, dergeſtalt, daß 
ſie alle zuſammen das Wehrgeld des Ermordeten bezahlen, oder 
Einen als den Thaͤter überführt ausliefern mußten. Vom zweiten 
Falle ſpricht folgender Text: T. 44. o. 1. — Si quis colleeto 
contubernio hominem ingenuum in domo sua adsallierit, 
et ibidem eum occiderit, 600 sol. culp. iud.— cg. Quodsi 
corpus occisi hominis tres plagas vel amplius habuerit, 
tres qui inculpantur, et, quod in eo contubernio fuissent, 
convincuntur,.legem superius comprehensam singulatim 
cogantur exolvere. Alii vero tres de eodem contubernio 
sol. go unusquisque illorum culp. iud, Et tres adhue in 
tertio loco de eodem contubernio sol. 45 singuli eorum 
cogantur exolvere. — Das andre hieher gehörige Geſetz iſt: 
Lex Sal. ref. T. 48. c. 3. Si quis foris casa, sive iter agens, 
seu in agro positus, à contubernio fuerit oceisus, et tres 
wel amplius hahuerit plagas, tres de eodem contubernio, 
qui convicti fuerint, sigillatim mortis illius compositio- 
nem componant, el tres alii de ipso contubernio sol. 30 
unusquisque illorum culpabilis iudicetur. Et tres adhuc 
alii de ipso contubernio sol. 15 singuli eorum culp. iud, 
Der zehnte Contubernale ift hier nicht erwähnt, entweder weil 
er der Anfuͤhrer war, und es ſich von ſelbſt verſtand, daß er das 
volle Wehrgeld bezahlen mußte, oder vielleicht war er auch der 
Ermordete ſelbſt. Dig 
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dete in ſeinem Hauſe, das andere, wenn er im Freien 
ermordet wurde. Im erſten Falle zahlt der Anfuͤhrer 
und Drei ſeiner Genoſſen ein Jeder das dreifache, im 
zweiten Falle das einfache Wehrgeld; drei andere Con— 
tubernalen buͤßen im erſten Falle ein Jeder mit 90 und 
im zweiten mit 30, und die drei uͤbrigen im erſten Falle 
gleichfalls ein Jeder mit 45 und im zweiten mit 15 Schil— 
lingen. 

Wie aber dieſe drei und drei feſtzuſtellen ſind, iſt 
nicht etwa nach dem verſchiedenen Antheile beſtimmt, 
den fie an der That gehabt haben, was auch ſchon an 
ſich auf ſolche Weiſe u.idenfbar wäre, ſondern gar nicht 
angegeben; es muß alſo eine gewiſſe Verfaſſung entſchie⸗ 
den haben. Vielleicht ging es nach dem Alter; aber 
auch dieſes konnte nur auf den Grund einer geſetzlichen 
Verfaſſung ſolche Wirkung haben. Es iſt alſo wohl gar 
kein Zweifel, daß das Saliſche Contubernium ſo wie 
der Angelſaͤchſiſche Freoborg eine kleine Gemeinde war. 
Daraus, und nur hieraus, erklaͤrt es ſich denn auch, 
warum eine ſolche Geſellſchaft ſo ſchwer buͤßen mußte, 
während es ſonſt Regel war, daß Mehrere, die einen 
Mord begingen, alle zuſammen nur das einfache Wehr— 
geld zu bezahlen brauchten 7°). Denn wenn eine Ger 
meinde, die fuͤr die Verbrechen jedes ihrer Mitglieder 
insgeſammt buͤrgte, auf ſolche Weiſe ihre Gewalt miß— 
brauchte, jo mußte dies für mehr als einen gewöhnlichen 
Mord gehalten werden. — Dennoch fuͤhren mich andere 
Stellen auf die Vermuthung, daß Friedensbruͤche gewiß 
ſer Art, aus Gruͤnden, die uns unbekannt ſind, immer 


79) Legg. Roth. c. 1. und die beiden vorigen Noten. 


64 Drittes Kapitel. 


nur von einem ganzen Contubernium unternommen zu 
werden pflegten; naͤmlich ſolche, die mit dem Einbruche 
in ein Haus verbunden waren. So ſpricht der 14te Titel 
des Saliſchen Geſetzbuches von der gewaltſamen Entfuͤh— 
rung eines Frauenzimmers, und beſtimmt die Buße auf 


folgende Art: der Entfuͤhrer ſelbſt zahlt 622, drei ſeiner 


Gehilfen ein Jeder 30, drei andre 5, und die drei uͤbri⸗ 
gen 3 Schillinge. Iſt dieſe Annahme richtig, ſo laſſen 
ſich auch noch in andern Volksrechten Spuren des Con— 
tuberniums nachweiſen. In den Geſetzen der Ripuarier 
und der Angeln und Weriner 3°) findet ſich die Beſtim⸗ 
mung, daß wegen eines gewaltſamen Einbruches in ein 
Haus der Anfuͤhrer und drei ſeiner Helfer ein Jeder eine 
gleich große und eine groͤßere Summe zu bezahlen haben, 
als die Uebrigen. Dies erklaͤrt ſich als eine theilweiſe 
Anwendung eines Geſetzes, das ſich urſpruͤnglich auf das 
Contubernium bezogen hat. 

Hiezu kommt noch ein Argument, was freilich nur 
zur Unterſtuͤtzung dienen kann. Schon zu Ende des vier: 
ten Jahrhunderts beſtand unter den Roͤmern ein Sprach⸗ 
gebrauch, wonach das Wort contubernium in einer 
techniſchen, den obigen Stellen der Saliſchen Geſetze 
durchaus anpaſſenden Bedeutung genommen wurde, 
nämlich für eine Heeresabtheilung von zehn Mann “). 


Ver⸗ 


80) Lex Rip. T. 64. — Lex Angl. et Werin. T. 10. c, 9 


Hier muß regi ſtatt rei geleſen werden. 
81) Vegetius de re milit. „Erant decani, denis militibus 


praepositi, qui nunc caput contubernii vocantur.” Vgl. 


v. Savigny a. a. O. S. 231. Note 132. wo ich dieſe Stelle 
her habe. Du Cange fuͤhrt zwar dieſe taktiſche Bedeutung des 
Wortes auch an, verweiſet aber dabei auf das Glossar. Rigaltii; 

viel⸗ 


* 


5 
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Vermuthlich iſt es daher auch im ſpaͤtern Lateine des 
Mittelalters immer nur auf eine jenem roͤmiſchen Con⸗ 
tubernium entſprechende Vereinigung von Menſchen, und 
niemals auf eine bloße Bande bezogen worden. 


Auf eine Stelle der Ripuariſchen Geſetze, wo 
gleichfalls das Contubernium vorkommt, und nur in der 
hier angenommenen Bedeutung, als eine kleine Volks— 
gemeinde, verſtanden werden kann, werde ich weiter 
unten kommen ($. 40.) bei der Entwickelung des gericht— 
lichen Verfahrens, in welchem dies Inſtitut auch eine 
Rolle geſpielt zu haben ſcheint. 


Nach allem dieſem iſt es alſo wohl keine zu kuͤhne 
Annahme, daß jene Einrichtung, von der nur die Angel, 
ſaͤchſiſchen Geſetze uns eine nähere Beſchreibung und die 
nationale Benennung aufbewahrt haben, vor der Gruͤn⸗ 
dung und Ausbildung der Neugermaniſchen Staaten zur 
Verfaſſung aller Deutſchen Volksſtaͤmme gehoͤrt hat. 


Ich kehre jetzt wieder zur Betrachtung der un. 
gr Gerichtsverfaſſung zuruͤck. 


vielleicht ſinden ſich da noch andre Stellen zum Belege. — Auch 
v. Savigny a. a. O. S. 236. Note 150. bemerkt die Uebereinſtim⸗ 
mung des Caput contubernii bei Vegetius entweder mit dem 
Friborger Heofod, oder mit dem Tien Heofod der Angelſachſen, 
iſt jedoch eher geneigt, es mit dem letztern zu vergleichen, unter 
der Vorausſetzung, daß zu einem gewöhnlichen Aufgebot jeder 
Freoborg einen Mann geſtellt haͤtte. Da aber, wie ich uͤberzeugt 
bin, bei den alten Germanen ein Volksheer jedesmal aus einem 
ganzen Volke mit allen ſeinen wehrhaften Maͤnnern beſtand, ſo 
waren Heeresabtheilungen und Volksgemeinden ganz identiſch, 
mithin das Angelſächſiſche Freoborg ein Contubernium im Sinne 
des Vegetius. 
Rogge Germ. R. E 
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§. 13. 
Von der Urtheilfindung: 1) nach den Fraͤnkiſchen Volksgeſetzen · 

Wie in einem Germaniſchen Gerichte der entſchei— 
dende Ausſpruch, den wir das richterliche Erkenntniß 
nennen, zu Stande kam, daruͤber ſind die Meinungen 
der beiden ſcharfſinnigſten Forſcher der Altgermaniſchen 
Gerichtsverfaſſung, v. Savigny's und Eichhorn's, ab- 
weichend. Hieraus wird aber hoffentlich Niemand die 
Nochwendigkeit herleiten, die Sache in der Mitte, 
ruhen zu laſſen, beſonders wenn man in der eignen For⸗ 
ſchung, ohne eine beſtimmte Anſicht in dieſem Punkte, 
keinen Schritt weiter gehen kann. 

Soweit ſtimmen jene beiden Gelehrten mit einans 
der uͤberein, daß der Richter im Germaniſchen Sinne, 
der Graf oder Centenarius, an der Bildung des Urtheil— 
ſpruches gar keinen Antheil hatte; feine Sache war nur, 
darauf zu ſehen, daß ein Streit in gerichtlicher Form 
entſchieden wurde, die Entſcheidung anzuhoͤren, und 
das Urtheil zu vollſtrecken. Was nun das Erkenntniß 
ſelbſt betrifft, ſo waren nach Savigny's Anficht ?) dies 
jenigen, die es feſtſtellten, nichts mehr und nichts ment. 
ger als vollkommen freie Mitglieder der Gemeinde, 
Rachinburgen, Boni Homines, die entweder 
von ſelbſt anweſend, oder zu einem beſondern Gerichte 
durch den Richter zuſammengebannt waren. — Eich⸗ 
horn #3) unterſcheidet das Factiſche und das eigentlich 
Rechtliche in einem Urtheile; über jenes hätte die Ge 
meinde, alſo bloße Rachinburgen, erkannt „ſchuldig ? 


* 


82) Geſch. des Rom. Rechts im M. A. B. 2. S. 196 fgg · 
83) Deutſche St. u. R. Geſch. Th. 1. S. 211. 
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oder „nicht ſchuldig“; zur Feſtſtellung der anzuwenden— 
den Nechtsregel hätte es eigne Rechtskundige gegeben, 
wofuͤr man die Sachibaronen in der Lex Salica hal— 
ten müßte. — Da nun aber der Ausſpruch uͤber das 
Recht immer nur erfolgen kann, wenn die Thatſache, 
worauf es angewandt werden ſoll, feſtſtehet, ſo haͤtten, 
dieſer Anſicht zufolge, jedesmal die Sachibaronen und 
niemals die bloßen Rachinburgen das definitive Urtheil 
gefunden, ſo wenig als bei der Engliſchen Jury die Ge— 
ſchwornen dieſes thun. 

Ob bei den Germanen uͤberhaupt ein Erkenntniß 
der Art uͤber ſchuldig oder nicht ſchuldig vorkam, muß 
hier noch unentſchieden bleiben; unten wird der Beweis 
des Gegentheils folgen. Wo aber eine Entſcheidung 
uͤber die Thatſache vorkam in Civilſachen, war ſie aller⸗ 
dings, wie gleichfalls erſt unten gezeigt werden kann, 
eine von der Feſtſtellung der Rechtsregel verſchiedene 
Function, nicht bloß der Sache, ſondern auch der Perſon 
nach. — Darin aber kann ich mich nur fuͤr Savigny's 
Anſicht erklaͤren, daß das Urtheilfinden, der Ausſpruch 
des anzuwendenden Rechts, immer nur die Sache blo— 
ßer Rachinburgen war. ; 

Nach Savigny's Beiſpiel will ich, des bequemeren 
Ausdrucks wegen, die Rachinburgen, ſofern ſie als 
Urtheilfinder gedacht werden, Schoͤffen nennen, zum 
Unterſchiede von den Rachinburgen in andern Functionen 
und der Urtheilfinder, die keine bloßen Rachinburgen 
find, wie fie ſich in der ſpaͤtern Zeit finden. 

Die Gruͤnde, die mich fuͤr Savigny's Anſicht be⸗ 
ſtimmen, ſind außer denen, die, man in deſſen Buche 
nachleſen kann, und bei denen ich mich beruhigen wuͤrde, 

E 2 
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wenn nicht ihrer ungeachtet Eichhorn auch in der neuen 
Ausgabe feiner unſchaͤtzbaren deutſchen Staats- und 
Rechtsgeſchichte die alte Anſicht von den en, 
beibehalten hätte, folgende: 
1) Ueberall wird das, was die Rachinburgen zur Ent⸗ 
ſcheidung eines Rechtsſtreites zu thun hatten, „le- 


gen dicere” genannt, oder „secundum legem 


iudicare? h. Mit Eichhorn's Anſicht laͤßt ſich 

dies nur vereinigen, wenn man dem Worte lex 

die Bedeutung von „Wahrheit“ beilegt. Wenn 

aber die Rachinburgen von den Parteien angere— 

det werden: Dicite nobis legem Salicam ), ſo 

laßt, ſich vollends an nichts anders denken, als an 

das Saliſche Recht, woruͤber ſie eine Belehrung 

geben ſollten; auch nicht einmal, wie unten bewie⸗ 

ſen werden wird, noch daneben an eine Pruͤfung 

der Thatſache des Streites 8s); fie wollten nur für 

den vorgelegten Fall die Beſtimmung des Saliſchen 
Rechtes haben. 

2) Im Allgemeinen bedeutete Lex den ganzen Inbe⸗ 

griff der Rechtsgewohnheiten, wonach ein Volk 

lebte: hauptfaͤchlich aber dachte man dabei immer 

an die Compoſitionen, welche das Volksrecht den 

Freien gewaͤhrte, weil dieſe den wichtigſten Vor⸗ 

theil davon bildeten *). Der wichtigſte und ges 

woͤhnlichſte Sinn von Jah dicere war 1 pi 


84) Lex Sal. ref. T. 59. 60. Lex Rip. P. 88 Sa Int 
80) Pactus Leg. Sal. T. 60. C. 1. 5 

86) So verſteht Savigny jene Worte: S. 216. a. a. * 0 

87) Daher findet ſich oͤfters der Ausdruck Legis beneficium Hart 
compositio; z. B. Lex Rip. T. 67. c. 4. 5: 
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— 
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ren, welche Buße ein Freier fuͤr eine Verletzung 
zu fordern hatte. Nach Eichhorn's Anſicht hatte 
daher vor Allem dieſe Belehrung nur von den 
Sachibaronen gegeben werden koͤnnen. Verglei⸗ 
chen wir aber: 
Lex Sal. ref. T. 59. c. 1. Si quis ad mal- 
lum venire contempserit, et quod ei a 
Rachinburgiis iudieatum fuerit, implere 
distulerit, si nec de compositione, nec de 
ulla lege fidem facere voluerit, ete. 
Offenbar ift hier das „de compositione” die nähere 
Beſtimmung des „quod ei a Rachinburgiis iudiea- 
tum fuerit.” Und auf jeden Fall hatten hier die 
Rachinburgen etwas geſprochen, was der Beklagte 
„implere“ ſollte: was alſo kein bloßer Ausſpruch über 
die Thatſache geweſen ſein kann. 
Es bleibt nur noch uͤbrig, das eine Argument zu 


entfräften „worauf Eichhorn's Anficht fußet. — Der 
Pactus Legis Salic. T. 57. c. 4. lieſt nach der Herold⸗ 
ſchen Handſchrift: 


Sachibarones vero in singulis Mallobergiis plus 
quam tres esse non debent, et si de causa illi 
aliquid sanum dixerint, penitus Gravio nullam 
habeat licentiam removendi. 
Hiemit iſt zwar nicht geſagt, daß das eigentliche Recht, 
ſprechen zum Amte der Sachibaronen gehoͤrte, aber doch, 
daß fie auch ein Wort mitzufprechen hatten, was ſich 
eben ſowohl auf die Thatſache, als auf das Recht bezie— 
hen koͤnnte. — Dagegen die Lex Sal. ref. T. 56. 
c. 4. und andre Handſchriften des Pactus leſen flatt der 
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ausgezeichneten Worte: „et si causa aliqua ante illos 
secundum legem fuerit definita”; wonach alſo das 
Rechtſprechen vor und nicht von den Sachibaronen 
geſchah. 

Abgeſehen davon, daß dem Pactus bei Abwei— 
chungen von dem aͤlteren und reineren Texte der Lex 
Sal. reform., wenn nicht immer ſehr ſtarke Gruͤnde fuͤr 
ihn ſprechen, niemals, und viel weniger einer einzelnen 
Variante deſſelben zu trauen iſt, ſind auch jene Worte 
von der Art, daß ſie, ſelbſt wenn ſie im richtigern Texte 
vorkaͤmen, den hoͤchſten Verdacht erregen muͤßten. Die⸗ 
ſes „aliquid sanum“ feßt voraus, daß ein einmal ges 
fundenes Urtheil noch durch andere Leute gepruͤft werden 
konnte, ob es vernuͤnftig war, oder nicht; und das war 
nach der Altgermaniſchen Verfaſſung unmöglich: wie 
bald gezeigt werden ſoll. | 

Was ſonſt noch in dieſer Stelle Auffallendes liegt, 
erklaͤrt ſich ganz befriedigend, wenn man Savigny's ſo 
uͤberaus ſcharfſinnige Hypotheſe von den Sachibaronen 
annimmt, die ſo genau zutrifft, daß ſie meiner Meinung 
nach für hiſtoriſch gewiß gelten kann; wenigſtens der Erz 
klaͤrer der Lex Salica kann ihrer nicht entbehren. Nach 
dieſer Vermuthung waren ſie koͤnigliche Beamte, die in 
einem unbeſtimmten Gerichtsſprengel eine coneurrirende 
Gerichtsbarkeit neben den damals noch vom Volke erwaͤhl— 
ten Grafen auszuuͤben hatten. — Daß ihr Amt ein 
richterliches war, ſagen die Worte: causa ante illos 
definita, ganz offenbar. Daß ſie ferner jedesmal, 
wenn ſie thaͤtig waren, in die Gerichtsbarkeit des Grafen 
eingriffen, liegt auch ganz offenbar in dem Verbote, den 
von ihnen entſchiedenen Streit noch einmal vor den 


j 


Germaniſche Gerichtsverfaſſung. 71 


Grafen zu bringen, wobei nothwendig hinzugedacht wer— 
den muß: obgleich die Sache nach der bisherigen Verfaſ— 
ſung eigentlich nur von ihm haͤtte entſchieden werden 
koͤnnen. Denn da eine Inſtanzeneinrichtung den Ger— 
manen fremd war, ſo konnte von einer zweiten Ent— 
ſcheidung eines Streites uͤberall nur die Rede ſein, 
wenn die erſte vor einem incompetenten Richter geſchehen 
war. Daß endlich die Sachibaronen dennoch fuͤr com— 
petente Richter gehalten werden ſollten, wie dies Geſetz 
befiehlt, kann nur darin feinen Grund haben, daß der 
Koͤnig ſie dazu gemacht hatte. 


Mir bleibt nach allem dieſem nicht der mindeſte Zwei⸗ 
fel, daß das Rechtweiſen Sache der Rachinburgen war. 


Fuͤr die Möglichkeit einer folchen Gerichtsverfaſſung, 
wonach jedes Gemeindeglied fähig war Urtheil zu finden, 
darf der Beweis nicht muͤhſam geſucht werden. Es liegt 
in der Natur jedes poſitiven Rechts, daß in der Kind— 
heit des Volks, dem es angehört, feine Kenntniß Ges 
meingut Aller iſt. Hiezu kommt noch bei den Germanen 
aus ihrer Geſammtbuͤrgſchaft ein eigenthuͤmlicher Grund: 
alle Gemeindeglieder hafteten fuͤr jede Compoſition, 
worauf in ihrem Gerichte erkannt wurde; jeder von 
ihnen mußte alſo auch die Groͤße der Summe kennen, 
fuͤr die er Buͤrge zu werden verpflichtet war. 

Bei dieſem gaͤnzlichen Mangel eines beſondern 
Standes von Schoͤffen entſteht aber die ſehr erhebliche 
Frage: welche Rachinburgen werden im einzelnen 
Falle von ihrer Faͤhigkeit, das Recht zu weiſen, Ge 
brauch gemacht haben? Eine ſehr natuͤrliche Art, ſich 
dies Verhaͤltniß zu denken, wäre, wie Savigny es dar? 
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ftellt #9): „alle Freien, d. h. alle Rachinburgen oder 
Boni Homines des Gerichtsſprengels, worin der Rechts 
handel vorfiel, waren Schoͤffen und fanden gemein— 
ſchaftlich das Urtheil.“ Dies war, ſtrenge genom⸗ 
men, zwar nur bei einem ungebotenen Gerichte moͤglich, 
wo alle Freien zugegen waren; allein dieſes bildete ja 
eben die Regel; und dann konnte bei einem gebotenen 
Gerichte ja auch die ganze Gemeinde anweſend ſein: 
deshalb mußte, wenn auch noch ſoviel einzelne Mitglie⸗ 
der fehlten, der gegenwaͤrtige Theil der Gemeinde fuͤr 
die ganze Gemeinde gelten in Beziehung auf den vorge— 
brachten Rechtsſtreit. — Aber es gibt poſitive Gruͤnde, 
die mir dieſe Vorſtellungsart ſehr zweifelhaft machen. 
Hiernach waͤre jedes Urtheil als Beſchluß und Ausſpruch 
des ganzen Volks oder einer kleinern Gemeinde zugleich 
Geſetz fuͤr den dadurch entſchiedenen Fall geweſen; was 
die wichtige Folge gehabt haͤtte, daß ein falſches Urtheil 
niemals vorkommen konnte, wovon das Gegentheil außer 
allem Zweifel iſt. Ueberhaupt ließe ſich bei einer ſolchen 
Verfaſſung gar keine Verantwortlichkeit fuͤr das gefun⸗ 
dene oder zu findende Urtheil denken; denn dieſe hätte 
entweder die ganze Gemeinde treffen muͤſſen, oder, bei 
einem außerordentlichen Gerichte, die Maſſe des zufaͤllig 
anweſenden Umſtandes, von dem ein großer Theil gewiß 
kam und ging, je nachdem ihn die ſtreitenden Theile 
intereſſirten oder nicht; wovon ich mir das Eine ſo wenig 
vorſtellen kann, als das Andere. Es gab aber allerdings 
eine ſehr ſtrenge Verantwortlichkeit bei der Function der 
Schoͤffen. Mir ſcheint daher nur die Ausnahme uͤbrig 


88) S. 192. a. a. O. 


Germaniſche Gerichtsverfaſſung. 73 


u bleiben, daß es die Sache des Richters war, im 
einzelnen Falle fuͤr Schoͤffen zu ſorgen, und daß nun 
auch nur diejenigen die Schoͤffen waren, die der Richter 
dazu ernannt hatte. Der Graf oder Centenarius muß, 
ſo oft er Gericht halten wollte, eine gewiſſe Anzahl von 
Rachinburgen ſeines Sprengels zu einem gebotenen Ge— 
richte aus ihren Haͤuſern, und bei dem echte Ding aus 
der verſammelten Volksmenge hervorgerufen haben, um 
ſich auf dem Mahlberge niederzulaſſen, und waͤhrend 
dieſes Gerichts, oder vielleicht auch fuͤr einen einzelnen 
Fall, je nachdem es ihm gefiel, Schoͤffen zu ſein. Nur 
bei dieſer Vorſtellungsart ſehe ich mich im Stande, die 
einzige Stelle der alten Rechtsſammlungen, die uͤber die— 
fen Punkt ſich ausfuͤhrlich erklärt, zu verſtehen. Unter 
den Saliſchen Geſetzen findet ſich naͤmlich folgendes): 
„Wenn die auf dem Mahlberge ſitzenden Rachinburgen 
ſich weigern, auf Verlangen der Parteien das Saliſche 
Recht zu weiſen, ſo verfaͤllt jeder von jenen ſieben 
Rachinburgen in eine Strafe von 3 Schillingen, durch 
deren Bezahlung binnen beſtimmter Friſt ſie ſich vom 
Schoͤffenamte befreien koͤnnen; bezahlen ſie aber nicht 
an dem feſtgeſetzten Termine, ſo muͤſſen ſie Urtheil finden 
bei einer Strafe von 15 Schillingen, die jeder von den 
Sieben zu bezahlen hat. — Wenn die Rachinbur— 
gen ein falſches Urtheil gefunden haben, ſo zahlt von 
den ſieben Rachinburgen jeder Einzelne 15 Schillinge 
Strafe; und ebenſoviel hat diejenige Partei an Jeden von 
ihnen zu bezahlen, welche das gefundene Urtheil mit Un⸗ 
recht für falſch erklart. — Alſo nur ihrer Sieben waren 


89) Lex Sal. ref. T. 60. 
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es, und nicht die ganze Gemeinde, oder alle Umſtehenden, 
die bei den Saliern fuͤr die Findung und Richtigkeit des 
Urtheils verantwortlich waren, woraus nothwendig auch 
folgt, daß nur dieſe Sieben zum Urtheilfinden befugt 
waren. — Mit der entgegengeſetzten Meinung, daß 
alle Anweſenden gemeinſchaftlich das Urtheil fanden, 
ließe ſich dieſes Geſetz nur durch eine Reihe gar nicht 
anzunehmender Vorausſetzungen, und auch dann kaum, 
vereinigen: naͤmlich daß die Zahl Sieben nur darum 
hier genannt ſei, weil ſoviel Rachinburgen wenigſtens 
zu einem beſetzten Gerichte gehoͤrten: daß ferner dieſe 
Stelle ſich nur auf ein außerordentliches gebotenes Ges 
richt beziehe, und zwar gerade auf ein ſolches, zu dem 
außer den dazu aufgebotenen Schoͤffen Niemand von 
der Gemeinde erſchienen war. Von allem dem findet ſich 
aber in unſerm Texte nicht die entfernteſte Andeutung; 
er führt die allgemeine Ueberſchrift: „De Rachinbur- 
giis qui secundum legem non iudicant”, und fängt 
ſich mit eben fo allgemeinen Worten an: „Siquidem 
Rachinburgii in mallo residentes - legem dicere 
noluerint”; wobei zunaͤchſt an das echte Ding gedacht 
werden muß, als die Regel, der die außerordentlichen 
Gerichte nachgebildet waren. — Daß aber dieſe ſieben 
Schoͤffen auf eine andre Weiſe, als durch den Befehl 
des Grafen oder Centenarius beſtimmt wurden, dieſe 
Annahme wird wohl Niemand in Vorſchlag bringen. — 
Es iſt daher meine feſte Ueberzeugung, daß es von jeher 
ein geſchloſſenes Schoͤffenamt gegeben hat, was aber 
immer nur fuͤr eine einzelne Gerichtsſitzung oder fuͤr die 
Entſcheidung eines einzelnen Falles beſtimmt war. Erſt 
Karl der Große verwandelte es durch Einführung der 


re np 
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Sceabinen in ein dauerndes Schoͤffenamt. Hieraus 


folgt aber noch nicht, daß die uͤbrigen Anweſenden nur 
der Oeffentlichkeit wegen oder aus bloßer Neugierde 


daſtanden. Wegen der Geſammtbuͤrgſchaft hatte jedes 


Gemeindeglied, ſo oft auf eine Compoſition erkannt 


wurde, ein ſehr nahes Intereſſe an dem Urtheile. Ganz 
gewiß ſtand es daher auch Jedem frei, eben ſo wie den 
Parteien ſelbſt, das gefundene Urtheil zu ſchelten, wenn 
die Geſammtbuͤrgſchaft dadurch uͤber das geſetzliche Maaß 
beſchwert wurde. Ausuͤbung wird aber nicht leicht Je— 
mand von dieſem gefaͤhrlichen Rechte gemacht haben, 
was ihm eine Geldbuße von ſiebenmal 15 Schillingen 
zuziehen konnte, beſonders da die betheiligte Partei ein 
viel näheres und ſtaͤrkeres Intereſſe hatte, ein ihr nach— 
theiliges Urtheil anzufechten. Aus eben dieſem Grunde 
werden die Schoͤffen ſich auch in der Regel zuvor mit 
den umſtehenden Rachinburgen wegen des zu findenden 
Urtheils berathen, und dieſe, wenn ſie das Urtheil rich— 
tig fanden, ihre Beiſtimmung zu erkennen gegeben haben; 
wodurch es dann allerdings das Anſehen gewann, als 
ob alle zuſammen dies Urtheil fanden ?). 


90) Vgl. Eichhorn's D. R. Geſch. Th. 2. 6. 258. Note b. Auf 
dieſe Weiſe, glaube ich, laͤßt ſich meine Anſicht auch mit den 
von Savigny S. 200 u. fg. und S. 180 fg. excerpirten Urkunden 
vereinigen, in denen zwar viele Perſonen als die Anweſenden in 
einem Gerichte genannt werden, aber ohne daß daraus ſich ein 
gleicher Antheil beweiſen ließe, den alle zuſammen an dem gefun— 
denen Urtheile gehabt haͤtten. Im Gegentheile geht aus meh— 
reren hervor, daß dies gar nicht der Fall ſein konnte; wo Geiſt— 
liche und Laien, Römer und Germanen von verſchiedenen Natio— 
nen, die alſo nach verſchiedenen Rechten lebten, neben einander 
genannt werden. Und wenn ſie auch alle zuſammen das Urtheil 
unterſchrieben, fo thaten fie dies als Zeugen. 
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Tür dieſe Verfaſſung der Germanen in Beziehung 
auf das Urtheilfinden laſſen ſich zwar unter den alten 
Rechtsbuͤchern nur die beiden Fraͤnkiſchen zum Beweiſe 
anführen: daß aber auch bei den Sachſen und Lombar—⸗ 
den jeder Freie fähig war, als Schoͤffe zu ſprechen, hat 
v. Savigny gleichfalls urkundlich bewieſen. Es laͤßt ſich 
daher nicht bezweifeln, daß ſie allgemein Germaniſch 
war; ſchon darum nicht, weil jede andere Einrichtung 
entweder kuͤnſtlicher ſein muͤßte, oder doch ſchon eine 
Beſchraͤnkung der alten Freiheit vorausſetzen wuͤrde: in 
jedem Falle alſo etwas Erfundenes und Spaͤteres waͤre. 
Zu einer Verruͤckung dieſer Verfaſſung unter den ſpaͤtern 
Verhaͤltniſſen der Germanen waren freilich hinreichende 
Gruͤnde vorhanden. Von den Carolingiſchen Scabinen, 
welche angeordnet wurden, um die Freien von der 
Willkuͤhr der Grafen und Centenarien, womit ſie zum 
Schoͤffenamte aufgeboten wurden, zu befreien, iſt ſchon 
die Rede geweſen. Noch viel vor dieſer Neuerung findet 
ſich auch ſchon bei drei Voͤlkern, den Baiern, Alleman— 
nen und Burgundern, eine ganz andere Lage der Dinge, 
wie aus den Geſetzbuͤchern dieſer Drei ganz unlaͤugbar 
erhellet. Was die Burgundiſchen Geſetze betrifft, ſo 
uͤberlaſſe ich es einem Jeden, ſich daraus ſelbſt zu uͤberzeu⸗ 
gen, und meine Behauptung zu billigen oder zu verwer⸗ 
fen *). Ich beſchraͤnke mich auf die Verfaſſung der 
Baiern und Allemannen. 


91) Dieſe Burgundiſche Neuerung, wonach das Rechtſprechen ſelbſt 
zum Amte des Richters gezogen wurde, ſtand in weſentlicher 
Verbindung mit dem bekannten Regierungsplane des Koͤnigs 
Gundobald, feine Burgunder den Roͤmern ganz gleichzuſtellen. 
Daher war die Lex Gundobalda ein ganz neues Recht, nicht bloß 
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da | $. 14. 
2) Nach den Baieriſchen und Allemanniſchen Gefegen. 

Das Recht und die Verfaſſung dieſer beiden Voͤlker 
ſtimmt in mehreren Punkten auffallend uͤberein; ſo 
findet es ſich auch in ihren beiderſeitigen Geſetzbuͤchern 
als eine gemeinſchaftliche Eigenthuͤmlichkeit, daß darin 
außer den Ausdruͤcken, wodurch ein Richter im Germa⸗ 
niſchen Sinne bezeichnet wird: Comes und Cente— 
narius, auch ſehr oft von einem Judex oder von 
Judices die Rede iſt, dagegen ein Analogon der Fran: 
kiſchen Rachinburgen als Schöffen ſich nirgends ange: 
deutet findet. — Die Sprache jener Zeit bezeichnet 
ſehr gewoͤhnlich die Germaniſchen Richter durch das 
Wort Juder; in jenen beiden Rechtsbuͤchern kommt 
es aber offenbar in einer davon verſchiedenen Bedeutung 
vor. Die Baieriſchen Geſetze verordnen, daß der Co: 
mes, wenn er zu Gerichte ſitzt, einen Juder zur Seite 
haben ſoll mit dem Geſetzbuche. In den Baieriſchen 
ſowohl als den Allemanniſchen Geſetzen wird das Recht— 
ſprechen als das Hauptgeſchaͤft eines Judex genannt 2), 
was zum Amte des Grafen und Centenarius in ihrer 
urſpruͤnglichen Bedeutung nicht gehörte. Ich gehe daher 


fuͤr die Burgunder unter einander, ſondern auch fuͤr Burgunder 
und Romer unter einander beſtimmt. Daß dieſes Recht nicht 
mehr jeder Burgunder weiſen konnte, verſtand ſich von ſelbſt. 

Man ogl. vorzüglich die Vorrede T. 4. c. 34. T. 2. 8. 10. 81. — 
Ad. 2.7. . 

92) Lex Baiuv. T. 2. c. 15. 6. ı. 

93) Lex Alam. T. 41. c. 1. Nullus causas audire praesumat, 
nisi qui a Duce per conventionem populi iudex constitu- 

tus est, ut causas Tudicet, qui nec mentiosus, nec periu- 
rator, nee munerum acceptor sit, sed causas secundum 
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davon aus, daß jedesmal, wo in dieſen Quellen vom 


Judex die Rede iſt, ein Andrer als der Graf oder Cen— | 


tenarius gemeint iſt, und das mit der größten Zuver— 
ſicht, weil hier durchaus kein Grund zu einer Sprach— 
verwirrung angenommen werden kann, indem die Aus— 
druͤcke Comes und Centenarius auch vorkommen. — 
Der andre Theil in der Altgermaniſchen Gerichtsverfaſ— 
ſung, auf den die Baieriſchen und Allemanniſchen Ju⸗ 
dices bezogen werden koͤnnten, waͤren die Schoͤffen, d. h. 
urtheilende Freie. Denn wenn auch jener Titel gewoͤhn— 
lich einen geſchloſſenen Stand bezeichnet, ſo kommt er 
doch auch fuͤr die Altfraͤnkiſchen Rachinburgen als Schoͤf⸗ 
fen vor. (ſ. oben Note 25.). Aber die Judices, von 


denen hier die Rede iſt, waren in der That ein Stand, 


erwaͤhlte und angeſtellte Beamte. Das Baieriſche Ge⸗ 
feß (), welches dem Grafen befiehlt, ſich bei feinen 
Gerichtsſitzungen eines Judex zu bedienen, nennt dieſen 
„iudicem qui ibi constitutus est iudicare?ꝰ; und das 
Allemanniſche, welches von den Pflichten des Juder 
handelt, gibt ſogar die Art ſeiner Anſtellung genau an: 
er ſoll vom Volke erwaͤhlt und vom Herzoge beſtaͤtigt 
fein (3). Alſo ein neues Stuͤck der Gerichtsverfaſſung 
waren ſowohl die Baieriſchen als die Allemanniſchen 
Judices: fie bekleideten ein wahres Amt, und zwar ein 
ganz anderes, als ein ehemaliger Germaniſcher Richter. 


legem veraciter iudicet... Et si iusteiudicaverit, . 
c. 2. Si autem per cupiditatem contra legem iudicaverit.. 

a2 sol. sit culpabilis. Das Urtheilſinden iſt hier deutlich 1 
als das Geſchaͤft des Judex bezeichnet: ebenſo in Lex Baiuv. 
T. 12. C. 16.17.18. Iudex si accepta pecunia male iudi ca- 


verit, ille qui iniuste aliquid ab eo per sententiam iudi- - j 


santis absiulerit, ablata restituat. u Bi 
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Worin beſtand nun dieſes neue Amt? Schon oben 
iſt bemerkt, daß die Entſcheidung von Rechtshaͤndeln 
dazu gehoͤrte, wobei noch hinzugefuͤgt werden muß, daß 
in beiden hier in Rede ſtehenden Rechtsbuͤchern fuͤr dieſe 
Angelegenheit ein einzelner Judex verantwortlich gemacht 
wird (5s), und nicht ein ganzes Collegium, wie die Sca— 
binen in den Karolingiſchen Capitularien. Darum koͤnnte 
man ſie aber doch noch fuͤr eine Art Scabinen, d. h. fuͤr 
erwaͤhlte Schoͤffen halten, ſo daß fuͤr denſelben Zweck, 
den Karl der Große durch ſeine angeſtellten Urtheiler 
erreichte, ſchon vielleicht einige Jahrhunderte fruͤher die 
Allemanniſchen und Baieriſchen Herzöge ihre einzelnen 
Judices angeordnet hatten. Aber keinesweges beſchraͤnkte 
ſich das Amt der Letztern auf das bloße Urtheilfinden 
unter Aufſicht eines Richters. Ganz unzweideutig legen 
ihnen die Geſetze auch eine richterliche Gewalt bei. Hie— 
her gehoͤren folgende Beſtimmungen: 
1) Ein ganz untruͤgliches Zeichen des richterlichen 
Bannes ſind die Gerichtsgefaͤlle und beſonders 
een Antheil an den Compoſitionen. Gebühren der 
Art weiſen die Baieriſchen Geſetze dem Judex ganz 
ausdruͤcklich an!). 
2) Nach den Allemanniſchen Geſetzen wird das 
„ causas audire” als die Befugniß des Judex ger 
nannt (); d. h. in den Fällen, wo er dieſe Befug- 
niß hatte, war er Gerichtshalter, nicht bloß Bei— 
ſitzer des Gerichts. Daß eben dieſes Recht auch 


94) Lex Baiuv. T. 2. c. 16. Iudex vero partem accipiat de 
causa quam iudicavit. De omni compositione semper 
nonam partem accipiat, dum xectum indicas, 
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dem Baieriſchen Juder zugeſtanden habe, laͤßt ſich 
bei der richterlichen Gewalt, die er uͤberhaupt "bes 

ſaß, und bei der großen Uebereinſtimmung der 
Braieriſchen Verfaſſung mit der Allemanniſchen in 


dieſem Punkte ſchwerlich bezweifeln. Ne 


3) Wenn der Graf ein Gaugericht hielt, fo wurden 
in Baiern die Einwohner jedes Orts im Gaue 
durch ihren Judex beordert, an der zum Placitum 
beſtimmten Stelle zu erſcheinen 9). 8 > 
0 Beide Rechtsbuͤcher legen dem en eine ee 
hende Gewalt bei“). 
Eine Eigenthuͤmlichkeit des Baierſchen Rechts M es viel⸗ 
leicht, daß der Juder 15 eine verbindliche ade 
vornehmen konnte?). 

Hiernach laͤßt ſich kn ſehr leicht die hieher geßo⸗ 
rige Frage beantworten, ob alle dieſe Befugniſſe dem 
Judex ausſchließlich zuſtanden? Von der richterlichen 
Gewalt verſteht es ſich von ſelbſt „daß er ſie nicht mit 
den Freien theilte: aber wc in Degiehung auf das 

f Hort i Recht 


95) . . . et omnes liberi conv eniant constitutis diebus ubi 
iudex ordinaverit, et nemo sit ausus contemnere venire 

ad placitum. Qui infra illum comitatum manent, sive 
Regis vassi sive Ducis, omnes ad placitum eee Hier 
möchte man ſehr geneigt fein, den index fuͤr den Grafen zu 
nehmen; aber gleich darauf folgen die eee Comes vero 
secum habeat iudicem. j 

96) Lex Alam. T. 36. c. 15. . . ut ille Pr eum distringat 
secundum legem. T. 39. c. 1. . . Si quis contra hoc fece- 
rit (es iſt von einer verbotenen Ehe die Rede) a loci iudieibus 
separetur. Lex Baiuv. T. 12. c. 1. f. 2. Si forte est ali- 
quis tam durus... qui... non vult iustitiam facere, talis 
distringatur a iudice. 


97) Lex Baiuv. T. 1. c. 14. f. 1. — T. 16. C. 4. f. 5 
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Rechtſprechen läßt ſich eine Theilnahme der Freien nicht 
annehmen, ſobald dieſes als ein weſentlicher Beſtandtheil 
in die Amtsgewalt des Judex gehörte. Er allein zog die 
Gebuͤhren fuͤr das Urtheil und das Strafgeld, wenn 
eine Partei muthwilliger Weiſe das gefaͤllte Urtheil für 
falſch erklaͤrte; er allein war auch fuͤr die Richtigkeit deſ— 
ſelben verantwortlich ??). Wenn es ihm alſo auch nir⸗ 
gends verboten wird, ſich das Recht durch Andere weiſen 
zu laſſen, ſo wurde doch in jedem Falle das ausgeſpro— 
chene Urtheil als das ſeinige betrachtet. 

Soviel halte ich nunmehr in Beziehung auf das 
Amt, nicht auch auf den Amtsſprengel, eines Baieri— 
ſchen ſowohl als eines Allemanniſchen Judex, für bez 
gruͤndet: er vereinigte in ſeiner Perſon einen Richter mit 
den Schöffen der Altgermaniſchen Verfaſſung: die Reue— 
rung beſtand im Verſchwinden der Letztern bei beiden 
Voͤlkern. Darum iſt aber noch nicht nothwendig, daß 
alle ehemaligen Richter ſich in Judices dieſer Art ver 
wandelt hatten; und auf der andern Seite iſt es mög: 
lich, daß die Anzahl der Judices durch Verkleinerung 
der Sprengel groͤßer geworden war, als die der ehema— 
ligen Richter. In dieſen Punkten weicht die Alleman— 
niſche Verfaſſung von der Baieriſchen ab. 

Im Allemanniſchen Herzogthume ſcheint jede eins 
zelne oder wenigſtens jede groͤßere Villa in Quartiere 
getheilt geweſen zu fein, wovon jedes feinen eignen Juder 
hatte. Denn in einer Stelle der Allemanniſchen Ge— 
ſetze (“%) werden loci iudices genannt, Ein Collegium, 


98) Val. die Note 95 angef. Stellen, und Lex Alam. T. 41. e. 3. 
Rogge Germ. N. . F 
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welches jeden Proceß gemeinſchaftlich entſchied, bildeten 
die Judices nicht, es muß alſo von den loci iudices 
jeder ſeinen eignen Sprengel gehabt haben. — Ferner 
kommt hier der Graf und der Centenarius ganz in der 

Altgermaniſchen Bedeutung vor, fo daß er bloß die Auf— 
ſicht uͤber die Schlichtung der Rechtshaͤndel fuͤhrte, wie 
es ſich aus folgender Einrichtung, die hier Statt fand, 
ergibt. Zu beſtimmten Zeiten, je nachdem das Beduͤrf— 
niß war, entweder alle acht oder alle vierzehn Tage, 
wurde in jeder Centene ein allgemeiner Gerichtstag ge— 
halten, zu welchem alle eingeſeſſenen Freien mit ihren 
Judices erſcheinen mußten. Hier hatte der Centenarius 
den Vorſitz, und zwar bald allein, bald neben dem Gau⸗ 
grafen oder einem Miſſus deſſelben. Jeder, der gegen 
einen Einwohner eines andern Gerichtsbezirks, und wie 
es ſcheint, in wichtigen Faͤllen jeder, der gegen einen 
andern Einſaſſen der Centene uͤberhaupt richterliche Hilfe 
ſuchte, mußte auf dieſem Gerichtstage ſeine Klage vor 
dem Judex feines Gegners vorbringen; jedoch die Pfaͤn— 
der und Buͤrgen wegen der im naͤchſten Gerichte zu bes 
zahlenden Compoſition, oder wegen des zu leiſtenden 
Reinigungseides mit Eideshelfern, wurden dem vor— 
ſitzenden Centenarius oder Stellvertreter des Grafen, 
wenn dieſer nicht ſelbſt zugegen war, zugeſtellt ). 
Hier bildeten alſo die Judices hoͤchſt wahrſcheinlich ein 
Collegium, und ſpielten unter Aufſicht des Centenarius 
oder Grafen die Rolle von Schöffen. Das hier gefuns 
dene Urtheil mußte der einzelne Judex zu Haufe zur 
Vollſtreckung bringen, der außerdem auch in der Zwiſchen⸗ 


99) Lex Alam. T. 36. 


Germaniſche Gerichtsverfaſſung. 83 


zeit beſondere Gerichtstage hielt über die Einſaſſen ſei⸗ 
nes Sprengels, und hier allein entſchied. 

Die Baieriſchen Geſetze laſſen nirgends das Daſein 
mehrerer Judices an einem Orte vermuthen, vielmehr 
geht aus dem „iudex qui ibi constitutus est iudi- 
care? ) das Gegentheil hervor. Ebenſo wird hier 
auch des Centenarius nicht erwähnt, und aus folgender 
Einrichtung ““) iſt es auch ſehr wahrſcheinlich, daß er 
ſich in eine bloße Ortsobrigkeit verwandelt hatte. Naͤm⸗ 
lich allgemeine Gerichtstage fanden auch im Baieriſchen 
Herzogthume regelmaͤßig Statt, aber nicht oͤfter als 
zweimal monatlich, und nicht in jeder einzelnen Centene, 
ſondern in jedem Grafenſprengel. Auf dieſen hatte da— 
her auch jedesmal der Graf ſelbſt den Vorſitz, und was 
das Auffallendſte iſt, er ſelbſt entſchied auch die vorge— 
brachten Streitigkeiten mit Hilfe des Zuder, der an dem 
Orte des Gerichtstages angeſtellt war, und des geſchrie— 
benen Rechtsbuches (). Die ganze Veränderung, 
die hier vorgegangen war, ſcheint alſo zu ſein, daß 
ſaͤmmtliche frühere Richter ſich in Judices, und, mit 
Ausnahme des Grafen, der daher auch ſeinen alten Titel 
behielt, in Ortsobrigkeiten verwandelt hatten, ſo daß 
das Urtheil in jedem Gerichte von dem ausging, der den 
Vorſitz hatte. 

Es laͤßt ſich erwarten, daß dieſe ganz eigenthuͤm⸗ 
liche Verfaſſung der Baiern und Allemannen die Zeiten 
Karls des Großen nicht uͤberlebte, unter welchem ſich 


100) f. 2. I. e. Comes vero secum habeat iudieem, qui 
ibi constitutus est iudicare, et librum legis, ut semper 
rectum iudicium iudicet. 

101) Lex Baiuv. T. 2. c. 16. 
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jene beiden Herzogthuͤmer ſchon auf dem Fuße der Übrigen 
Fraͤnkiſchen Provinzen befanden. So gut wie in der 
Lombardei und den andern Theilen des Reiches, wird er 
auch hier das viel zweckmaͤßigere Inſtitut der Seabi— 
nen eingefuͤhrt haben. Fuͤr Allemannien laͤßt ſich dies 
urkundlich beweiſen. In der Goldaſtiſchen Formeln⸗ 
ſammlung, welche großentheils wirkliche Urkunden en? 
hält, ſchließt ſich eine, die im Jahre 806 im Rhaͤtiſchen 
uͤber einen entſchiedenen Rechtsſtreit aufgeſetzt iſt, auf 
dieſe Weiſe: Haec nomina testium: Valeriano eto... 
Et haee nomina Scabiniorum: Flavinö ete. Da⸗ 
gegen eine andere und wahrſcheinlich ältere in der Gegend 
von S. Gallen abgefaßte Urkunde, die jedoch keine 
Jahrzahl hat, beſchließt ſich: Isti sunt illi testes no- 
minati, videlicet... Isti sunt iudices qui PER iu 
dicaverunt, videlicet Fer), 


Fragen wir nun nach der Urſache, die diefe Neue⸗ 
rung veranlaßte, ſo kann ſie nicht ſowohl in einer beſon, 
ders hierauf gerichteten geſetzgeberiſchen Abſicht gelegen 
haben, als in einer Verruͤckung der alten Verhaͤltniſſe, 
die auf gleiche Weiſe bei den Allemannen und Baiern 
Statt gefunden haben muß. Nicht bloß dieſe beiden, 
ſondern alle Germaniſche Voͤlker erhielten nach und nach 
aus den Haͤnden ihrer Staatsoberhaͤupter eine Anſtalt, 
die, wenn alles conſequent zuging, in der bisherigen 
Art der Rechtsverwaltung weſentliche Aenderungen her⸗ 
vorbringen mußte: ich meine die re ch 


102) Formulae Goldastinae, Ch. 99. u. Ch. 92. bei Consiani 
Vol. 2. p. 452 u. p. 45% 
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buͤcher. Moͤſer s) drückt ſich darüber fo aus: „So⸗ 
bald ein Richter die Geſetze und nachwaͤrts die Recht— 
weiſungen und Auslegungen in einem Buche hatte, fo 
fragte er nicht das Volk, ſondern das Buch.“ Fruͤher 
war das Archiv der Geſetze, nach Moͤſer's Ausdrucke, 
im Gedaͤchtniſſe aller Maͤnner. Dieſer Umſtand, wor— 
auf die ganze Germaniſche Gerichtsverfaſſung beruhte, 
fiel durch das Daſein geſchriebener Rechtsquellen, wenig— 
ſtens dem groͤßten und wichtigſten Theile nach, weg, fuͤr 
alle bedeutenden Faͤlle einer Verletzung: denn die Buß— 
taxen waren in den Codices der Germanen die Haupt— 
ſache. Dies hatte zwar das Verſchwinden der Schoͤffen 
uͤberhaupt nicht zur nothwendigen Folge, vermittelte aber 
doch den Uebergang ihrer Function fuͤr alle Fälle in die 
Hände des Richters auf eine ſehr leichte Art. Denn zu 
einem vollſtaͤndig beſetzten Gerichte gehörte jetzt der Regel 
nach nur der Richter mit ſeinem Geſetzbuche; es kam 
nur noch darauf an, dieſe Entſcheidungsquelle, wenn ſie 
nicht ausreichte, zu ergaͤnzen durch eine Rechtsfindung 
aus dem ungeſchriebenen Rechte; auch dieſes war es 
ſehr natuͤrlich dem Richter zu uͤberlaſſen, da er ja ſchon 

in den wichtigſten und gewoͤhnlichſten Faͤllen das Recht 
wieß aus ſeinem Buche: und wenn er hiebei auch die 
Gemeinde zuzog, ſo konnte ſich dieſe jetzt doch nur noch 
als berathende Behoͤrde anſehen, weil die Entſcheidung 
der Regel nach vom Richter ausging. Dieſe Folgen 
ſtehen mit dem veraͤnderten Zuſtande der Rechtsquelle in 
ſehr genauem Zuſammenhange: eben darum konnten fie 
aber auch nur eintreten, wenn das geſchriebene Geſetz in 


203) Osnabruͤckiſche Geſch. Th. 1. S. 33. 
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der That als eine Entſcheidungsquelle in den Gerichten 
diente, die man jedesmal zunaͤchſt zu Rathe zog; daß 
dieſes überall und ſobald geſchehen fein ſollte, laßt ſich 
aus mehr als einem Grunde ſehr bezweifeln, namentlich 
bei den Fraͤnkiſchen geſchriebenen Volksrechten. Hier⸗ 
aus beſeitigt ſich zugleich der Einwurf, der ſich gegen dieſe 
ganze Anſicht vorbringen ließe, naͤmlich: daß dennoch 
bei den Franken jene Folgen nicht eintraten, ſondern erſt 
durch die Karolingiſchen Scabinen das alte Verhaͤltniß 
der Schoͤffen, und zwar auf eine ganz andere Weiſe 
geändert wurde. Die Saliſchen und Ripuariſchen Ger 
ſetze enthalten außer dem, was in Zuſammenhang mit 
der chriſtlichen Religion und der Verfaſſung der Kirche 
ſteht, und dem Wehrgelde der Roͤmer, nur eine Auf— 
zeichnung des alten Volksrechtes; und davon einen Ge— 
brauch zu machen, gab es gar kein Beduͤrfniß. Der 
Koͤnig mochte freilich wuͤnſchen, das Volk an Geſetze zu 
gewöhnen; aber in dem friſchen und gewaltigen Weſen 
eines Germaniſchen Volkes war ein befehlender Buch— 
ſtab ein gar zu fremdes und nach allen Seiten hin anſtoͤ⸗ 
ßiges Element, um fo leicht Eingang zu finden. Wie 
haͤtte ſich der freie Franke einem Urtheile unterwerfen 
moͤgen, das der Richter ſtatt aus dem Volke, aus einem 
dem Volke verſchloſſenen Buche ſchoͤpfte? Denn daß 
die alten Volksrechte, mit Ausnahme des Angelſaͤchſiſchen, 
alle in lareinifcher Sprache abgefaßt waren, wird jetzt 
von Niemandem bezweifelt. Eben ſo wenig fuͤhlte ſich 
in der fruͤheſten Zeit gewiß auch der Richter bewogen, 
wenn er kein Latein verſtand und vielleicht nicht einmal 
leſen konnte, ſich das Urtheil lieber durch einen Geiſt— 
lichen oder Roͤmer aus dem Buche weiſen zu laſſen, als 
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Männer aus dem Volke zu fragen, was ihre Gewohn— 
heiten mit ſich brachten? — Ohne ein fortgeſetztes und 
kraͤftiges Eingreifen von Seiten des Königs in die Ger 
richtsverwaltung blieben alſo die Geſetzbuͤcher nur der 
erſte und ſehr wenig entſcheidende Schritt zu dem dabei 
beabſichtigten Zwecke. Von Maaßregeln der Art finden 
ſich unter den Fraͤnkiſchen Koͤnigen vor Karl dem Gro— 
ßen keine Spur, auch gibt es unter der kraftloſen Mero—⸗ 


vingiſchen Dynaſtie keine Wahrſcheinlichkeit fuͤr ſolche 


Unternehmungen. Um ſo freiere Hand hatten aber die 
beiden Herzoge von Baiern und Allemannien in der 
Regierung ihrer Laͤnder, und daß ſie dieſe Freiheit auf 


eine ernſthafte und wuͤrdige Weiſe zum Beſten der öffent: 


lichen Ruhe und der Gerechtigkeitspflege benutzten, zei— 
gen mehrere Spuren in ihren beiderſeitigen Geſetzbuͤchern 
deutlich genug. Das Baieriſche Geſetzbuch ſchaͤrft es 
dem Judex, an mehreren Stellen, als ſeine erſte Pflicht 
ein, ſich bei ſeinen richterlichen Entſcheidungen an die 
geſchriebenen Geſetze zu halten, und erklaͤrt dieſe fuͤr ſo 
vollſtaͤndig, daß es jedes falſche Urtheil eine sententia 
contra legum nostrarum statuta nennt . Hier⸗ 
aus laßt ſich auch mit ziemlicher Sicherheit ſchließen, 
daß die Codices der Baieriſchen und Allemanniſchen Ge— 
ſetze, welche bis jetzt bekannt find, nicht die aͤlteſten fein 
koͤnnen, weil ſich in dieſen die Verfaſſung, wie ſie vor 
dem Gebrauche geſchriebener Rechtsquellen beſtand, hätte 
zeigen muͤſſen. Am allerwenigſten kann das erſte geſchrie— 
bene Rechtsbuch eines Volkes ſchon Beſtimmungen uͤber 
ſeine eigne Anwendung enthalten; dieſe muß ſich zuvor 


104) Lex Baiuv. T. 2. C. 18. 
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ſchon in der Sphäre juriftifcher Erfahrung befinden, um 
ſelbſt Gegenſtand der Geſetzgebung werden koͤnnen. 


$. 18. 
Anfechtung des gefundenen urtheils. 

Nach der gewoͤhnlichen Meinung ſoll eine Inſtanzen⸗ 
einrichtung ſchon zur Altgermaniſchen Gerichtsverfaſſung 
gehoͤrt haben, und die Appellation von einem beſondern 
Gerichte an das echte Ding, und von dieſem, oder nach 
Beſchaffenheit der Umſtaͤnde auch ſofort von jenem an 
die koͤnigliche Pfalz gegangen fein). Daß das Letztere 
nach den Karolingiſchen Capitularien Statt fand, iſt 
gar nicht zu bezweifeln; aber Karl der Große hat viel 
Neues angeordnet. — Bekennt man ſich zu der Anſicht, 
daß das Urtheil von allen im Gerichte Anweſenden ge— 
funden wurde, fo kann man entweder gar keine, oder 
nur eine ſolche Appellation annehmen, die von einem 
gebotenen Gerichte an das echte Ding ging, weil ein 
von der ganzen Volksgemeinde gefundenes Urtheil noth— 
wendig recht fein mußte. Eichhorn *) verwirft die 
Annahme einer ſolchen Appellation, behauptet dagegen 
die Impugnation eines gefundenen Urtheils vor andern 
Schoͤffen unter demſelben Richter, alſo eine Art Laͤute⸗ 
rung. — Auch mir ſcheint es, daß eine Inſtanzen, 
verfaſſung in unſerm Sinne den Germanen urſpruͤnglich 
durchaus fremd war. Dennoch glaube ich eine Appel— 


105) Heineccii elem. iur. Germ. Lib. 3. Tit. 8. — Wlarda 
a. a O S. 218. 
206) Deutſche St. u. R. Geſch. S. 223.— G. L. Böhmer: De 


provocationibus iuris German. Diss. inaug. (Electa i iur. 
eiv. Tom. II.). 
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lation in der eigentlichſten Bedeutung, die Berufung 
auf ein höheres Urtheil mit Devolutiv- Wirkung anneh— 
men zu muͤſſen. Jeder vor menſchlichen Gerichten ſchon 
entſchiedene Streit konnte noch zur Entſcheidung Gottes 
gebracht werden, aber auch nur zu dieſer. Man kann ſich 
die Theilnahme Gottes, nach dem Glauben der Germa— 
nen, an ihren Streitigkeiten gar nicht lebendig und ſinn— 
lich genug vorſtellen: in der Form eines Gottesgerichtes 
urtheilte er in zweiter Inſtanz, und konnte als oberſter 
Schoͤffe jederzeit Urtheils befragt werden. — Die Be— 
weiſe hiefuͤr ſind folgende: 

1) Die Rechtsbuͤcher des Mittelalters fuͤhren es als 
ein Vorrecht des Sachſen vor dem Schwaben an, 
daß jener ein gefundenes Urtheil ſchelten und an ſei— 
ne rechte Hand und die meiſte Menge ziehen konnte, 
waͤhrend dieſer an das hoͤhere Gericht, von dem 
die untere Gerichtsbarkeit verliehen war, appelliren 
mußte. Das Urtheilſchelten des Sachſen geſchah 
auf dieſe Weiſe: der mit dem gefundenen Urtheile 
unzufriedene Theil mußte ſelbſiebenter feiner Ge: 
noſſen ein anderes Urtheil finden, und mit dieſen 
zuſammen gegen andere Sieben, urſpruͤnglich viel- 
leicht gegen die ſieben Schoͤffen, kaͤmpfen, und auf 
welcher Seite die meiſten Sieger waren, befand 
ſich das Recht!). Daß das Inſtitut ein urſpruͤng⸗ 
lich Germaniſches fein muß, und nicht als eine 
ſpaͤtere Erfindung an die Stelle einer vernuͤnftigern 
Art zu appelliren getreten ſein kann, dringt ſich auf 

den erſten Blick auf. Im Gegeniheil muß man 


EN 


107) Sachſenſpiegel, B. 2. Art. 12. 
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die Schwaͤbiſche Inſtanzeneinrichtung für das Spa 
tere halten. Wi. 


2) Hiemit ſtimmt auch eine Stelle im Saliſchen er 
ſetze überein: | 


Lex Sal. ref. T. 60. c. 4. Si autem Rachin- + 
burgii legem iudicant, et cui iudicatum fue- 
rit, hoc sustinere noluerit, et dieit contra 
legem sibi iudicasse, et hoc comprobare 
non potuerit, contra unumquemque de se 
ptem Rachinburgiis sol. 15 culp. iudicetur. 


d. h.: „Wer ſich bei dem Spruche der Nachinbur: 
gen nicht beruhigen will, muß entweder die Unrichs 
tigkeit deſſelben beweiſen, oder wenn er dieſes nicht 
vermag, an jeden von den ſieben Rachinburgen 
eine Buße von 15 Schillingen zahlen.“ Alſo der 
Impugnant hatte den Beweis der Unrichtigkeit des 
Urtheils zu fuͤhren, welches ſich aber ſchlechthin auf 
keine andere Weiſe als durch ein Gottesurtheil 
denken laͤßt; denn Zeugen oder Eid hier annehmen 
zu wollen, wo nicht von einem Factum, ſondern 
von der Giltigkeit des aufgeſtellten Rechtsſatzes die 
Rede war, ſcheint mir ganz ungereimt. 


3) Nach einem Geſetze des Koͤnigs Pipin ſtand es 
unter gewiſſen Vorausſetzungen Jedem 
frei, ſich über das vor dem Grafen gefundene Ur— 
theil bei Hofe zu beſchweren. Wie ſich alsdann 
dieſer mit den Rachinburgen, die das Urtheil ges 
funden hatten, een mußte, ergibt folgen⸗ 
der Text: 
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Capit. a. 755. c. 29. Et si reclamaverint quod 
legem eis non iudicassent ““), tunc licentiam 

habeant ad palatium venire pro ipsa causa. Et 
si ipsos convincere potuerint, quod legem eis non 
iudicassent, secundum legem hoc emendare fa- 
ciat (sc. Comes). Et si Comes et Rachinburgii 
eos convincere potuerint, quod legem eis iudicas- 
sent, et ipsi hoc recipere noluerint, contra ipsos 
emandare faciat. 


Hiernach ſcheint nur die Wahl zu bleiben, ſich bei 
dem „convincere posse“ entweder einen Kampf der 
Saͤchſiſchen Art, oder eine juriſtiſche RPUEAER 4 mit 
allen Kuͤnſten der Dialektik zu denken. 


4) Bekanntlich wurde das Eintrittsrecht der Enkel 
bei der Erbfolge in die Stelle der vorverſtorbenen 
Söhne unter Otto dem Großen durch ein Kampf— 
gericht feſtgeſtellt, da bis dahin die Rechtskundi— 
gen uneinig waren, ob es Statt finde oder nicht. 
Zwar berichtet Wittechind dieſen Vorgang ſo, als 
ob dieſe Entſcheidungsart nur ein Einfall des Koͤ— 
nigs geweſen waͤre: ſchwerlich aber wuͤrde dieſer 
auf ſolchen Vorſchlag gekommen und ohne allen 
Anſtoß damit durchgedrungen ſein, waͤre es nicht 
eine alte Deutſche Volksanſicht geweſen, daß auch 
Rechtswahrheiten durch ein Gottesgericht ausge⸗ 
mittelt werden koͤnnten. 


108) Daß dies legem non iudicare ſoviel ſagt, als contra legem 
iudicare, iſt ſchon an ſich wahrſcheinlich, und kommt außer 
allem Zweifel durch die Vergleichung von Lex Sal. ref. T. 6o. 
c. 3. vergl. mit dem Pactus L. Sal, T. 60. c. 1. in f. 
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Wollte man, alles dieſes ungeachtet, annehmen, ein 
gefundenes Urtheil waͤre bloß durch andere Schöffen | 
revidirt worden, ſo iſt noch nicht abzuſehen, was damit 
gewonnen fein konnte: denn dieſe andern Schöffen konn— 
ten doch keine größere Autorität haben, als die erſten; 
alſo auch das zweite Urtheil hätte der Impugnant ſchel— 
ten koͤnnen, und ſo ins Unendliche fort. Alles beruhte 
darauf, daß die Rechtskenntniß eine gemeine Kenntniß 
jedes Freien war; jeder Franke konnte daher behaupten, 
daß er die Gewohnheiten des Volkes beſſer kenne, als 
noch ſoviele Einzelne aus dieſem. Nur das Volk im 
Ganzen und Gott (ein Begriff, den die Germanen von 
dem des Urſprunges und der Geſammtheit ihres Volks 
vielleicht wenig unterſchieden) hatte anerkannt die höͤchſte 
Kenntniß des freien Volksrechtes. 
Es bleibt nur noch uͤbrig, die Stelle zu betrachten, 
auf die ſich Eichhorn’s entgegengeſetzte Meinung ſtuͤtzt: 
Lex Alam. P. 41. c. 5. Si autem ille qui iudi- 
cium audire debet, illius qui ad iudicandam 
constitutus est iudicium contemnit. dum ille 
juste iudicaverit et dedignatur eum audire et 
spernit eum, et arguit coram aliis, et dicit. 
Non recte iudicas, dum ille recte iudicat, et si 
hoc ab aliis iudicibus inquisitum fuerit, quod ille 
iuste iudicavit, ille contemtor — — - solvat 12 ol. 
et posthaee non contemnat audire iustum iudi- 
cium, quia sic conyenit Duci et omni ii in 
publico concilio. 
Ich glaube, daß nach dieſer Stelle nicht eine bloße Re 
viſion, ſondern eine wahre Appellation angenommen 
werden muß: von dem Urtheile des einzelnen Alleman⸗ 
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appellirt werden, an welchem die Judices aus der ganzen 
Centene verſammelt waren. Sei es aber auch eine bloße 
Reviſion, ſo dürfen wir uns bei den Allemannen dar— 
über nicht wundern, wo das Rechtſprechen die ausſchließ⸗ 
liche Befugniß der Judices wat; wahrſcheinlich fand eine 
aͤhnliche Verfaſſung auch bei den Baiern Statt. Und 
dennoch ſagt der Schluß der obigen Stelle ganz deutlich 
aus, daß dies eine neue Einrichtung war, in die ſich der 
Herzog mit dem Volke vereinigt hatte. — Hieraus 
erklärt ſich dann auch die Verſchiedenheit, welche im 
Mittelalter zwiſchen dem Schwaben und Sachſen in 
Betreff des Urtheilſcheltens Statt fand, die doch ihren 
un. en haben muß. 


Gerichtliches Verfahren der Germanen. 


§. 16. 
Kannten die Germanen ein Beweisverfahren? 


Vollkommene Beweisloſigkeit iſt der Charakter des 
Altgermaniſchen Proceſſes. Indem ich dieſe Behaup⸗ 
tung hinſtelle, ſcheint es nicht uͤberfluͤſſig, um das Bes 
fremdende derſelben auch ſchon vor der Hand einiger— 
maaßen zu entfernen, den Begriff des gerichtlichen Be— 
weiſes im Verhaͤltniß zum Charakter der Germanen zu 
betrachten. 


Gerichtlicher Beweis iſt der Inbegriff von Einge: 
fländniffen der Parteien, von mündlichen und ſchriftli— 
chen Ausſagen unparteiiſcher und glaubhafter Perſonen, 
und von andern ſinnlichen Wahrnehmungen, aus deren 
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Zuſammenhang der Richter ſich von dem Daſein und der 
Beſchaffenheit der in Rede ſtehenden Thatſache eine bes 
ſtimmte Vorſtellung bildet, wonach er bald die Glaub⸗ 
wuͤrdigkeit der Parteien abmißt, bald auch gegen ihre 
Behauptungen eine Thatſache als exiſtent oder nicht 
exiſtent annimmt, und hierauf ſein Urtheil gruͤndet. 

Halten wir dagegen die Ebern ige im 
Charakter unſerer Vorfahren. 8 . 194 

Das Weſen der Germaniſchen Freiheit war, daß 
es keine öffentliche Gewalt gab, die den Handlungen des 
Einzelnen einen Zwang anlegen konnte: dabei waͤre es 


eine hoͤchſt auffallende Inconſequenz geweſen, wenn der 


freie Germane es geduldet hätte, daß ſein Wort auf 
die Waagſchaale gelegt wurde. 

Eine Gemuͤthseigenthuͤmlichkeit der Germanen war 
ein Aberglauben von der allergewaltigſten Lebendigkeit, 
für den die wunderlichſten Schoͤpfungen der Volksphan⸗ 
taſie eine fo leibhafte Exiſtenz hatten, als was mit Augen 
geſehen und mit Ohren gehoͤrt wurde. Daher finden 
ſich im practiſchen Rechte dieſes Volkes Saͤtze, die wer 
nigſtens für den Fall, wovon fie ſprechen, jeden Gedan⸗ 
ken an einen Beweis entfernen: z. B. „Eine Hexe, die 
einen Mann bei lebendigem Leibe verſchlungen hat, im 
deſſen Wehrgeld bezahlen” ). 

Dieſem ſchauderhaften Aberglauben gegenuͤber 
ſpricht ſich in den Germaniſchen Rechtsmonumenten ein 


109) Lex Sal. ref. T. 67. c. 3. — Die Lombarden wurden hierin 
doch ſchon eines Beſſern belehrt von ihrem, wenn gleich feßeris 
ſchen Koͤnige Rotharis. Legg. Roth. c. 379: „quod christia- 
nis mentihus nullatenus est eredendum, nee possibile est, 
ut hominem mulier yiyum intrinsecus possit comedere.“ 
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fo ungeſchwaͤchter und einfaͤltiger Glauben an die Wahr⸗ 
heitsliebe Anderer aus, wie wir ihn nur in einem ganz 
kindlichen und unerfahrnen Gemuͤthe fuͤr moͤglich halten 
koͤnnen. 

Dieſes alles wohl erwogen, duͤrfte die Frage, ob 
ein Beweisverfahren bei unſern Altvordern moͤglich war, 
ſchon e einiger Beachtung werth ſcheinen. Wie kann da, 
wo Glauben, Aberglauben und ſinnliche Anſchauung 
nur auf Einer Stufe ſubjectiver Ueberzeugung ſtehen, 
fuͤr einen Beweis Raum uͤbrig bleiben? 

Um nun kurz die Hauptideen anzugeben, die jetzt 
entwickelt werden ſollen, ſo ſind es dieſe: Gott, der 
Zeuge aller Handlungen, konnte in jedem Falle um ſein 
Zeugniß befragt werden, und ſein Ausſpruch war un— 
umſtoͤßliche Gewißheit; ihm gleich ſtand das Zeugniß 
der Gemeinde. Naͤchſtdem aber durfte auch das Wort 
eines Freien auf keine Weiſe bezweifelt werden, wenn 
nicht der Gegner es durch eine noch gewaltigere Antwort 
(Eid mit Eideshelfern) uͤberwand. Zeugen waren in 
gewiſſen Faͤllen zulaͤſſig, jedoch nicht als bloße Beweis— 
mittel, ſondern als Richter der Wahrheit in erſter In— 
ſtanz, unter Gott, ſo wie die Schoͤffen uͤber das Recht 
entſchieden. Spaͤterhin kamen hiezu noch die Urkunden, 
aber ohne in dieſem Syſteme der Beweisloſigkeit etwas 
zu aͤndern; ſie bildeten nur eine richterliche Inſtanz vor 
den Zeugen. — Betrachtet man das Gottesurtheil und 
den Ausſpruch der Zeugen als das, was ſie wirklich 
waren, richterliche Urtheile, ſo gab es im Altgermani— 
ſchen Proceſſe gar keinen Beweis, ſondern nur Wort, 
Antwort und Entſcheidung. 
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Wen den Germaniſchen Zeugen und urkanden. 
§. 17. 


22 


In wie weit Zeugen ſtatthaft waren. 

Die Behauptung, daß nach Altgermaniſchem Rechte 

der Zeugenbeweis, oder genauer gefprochen, die Ent⸗ 
ſcheidung durch Zeugen, in der Regel nicht zulaſſig war, 
wird einem Germaniſten ein ſo uͤbergroßer Anſtoß gar 
nicht ſein. Denn das iſt ja allgemein anerkannt, daß ſelbſt 
nach ſpaͤterem Rechte ein Zeuge jedesmal ein Rechts: und 
Staͤndesgenoſſe deſſen fein mußte, gegen den er zeugen 
wollte; und hierin liegt nicht viel weniger. Ein Bur⸗ 
gunder, der mitten auf dem Markte in einer Froͤnkiſchen 
Stadt irgend einen Frevel veruͤbt hatte, konnte deſſen 
auf keine andere Weiſe als durch den Zweikampf übers 
führe werden, worüber noch der h. Agobardus in feiner 
befannten Schrift wider die Lex Gundobada feinen gez 


rechten Eifer in ſtarken Worten ausläßt “e). Hieraus 


al⸗ 


110) S. Agobardi liber adversus Legem Gundobadam, in 
deſſen Opp. herausgegeben von Baluzius. Paris 1666. 8. p. 118: 
„Quae utilitas est, ut propter legem duam dicunt Gundo- 
badam, cuius auctor extitit homo haercticus, et fidei ca- 
tholicae vehementer inimicus, (cuius legis homines sunt 
perpauci) non possit super illum testificari alter etiam 
bonus Christianus? Ex qua re oritur res valde absurda, 
ut si aliquis eorum in coetu populi aut etiam in mercato 
publico commiserit aliguam pravitatem, non coarguatur 
testibus, sed sinatur periurare, tauquam non fuerint per 
quos veritas posset agnosci. Hic manifeste apparet dam- 
nosami esse daumabilem legem.“ Der gute Agobardus bedachte 
nicht, daß die Franken, die er nachher lobt, es nicht beſſer 
machten; dieſe kamen aber nicht ſo leicht in den Fall, ſich unter 
lauter Ungenoſſen zu befinden: 
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allein ſchon geht ſehr klar hervor, daß es bei den Ger— 
maniſchen Zeugen auf etwas ganz anderes ankam, als 
auf die bloße Glaubwuͤrdigkeit, die ihnen der Richter oder 
die Schoͤffen um ihres unbeſcholtenen Rufes und ihrer 
buͤrgerlichen Ehre willen beilegte; daß ſie alſo auch kei— 
nesweges als ein regelmaͤßiges Beweismittel dienen konn⸗ 
ten. Der Beweis jener Regel kann hier noch nicht ge— 
fuͤhrt werden; es iſt aber nothwendig, ſie als bloßes 
Poſtulat der Betrachtung, zu der ich mich nun wende, 
vorauszuſchicken. Es ſollen jetzt die Faͤlle, in denen 
Zeugen vorkommen, unterſucht, und als Ausnahmen 
unter gemeinſchaftliche Geſichtspunkte gebracht werden. 

Nach der Germaniſchen Gerichtsverfaſſung gehoͤrte 
die Entſcheidung eines Rechtshandels, oder das richter— 
liche Erkenntniß, nicht zum Amte des Richters, wie 
oben gezeigt iſt, ſondern war eine von bloßen Freien 
geuͤbte Function. Es ſind aber hierin zwei Thaͤtigkeiten 
zu unterſcheiden: 

1) Die Feſtſtellung des zu vollziehenden Rechtsge— 
ſetzes, die Urtheilfindung (legem dicere); in dies 
ſer Thaͤtigkeit ſind oben die Freien als Schoͤffen be— 
trachtet worden. 

2) Der Ausſpruch uͤber das Daſein und die Beſchaf— 
fenheit der dem Streite zum Grunde liegenden 
Thatſache, worauf das Recht angewandt werden 
ſoll. Als etwas Geſondertes kommt dieſe richter— 
liche Function bekanntlich noch heutiges Tages in 
den Geſchwornen-Gerichten vor. Ich bezeichne 
ſie mit den Ausdruͤcken bezeugen, Zeugniß, 
Zeuge, als den Gegenſaͤtzen von Urtheil finden, 
Urtheil, Schoͤffe; rechtfertigen wird ſich dieſe Feſt— 

Rogge Germ. N. G 
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ſtellung unten durch den Beweis, daß es bei den 

Germanen keine andre Zeugen gab, als ſolche, 

die zugleich richterlich entſchieden. In den alten 

Volksrechten findet ſich für dieſe Function der Aus: 

druck veritatem dicere “). 

Eine Vergleichung dieſer beiden Arten eines richterlichen 
Erkenntniſſes wird das Naͤhere ergeben über die Zulaͤſ— 
ſigkeit von Zeugen im einzelnen Falle und uͤber die Be— 
fugniß zum Zeugniſſe im Allgemeinen. 

Darin kommen die beiden Functionen, Urtheil fin— 
den und bezeugen, uͤberein, daß ſie in dem Ausſprechen 
einer Kenntniß beſtehen: dieſe Kenntniß aber iſt bei bei⸗ 
den von ſo verſchiedener Art, daß ſich hieraus fuͤr die 
Befugniß, fie vor Gerichte geltend zu machen, verſchie— 
dene Erforderniſſe ergeben muͤſſen. Der Schoͤffe ſprach 
eine dem ganzen Volke angeerbte, eine gemeine Kenntniß 
aus; hierin liegt der Grund, warum in jedem einzelnen 
Falle jeder Freie faͤhig war, Urtheil zu finden. Nicht 
ebenſo konnte auch das Factiſche in jedem Rechtsſtreite 
Gegenſtand einer gemeinen Kenntniß fein: gewiſſe Thate 
ſachen waren jedem Gemeindegliede bekannt, andere 
aber nur ſolchen, vor denen ſie ſich gerade zugetragen 
hatten. Dieſer ſachliche Unterſchied bildete die Grund⸗ 
lage der verſchiedenen Arten von Zeugen im Altgerma- 
niſchen Proceſſe. — Die Befugniß, vor Gerichte als 
Zeuge zu ſprechen, konnte in der Regel nur auf eine 
von folgenden beiden Arten begruͤndet ſein: 


211) Lex Baiuv. T. 16. c. 16. — Ganz in dieſem Sinne heißt 
noch heute der Ausſpruch des Geſchwornen-Gerichts in England 
ein Veridiet. 
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1) Durch die bloße Eigenſchaft eines Gemeindeglie— 
des, wenn das Zeugniß einen allgemein bekannten 
Gegenſtand betraf. Da dieſes nur bei einer zu— 
ſammenwohnenden Gemeinde, Markgenoſſenſchaft, 
und nur wegen der Nachbarſchaft der einzelnen 
Wohner vorkommen konnte, ſo werde ich Zeugen 
dieſer Klaſſe Nachbarzeugen nennen. 
2) Durch die von den ſtreitenden Theilen zum Zwecke 
des kuͤnftigen Zeugniſſes mitgetheilte Kenntniß: er: 
wählte oder herbeigeholte Zeugen. 
Dagegen uͤber andere Handlungen, und beſonders uͤber 
Friedensbruͤche, die ein Freier, wenn gleich in Gegen— 
wart vieler Andern, jedoch ohne die Abſicht, dieſe vor 
Gericht darüber ſprechen zu laſſen, vollfuͤhrte, war ein 
Zeugniß durchaus unmöglich, Eine Ausnahme litt dieſe 
Regel bei bloßen Freveln gegen den Markfrieden, die 
auch durch jeden zufaͤllig gegenwartigen Markgenoſſen 
bezeugt werden konnten, und daher einen Gegenſtand 
der Machbarzeugen bildeten. 

Es ſind jetzt dieſe beiden Klaſſen von Zeugen, Nach⸗ 
bar⸗ und erwaͤhlte Zeugen, beſonders zu betrachten. 


$. 18. 
Nachbarzeugen. 

Die Gegenſtaͤnde, woruͤber die Nachbarn einer und 
derſelben Feldmark gegen einander als Zeugen auftreten 
durften, auch ohne auf eine foͤrmliche Weiſe in Kennt- 
niß der Sache geſetzt zu ſein, ſind folgende: 

Erſtens. Verhaͤltniſſe und Thatſachen, die we— 
gen ihres dauernden Daſeins, wegen der nachbarlichen 
Lage und des Verkehrs unter den Markgenoſſen einem 

G 2 


100 Viertes Kapitel. 


Jeden von dieſen bekannt ſein konnten. Von dieſer Art 
waren vorzuͤglich landwirthſchaftliche, jedoch auch man— 
che andere Gegenſtaͤnde, die den Nachbarn zu Augen 
und Ohren kommen mußten. Ueber ſolche Dinge Zeuge 
ſein, hatte eine vollkommene Aehnlichkeit mit dem Urtheil— 
finden; denn es kam hier auf eine gemeine Kenntniß an. 
Daher konnte hieruͤber in jedem einzelnen Falle jeder 
Nachbar einen Zeugen abgeben. Der Beiſpiele hiezu 
finden ſich in den alten Volksgeſetzen freilich nur wenige, 
die jedoch hinreichend ſcheinen, um von der Regel, wo— 
nach der Zeugenbeweis nicht Statt fand, die hier auf— 
geſtellte allgemeine Ausnahme zu rechtfertigen. 

Der wichtigſte hierher gehoͤrige Fall war der Streit 
uͤber das echte Eigenthum. Das Factum, worauf es 
hier ankam, war der aͤltere, ſeit Menſchen Gedenken 
durch keine rechtliche Anſprache geſtoͤrte Beſitz des ſtrei— 
tigen Stuͤck Landes; eine Thatſache, die den Markge- 
noſſen bekannt ſein mußte, woruͤber daher auch der Aus— 
ſpruch jedes angeſeſſenen Nachbarn entſchied 57). 


112) Lex Baiuv. T. 26. c. 1. . 2. Si autem suum voluerit (sc. 
possessor) vindicare (d. h. vertheidigen) illum agrum aut 
pratum vel exartum, vel unde illa contentio est, taliter 
vindicet. Iuret cum sex sacramentalibus et dicat: Ego 
tua opera priora non invasi contra legem, nec cum sex 
solidis componere debeo, nec exire, quia mea opera et 
labor prior hic est quam tuus. Tune dicatille qui quae- 
rit: Ego habeo testes qui hoc sciunt, quod labores de isto 
campo semper ego tuli, nemine contradicente exartavi, 
mundävi, possedi usque hodie, et pater meus reliquit mihi 
in possessione sua. Ille homo qui hoc testificare voluerit, 
commarchanus eius debet esse, et debet hahere sex soli- 
dorum pecuniam et similem agrum. Tunc ille testis iuret 
teliter: Quia ego hoc meis auribus audivi et oculis meis 
vidi, quod istius hominis priora opera fuerunt in isto agro 
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Wurde uͤber das Eigenthum beweglicher Sachen 
geſtritten, fo mußte der Beſitzer, wenn es ein Stuͤck 
Vieh betraf, beweiſen, daß es von ſeiner eigenen Zucht 
war; und betraf es eine gemachte Sache, daß er dieſe 
durch ſeine eignen Leute hatte verfertigen laſſen: woruͤber 
gleichfalls das Zeugniß der Nachbarn entſchied “s). 

Zweitens. Jeder Nachbar konnte uͤber einen 
Frevel am Markfrieden, den er ſelbſt mit angeſehen 
hatte, als Zeuge ſprechen: z. B. wenn ein Markgenoſſe 
in dem Felde des andern eine Verwuͤſtung anrichtete, 
feine Zaͤune beſchaͤdigte u. dgl. mehr “). 


quam tua, et labores fructuum ille tulit. Post sacramen- 
tum reddat agrum. — Von eben dieſem Falle ſpricht Lex 
Sax. T. 5. c. 3. Qui alteri dolose per sacramentum res pro- 
prias tollere vult duobus aut tribus de eadem provincia 
testibus idoneis vincatur. Die res propriae find echtes Eis 
genthum. Das sacramentum ift hier, wie in der obigen Stelle, 
der Eid, durch den ſich der Beſitzer von der Beſchuldigung der 
widerrechtlichen Beſitznahme reinigt, um zugleich fein Eigenthum 
zu beweiſen. Provincia heißt hier offenbar nicht Provinz oder 
Gau, wie ſich ſchon aus dem obigen Baieriſchen Geſetze entneh— 
men läßt: ſondern es iſt eine Abformung von vicinitas, Feld— 
mark; ſo kommt es auch vor in der Bedeutung von Blutsver— 
wandtſchaft, vicinitas sanguinis. S. Du Cange h. v. 

115) L. L. Adelstani Reg. Angl. c. 9. bei Canciani Vol. 4. 
p. 261. Et si quis eam (pecudem) sibi appropriare velit, 
nominentur illi (possessori) X homines (vicini), et obti- 
neat illorum duos, et praestent iuramentum, qued ea in 
possessione sua nata sit, absque communi vicinorum (X) 
inramento. Sachſenſp. B. 2. Art. 36. „Spricht aber dieſer 
dagegen, wenn es Tuch iſt, er habe es wirken laſſen, oder wenn 
es ein Pferd oder ander Vieh iſt, er habe es in ſeinem Stalle 
gezogen, ſo muß es der, ſo es in ſeinen Gewehren hat, mit 
mehrerem Rechte behalten, wo er dieſes ſelb dritte ſe iner 
Nachbarn bezeugen mag. 

114) Lex Sal. ref. T. 10. c. 11. Si quis propter inimicitiam 
aut propter superbiam sepem alienam aperuerit, aut in 
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Auf dieſer Befugniß jedes Marfgenoffen über alle 
Gegenſtaͤnde, die unter dem Markfrieden lagen, und 
uͤber jeden daran veruͤbten Frevel ein vollgiltiges Zeugniß 
in der Gemeinde zu geben, beruheten die Mark- oder 
Holzgerichte, Holzdinge, die ſich hin und wieder 
bis auf die neueſten Zeiten erhalten haben ſollen; in denen 
jeder Maͤrker das Recht und die Verpflichtung hatte, 
alle ihm bekannt gewordenen, am Markfrieden began⸗ 
genen Frevel zu ruͤgen. Hieraus ergibt ſich eine ganz 
eigenthuͤmliche Seite der Markgenoſſenſchaft: fie fchüßte 
ihren Frieden nicht bloß durch Geldbußen, ſo wie die 
Volksgemeinde den Volksfrieden, ſondern auch durch 
einen viel ſicherern Proceß. 


§. 19. 
Erwaͤhlte Zeugen. 
So oft in den alten Volksgeſetzen außer den ſo 
eben benutzten Stellen von wirklichen Zeugen die Rede 
iſt, ſind es entweder ſolche, die abſichtlich von den Par⸗ 


messem vel in pratum vel in vineum sive in quemlibet 
lahorem quaelibet pecora miserit et testibus fuerit con- 
victus etc. Daß dieſe Zeugen Markgenoſſen fein mußten, lehrt 
folgende Stelle: Lex Burg. T. 49. c. 3. Ceterum de iumen- 
tis et animalibus longius, ut solet fieri, pervagantibus, 
quod prius statutum est, universitatem convenit obser- 
vare, id est ut caballos alienos per regionem vagantes 
nemo corripiat. Sane si eos in re sua damnum sibi facien- 
tes invenerit, clauseritque, vicinis suis et consortibus 
contestetur. Vgl. auch Lex Baiuv. T. 13. c. 12. 6. 1. — Das 
gegen wer an dem Felde eines Ungenoſſen frevelte, wurde unbe— 
dingt zum Reinigungseide gelaſſen; ſ. Lex Rip. T. 60. c. 3. 4. 
was jedoch nach dieſer Stelle der Koͤnig zum Beſten ſeiner Guͤter 
dahin beſchraͤnkte, daß bei vorhandenen Spuren, die den Thaͤter 
verriethen, dieſer für uͤberfuͤhrt gehalten werden ſollte. 
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teien zum Zwecke des kuͤnftigen Zeugniſſes in Kenntniß 
der ſtreitigen Thatſache geſetzt ſind, oder es laͤßt ſich eine 
neuere Anſicht und abſichtliche Aenderung alter Grund— 
ſaͤtze in ſolchen Stellen nicht verkennen. Hieher gehören 
aber keinesweges alle diejenigen, in denen das Wort 
testis oder testimonium vorkommt; denn dieſes bedeu— 
tet ſehr oft etwas anderes als Zeugen und Zeugniß im 
Altgermaniſchen Sinne, nämlich Eides helfer und 
deren Eid’). Dieſe Sprachverwirrung macht zwar 
bei gegenwaͤrtiger Unterſuchung eine um ſo groͤßere Be— 
hutſamkeit nothwendig, jedoch ohne den Weg zu einem 
ſichern Reſultate zu verdecken; denn bei genauerer An— 
ſicht laͤßt es ſich immer aus dem Zuſammenhang deutlich 
entnehmen, was gemeint iſt. Der Mißgriff iſt ſehr 
erklaͤrlich: unter Roͤmiſchen Begriffen gibt es keinen, der 
ſich mit dem eines Eideshelfers eher vergleichen laͤßt, als 
der testis. N 

Unter den Gegenſtaͤnden, woruͤber Zeugen dieſer 
Klaſſe vorkommen konnten, ſind zuerſt zu unterſcheiden 
unwillkuͤhrliche Begebenheiten von rechtlichen Folgen, 
und wirkliche Handlungen. Von Fuͤllen der erftern Art 
findet ſich in den alten Volksgeſetzen nur einer erwaͤhnt: 
die Geburt eines Kindes. Wenn Jemand ſein Recht 
der Erbfolge in ein gewiſſes Vermoͤgen auf die lebendige 
Geburt eines Kindes ſtuͤtzte, ſo mußte dieſe durch Zeugen 
bewieſen werden, welche die geſetzlichen Lebenszeichen 
wahrgenommen hatten“). 


115) z. B. Lex Fris. T. 10. führt die Ueberſchrift: de testibus, 
und ſpricht bloß von Eideshelfern. 

116) Lex Alam. T. 92. Si qua mulier, quae kereditatem 
paternam habet, post nuptum praegnans peperit puerum, 
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Die Handlungen, fuͤr welche nach den Volksgeſetzen 
der Zeugenbeweis uͤblich war, laſſen ſich in drei Klaſſen 
bringen: Geſchaͤfte, proceſſualiſche Handlungen und 
feierliche Erklaͤrungen zum Beweiſe der Unſchuld in ge— 
wiſſen Faͤllen. 


§. 20. 
Zeugen bei Geſchaͤften. 


Bei allen Handlungen der freien Willkuͤhr, wo— 
durch ein rechtliches Verhaͤltniß begründet oder aufgeloͤſt 
werden ſollte, war die Zuziehung von Zeugen weſentlich, 
weil ohne ſie es an einem kuͤnftigen Richter daruͤber 
fehlte. Dies iſt der Grund, warum die Germanen es 
ſo ſehr liebten, bei jeder Handlung, wovon rechtliche 
Folgen abhingen, umſtaͤndliche Feierlichkeiten anzubrin⸗ 
gen. Die Abſicht dabei war nicht bloß, die Beſonnen— 
heit der handelnden Perſonen zu wecken, ſondern vorzuͤg⸗ 
lich, daß die ganze Handlung ſo viel als moͤglich in die 
Sinne fiel, und nun die Zeugen Stuͤck für Stuͤck berich⸗ 


et in ipsa hora mortua fuerit, et infans vivus remanserit, 
aliquanto spatio, vel unius horae, ut possit aperire ocu- 
los et videre culmen domus et quatuor parietes, et postea 
defunctus fuerit, hereditas materna ad patrem eius perti- 
neat, eo tamen si testes habet pater eius quod vidissent 
ium infantem oculos eperire ut potuisset culmen domus 
videre et quatuor parietes. Eine ſolche mahleriſche Beſchrei— 
bung des Factums gehörte zum Charakter eines Germaniſchen 
Zeugniſſes. — Auch nach dem Sachſenſp. B. 1. Art. 35. mußte 
die lebendige Geburt eines Kindes durch herbeigebrachte Zeugen 
bewieſen werden: 2 Frauen, die der Woͤchnerin bei der Geburt 
geholfen, und 4 Maͤnner, die des Kindes Geſchrei gehoͤrt hat⸗ 
ten. — Dagegen nach dem Juͤtiſchen Low B. 1. Kap. 1. 6. 2—6. 

fand hiefuͤr derſelbe Beweis Statt, als für die freie Geburt 
eines Menſchen, durch 12 anverwandte Eideshelfer. 
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ten konnten, was ſie alles geſehen und gehoͤrt hatten. — 
Es gehoͤren hieher folgende Handlungen: 


1) Die Erbeseinſetzung konnte nach Germaniſchem 
Rechte nur durch eine gegenwaͤrtige Uebergabe des 
Vermoͤgens geſchehen. Zur Form dieſes Geſchaͤf— 
tes gehoͤrten nach der Lex Salica drei feierliche 
Handlungen *). Vor dem Centenarius mußte 
der Erblaſſer die Feſtuca in den Schooß des anzu— 
nehmenden Erben werfen, und bei dieſer ſymboli— 
ſchen Tradition erklaͤren, wieviel und welche Stuͤcke 
ſeines Vermoͤgens er ihm hiemit uͤbertragen wollte. 
Hierauf folgte eine feierliche Beſitznahme: der an— 
genommene Erbe gab in dem ihm zugetheilten Hauſe 
ein kleines Mahl, wobei er drei Gaͤſte bewirthete, 
die ſich alsdann bei ihm als ihrem Wirthe bedanken 
mußten. Zwoͤlf Monate nach der erſten ſymboli— 
ſchen Tradition erfolgte eine zweite in derſelben 
Form vor dem Grafen oder dem Koͤnige. Bei 
jeder von dieſen Handlungen mußten drei Zeugen 
zugegen ſein. Nach allem dieſem ſtand das Geſchaͤft 
feſt, gegen jeden Widerruf des Erblaſſers und ſei— 
ner rechtmäßigen Erben, die während der zwoͤlf 
Monate ſtillgeſchwiegen hatten. Wurde dennoch 
von dieſen Perſonen eine Klage erhoben, ſo mußte 
der eingeſetzte Erbe den Beweis durch ſeine neun 
Zeugen führen, von denen je drei und drei eidlich 
ausfagten, was fie geſehen und gehort hatten. 


22 ——— 


117) Lex Sal. ref. T. 48.; auch die Lex Rip. T. 48. ſchreibt für 
dieſes Gefchäft die Zuziehung von Zeugen vor. 
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2) Zu jeder Veraͤußerung von Grundſtuͤcken mußten 
Zeugen zugezogen werden „vor denen die Einwei— 
ſung in den Beſitz und die Bezahlung des Kaufſchil— 
lings geſchah .). 5 

3) Ein Geſchaͤft von aͤhnlicher Wichtigkeit war die 
Freilaſſung, die daher auch nie der Zeugen entbeh— 
ren konnte, wie ſchon aus den beſondern Feierlich⸗ 
keiten folgt, die hiebei Statt fanden. 

4) Auch die Veraͤußerung beweglicher Sachen mußte 
jedesmal vor Zeugen geſchehen: denn im Vindica— 
tionsproceſſe uͤber dieſelben ſpielten die Kaufzeugen 
eine weſegtliche Rolle (ſ. unten H. 4r.). 

5) Ueberhaupt waren bei der Abſchließung von Ver: 
trägen Zeugen nothwendig, und begruͤndeten jedes⸗ 
mal einen vollkommenen Beweis 77), 

6) Ebenſo mußte auch die Bezahlung einer Schuld 
durch Zeugen bewieſen werden, welche zugegen ge: 
weſen waren ). 


§. 21. 
Bei proceſſualiſchen Handlungen. 
Proceſſualiſche Handlungen im Germaniſchen Sinne 
waren ſolche, die unter dem gerichtlichen Banne geſcha⸗ 
hen, und bei dieſen waren die Zeugen von einer ganz 
beſondern Wichtigkeit. Vor Einfuͤhrung der Scabinen 
gab es, außer dem Richter ſelbſt, keine beſtimmten Per⸗ 


118) Lex Rip. T. 60. c. 1. — Lex Baiuv. T. 15. c. 2. . 1. 
Lex Burg. T. 60. c. 1. - 
119) Lex Baiuv. T. 1g. c. 15. — Legg. Liutprandi L. 2. C. 2. 

L. g. du. 1 
1200 Lex Baluv. T. 16. c. 2. — Lex Alam. T. 94. 
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ſonen, die bei jeder Gerichtsſitzung zugegen waren; noch 


viel weniger hatte man andere Anſtalten, wie unſere 
Protokolle und Actenregiſtraturen, aus denen das, was 
vor Gerichte geſchehen und geſprochen war, hätte be— 


wieſen werden koͤnnen. Durch erwaͤhlte Zeugen erſetzte 


man dieſen Mangel; eben dieſe erfuͤllten auch andere 
Zwecke, die heutiges Tages zum Amte beſonderer Ge— 
richtsperſonen gehoͤren. Sie kamen naͤmlich vor: 


1) um das von den Schoͤffen gefundene Urtheil zu 
beweiſen. Spaͤterhin pflegte man uͤber jedes wich— 
tigere Urtheil eine Urkunde aufzunehmen, die vom 
Richter, den Schoͤffen und den Zeugen unterzeich— 
net wurde!“). 

2) Fuͤr jede andere vor Gerichte geſchehene Ausſage, 
und fuͤr jede Handlung der freiwilligen Gerichts— 
barkeit. Daher mußte bei ſolchen Geſchaͤften, die 
vor zwei verſchiedenen Richtern vollendet wurden, 
das vor dem erſten Geſchehene und Geſprochene 
vor dem zweiten durch Zeugen dargethan wer— 
den ). 

3j) Die Vorladung des Beklagten durch den Kläger, 

die Mannitio, mußte in Gegenwart von Zeugen 

geſchehen, um durch dieſe die Weigerung des Be— 


221) Lex Rip. T. 69. c. 2. Hoc autem constituimus, ut qui- 
cunque in causa victor extiterit, semper iudicium con- 


seriptum accipiat aut teste. — Cap. II. a. 803. c. 10. Si 
quis causam iudicatam repetere praesumpserit, ibique 
testibus convictus fuerit etc. — Formeln zu Urkunden über 


ein gefundenes Urtheil ſ. Marculfi Appendix F. 1. 3., die 
ſich beide endigen: His praesentibus, worunter Zeugen, und 
nicht bloß die Urtheilfinder verſtanden werden muͤſſen. 

122) Lex Sal. ref. T. 42. c. 6. T. 48. 
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klagten, wofuͤr er das Gewette erlegen mußte, bewei⸗ 
fen zu koͤnnen “s). Daher als ſpaͤterhin die Vorlas 
dung immer nur durch eine Bannitio geſchah, mußte | 
das Amt des Frohnboten ein wahres Ehrenamt ſein, 
indem es eine Function enthielt, die ſonſt nur von 
mehreren Freien zuſammen vorgenommen werden 
konnte. 

4) Aus demſelben Grunde geſchah auch die Einfor⸗ 
derung einer gerichtlich anerkannten oder zugeurtheil— 
ten Schuld vor Zeugen: denn auch hier mußte im 
Weigerungsfalle das Gewette bezahlt werden ). 


§. 22. 
Feierliche Erklaͤrung der Unſchuld vor Zeugen. 

Es iſt oben (§. 7.) der eigenthuͤmliche Geiſt des 
Germaniſchen Rechtes in Betreff der Compoſitionen ent— 
wickelt worden; von Imputation war uͤberall nicht die 
Rede. So oft alſo irgend eine Verletzung erwieſen war, 
konnte der Urheber derſelben, oder der Eigenthuͤmer der 
ſchaͤdlichen Sache, wie unſchuldig er ſein mochte, durch 
den bloßen Beweis ſeiner Unſchuld nichts ausrichten. — 
Wie einfach und roh dieſe Idee war ‚ So mußte fie zuletzt 
doch auch auf ſehr unnatuͤrliche Conſequenzen fuͤhren: 
naͤmlich dann, wenn Jemand wirklich mit Abſicht einen 
Andern verletzte, aber aus gerechter Urſache, oder wenn 
er in ganz unſchuldiger Abſicht eine Handlung vornahm, 
die den aͤußern Thatbeſtand eines Frevels hatte. Daher 


— nn 


123) Lex Sal. ref. T. 1. e. 3. — Lex Rip. T. 32. c. 2.— Lex 
Baiuv. T. 12. Cc. 2. 6. 1. — Lex Burg. T. 12. c. 4. 
124) Lex Sal. ref, T. 32. c. 1. 
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geſtatteten die Germaniſchen Geſetze für ſolche Fälle die 
Ausnahme, daß man durch eine Proteſtation vor 
Zeugen ſogleich nach der That ſeine Unſchuld darthun 
konnte, und dann von der Geldbuße frei war. Bis— 
weilen mußte eine ſolche Erklaͤrung auf eine ſehr feier— 
liche und beſchwerliche Weiſe geſchehen. Hier dienten 
dann die Zeugen ſpaͤterhin zum Beweiſe der Unſchuld. 
Es gehoͤren hieher folgende Beſtimmungen: 

Wer einen Leichnam, der auf der Straße lag, 
entkleidete, oder eine Sache, die er auf dem Wege 
fand, bis zur Hoͤhe des Kniees aufhob, wurde unfehl— 
bar als Dieb angeſehen: jedoch wenn er ſofort nach dem 
naͤchſten Orte hinging, und dort den Leuten anzeigte, 
daß er geſonnen waͤre, ſelbige Sachen dem Eigenthuͤmer 
oder den Verwandten des Todten zu bringen, ſo war er 
von jedem Verdachte gereinigt“? ). 

Ein naͤchtlicher Dieb konnte getoͤdtet werden, ohne 
daß ſeine Verwandten das Wehrgeld fordern durften: 
nur mußte ein ſolcher Mord auf friſcher That den Nach— 
barn bekannt gemacht werden *). 

Wer in ſeinem eignen Hauſe einen fremden Men— 
ſchen auf boͤſer That ertappte, etwa auf Diebftahl oder 
auf Ehebruch, und es nicht vermochte ihn zu binden, 
konnte ihn toͤdten, und durch folgende Ceremonie ſich 
von der Verbindlichkeit zum Wehrgelde befreien: auf 
einer aus Weiden geflochtenen Trage mußte er den Leich— 
nam in Gegenwart von Zeugen auf einem Kreuzwege 
ausſtellen, und hier bis zu einem beſtimmten Termine 


125) Legg. Rothar. c. 16. 265. 
126) Lex Baiuv. T. 8. c.5.— Decret, Fassil. Sect. 2. c. 2. 2» 
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bewachen; alsdann konnte er durch jene Zeugen ſeine 
Unſchuld beweiſen. Verſaͤumte er dieſe Feierlichkeit, ſo 
mußte er das Wehrgeld bezahlen“). 


Hiemit find die Faͤlle erſchoͤpft, für welche die alten 
Geſetze, ſoweit fie urſpruͤnglich Germaniſches Recht ent: 
halten, der Zeugen erwaͤhnen; wenn auch nicht alle ein— 
zeln, ſo doch dergeſtalt, daß jede vorkommende Stelle 
der Art ſich in eine der hier angenommenen Klaſſen brin— 
gen laͤßt. Intereſſanter wird es nun ſein, die rechtlichen 
Eigenſchaften der Germaniſchen Zeugen und ihre Bedeu— 
tung im Proceſſe ſelbſt zu unterſuchen. 

Die geſetzlichen Erforderniſſe der Germaniſchen 
Zeugen laſſen ſich im Allgemeinen und mit Ruͤckſicht auf 
den einzelnen Fall betrachten. 


§. 23. 
Faͤhigkeit zum Zeugniſſe. 
Der Zeuge mußte gleich dem Schöffen ein voll— 
kommen freier Mann, ein Rachinburge ſein !“). Selbſt 
der Homo Denarialis, der vor dem Koͤnige Freigelaſſene 


127) Lex Ripuar. T. 77. 

128) Lex Rip. T. 32. c. 2. . si ille qui eum mannit, cum 
tribus Hachinburgiis in harcho coniuraverit, quod legi- 
time mannitus fuerit — — vgl. c. 5. ibid. Hier werden alſo 
die drei Zeugen der Mannitio ſchlechthin Rachinburgen genannt, 
ſo daß man dieſem Worte die Bedeutung von Zeuge unterlegen 
könnte, wie man aus andern Stellen darauf gekommen iſt, 
Rachinburgen und Schöffen für einerlei zu halten. — Ebenſo 
werden an andern Stellen die Zeugen durch den mit Rachinbur— 
gen ganz gleichbedentenden Ausdruck boni homines bezeichnet. 
(S. v. Savigny Geſch. d. R. R. Th. 1. S. 182 fag.). Legg. 
l.iutprandi, L. 2. c. 2. Si qualiscunque causa... acta fue- 
tit et komines boni tres aut quatuor ian 
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geſtatteten die Germaniſchen Geſetze fuͤr ſolche Fälle die 
Ausnahme, daß man durch eine Proteſtation vor Zeu— 
gen ſogleich nach der That ſeine Unſchuld darthun konnte, 
und dann von der Geldbuße frei war. Bisweilen 
mußte eine ſolche Erklaͤrung auf eine ſehr feierliche und 
beſchwerliche Weiſe geſchehen. Hier dienten dann die 
Zeugen ſpaͤterhin zum Beweiſe der Unſchuld. Es gehör 
ren hieher folgende Beſtimmungen: 

Wer einen Leichnam, der auf der Straße lag / 
entkleidete, oder eine Sache, die er auf dem Wege 
fand, bis zur Höhe des Kniees aufhob, wurde unfehl— 
bar als Dieb angeſehen: jedoch wenn er ſofort nach dem 
naͤchſten Orte hinging, und dort den Leuten anzeigte, 
daß er geſonnen waͤre, ſelbige Sachen dem Eigenthuͤmer 
oder den Verwandten des Todten zu bringen, ſo war er 

von jedem Verdachte gereinigt 7°). 

Ein naͤchtlecher Dieb konnte getoͤdtet werden, ohne 
daß ſeine Verwandten das Wehrgeld fordern durften: 
nur mußte ein ſolcher Mord auf friſcher That den Nach— 

barn bekannt gemacht werden ). 

Wer in feinem eignen Haufe einen fremden Men- 
ſchen auf boͤſer That ertappte, etwa auf Diebſtahl oder 
auf Ehebruch, und es nicht vermochte ihn zu binden, 
konnte ihn toͤdten, und durch folgende Ceremonie ſich 
von der Verbindlichkeit zum Wehrgelde befreien: auf 
einer aus Weiden geflochtenen Trage mußte er den Leich— 
nam in Gegenwart von Zeugen auf einem Kreuzwege 

ausſtellen, und hier bis zu einem beſtimmten Termine 


125) Legg. Rothar. c. 16. 265. 
126) Lex Baiur. T. 8. 6. 6. — Deeret. Tassil, Sect. 2. C. 2. 3. 
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bewachen; alsdann konnte er durch jene Zeugen ſeine 
Unſchuld beweiſen. Verſaͤumte er dieſe Feierlichkeit, ſo 
mußte er das Wehrgeld bezahlen ). 


Hiemit find die Fälle erſchoͤpft, für welche die alten 
Geſetze, ſoweit fie urſpruͤnglich Germaniſches Recht ent— 
halten, der Zeugen erwaͤhnen; wenn auch nicht alle ein— 
zeln, ſo doch dergeſtalt, daß jede vorkommende Stelle 
der Art ſich in eine der hier angenommenen Klaſſen brin— 
gen läßt. Intereſſanter wird es nun fein, die rechtlichen 
Eigenſchaften der Germaniſchen Zeugen und ihre Bedeu— 
tung im Proceſſe ſelbſt zu unterſuchen. 

Die geſetzlichen Erforderniſſe der Germaniſchen 
Zeugen laſſen ſich im Allgemeinen und mit Ruͤckſicht auf 
den einzelnen Fall betrachten. f 


§. 23. 
Faͤhigkeit zum Zeugniſſe. 
Der Zeugen mußte gleich dem Schoͤffen ein voll— 
kommen freier Mann, ein Rachinburge ſein ). Selbſt 
der Homo Denarialis, der vor dem Koͤnige Freigelaſſene 


127) Lex Ripuar. T. 77. 

128) Lex Rip. T. 32. c. 2. . . siille qui eum mannit, cum 
tribus Rachinburgiis in haraho coniuraverit, quod legi- 
time mannitus fnerit — — vgl. c. 3. ibid. Hier werden alſo 
die drei Zeugen der Mannitio ſchlechthin Rachinburgen genannt, 
ſo daß man dieſem Worte die Bedeutung von Zeuge unterlegen 
könnte, wie man aus andern Stellen darauf gekommen iſt, 
Rachinburgen und Schoͤffen fuͤr einerlei zu halten. — Ebenſo 
werden an andern Stellen eie Zeugen durch den mit Rachinburs 
gen ganz gleichbedeutenden Ausdruck boni homines bezeichnet. 
(S. v. Savigny Geſch. d. R. R. Th. 1. S. 182 fgg.). Legg. 
Liutprandi, L. 2. c 2. Si qualiscunque causa... acta fue- 
rit et homines boni tres aut quatuor interfuerint, 
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und Schutzhoͤrige des Koͤnigs, der ſonſt nach freiem 
Volksrechte lebte, wurde doch erſt in der dritten Gene— 
ration, wenn er vier freigebohrne Ahnen hatte, faͤhig 
als Zeuge zu ſprechen, ſo wie er dann erſt auch in Bezie— 
hung auf ſein Vermoͤgen vollkommen frei wurde, und 
es auf feine Seitenverwandten vererbte). Eine be: 
deutende Abweichung hiervon findet fich ſchon in der Lex 
Gundobada, die jeden Freigelaſſenen und ſogar jeden 
Unfreien des Königs für fähig erklaͤrt, bei Teſtamenten 
und ähnlichen Dispoſitionen als Zeuge gebraucht zu wer⸗ 
den 5). 

Der Beſitz eines Grundſtuͤckes von beſtimmter Größe 
zu echtem Eigenthume, oder die ſogenannte Cespitalitaͤt, 
läßt ſich aus den geſchriebenen Volksrechten ſelbſt, nur für 
die Nachbarzeugen als ein weſentliches Erforderniß un— 
mittelbar beweiſen: ein ſolcher mußte ſoviel Vermoͤgen 


129) Cap. III. a. 805. c. 24. De liberis hominibus qui fisca- 
linas regias et de feminis liberis, quae homines similiter 
fiscalinos regios accipiunt, ut de haerede parentum vel 
de causa quaerenda nec de testimonio pro hae re abıcian« 
tur. Es wird alfo hier ausdruͤcklich bemerkt, daß ein Freier 
durch die Ehe mit einer Fiscalina nicht die Fahigkeit zur Zeugs 
ſchaft verliert, was vorausſetzt, daß der Fiscalinus oder Dena— 
rialis dieſe Faͤhigkeit nicht hatte. — Cap. inc. an. (circa an. 
744) c. 15. Libertus (h. e. denarialis) et liberta in nullis 
negotiis contra quemquam testimonium dicere permittan- 
tur... Quia indignum nostra pensat clementia, ut liber- 
torum testimonia ingenuis damna incutiant. Qui vero ex 
eisdem fuerint progeniti, ad testimonium a tertia genera- 
tione admittantur. — Daß der libertus hier kein Anderer iſt, 
als der Denarialis, ſ. Cap. IV. a. 805. c. 8. 

130) Lex Burg. T. 60. c. 2. 3. Auch dies gehoͤrt in den Plan 
Gundobalds, das Burgundiſche Recht fo viel als möglich dem 
Römiſchen gleich zu ſtellen, wonach ja ein Freigelaſſener ein eben 
ſo guter Zeuge war, als ein Freigebohrner. 
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haben, um die geſetzliche Buße für ein falſches Zeugniß 
bezahlen zu koͤnnen, und die Haͤlfte davon an liegenden 
Gruͤnden freies Eigenthums !)). 


Aber auch fuͤr die uͤbrigen Zeugen muß dies ange— 
nommen werden: denn wer ſeiner Guͤterloſigkeit wegen 
unfaͤhig war, als Markgenoſſe ein Zeugniß abzulegen, 
dem fehlte ein weſentliches Stuͤck der Standesrechte 
eines Freien, er war kein wahrer Rachinburge; und das 
mußte jeder Zeuge ſein. Hiemit ſtimmen auch Zeugniſſe 
einer ſpaͤtern Zeit noch überein, nach welchen ſelbſt ein 
Freigebohrner, der ein Beneficium beſaß, unfaͤhig war, 
ein Zeugniß abzulegen, wenn er nicht daneben noch Al— 
lode hatte“). 


m — — 


131) Lex Baiuv. T. 16. c. 1. b. 2. (ſ. Note 112.) vgl. mit c. 5 
ibid. ; 

132) Capitul, Ludovici Pii a. 829. c. 6. Baluz. T. 1. p. 671. 
De liberis hominibus qui proprium non habent, sed in 
terra dominica resident, ut propier res alterius ad testi- 
monium non recipiantur. Coniuratores tamen aliorum li- 
berorum hominum ideo esse possunt, quia liberi sunt. 
Illi vere qui et proprıum habent, et tamen in terra domi- 
nica resident, propter hoc non abiciantur, quia in terra 
dominica resident, sed propter hoc ad testimonium reei- 
piantur, quia proprium habent. Hiemit ſtimmt genau übers 
ein eine alte Lombardiſche Gerichtsformel, aus der fich zugleich 
das Princip dieſes Erforderniſſes erkennen laͤßt. Formulae ve. 
teres ad LL. Ludovici Pii Lang. c. 5. bei Georgiſch p. 1192. 
Et tunc unus dicat ita: Hoc sapio, quod Petrus et Johan- 
nes et Andreas liberi homines sunt. Et suum widrigilt 
habent, vel in puro allodio vel in allodio et aliis rebus. 
Et testimonium bene possunt dare. Das Widrigild, wovon 
bier die Rede iſt, iſt das Wehrgeld, womit den ſpaͤtern Geſetzen 
zufolge ein falſcher Zeuge ſeine Hand loskaufen mußte. 


U 
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Moraliſche Erforderniſſe zu einem Zeugen ſind den 
alten Germanen ſo unbekannt, als uͤberhaupt buͤrger— 
liche Wirkungen eines Verbrechens. Es gab nur Frie— 
densbruͤche, welche ausgeſoͤhnt werden mußten. Die 
Begriffe alles Vortrefflichen, Ehre, Macht, Reich— 
thum, moraliſche Tuͤchtigkeit, floſſen den Germanen in 
Eins zuſammen, und wurden durch einen Ausdruck, 
Rachinburge, (Recke, d. h. groß, ſtark, reich, bieder) 
bezeichnet: wer im vollen Beſitze der Rechte der Geſammt— 
buͤrgſchaft war, hatte von allem ſoviel, als noͤthig. Nur 
ein Vergehen hatte wirklich die Folge, daß es zum Zeug: 
niß unfähig machte, auch wenn die geſetzliche Buße da— 
für bezahlt war; ein falſches Zeugniß ſelbſt 33). Spaͤ⸗ 
terhin, als man den Begriff eines orimen ſchon hatte, 
war zum Zeugen erforderlich, a man ihm Fein folches 
vorwerfen konnte). 


133) Lex Alam. T. 42. c. 2. Testis enim qui jam convictus 
fuit, quod mendacium semel testificatus sit, amplius ad 
testimonium non recipiatur, Es war ein Germaniſcher Grund⸗ 
ſatz, daß jede Schaͤndlichkeit in Beziehung auf ein beſtimmtes 
Freiheits- und Standesrecht den Verluſt dieſes Rechtes zur Folge 
hatte, wie es ſich beſonders aus dem Sachſenſpiegel nachweiſen 
laͤßt: ein Schoͤffe, der wiſſentlich ein falſches Urtheil fand, ver— 
lor feine Schöffenbarfeit; ein Vormund, der von feiner Gewalt 
Mißbrauch machte, wurde nach dem Ausdrucke des Sachſenſpie⸗ 
gels gebalmundet, d. h. fuͤr unfaͤhig erklaͤrt, jemals das 
Mundium uͤber eine freie Perſon zu beſitzen; wer ſich vor Gerichte 
ein höheres Wehrgeld beilegte, als ihm zukam, verlor alles Wehr— 
geld. Sachſenſp. B. 1. A. 41. B. 2. A. 6. B. 1. A. 16. — Saͤchſ. 
W. B. Art. 100. 

134) Capitt. Lib. 3. c. 32. Optimus quisque in pago vel in 
civitate in testimonium assumatur, at cui ille contra 
quem testimoniare debet, nullum crimen possit indicere. 


Rogge Germ. N. H 
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§. 24. 
Beruf zum Zeugniſſe. 

In Betreff der Erforderniſſe eines Zeugen fuͤr den 
einzelnen Fall muͤſſen die beiden oben angenommenen 
Hauptklaſſen von bezeugbaren Gegenſtaͤnden unterſchie— 
den werden. 

Um uͤber einen der Gemeinde bekannten Gegenſtand 
als Zeuge zu ſprechen, oder um einen am Markfrieden 
begangenen Frevel zu ruͤgen, war nur die Eigenſchaft 
eines Markgenoſſen erforderlich; man mußte ein an— 
geſeſſener Nachbar der ſtreitenden Theile fein (ſ. oben 
Note 112.). 

In allen andern Fällen aber mußte der Zeuge die 
Befugniß, von ſeiner Zeugenbarkeit Gebrauch zu ma— 
chen, fuͤr den einzelnen Fall von den ſtreitenden Theilen, 
entweder von beiden, oder ſofern von keiner zweiſeiti— 
gen Handlung die Rede war, von dem, deſſen Hand— 
lung in Frage kam, auf beſondre Weiſe, durch Wahl 
erworben haben. 

Zu einer giltigen Wahl der Zeugen reichte es un— 
ſtreitig hin, daß einer von beiden handelnden Theilen, 
wenn von einer zweiſeitigen Handlung die Rede war, 
jene zu dem Orte hinfuͤhrte, wo die zu bezeugende Hand: 
lung vor ſich gehen ſollte, und daß der andere nichts 
gegen ſie einwandte. Bei den Baiern aber gab es fuͤr 
die Ertheilung der Befugniß zum Zeugniſſe eine eigen— 
thuͤmliche Foͤrmlichkeit: der Zeuge wurde von den Par⸗ 
teien am Ohre gezupft. Auch bei den Allemannen ſcheint 
dieſe Caͤremonie wenigſtens bisweilen ) üblich geweſen 


135) Lex Alam. T. 94. nennt testes tractos, d. h. gezupfte Zeugen. 
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zu fein. Ebenſo kommt fie auch, nur etwas verſtaͤrkt, 
im Ripuariſchen Geſetze fuͤr einen beſondern Fall vor. 
Beim Verkaufe eines Grundſtuͤckes mußte die Einweiſung 
in den Beſitz und die Bezahlung des Kaufſchillings in 
Gegenwart von zwoͤlf Zeugen geſchehen: und um fuͤr 
den Todesfall bedacht zu ſein, wodurch das Zeugniß die— 
fer zwölf Männer gebrochen werden konnte, nahm man 
noch zwoͤlf Knaben hinzu; dieſen wurde mittelſt Ohr— 
zupfens und Maulſchellen die ganze Begebenheit einge— 
prägt, damit fie noch bei erwachſenen Tagen davon zu 
ſprechen wuͤßten *). Es darf alſo wohl nicht ange— 
nommen werden, daß dieſer Brauch von den Roͤmern 
auf die Baiern gekommen ſei. Bei dieſen allein aber 
bildete er eine eigentlich geſetzliche und allgemein ange— 
wandte Form. Fuͤr den gegenwaͤrtigen Zweck meiner 
Unterſuchung iſt dieſe Feierlichkeit darum von beſonderm 
Werthe, weil ſie ein ganz untruͤgliches Kennzeichen eines 
erwaͤhlten Zeugen iſt, und daher zu allgemeinen Schluͤſ— 
ſen berechtigt. Hiezu kommt, daß gerade in den Baie— 
riſchen Geſetzen ſich uͤber das ganze Zeugenverfahren die 
intereſſanteſte und umſtaͤndlichſte Belehrung findet. Der 
ganze ı6te Titel des Baieriſchen Geſetzbuches handelt 
von den Zeugen: im erſten Kapitel iſt von einem Gegen— 
ſtande die Rede, uͤber den jeder Markgenoſſe als Zeuge 
ſprechen konnte (ſ. Note 112.), und in den folgenden 


136) Lex Rip. T. 60. c. 1. Dies erinnert an eine bekannte 
Sitte, die ſich noch heutiges Tages in manchen Gegenden von 
Deutſchland findet: Bei der Grenzſchau der Feldmark, welche 
die Bauern alljaͤhrlich vornehmen, fuͤhren ſie ihre Dor fjugend mit 
ſich, und machen ihr jeden Grenz-Huͤgel und Stein bemerklich, 
und vermöge einiger Maulſchellen unvergeßlich. 
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von Zeugen überhaupt, ohne Ruͤckſicht auf einen beſtimm⸗ 
ten Gegenſtand: dennoch kann hier Überall nur an ers 
wählte Zeugen gedacht werden. So ſpricht das Ste Kapi— 
tels“) ganz im Allgemeinen, ohne ein beſtimmtes Factum 
im Auge zu haben, von dem Falle, daß uͤber die ſtreitige 
Thatſache mehrere Zeugen beigebracht ſind, und druͤckt 
ſich alſo aus: „Wenn mehrere Zeugen zuſammen erſchie⸗ 
nen ſind, fo ſollen fie unter einander looſen, wer von 
ihnen das Urtheil ausſpreche; hierauf ſoll der, den das 
Loos trifft, ſagen: ich bin zum Zeugen gelooſet, und 
will auch als Zeuge ſprechen!“ Alsdann muß er die 
Hand feines naͤchſten Verwandten faſſen, und alſo ſchwö⸗ 
ren: „So wahr Gott mir helfe, und dem, deſſen Hand 
ich hier halte, ſo wahr habt ihr mich am Ohre gezupft 
und zum Zeugen gemacht, um uͤber dieſe Sache die 
Wahrheit zu fprechen.” Nun erſt wird er zum Spruche 
gelaſſen, den er mit feinem Eide allein bekraͤftigt. — Der 
Zeuge hatte alſo zweierlei zu beſchwoͤren, ſeine Befugniß 
zum Zeugniſſe, und die Thatſache ſelbſt, die er bezeugte. 
Ganz anders nach dem erſten Kapitel, bei einer Sache, 
uͤber die jeder angeſeſſene Nachbar ſprechen konnte: die⸗ 
ſer wurde ſofort zum Zeugniſſe gelaſſen, ohne erſt ſeine 
Befugniß darthun oder gar eidlich beweiſen zu muͤſſen. — 
Das zweite Kapitel deſſelben Titels ſpricht von dem Falle, 


137) Lex Baiuv. T. 16. c. 3. — Et si plurimi testes fuerint, 
et ad unum conventum venerint, sortiantur illi testes in- 
ter se, et cui sors exierit, iuret ille taliter et dicat: Ad 
testem sortitus sum, et ad testem me facere volo. Adpre- 
hendat manum proximi sui et dicat: Sie me Deus adiu- 
vet, et illum euius manum teneo, quod ego ad testem 
illum inter vos per aurem tractus fui de ista causa ad 
veritatem dicendam. Tune solus iuret cum sua manu. 
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wenn eine der Parteien den vorgebrachten Zeugen nicht 
anerkennen will: Nisi forte aliquis testem mendacem 
habere voluerit, potest illum cum lege repellere 
cum pugna duorum et dicere: Non tibitraxi testem 
de ista causa neque consentio, d.h. „Wenn Jemand 
einen Zeugen nicht erſt will zum Spruche kommen laſſen, 
um ihn nicht nachher Luͤgen ſtrafen zu duͤrfen; ſo kann 
er ſeinem Gegner den Zweikampf anbieten, und dadurch 
den Zeugen zuruͤcktreiben, mit den Worten: dieſen 
Mann habe ich dir nicht am Ohre gezupft, um Zeuge zu 
ſein, und willige auch jetzt nicht in ſein Zeugniß ein.“ 

Hieraus geht ganz klar hervor, wie mir ſcheint, daß bei 
den Baiern die Regel galt, Niemand würde zum Zeug: 
niſſe zugelaſſen, der nicht am Ohre gezupft, d. h. für 
den beſtimmten Fall zum Zeugen erwählt war; eine Aus— 
nahme hievon machten die Gegenſtaͤnde, uͤber die jeder 
Markgenoſſe ſprechen konnte. Es gab alſo hier nur die 
beiden von mir angenommenen Klaſſen von Zeugen. — 
Wollte man deſſen ungeachtet die Zulaͤſſigkeit des Zeu— 
genbeweiſes fuͤr alle Faͤlle annehmen, ſo waͤre jenes Bai— 
eriſche Verfahren ganz ſinnlos; denn es läßt fich gar kein 
Grund denken, warum in geringern Sachen, bei Strei— 
tigkeiten uͤber Schuldforderungen aus einem vor Zeugen 
geſchloſſenen Geſchaͤfte u. dgl., der Zeuge ſich erſt auf eine 
fo umſtaͤndliche Weiſe hätte legitimiren muͤſſen, um auf 
Glauben Anſpruch zu haben, waͤhrend in viel wichtigern 
Dingen, bei Mord-und andern Anklagen wegen grober 
Verletzungen, ſein unbeſcholtener Ruf und ſeine eidliche 
Verſicherung, daß er die That, wovon die Rede, geſe⸗ 
hen und We hätte, für hinreichend hriunden worden 
ware. 1 we BE | 
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Dieſes alles als eine Eigenthuͤmlichkeit des Baie— 
riſchen Rechtes angenommen, waͤre eine ſo ungeheure 
Abweichung, daß aller Glauben an ein Germaniſches 
Recht verſchwinden müßte, Auch ſtimmen ja die uͤbri— 
gen Volksrechte hiemit vollkommen uͤberein: ſo daß 
gegen dieſe Anſicht ſich nirgends ein Widerſpruch findet, 
und ſehr vieles ſich nur aus ihr erklaͤren laͤßte.— 


— 


Ich komme nun zur Betrachtung der eigentlichen 
Function der Zeugen, ihrer Verbindlichkeit zum Zeug⸗ 
niſſe, der Form und Kraft deſſelben. Hier wird ſich 
das wahre Weſen der Germaniſchen Zeugen durch eine 
Vergleichung zwiſchen ihnen und den Schöffen am deut⸗ 
lichſten offenbaren. 


N25. 
Verpflichtung zum Zeugniſſe. 

Die Schoͤffen konnten zu ihrem Geſchaͤfte immer 
nur zuſammengebannt, d. h. durch einen richterlichen 
Befehl zur Gerichtsſitzung gezwungen werden. Dagegen 
die Zeugen, welche zu den Parteien in einem aͤhnlichen 
perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe ſtanden, als dieſe zu einander, 
wurden bloß durch eine Mannition vor Gericht ge— 
laden, durch die Partei, welche ſie brauchte, in Gegen— 
wart von drei Zeugen ). Waren ſie vor Gericht er⸗ 


133) Die hieher gehörige Stelle verdient noch aus einer andern 
Ruͤckſicht Aufmerkſamkeit: Lex Sal. ref. T. gi. e. 1. Si quis 
testes necessarios habuerit et fortasse ipsi ad placitum 
venire noluerint, ille qui eos necessarios habet, mannire 
illos debet cum testibus ad placitum, ut ea quae sciunt 
zurantes dicant... c. 2. Si vero noluerint venire et eos 
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ſchienen, ſo zeigt ſich auch in der Art, wie ſie zum 
Sprechen gezwungen wurden, eine angemeſſene Verſchie— 
denheit zwiſchen ihnen und den Schoͤffen. Dieſe, die 
ſich jedesmal ſchon im richterlichen Banne befanden, 
gleichſam wie in einem um ſie beſchriebenen Zauberkreiſe, 
konnten durch eine bloße feierliche Beſchwoͤrung der Par— 
teien genoͤthigt werden ein Urtheil zu fprechen 3°). Da: 
gegen uͤber die Zeugen, die ſich noch nicht im Banne 
befanden, weil ſie bloß mannirt worden waren, mußte 
zuvor der Richter ſeinen Bann ausſprechen; dann erſt 
wurden ſie, wenn ſie auf Verlangen der Partei nicht 
ſprechen wollten, fuͤr den Ungehorſam gegen den richter— 
lichen Bann bruchfaͤllig “'). Dies Verfahren bezog 
ſich aber unſtreitig nur auf die erwählten Zeugen; wenig— 
ſtens findet ſich in den Angelſaͤchſiſchen Geſetzen in Be— 
ziehung auf einen der Gemeinde bekannten Gegenſtand 


sunnis non detinuerit, unusquisque illorum 16 sol. culp. 
iud. — In dieſem ganzen Texte ſcheint zu liegen, daß Jeder— 
mann, der von einer ſtreitigen Thatſache Kenntniß hatte, ver— 

pflichtet, mithin auch befugt war, auf Verlangen einer Partei 
als Zeuge zu ſprechen; daß es alſo nicht erſt auf eine beſonders 
erworbene Befugniß zur Zeugſchaft ankam. Allein es iſt hier in 
der That nur an erwaͤhlte Zeugen zu denken. Denn eben dieſe 
Stelle findet ſich fait wörtlich in Lex Rip. T. 50., nur mit der 
Abweichung, daß es hier am Schluſſe heißt: unusquisque de 
illis tribus 15 sol. multetur. Dieſe Angabe der Zahl kann 
ſich nur auf erwaͤhlte Zeugen bezieben, die zu einer Handlung 
zugezogen wurden, und die nach Saliſchem und Ripuariſchem 
Rechte gewoͤhnlich 3 an der Zahl waren. 

139) Lex Sal. ref. T. 60. vgl. f. 40. 

240) Lex Sal. ref. T. 61. c. 3. Si vero praesentes fuerint 
ad testimonium vocati, et noluerin: iurando dicere ea 
quae sciunt, et fordanniti fuerint, sol. 15 unusquisque 
Worum culp, iud, 
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folgender Gebrauch: es wurden der Partei, die ſich auf 
ein Zeugniß berufen wollte, 5 oder nach Verſchiedenheit 
der Streitfrage 10 Nachbarn namhaft gemacht, und 
von dieſen mußte ſie einen oder zwei zur Ablegung des 
Zeugniſſes auswählen *). 


§. 26. 

Form des Zeugniffes. | | 

Auch in der Form war der Ausſpruch der Zeugen 
verſchieden von dem der Schöffen: jener mußte jedes— 
mal eidlich geſchehen, was auch dem verſchiedenen Inhalte 
durchaus angemeſſen war; die Schoͤffen ſprachen nicht 
Wahrheit, ſondern Recht, deſſen Giltigkeit nicht erſt 
durch einen Eid bekraͤftigt werden durfte. Die Meinung, 
daß der Zeugeneid den Germanen urſpruͤnglich unbekannt 
geweſen, und erſt durch das Moſaiſche und Roͤmiſche 
Recht in die Germaniſchen Geſetze hineingekommen 
ſei *), iſt rein aus der Luft gegriffen und fo unwahr— 
ſcheinlich, daß ſie nicht erſt widerlegt zu werden braucht. 


141) Legg. Adelstani Reg. Angl. o. 9. . nominentur ei quin- 
que homines vicini ipsius, et obtineat illorum quinque 
unum, ut cum eo iuret ete, ſ. oben Note 113, 

142) Malblanc Doctrine de iureiurando p. 304.: „introdueta 
tamen religione christiana, cognitisque iuris mosaici et 
romani principiis, quae jam in leges antiquiores irrepsisse, 
satis superque constat, mox ... et iusiurandum a testibus 
eosdem (Germanos) exegisse notum est. Zum Beweife dies 
ſes ſpaͤtern Urſprunges des Deutſchen Zeugeneides werden nun 
lauter Stellen angefuͤhrt, wo er wirklich vorkommt. Von einer 
ſolchen Art zu argumentiren, indem man in der aͤlteſten biftos 
riſchen Spur eines Inſtitutes auch den Urſprung und Erfinder 
deſſelben erblickt, hat die Literatur der Germaniſchen Rechtsal⸗ 
terthuͤmer mehr Beiſpiele aufzuweiſen. Da behaͤlt dann die 
Phantaſie fuͤr die frühere Zeit freien Spielraum. 


Von den Germanifchen Zeugen und Urkunden. 121 


Nicht nur, daß in allen uͤbrigen alten Volksrechten der 
Zeugeneid wirklich vorkommt, ſondern was das Wich— 
tigſte iſt, auch in der Lex Salica findet er ſich, und kei— 
nesweges als ein neues, ſondern als ein ganz bekanntes 
und auf eigenthuͤmliche Weiſe gebildetes Inſtitut; und 
uͤberhaupt iſt ja Jedem, der dies Geſetzbuch geleſen hat, 
bekannt, daß ſich hier der Einfluß der chriſtlichen Reli— 
gion in aͤußerſt wenigen ſpaͤteren Spuren zeigt. Und 
wollte man wirklich einen ſehr großen Einfluß annehmen, 
ſo waͤre dieſer hoͤchſtens darauf gerichtet geweſen, die 
alte heidniſche Eidesformel abzuaͤndern, nicht aber erſt 
den Eid einzufuͤhren; weil es gerade zu den chriſtlich 
moraliſchen Grundſaͤtzen jener Zeit und beſonders zu den 
Geſetzen des Klerus gehoͤrte, ſo ſelten als moͤglich zu 
ſchwoͤren 78). Eine Einſchraͤnkung und keine Einfüh: 
rung des Eides war daher von Seiten der Kirche zu er— 
warten. Ganz ohne Quellenkenntniß ware es, jene 
Stellen der Lex Salica fuͤr Spuren des Roͤmiſchen 
Rechtes zu halten “). Jedoch eine Ausnahme hievon 
findet ſich allerdings bei einem Germaniſchen Voͤlker— 
ſtamme: die Lombarden glaubten ihren Zeugen noch im 
sten Jahrhundert in der Regel ohne Eid “). 


143) c. 22. C. XXII. q. V. mit der Note von Böhmer in deſſen 
Corp. iur. can. 

144) v. Savigny Geſch. des Roͤm. Rechts im M. A. B. 2. S. 79. 
„Die Germaniſchen Geſetze des Fraͤnkiſchen Reichs find von zwei— 
erlei Art: Voͤlkergeſetze und Capitularien. Unter jenen findet 
ſich Roͤmiſches Recht nur im Baieriſchen, Allemanniſchen und 
Ripuariſchen.“ 

145) L. L. Liutprandi L. 6. c. 25... Et si ad istos testes 
non erediderit, qui furtum quaerit, firment ipsi testes per 
sacramentum; excepto si tales personae fuerint, quibus 
Rex aut iudex sine sacramento credere possit. 


7 
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Im Uebrigen war aber die Form, in der das Zeug: 
niß abgelegt wurde, faſt bei jedem Volke anders: wie 
ich es denn uͤberhaupt fuͤr eine allgemeine Wahrheit halte, 
daß jede gemeine Germaniſche Rechtsidee in ihrer aͤußer— 
ſten Anwendung bei jedem Volke in einer sgefgämli 
chen Geſtalt hervortritt. 


Bei den Saliern, Burgundern und Allemannen 
ſprachen und ſchwuren alle Zeugen zuſammen und ohne 
die Partei, die ſich auf fie berief “*). 


Bei den Angelſachſen ſprach und ſchwur eee 
Partei, die ſich auf Zeugen berief, zuſammen mit 
Einem, oder bei doppelter Anzahl mit Zweien von 
dieſen ““). 

Bei den Baiern ſprach nur Einer von den Zeugen, 
der durch das Loos beſtimmt wurde (ſ. Note 137.). 


Die merkwuͤrdigſte Form findet ſich bei den Ripua⸗ 
riern: hier erſchienen die Zeugen ganz in der Geſtalt von 
Eideshelfern, indem ſie mit der Partei, für die fie war 
ren, zuſammen ſprachen und ſchwuren (ſ. Note 128.) 
Dies iſt zur Erklaͤrung des Ripuariſchen Volksrechtes 
von Wichtigkeit; worauf ich noch öfters kommen werde. 


146) Lex Sal. ref. T. 47. c. 2. . . novem testes iurent. T. 48. 
debent tres testes iurati dicere.— Lex Alam. T. 2... illi 
testes. .. ita testificentur,. hoc per sacramentum dicant.— 
Addit. II. ad Leg. Burg. c. 8. 


347) L. L. Lotharii et Eadrici Reg. c. 16. bei Canc. Vol. 4. 
P-. 252.. si hoc non possit, profiteatur tune coram altari 


cum suorum testium uno. Vgl. oben Note 141 u. 113. 
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ung! §. 27. 

5 Kraft des Zeugniſſes. | 

Der wichtigſte Punkt bei den Germaniſchen Zeugen 
iſt die Kraft ihrer Ausſage. Dieſe war — und hierin 
liegt das eigentlich Germaniſche des ganzen Inſtituts — 
ganz und gar dieſelbe, als bei dem Ausſpruche der Schoͤf— 
fen, d. h. fuͤr die Parteien ſchlechthin verbindlich: es 
war alſo nach unſern Begriffen ein Germaniſches Zeugniß 
nichts anderes, als ein richterliches Erkenntniß uͤber das 
Factiſche eines Rechtsſtreites “). Dies Verhaͤltniß 
folgt ſchon nothwendig aus der ganzen Beſchaffenheit der 
Germaniſchen Gerichtsverfaſſung. Die Schoͤffen hatten 
ſich in das, was unter den Parteien vorgefallen war, in 
das Factiſche ihres Streites gar nicht zu miſchen; denn 
das, wozu ſie aufgefordert wurden, war nur legem 
dicere, nicht veritatem dicere; der Richter hatte an 
der Bildung des Urtheiles uͤberall keinen Antheil; es war 
alſo Niemand vorhanden, der über den Zeugen ſtand, 


um ihre Ausſage zu betätigen oder zu verwerfen. 


Die Beweisſtellen aus den alten Volksrechten fuͤr 
dieſe Anſicht laſſen ſich freilich nicht in Menge herbeifüh: 
ren, aus dem ſehr begreiflichen Grunde, weil fuͤr ein 
Verhaͤltniß, das ſo genau mit der ganzen Gerichtsver— 


148) Auch Moͤſer ſcheint ſchon dieſe Anſicht gehabt zu haben. „Und 

wie endlich der Gebrauch aufkam, ſich zu gewiſſen Sachen ei— 
nen Richter zu erwaͤhlen, ſo mußten in der That die dabei be— 
findlichen Zeugen, erwaͤhlte Schoͤffen, und die deutſchen 
Zeugen von den chriſtlichen Zeugen gar ſehr unterſchieden ſeyn.“ 
Osnabruͤckiſche Geſch. Th. 1. S. 39. Etwas Aehnliches bemerkt 
auch Malblanc Doctrina de iureiur. p. 496. „Id enim 
ohservavi, olim praesertim inter Germanos difüculter 
iudices s. arbitros a testibus discerni potuisse.“ 
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faſſung zuſammenhing und täglich zur Anwendung kam, 
das Beduͤrfniß einer geſetzlichen Feſtſtellung oder einer 
ſchriftlichen Belehrung gar nicht vorhanden war. Jedoch 
einige Stellen find ſprechend genug dafür, daß ein legi⸗ 
timer Zeuge ſchlechthin anerkannt werden mußte, und 
daß fein Zeugniß durchaus unabhängig vom Erkenntniß 
der Schoͤffen war. f 
Lex Baiuv. T. 16. c. 2. Si quis testem erer 
per aurem tractum de qualibet causa ſinita ratio- 
ne, et hoc confirmaret per testes, posthaee non 
debet repetere nee inquietare illum a quo finivit 
rationem suam. Et si voluerit, tune per testes 
defendat se, ille testis testificet sicut seit un- 
de et. Non debet testem veritatis repellere 
causaticus eius. Nisi forte — (f. oben S. 117.). 
Si autem testis per aurem tractus fuerit de com- 
positione finienda, vel propter arras, qui donat 
quasi pro pignore qualemcunqgue rem, usque 
dum solvat debitum et pignus reeipiat, il/um 
nemo repellat, nec potest, sed consentiat. 
Der Sinn dieſer Stelle ift dieſer: „Wenn bei der Be: 
zahlung einer Schuld Zeugen zugezogen worden ſind, ſo 
darf der Empfaͤnger des Geldes auf keine Weiſe ſeine 
Klage oder Forderung erneuern. Thut er es dennoch, 
ſo kann der Andere ſich durch Zeugen vertheidigen. 
Einen Zeugen der Wahrheit darf aber der Klaͤger nicht 
zuruͤckweiſen; es ſei denn, er laͤugne, daß er ihn am 
Ohre gezupft. Iſt aber bei einem Verſprechen, was ein 
Beleidiger dem Beleidigten gegeben hat, in beſtimmter 
Friſt ihm die Compoſition zu bezahlen, ein Zeuge gegen⸗ 
waͤrtig geweſen und am Ohre gezupft worden, und kann 
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dieſer Zeuge irgend ein Merkzeichen vorweiſen, das ihm 
der Schuldner gleichſam zum Pfande gegeben hat, um 
es bis zur Ausloͤſung bei Bezahlung der Schuld zu behal— 
ten; und erkennt der Schuldner dieſes Pfand an, ſo 
muß er auch ganz unbedingt ſich dem Ausſpruche dieſes 

Zeugen unterwerfen.“ Hieher gehoͤrt auch: 

IL. L. Liutprandi L. 5. c. 1. Nam si in prae- 
sentia duorum vel trium testium stipulatio facta 
fuerit, eorum testimonio credant ambae partes, 
ut saeramentum inter dantes et accipientes mini- 
me perveniat. | 

Offenbar wird auch hier den Zeugen eine wahre Autorität 
uͤber die Parteien beigelegt. 

Daher in ſolchen Faͤllen, wo factiſche Wahrheit 
und Rechtswahrheit eins und daſſelbe waren, war auch 
Zeugniß und Urtheil eins; z. B. der factiſche Satz: 

„jener N. hat jenes Feld von jeher bearbeitet, benutzt, 

und ſo wie auch ſeine Vorfahren ohne alle rechtliche An— 

ſprache bis jetzt beſeſſen“, enthielt zugleich den Rechts— 
ſpruch: „fo ſoll er es auch fernerhin befißen, und wenn 
er nicht im Beſitze iſt, darein geſetzt werden.“ Daher 
ſagt die oben benutzte Stelle (ſ. Note 112.), wo von 
einem Zeugniſſe ſolches Inhaltes die Rede iſt: „Post 
sacramentum reddat agrum.” Dieſes sacramen- 
tum war alſo hier zugleich die richterliche Entſcheidung. 
Ebenſo: 
Lex Alam. T. 2. c. 1. . . illi testes .. sicut lex 
habet, ita testificentur, quod ipsi ad praesens 
fuissent et oculis suis vidissent et auribus audis- 
sent, quod pater eius illas res ad Eeclesiam de- 
disset, et chartas fecisset et illos ad testes ad vo- 
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casset: hoc per sacramentum dicant quod nos 
veri testes sumus. Posthaec pastor Eeclesiae 
res suas possideat, et ille praesumtor qui contra- 
dixerit illam multam quam charta eontinet ad 
Ecclesiam persolvat. 
Hier war alles aus dem Factum ſelſt klar, kein die 
Buße für die Anmaaßung, aus der Urkunde; es bedurfte 
daher gar keines weiteren Urtheiles, und waͤre laͤcherlich 
geweſen, wenn die Parteien jetzt noch von den Schoͤffen 
verlangt haͤtten, zu weiſen, was Rechtens waͤre. Da— 
her heißt es ganz kategoriſch possideat, persolvat. 
Noch eine Stelle aus den Lombardiſchen Sen 
mag dieſen Beweis beſchließen: 
L. L. Liutprandi L. 2. c. 80. Et illi testes Ei 
miter sciant et jurent: quia interfuimus, quando 
ipsa comparatio de rebus mulieris facta est. Et 
sic postea recipiat pretium suum et ipsum nego- 
tium permaneat in ipsa causa. 
Man kann noch weiter gehen und behaupten „ daß die 
Zeugen in den meiſten Faͤllen die Schoͤffen uͤberfluͤſſig 
machten, und deren Stelle vertraten; denn groͤßtentheils 
waren die Faͤlle, wo ſie vorkamen, von der Art, daß 
aus dem Factum auch das Recht von ſelbſt folgte. Bei 
einem Geſchaͤfte ſpielten die Zeugen ſchon waͤhrend der 
Schließung deſſelben eine richterliche Rolle, indem ſie 
darauf zu ſehen hatten, daß alles in der gehoͤrigen Form 
vorgenommen wurde; innere Maͤngel wegen Zwanges 
oder Betruges kamen dann auch nicht leicht vor, und 
von einer Auslegung der Verträge konnte bei dem Man- 
gel eines eigentlichen Handels und bei der Armuth an 
Formen des Verkehres ſchwerlich jemals die Rede ſein. 
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Sofern es auf Geldbußen ankam, naͤmlich bei Freveln 
gegen den Markfrieden, oder bei proceſſualiſchen Hand— 
lungen, bedurfte es auch nicht erſt eines Urtheils zur 
Beſtimmung derſelben: denn fuͤr dieſe Faͤlle beſtand die 
ganze Taxe aus einem oder zwei Saͤtzen; es war alſo die 
zu erlegende Summe hier jedesmal aus dem Factum von 
ſelbſt klar. Hiedurch erhaͤlt die oben (S. 38.) benutzte 
Stelle aus der Lex Ripuaria ihr volles Licht: wenn Je— 
mand an dem Felde ſeines Markgenoſſen einen Frevel 
verübt, fo zahlt er, durch die Nachbarn, die es geſehen 
haben, uͤberfuͤhrt, jedesmal 15 Schillinge; thut er dies 
an dem Felde eines Ungenoſſen, ſo muͤſſen Schöffen zu— 
ſammenberufen werden, um uͤber die Buße ein Urtheil 
zu finden. 


Aus dieſer hier entwickelten Bedeutung eines Zeug— 
niſſes ergibt ſich ein neuer Beweis fuͤr den oben aufge— 
ſtellten Satz, daß bei den Germanen der Zeugenbeweis 
keinesweges in der Regel zuläffig war. Denn waren die 
Zeugen zugleich Richter, ſo mußte die Befugniß zum 
Zeugniß entweder in der Natur des Gegenſtandes liegen, 
uͤber den, weil er allgemein bekannt war, ſo wie uͤber 
das Recht, jedes Gemeindeglied ſprechen konnte; oder 
ſie mußte von den ſtreitenden Theilen beſonders erworben 
fein. Die Ausnahme hievon zu Gunſten des Markfrie— 
dens erklaͤrt ſich aus der eigenchümlichen, weit geringern 
Bedeutung deſſelben. 


Hatte aber der Ausſpruch der Zeugen eine ſo große 
Kraft, als ein von den Schoͤffen gefundenes Urtheil, 
ſo verſteht es ſich auf der andern Seite von ſelbſt, daß 
von jenem eben ſowohl wie von dieſem an den Ausſpruch 
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Gottes appellirt werden konnte; Gott war nicht bloß der 
oberſte Schöffe, ſondern auch der oberſte Zeuge ). 

Wurden die Zeugen der Luͤge uͤberfuͤhrt, was nur 
durch den Zweikampf geſchehen konnte, ſo hatten ſie eine 
eben fo hohe Buße zu zahlen, als die Schoͤffen für ein 
ungerechtes Urtheil, d. h. das Gewette, was auf jede 
Beleidigung des Gerichtsfriedens ſtand: bei den Fran— 
ken 15, bei den Baiern 12 Schillinge 50%. In der 
Lex Gundobada iſt dieſe Buße ſchon auf 300 Schillinge 
erhöht. (Note 149.). — Karl der Große führte gegen 
die falſchen Zeugen die Strafe des Handabhauens ein, 
jedoch ſo, daß man ſich davon loskaufen konnte mit dem 
Wehrgelde der Hand, welches die Haͤlfte des vollen 
Wehrgeldes betrug“). 


§. 28. 
Zeugen als Theidingsleute. 

Mit den hier entwickelten Saͤtzen uͤber die Bedeu— 
tung der Germaniſchen Zeugen ſteht noch eine ſehr merk— 
wuͤrdige Eigenthuͤmlichkeit in der vollkommenſten Verbin— 

dung 


149) Lex Baiuv. T. 16. C. 1. f. 2. Tune ille defensor dicat ad 
illum testem: Mendacium iurasti contra me. Sponde 
mihi pugnam duorum, et manifestet Deus si mendacium 
an veritatem iurasti. — Vgl. Lex Burg, T. 80. c. 2. 

150) Lex Sal. ref. T. 30. c. 1. Lex Rip. T.50.c. 2. Note 138. 64. 
Lex Baiuv. T. 16. c. 5., daß nach den Baieriſchen Geſetzen der 
Gerichtsbann uͤberhaupt 12 Schill. betrug ſ. T. 12. C. 2, eben 
ſoviel nach Lex Alam. T. 41. c. 2. f. 

131) Capit. V. a. 805, c. 13. Si inventus fuerit quis chartam 
falsam fecisse aut testimonium falsum dixisse, manum 
perdat aut redimat, Vgl. Lex Sal, ref. T. 31. e. 1. — Lex 
Rip. T. 5. c. 4 N 


Von den Germaniſchen Zeugen und urkunden. 129 


dung und dient jenen zur Beſtaͤtigung. Die Zeugen 
entſchieden nicht bloß uͤber den Vorfall von Handlungen, 
über Thatſachen, die fie mit Augen und Ohren wahrge— 
nommen hatten, ſondern zugleich über das ganze Facti— 

ſche des Streites, wozu vorzuͤglich auch der Werth 
der Dinge gehört, uͤber die geſtritten wird; fie wa— 
ren daher zugleich geſetzliche Heeiding lente, oder 
Abſchaͤtzer. 

War von einem Frevel am Markfrieden die Rede, 
ſo mußte der Schadenerſatz nach der Wuͤrderung der 
Nachbarn geſchehen, die als Zeugen beim Frevel zuge— 
gen geweſen oder herbeigerufen worden waren *). 


/ . 

152) Lex Baiuv. T. 13. c. 12. f. 1. Ut nemo praesumat alie- 
num animal occidere, neque porcum, quamvis in damno 
eum invenerit: sed recludat eum donec domino eius osten- 
dat damnum, et aliqui de vicinis eorum videant hoc, et 
designent locum qui laesus est, et alia quae infacta sunt; 
usque ad maturitatem colligat cuius messis est, ‚et quan- 
tum minus invenerit in laesione illa, contra haec aequa- 
litatem integram ille reddat, cuius animalia fuerunt et 
damnum fecerunt, — f. 2. Ita et de vinea et de prato fa- 
ciat sicut aestimatores arbitraverint et componat. — Dffens 
bar find dieſe aestimatores dieſelben als die vicini.— Nach 
Legg. Rothar. Lang. c. 146, mußte ein Brandſtifter die vers 
brannten Sachen erſetzen, sub aestimatione pretii cum omni- 
bus quae ibi cremata fuerint, secundum quod vieini homi- 
nes appretiaverint; woraus alſo hervorgeht, daß die Abſchaͤ— 
tzung, obgleich ein wichtiger Theil des richterlichen Erkenntniſſes, 
dennoch weder durch die Schöffen geſchah, noch von ihnen geprüft 
wurde. — Hieher gehoͤrt auch eine merkwuͤrdige Stelle des 
Sachſenſpiegels, B. 2. A. 53.5 nach dieſer konnte ein Zinsmann, 
wenn er das Gut verließ, alles abbrechen und mit ſich fuͤhren, 
außer den Zaͤunen, dem Hauſe und dem Duͤnger: dies mußte er 

dem Gutsherrn, wenn der es bezahlen wollte, zuruͤcklaſſen; die 
Taxe aber wurde durch die Bauern angeſetzt, worin alſo eine 
Gerichtsbarkeit liegt, welche die Bauern uͤber den Gutsherrn, 


Rogge Germ. R. J 
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Von ganz beſonderer Wichtigkeit war die Würde: 


rung, welche durch die erwaͤhlten Zeugen geſchah. Denn 


wenn in jenen geldarmen Zeiten ein Schuldner gemahnt 
wurde, ſo kam es darauf an, wieviel er fuͤr die empfan— 
gene oder ſtatt der verſprochenen Leiſtung, von ſeinen 
Vorraͤthen an Korn und andern Producten zu geben 
hatte. Dies wurde beſtimmt durch eine Taxe, welche 
die Mahnungszeugen aufmachten. Hievon ſpricht ein 
Geſetz in der Lex Salica, welches, wie ich glaube, auf 
dieſe Art verſtanden werden muß: „Ein Glaͤubiger, der 
ſeinen Schuldner mahnen will, thue dies in Gegenwart 
von Zeugen, und nehme entweder beliebige Rachinbur— 
gen, oder wenn er ſich mit dem Schuldner ſchon uͤber 
gewiſſe Theidingsleute (qui pretium adpretiare debent) 
vereinigt hat, dieſe dazu” 73), In jedem Falle wurde 


einen Nitterbürtigen, ausuͤbten. Dies erklaͤrt ſich nur daraus, 
daß , um über Gegenſtaͤnde der Landwirthſchaft u. dgl. als Zeuge 
zu ſprechen, und was damit zuſammenhing, eine Abſchaͤtzung 
vorzunehmen, nothwendig die Eigenſchaft eines Markgenoſſen, 
aber auch nur dieſe, vorausgeſetzt wurde. In Beziehung auf 
jenes Zinsgut, welches in der Feldmark der Bauern lag, war 
der Zutsherr wirklich Markgenoſſe der Bauern. 5 

155) Lex Sal. ref. T. 32. d. 1. Si quis ingenuus aut lidus al- 
teri fidem fecerit (i. e. debitum solvere promiserit) tunc 
ille cui fides facta est, 40 noctes aut quomodo placitum 


fecit, quando fidem ei fecit, ad domum illius cum testi- 


bus ambulare debet, vel cum illis, qui prerium adpretiare 
debeut. c. 2. Si vero adhuc supradictum debitum solvere 
noluerit, debet eum sic admallare etc. Si vero nec fidem 
factam in placito legitimo (im peremtoriſchen Termin) sol- 
vere noluerit, tunc ille cui fides facta est, ambulet ad 
grafionem loci illius .. et dicat verbum istud: Tu grafio 
rogo te, quia ille homo denominatus, qui mihi fidem fe- 
cit, quem legitime habeo adiactivum (eingeſtaͤndig) vel ad- 
mallatum (bis zum peremtoriſchen Termine mannirt) secun- 
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alſo die Taxe durch dieſe Zeugen aufgemacht. Weigerte 
fi der Schuldner fortwährend, zu zahlen, fo kam es 
endlich zur Execution, die der Graf mit ſieben Rachin— 
burgen am Vermoͤgen des Schuldners vollzog, wobei 
er aber ſich genau an die von den Zeugen gemachte Taxe 
halten mußte, und ſogar mit ſeinem Wehrgelde fuͤr die 


Beobachtung derſelben haftete ); was mir der treffend: 


fie Beweis für die oben behauptete richterliche Autoritaͤt 


der Zeugen ſcheint. 


dum legem Salicam, et ego super me et super fortunam 
meam pono, quod securus mitto in fortunam illius ma- 
num: et dicat de quanta causa ei fidem fecerat. Tunc 
Grafio congreget secum septem Rachinburgios idoneos, 
et cum ipsis ad casam illius veniat, et roget eum si prae- 
sens est, ita dicens: Per voluntatem tuam solve homini 
isti de quo ei ſidem fecisti, et hoc quod debes secundum 
preeium legitime preciatum satisfacere stude. Quod si 
tunc adimplere,noluerit praesens aut si absens fuerit, sta- 
tim Rachinburgii precium adpreciatum, quantum debitum, 
quod debet, valuerit, de fortuna illius tollant. Et si fre- 
dus antea de ipsa causa non fuerit datus, duas partes ille, 
euius causa est, ad se revocat, et Grafio teriiam partem 
obtineat.— Wiarda Geſch. u. Ausl. des Sal. Geſetzes S. 220. 
verſteht dieſe Stelle ganz anders, als ich ſie erklaͤre: Die Taxe 
ſei erſt von den? Rachinburgen gemacht worden, mit denen der 
Graf die Execution vollzog. Offenbar aber wird hier die Taxe 
als ſchon aufgenommen vorausgeſetzt, wenn der Graf mit den 
Rachinburgen in das Haus kommt. Was dieſe Stelle außerdem 
noch merkwuͤrdig macht, iſt die genaue Beſchreibung des gerichts 
lichen Verfahrens, von der erſten Erhebung der Klage an bis 
zur Execution, Schritt fuͤr Schritt; aber von einem durch die 
Schöffen geſprochenen Urtheile iſt gar nicht die Rede: die eins 
zige Norm, die hier der Execution zum Grunde lag, war das 
pretium adpretiatum, alſo ein Ausſpruch der Zeugen. 


254) Lex Sal. xef. T. 55. C. 2. 
J 2 


— 
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$. 29. 
Germaniſche Urkunden. 
An die Zeugen ſchließt ſich genau der Beweis bürch 
Urkunden an; denn dieſer, ſo wie die alten Volksrechte 
ihn kennen, iſt nichts anderes als eine Verſtaͤrkung des 
Zeugenbeweiſes. Documente von ſolcher Beweiskraft, 
als ſie bei unſerm heutigen Proceſſe vorkommen, waren 
ſchon darum unmöglich, weil außer den Urkundenſchrei— 
bern es nicht Viele gab, die die Kunſt beſaßen, ihren 
Namen zu unterzeichnen, alſo von der Recognition eines 
Inſtruments in unſerm Sinne gar nicht die Rede ſein 
konnte. 


Ein Rechtsgeſchaͤft, woruͤber eine Urkunde berfaßt 


werden ſollte, wurde in der gewoͤhnlichen Form und 
vor der geſetzlichen Anzahl von Zeugen abgeſchloſſen, und 
nun die ganze Handlung zu Pergament gebracht. — 
Die Abfaſſung von Urkunden geſchah zwar gewoͤhnlich 
durch Perſonen, die hiezu angeſtellt waren, Cancel: 


larius, Notarius; doch konnte auch jeder Andere, 


der ſich aufs Schreiben verſtand, und nur nicht unfaͤhig 
war, als Zeuge zu einer Handlung zugezogen zu werden, 
ſich damit befaſſen “). 8 

Zur Form der Urkunde gehoͤrte genaue Angabe des 
Datums, ſo daß davon die Giltigkeit derſelben ab⸗ 


235) Wie es ſich aus ſehr vielen wirklichen Urkunden ergibt, in 
denen ſich der Verfertiger derſelben als Diaconus, Subdiaconus, 
Lector) Mönch oder auch bloß durch feinen Namen bald unter, 

bald über die Urkunde gezeichnet hat; ſ. z. B. die Formulae 
Goldastinae bei Canciani Vol. 2. p. 414 fgg. Dabei galt je⸗ 
doch folgendes Verbot: Capp. Lib. 1. cap. 152. Ut nullus Pres- 


byter chartas scribat; weil dies ein weltliches Geſchaͤft war, 


deſſen der höhere Klerus ſich enthalten mußte. 


| 
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hing ). Die Unterſchrift des Verfertigers war, nach 
wirklichen Urkunden zu ſchließen, gewoͤhnlich ““), viel: 
leicht aber kein geſetzliches Requiſit. Alles übrige, Ge: 
genſtand des Geſchaͤftes, Namen der Parteien und Zeu— 
gen, gehoͤrte in den Inhalt der Urkunde: konnten ſie 
ſchreiben, ſo unterzeichneten ſie auch, was jedoch nicht 
weſentlich war. Wohl aber mußten die Zeugen, wenn 
die Parteien es ſo wollten, die Urkunde durch einen 
Handſchlag auf dieſelbe beſtaͤtigen. War von einer 
Schenkung an die Kirche die Rede, fo gehoͤrte es zur 
Form, daß das Pergament auf den Altar gelegt 
wurde 757), N 


157) Hierauf legen die alten Geſetze das allergroͤßte Gewicht. Lex 
Alam. T. 45. Scriptura non valet nisi in qua annus et dies 
evidenter ostenditur. — Lex Baiuv. T. 13. C. 13. Pacta vel 
placite, quae per scripturam quamcunque ſacta sunt. 
dummodo in his dies et annus sit evidenter expressus, im- 
mutare nulla ratione permittimus: vgl. noch L. L. Lotharii I. 
Lang. c. 29. Es ſcheint alfo wirklich, daß das Datum das eins 
zige weſentliche Stuͤck an der Form einer Urkunde war. Die 
Bezeichnung der Indiction war im Fraͤnkiſchen Reiche noch lange 
nicht gebraͤuchlich, ſondern nur die Angabe des Regierungsjahres 
des Koͤnigs. 

138) Der gewoͤhnlichſte Schluß der Urkunden jener Zeit iſt: Ego 
N. (indignus Monachus, Levita etc.) rogatus scripsi et 
subscripsi; und dann folgt Datum und Ort. 

159) Lex Alam. T. 1. Et qui hoc voluerit facere, per char- 
tam. .. firmitatem faciat, et testes 6 vel 7 adhibeat, et 
nomina eorum ipsa charta contineat, et coram sacerdote, 
qui ad eandem Ecclesiam deservit, super altare ponat. 
T.2... et illi testes, qui manus suas in charta miserunt, ... 
ita testificentur. — Lex Baiuv. T. 1. c. 1. Et quicquid 
donaverit... hoc per epistolam confirmet propria manu 
suaipse, et testes adhibeat 6 vel amplius. Si voluerit, 
imponant manus suas in epistola, et nomina eorum notent 
ibi (illi) quos ipse rogaverit... L. L. RachisLang. c. 4. 
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Die Wirkung einer Urkunde beſtand in zweierlei: 
ſie vertrat zum Theil die Stelle der Zeugen, theils ver— 
ftärfte fie das Zeugniß. — Wer durch ein urkundlich 
beſtaͤtigtes Geſchaͤft eine Sache erworben hatte, durfte, 
wenn ihm dieſe vom Veraͤußerer oder deſſen Erben ſtrei— 
tig gemacht wurde, ſich auf die Klage weiter nicht 
einlaſſen, als daß er ihm die Urkunde vorhielt: und 
dann mußte der Klaͤger entweder ſich beruhigen, oder 
die Urkunde für falſch erklaͤren (chartam falsare, etwas 
ganz Aehnliches dem Urtheilſchelten und dem Luͤgenſtrafen 
der Zeugen); was bei den Ripuariern dadurch geſchah, 
daß fie das Pergament mit dem Degen durchſtießen (char- 
tam in iudicio perforare). Nun kam die Entſchei⸗ 
dung an eine höhere Inſtanz: der Cancellar und die in 
der Urkunde genannten Zeugen mußten auf die gewoͤhn— 
liche Weiſe als Zeugen ſchwoͤren, und ſo die Ehre der 
beleidigten Urkunde vertheidigen. Konnten ſie dieſen 
Eid ablegen, fo wurde der Kläger für die Falſcherklaͤ— 
rung der Urkunde ſtraffaͤllig, wo nicht, fo mußte der 
Cancellar mit den Zeugen buͤßen ?“). Dieſe Geldbuße 
fuͤr die muthwillige Anfechtung war die ganze Beweis⸗ 
kraft, die eine Urkunde hatte. Sie war verſchieden be— 
ſtimmt. Nach dem Ripuariſchen Geſetze mußte der Klaͤ— 
ger den Werth des ſtreitigen Gegenſtandes als Strafe 
erlegen“). Sonſt beſtand allgemein zu dieſem Zwecke 
eine ganz eigne Art von Autonomie: derjenige, der die 


si... tam ipse venditor, quam testes in ipsa charta se sub- 
scripserint, aut manum posuerint, 

260) Lex Rip. T. 59. e..1ı—3. 8.— T. 38. c. 3.— Lex Alam. 
T. 2. C. 1. S. oben ©. 126. 

1261) Lex Rip. c. 
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Urkunde ausſtellen ließ, beſtimmte darin zugleich die 
Buße gegen jeden, der jemals dieſe Urkunde für falſch 
erklaͤren würde !“). N y 
In einem Falle trat aber ein wirklicher Beweis 
bloß durch Urkunden ein: wenn der Cancellar, der eine 
Urkunde geſchrieben hatte, nicht mehr lebte, um fie zu 
vertheidigen, ſo konnte der Beſitzer von jener durch 
Porlegung von drei echten Urkunden deſſelben Cancellars 
und durch Vergleichung der Handſchrift einen ſo voll— 
fländigen Beweis führen, daß ſelbſt der Zweikampf, dem 
der Cancellar ſich harte ſtellen muͤſſen, dadurch ausge— 
ſchloſſen wurde ). 
Auf die Verfertigung luͤgneriſcher Urkunden ſtand 
von jeher eine höhere Buße, als urſpruͤnglich auf ein 
falſches Zeugniß: ſchon nach der Lex Ripuaria buͤßte der 


162) Lex Alam. T. 2. c. 1. (oben S. 128.). In dieſem Falle 
geſtattete die Kirche den Laien ſogar neben jener weltlichen Auto— 
nomie auch noch die Ausübung der geiſtlichen Jurisdiction, san: 
lich Fluͤche und Androhung der Excommunication. In den Mar⸗ 
culfiniſchen Formeln findet ſich folgendes Muſter für dieſen wich? 
tigen Theil einer Urkunde: „Si quis vero, quod futurunt 
esse non credimus, nos ipse, quod absit, aut aliquis de 
haeredibus nostris, seu qualibet opposita persona, calli- 
ditate commotus, aut cupiditate praeventus, contra hane 
epistolam donationis nostrae, quam spontanea voluntate 

propter nomen Domini fieri decrevimus, venire aut eam 
infrangere conatus fuerit, iranı trinae maiestatis incurrat, 
et cum suprascripto Sancto illo ante tribunal Christi de- 
ducat rationes; insuper inferat partibus ipsius basilicae, 
cum cogente fisco, auri libras tantas, argenti tantas, et 
quod repetit vindicare non valeat.— Die arme Kirche war 
bei der Beſchaffenheit des Germaniſchen Gerichtsverfahrens wirk— 
lich in einer uͤbeln Lage! 

165) Lex Rip. T. 59. c. 5. — Capitulum de ingenuitate char- 

tarum, bei Georgisch p. 670. 
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Cancellar mit ſeinem Daumen, oder mit einem Viertel 
ſeines Wehrgeldes. Spaͤterhin ſtand das Handabhauen 
ſowohl hierauf (ſ. Note 15 f.), als auf die Verfertigung 
von Urkunden uͤber verbotene Geſchaͤfte“ Y). 


* 


Fuͤnftes Kapitel. 
Von den Germaniſchen Eideshelfern. 


§. 30. 
Allgemeine Betrachtung derſelben. 

Wir ſehen aus den Germaniſchen Volksgeſetzen, 
daß es Faͤlle gab, in denen einer von den ſtreitenden 
Theilen zur Bekraͤftigung ſeiner Behauptung zum Eide 
gelaſſen wurde, und zwar fo, daß Andere mit ihm ſchwoͤz⸗ 


ren mußten. Als etwas ganz Gewoͤhnliches kam dies 


beim Beklagten vor. Dieſe ganze proceſſualiſche Hand— 
lung, bei der die Partei als Hauptperſon erſcheint, heißt 
in den Volksgeſetzen eoniurare, und die Mitſchwoͤren⸗ 
den heißen coniuratores, consacramentales, sacra- 
mentales; als deutſchen techniſchen Ausdruck hiefür hat 
man erfunden, Eideshelfer, der zwar ſehr treffend 
gewaͤhlt iſt, ſo viel ich aber weiß, in den Quellen des 
deutſchen Rechts nicht vorkommt. 


Die hier gegebene Definition dieſes Inſtituts iſt eine 


bloß formale, die jedoch vor der Hand genuͤgen muß, indem 
es jetzt darauf ankommt, das Weſen dieſer Form zu er— 
forſchen. Dieſes laßt ſich auf verſchiedene Weiſe denken. 


164) z. B. II. F. 33. 
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1) Man kann fih unter den Conſacramentalen Zeu— 
gen im Germaniſchen Sinne denken. Bei den Ri— 
puariern traten wirklich, wie ſchon oben bemerkt 
iſt, die Zeugen jedesmal in der Form von Eides— 
helfern auf. Dies iſt der Grund, warum im Ri— 
puariſchen Geſetze die Ausdruͤcke fuͤr beide Inſtitute 
am haͤufigſten verwechſelt werden; bald werden die 
Zeugen coniuratores genannt, weil ſie es der Form 
nach wirklich waren; bald auch die Eideshelfer, 
die keine Zeugen waren, testes. Eine genaue 
Unterſuchung bei jeder einzelnen Stelle, wovon die 
Rede iſt, iſt hier um ſo wichtiger, da gerade das 
Ripuariſche Rechtsbuch viele intereſſante Aufſchluͤſſe 
uͤber dies Inſtitut enthaͤlt. 

2) Es ließe ſich denken, daß die Conjuratoren Zeu— 
gen in unſerm Sinne geweſen waͤren: ſo daß dann 
die Germanen eine doppelte Art von Zeugen gehabt 
haͤtten, wovon fuͤr die eine jene Form geſetzlich ge— 
weſen waͤre. Ganz gewiß waren auch die Conſa— 
eramentalen oft wirkliche Zeugen, d. h. fie ſchwu⸗ 
ren aus einer durch ſinnliche Wahrnehmung be— 
gruͤndeten Ueberzeugung: ob aber immer, und ob 
hierauf uͤberhaupt etwas ankam, iſt eine andere 
Frage. 

3) Die dritte mögliche Annahme wäre, daß die Eides; 
helfer bloß ihren Glauben an die Wahrhaftigkeit 
der beſchwornen Ausſage erklaͤrt haͤtten. Dies 
ſcheint uͤberall zuzutreffen, wie es denn auch das 
Geringſte iſt, was man annehmen muß, wenn 
irgend etwas Beweisaͤhnliches in dieſem Inſtitute 
liegen fol. — Daher ſtimmen auch alle Schrift: 
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ſteller uͤber dieſen Gegenſtand darin uͤberein, daß 
die Eideshelfer jedesmal in die Seele ihres Freun— 
des ſchwuren. 


Im Uebrigen aber gibt es nichts Unbefriedigenderes, 
als was die Hiſtoriker und Forſcher Germaniſcher Alter— 
thuͤmer uͤber dieſen Gegenſtand lehren, oder, wie man 
von Manchen mit Recht ſagen kann, geradehin fabeln: 
indem fie Thatſachen für hiſtoriſch ausgeben, die rein erz 
dichtet find, um die Einführung jener proceſſualiſchen 
Form zu motiviren. Z. B. Robertſon, dem mehrere 
Andere beitreten, nimmt an: aus einer barbariſchen 
Unfaͤhigkeit, die Beweiskraft der Ausſagen der Parteien 
und der Zeugen abzumeſſen, haͤtten die Germanen in 
der fruͤheſten Zeit folgendes einfache Verfahren beobach- 
tet: wenn das Factum, wovon die Rede war, nicht 
ſofort klar erwieſen wurde, ſo ließen ſie den Beklagten 
zum Reinigungseide. Dies nennt Robertſon zwar ſelbſt 
eine abſurde Praxis, verſichert aber doch, daß ſie exiſtirt 
habe. Dabei waͤre die Verfuͤhrung zum Meineide zu 
groß geweſen: man haͤtte nun auf andere Mittel gedacht, 
und beſtimmt, daß Niemand allein, ſondern immer mit 
Andern zuſammen ſchwoͤren follte “). 


165) Robertson history of the reign of the Emperor Char- 
les V. Basil 1288. Vol. 1. p. 37.— Ein nicht minder erfinde⸗ 
riſches Talent beweiſt Maier in ſeiner Geſchichte der Ordalien, 
1795-5 nach deſſen Anſicht (S. 9.) haben urſpruͤnglich Burgen 
die Stelle alles Beweiſes vertreten. „Nachdem aber (heißt es 
S. 29.) die chriſtliche Religion durch Chlodewig bei den Franken 
war eingefuͤhrt worden, trat an die Stelle der obigen Buͤrgen 
(deren Exiſtenz jedoch bloß verſichert wird) der Eid, wobei die 
Eideshelfer aufkamen.“ 
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Darin ſtimmen aber fat Alle überein, daß der Eid 
mit Eideshelfern erſt ſpaͤterhin, und zwar nach der ge— 
woͤhnlichſten Annahme, durch die chriſtliche Religion in 
die Germaniſchen Gerichte eingefuͤhrt worden fer ?“). 
Eichhorn iſt entgegengeſetzter Meinung, daß dieſer Eid 
der chriſtlichen Religion zwar ſeine ſpaͤtere Form, aber 
nicht feinen Urſprung verdanke ). 15 
Kaͤme es bloß auf die Frage an: wie kamen die 
Germanen zu dem eigenthuͤmlichen Gebrauche, den ſie 
als den wichtigſten vom Eide machten, zum Beweiſe der 
Unſchuld, und zu dieſer beſondern Form deſſelben? ſo 
waͤre eine naͤhere Unterſuchung dieſes Inſtituts der Muͤhe 
immer nicht unwerth, aber bei weitem noch nicht von 
dem Intereſſe, als ſie es iſt. Es laſſen ſich aus der 
Natur der Sache Gruͤnde angeben, die die Chriſten und 
Germanen, ganz unabhaͤngig von einander, auf dieſe 
Form und auf dieſen Gebrauch des Eides zum Zwecke 
der Reinigung von einer Beſchuldigung führen konn— 
ten. — Was aber unſere Aufmerkſamkeit in weit hoͤ—⸗ 
herem Grade erregen muß, ſind die naͤhern Beſtim— 
mungen der Volksgeſetze uͤber das Einzelne bei dieſem 
Inſtitute: uͤber die Anzahl der Mitſchwoͤrenden, uͤber 
ihr Verhoͤltniß zur Partei, fuͤr die ſie ſchwuren, und 
ganz beſonders über die Fälle, in denen dieſer Eid zulaͤſſig 
oder gar nothwendig war. Dieſe Beſtimmungen fallen 
in der That, wenn man von gewoͤhnlichen Anfichten aus: 
166) Maier a. a. O. — Malblanc doctrina de iureiurando, 
p. 459. — Mangelsdorf Diss. de consacramentalium ori- 
gine non germanica. Hal. 1221. 4. — J. H. Böhmer ius 


ecclesiast. Protest. Lib. 3. T. 54. $. 7. 599 
167) Deutſche St. u. Rechtsgeſch. Th. 1. S. 222. 
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geht, ganz ins Wunderliche. Die meiſten Schriftſteller 
uͤbergehen daher dieſe Punkte der Volksgeſetze mit Still— 
ſchweigen, vielleicht aus Schonung für unſre Altvordern, 
und halten ſich lieber an den Capitularien oder den Weſt⸗ 
gothiſchen Geſetzen, wo doch ſchon einiger Tag zu Dame 
mern ſcheint **). Auf einige der hervorſtechendſten 
unter dieſen Punkten ſei mir vergoͤnnt die Aufmerkſam⸗ 
keit zu leiten. 

Wenn bei den Ripuariern von einem Morde die 
Rede war, ſo kam es hauptſaͤchlich darauf an, ob der 
Erſchlagene zum Adel oder zu den gemeinen Freien 
gehoͤrte: im erſten Falle mußte der Angeklagte, der den 
Mord laͤugnete, ſich durch einen Eid ſelb 72fter reini- 
gen, und im andern ſelb ı2ter. Das erſte Auffallende 
hiebei ſind die feſten Zahlbeſtimmungen ſelbſt, da es in 
der Natur dieſes Beweismittels liegt, daß das Meiſte 
dabei dem richterlichen Ermeſſen uͤberlaſſen bleiben muß; 
jedoch dies laͤßt ſich aus ſonſt bekannten Eigenthuͤmlich⸗ 
keiten des Germaniſchen Rechts, welches fefte Zahlbe- 
ſtimmungen liebte, erklaͤren. Wie kam man aber auf 
dieſe ungeheure Verſchiedenheit in den obigen beiden Faͤl— 
len? Der Edle hatte zwar ein hoͤheres Wehrgeld als 
der Freie: daraus folgt aber nicht, daß die Verwandten 
des Letztern auf das geringere Wehrgeld ein ſchlechteres 
Recht hatten, als die Verwandten des Edlen auf das 
hoͤhere, daß alſo gegen die Erſteren der Gegenbeweis 
leichter geſtellt wurde, als gegen die Letzteren. 

Niemand wird laͤugnen, daß ein Eid von Mehre— 
ren geſchworen, wenn dieſe auch nicht als eigentliche 
„ eee | 


168) z. B. Heineccius elem. iur. Germ. Lib. 5. T. 6. f. 184.85. 
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Zeugen, ſondern nur als moraliſche Buͤrgen fuͤr die Un— 
ſchuld des Angeklagten ſchwoͤren, mehr Glauben verdient, 
als ein einfacher Eid. In viel hoͤherem Grade aber iſt 
doch offenbar dieſe Glaubwuͤrdigkeit vorhanden, wenn 
die Eideshelfer Biederleute ſind, die mit der Partei 
ſelbſt in keiner ſo engen Verbindung ſtehen, daß ſie aus 
Gruͤnden, die in der Natur des beſten Gemuͤthes liegen, 
der Parteilichkeit verdächtig werden, als im umgekehrten 
Falle. Aber nach den meiſten Germaniſchen Volksge— 
ſetzen wurden nicht etwa im Nothfalle, ſondern gerade 
der Regel nach, die naͤchſten Verwandten, und in den 
wichtigeren Faͤllen nur dieſe zur Eideshilfe zugelaſſen. 
Das Wunderliche hiebei fällt erſt recht in die Augen, 
wenn man ſich erinnert, daß auch eben die naͤchſten Ber: 
wandten eines Moͤrders mit ihm zuſammen das Wehr— 
geld bezahlen mußten, oder wenigſtens für die Bezah⸗ 
lung deſſelben hafteten. 


Es liegt ferner in der Natur dieſer Beweisart, 
daß fie nur im Nothfalle eintreten darf, daß, wenn es 
auf der einen Seite unverdaͤchtige Männer gibt, die ſich 
zum Eide erbieten, daß ſie die Thatſache, wovon die 
Rede, mit Augen gefehen und mit Ohren gehört haben, 
und auf der andern Seite Andere, welche von dieſem 
Factum nichts wiſſen, und bloß von der Redlichkeit des 
Angeklagten uͤberzeugt ſind, den Erſteren mehr Gewicht 
beigelegt werden muß, darum, weil ſie bei gleicher Glaub— 
wuͤrdigkeit mehr zu wiſſen vorgeben, daß alſo auch hier 
die Letzteren gar nicht zur Eideshilfe zuzulaſſen ſind. 
Gerade umgekehrt bei den Germanen; jene wurden gar 
nicht gehoͤrt, und dieſe immer zum Eide gelaſſen. 
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Wie kann es nun gelingen, wenn man von der 
Idee eines eigentlichen Beweismittels ausgeht, in dieſe 
wunderlichen Erſcheinungen Zuſammenhang hineinzu— 
tragen, und unſre Vorfahren gegen den Vorwurf einer 
mehr als barbariſchen Dummheit zu vertheidigen? — 
Vieles hat man ſchon aus der erſtaunlichen Freiheitsliebe 
und Ehrlichkeit der alten Deutſchen zu erklaͤren gewußt: 
hier aber ſcheinen auch dieſe Gruͤnde zu verſagen. 

Soviel laͤßt ſich nach alle dieſem mit Gewißheit von 
vorn herein behaupten: dieſer Eid der Germaniſchen 
Volksrechte iſt kein erſonnenes, und eben ſo wenig ein 
früher unbekanntes und wegen feiner Zweckmaͤßigkeit für 
den gerichtlichen Beweis von der Kirche oder ſonſt woher 
adoptirtes Inſtitut. Eine Idee muß ihm aber doch zum 
Grunde gelegen haben. 

Meine Anſicht iſt dieſe: Die Eideshelfer ſtehen 
ihrer urſpruͤnglichen Bedeutung nach im genaueſten Zu⸗ 
ſammenhange mit dem Wehrgelde, und waren mit dieſem 
fuͤr denſelben Zweck beſtimmt, die Vermeidung von 
Feindſchaften. Das eigentliche Princip der Compoſitio— 
nen iſt oben entwickelt worden, wonach ſie ein geſetzliches 
Surrogat fuͤr die nicht ausgeuͤbte Fehde bildeten. Die 
Volksverbindung gewaͤhrte dem Beleidigten den Vortheil, 
daß er ſeinen Verletzer zwingen konnte vor Gericht zu 
erſcheinen, um ſich entweder zur Bezahlung der Compo- 
ſition oder zur Fehde bereit zu erklaͤren. Hiebei aber 
konnte man ohne Inconſequenz und ohne Undilligkeit 
nicht ſtehen bleiben. Denn wenn der Angeklagte un⸗ 
ſchuldig war, fo konnte er zwar in der Regel die Fehde 
ohne Gefahr wagen, aber es waͤre doch arg geweſen, 
wenn es nun nothwendig hätte dazu kommen muͤſſen. 
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Dieſem Uebel ſollten die Eideshelfer vorbeugen. Folgende 
Betrachtung wird dieſes deutlicher machen. 

Ich habe oben die Fehde mit einem Strafrechte 
verglichen, und in dieſer vergleichenden Beziehung ein 
ſehr rohes Strafrecht genannt; denn die Gewißheit der 
Strafe hing ab von der Macht und ihre Groͤße von der 
Willkuͤhr des Beleidigten. Dieſem entſprach ein nicht 
minder rohes Verfahren. Der Streit erſchien nicht in 
der Form eines Proceſſes, ſondern als Krieg, uͤber deſ— 
ſen Rechtmaͤßigkeit zu entſcheiden es nur Einen Richter 
gab, Gott. Die Vorſtellung, die ſich bei allen alten 
Voͤlkern findet, wenigſtens bei denen, die ungeachtet eines 
lebendigen Rechtsgefuͤhles einen Stand der Sklaverei 
kannten, daß der Sieg von Gott kommt, muß man ſich 
in der Sinnesart der Germanen beſonders lebendig und 
tiefgewurzelt denken: der letzte Ausgang jedes Krieges 
war ihnen ein Gottes-, d. h. ein durchaus gerechtes Urtheil. 
Irgend eine Behörde anzunehmen, welche die Rechtmaͤ— 
ßigkeit einer Fehde zu unterſuchen und daruͤber zu ent— 
ſcheiden gehabt haͤtte, waͤre uͤberdies der ganzen Idee 
des Fehderechts und dem ungebaͤndigten Freiheitstriebe 
jener Kraftmenſchen im Innerſten widerſprechend. Im 
Zorne uͤber die erlittene Beleidigung, uͤber ſein mit Blut 
beflecktes Haus, brach der Germane auf, um Rache zu 
ſuchen an dem, den er als Thaͤter kannte oder mit Ge— 
wißheit vermuthete. War dieſer unſchuldig, ſo mochte 
er zuſehen, daß ſich auch im Siege feine Unſchuld bewaͤhrte. 
Daß aber in dieſer wilden Rechtsverfolgung eine ſehr 
mächtige und reine Sitte als die eigentliche Seele wal— 
tete, wird hoffentlich Niemand bezweifeln. Wer eine 
offenbar gerechte Fehde ſich zuzog, war ohne Kampf⸗ 


* 
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gefaͤhrten, und konnte nur in der Flucht fein Heil ſuchen, 
d. h. er mußte im eigentlichen Sinne des Wortes ins 
Elend gehen. Aber außer dieſem Falle der unbezwei— 
felten Unrechtmaͤßigkeit eines Streites kam es auch ſicher 
nur auf den ungekraͤnkten Beſitz der Rechte an, den die 
Geſammtbuͤrgſchaft dem Freien gewaͤhrte, um ſowohl 
zum Angriffe als zur Vertheidigung Unterſtuͤtzung zu 
finden. Denn das ganze Leben der Germanen war ja 
nur unter Kriege, Jagd und Schlaf getheilt““). Ber: 
pflichtet waren hiezu die naͤchſten Verwandten durch ihr 
Erbrecht, wenn von Verpflichtung die Rede ſein kann, 
wo der Naturtrieb ſo maͤchtig wirkte. Wollte man da⸗ 
her außer dem letzten Ausgange der Fehde ſelbſt irgend 
ein aͤußeres Zeichen annehmen, an dem ſich die Unſchuld 
des Angegriffenen erkennen ließ, ſo war es eine hinrei— 
chende Anzahl ruͤſtiger Kaͤmpfer, die ihm zur Seite ſtan⸗ 
den. Hieraus ergab ſich von ſelbſt die Form, in der 
ein Beklagter vor einem Germaniſchen Gerichte ſich zu 
vertheidigen hatte. Denn das verſtand ſich nach Ger— 
maniſchen Grundſaͤtzen, wie auch noch unten bewieſen 
werden wird, von ſelbſt, daß vom Klaͤger kein Beweis 
gefordert werden konnte, als woran in der Fehde ja gar 
nicht zu denken war. Eben ſo wenig konnte man aber 
auch den Beklagten mit der bloßen, wenn gleich eidlichen 
Betheurung ſeiner Unſchuld durchkommen laſſen; denn 
hatte er weiter nichts fuͤr ſich, als eine ſolche innerliche 
Unſchuld, ſo war gar kein Grund vorhanden, warum 
der Klaͤger ihm nicht viel licher mit bewaffneter Hand 

e 


169) Tac. G. c. 13. Quotiens bella non ineunt, multum ve- 
natibus, plus otium transigunt, dediti somno ciboque. 
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haͤtte zu Leibe gehen ſollen, um ſich ſo auf einem kuͤrzern 
und ſicherern Wege noch mehr zu verſchaffen, als er jetzt 
mit richterlicher Hilfe ſuchte. Es blieb mithin dem Be: 
klagten nichts uͤbrig, als entweder ſich zur Fehde zu erbieten, 
oder aber — was nun der Kläger, da er einmal den ge: 
richtlichen Weg eingeſchlagen hatte, auch annehmen muf- 
te — ſeine Fehdegenoſſen zum Beweiſe ſeiner Macht ihm 
vorzuſtellen, und mit dieſen zuſammen als Eideshelfern 
die That zu laͤugnen; denn dies Opfer mußte der Sitte 
gebracht werden, die dem, welcher ſich ſelbſt, wenn auch 
nur ſtillſchweigend als ſchuldig anerkannte, nicht den 
Vortheil gerichtlicher Vertheidigung zukommen laſſen 
konnte. Die Eideshelfer erklaͤrten alſo keinesweges aus 
beſtimmten, genannten oder ſtillſchweigend vorausgeſetz⸗ 
ten Gruͤnden, die Anklage fuͤr ungerecht, ſondern nichts 
weniger, als daß ſie ihrem Freunde jetzt ſo zur Seite 
ſtuͤnden, wie fie es in der Fehde gethan haben würden; 
und eben darum verſtand es ſich von ſelbſt, daß ſie an 
ſeine Unſchuld glauben mußten. Ein Beweismittel war 
daher der Eid mit Eideshelfern ganz und gar nicht, ſon— 
dern nur eine geſetzliche Antwort, die auf die Klage er— 
folgen mußte, wenn der Beklagte die Compoſition nicht 
bezahlen wollte. | | 

Der Zuſammenhang des Compoſitionenſyſtems mit 
dem Conjuratorenſyſteme leuchtet nunmehr ein: beide 
zuſammen gingen aus der durch die Volksverbindung 
beſchraͤnkten Freiheit hervor, und dienten auf gleiche 
Weiſe zur Vermittlung des Friedens. — Aus dem 
Fehderechte, ſofern es nicht ausgeuͤbt wurde, mußten 
folgende beide Freiheitsrechte hervorwachſen: 

Rogge Germ. N. f K 
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1) Das Recht, auf jede Anklage wegen Verletzung 
entweder die geſetzliche Compoſition, oder eine An⸗ 
zahl von Eideshelfern zu fordern, wenn der Be— 
klagte nicht vorzog, dieſe ſtatt zum Schwure, "gut 
Fehde aufzubieten. 


2) Das Recht, gegen jede Anklage ſich dung Eides⸗ 
helfer zu verth geidigen. i 


Darum ſtanden auch die Edechelfer und das Mehr: 
geld ganz in demſelben Verhältniffe zur Geſammtbuͤrg⸗ 
ſchaft: wer mit Eideshelfern geſchworen hatte, für 
deſſen Unſchuld haftete die ganze Gemeinde. Dies 
iſt der Grund, warum in ſolchen Foͤllen, wo wegen 
der Geſammtbuͤrgſchaft das Volk ſeine Vermittlung 
zur Compoſition dem Beleidigten verſagte, auch nicht 
dem Angeklagten geſtattet wurde, ſich durch Eideshel— 
fer zu reinigen, um ſich ſo vielleicht vor der Hehe au | 
fihern 79), 


Daß dieſe Anſicht von den Germaniſchen Eives: 
helfern mehr Conjectur iſt, wird ſich aus der Betrach— 
tung dieſes Inſtitutes in ſeinen Einzelnheiten ergeben. 


170) Zu dem oben J. 6. erklaͤrten Friſiſchen Geſetze, wonach die 
Verwandten eines Erſchlagenen vom Mordanſtifter (expositor) 
die Compoſition mit Hilfe des Volksgerichtes nicht erlangen 
konnten, wenn der Moͤrder ſelbſt binnen Landes geblieben war, 
gehort folgende Stelle: e. 5. ibid.. si is qui eum oceidit, 
infra patriam fuerit, sicut superius diximus, expositor 
nec iuret, nec leudem solvat, sed inimicitias propinquo- 
rum oceisi patiatur. Alſo unter dieſen drei Arten von Genugs 
thuung hatte der Beklagte ſonſt die Wahl; Eompofkion, Eid 
mit Eiveshelfern, und Fehde. 


Von den Germaniſchen Eideshelfern. 147 
| H. agr. 
Wer konnte ſich durch Eideshelfer vertheidigen? 
Jeder, der faͤhig war, ſich durch die Fehde zu ver— 
theidigen, konnte dies auch vor Gericht durch feine Eides— 


helfer thun: alſo jeder freie Germane, von dem eine 


Compoſition gefordert wurde“). 

Eine hoͤchſt merkwuͤrdige Ausnahme hievon findet 
ſich bei einem einzigen Germaniſchen Voͤlkerſtamme, den 
Saliern. Dies hat Montesquieu *) zuerſt bemerkt, 
und Andere haben es ihm nachgeſprochen. — Neuere 
Schriftſteller, Wiarda und Eichhorn 73), verwarfen 
dieſe vorgebliche Ausnahme, die Montesquieu, wie ihm 
nicht ohne Grund vorgeworfen wird, zwar aufgeſtellt 
hatte, jedoch ohne den Beweis der entgegengeſetzten 
Regel zu fuͤhren, indem er bloß aus dem Stillſchweigen 
der Lex Salica ſchließe. Wie ich aber glaube, läßt ſich 


dieſer verlangte Beweis fo zur Genuͤge führen, als man 


bei dieſen Gegenſtaͤnden des Germaniſchen Alterthums 
uͤberhaupt verlangen kann. Man muß nur zuvor die 


171) Hiefuͤr find die Beweisſtellen fo haufig, als für das Recht 
jedes Freien auf eine Compoſition wegen Verletzung; vorzüglich 
aber ſiehe das Ripuariſche Geſetzbuch. 

172) Er nennt den Eid mit Eideshelfern preuve negative: Esprit 
des loix, Liv. 28. Ch. 13: La loi Salique n’admettoit point 
Pusage de preuves negatives, c'est à dire que par la loi 
Salique celui qui faisoit une demande ou une Accusation 
devoit la preuver, (worin er ſehr irret) et qu'il ne suffisoit 
pas A Paccuser de la nier; c'est qui est conforme aux lois 
de presque toutes les nations du monde, welches ihn eben 
auf ſeinen Irrthum haͤtte aufmerkſam machen muͤſſen, bei einem 
Gegenſtande des Germaniſchen Proeeſſes.“ - 

175) Wiarda Geſch. und Auslegung des Saliſchen Geſetzes, ©. 209, 
Eichhorn a. a. O. S. 217. Note a. 
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Faͤlle kennen, in denen das Saliſche Rechtsbuch den 
ſogenannten negativen Beweis durch ine aus⸗ 
druͤcklich für zulaͤſſig erklaͤrt. 

1) Der Adel, oder wie er in der Lex Salica genannt 
wird, die Antruſtionen, konnten ſich gegen jede 
Anklage durch Eideshelfer vertheidigen, mit Aus⸗ 
nahme der Klage auf die Leudis wegen eines Mor— 
des, gegen die ihnen nur die Keſſelprobe gelaſſen 
wurde !“). 

2) Auch jeder Freie konnte gegen jede Anklage ſich 
durch Eideshelfer fügen, wenn der. Kläger ihm 
dieſes Mittel geſtatten wollte 777). | 

Daß dieſes aber wirkliche Ausnahmen waren, und 

dem freien Salier in der Regel nur die Reinigung 


174) Pact. Leg. Sal, T. 76. c. 1. Zuerſt werden hier die vers 
ſchiedenen Compoſitionenſaͤtze von 35, 45 Schillingen und drüber, | 
durchgegangen mit Angabe der betreffenden Anzahl von Eideshel- 
fern, und zuletzt heißt es von der Leudis: Si vero (Antrussio) | 
de leude eum (Antrussionem) rogatum habuerit, debet 
qui eum rogavit cum XII Wedredo iurare et ipsas XIV 
nactes Aeneum calefacere; et si ad ipsum placitum venire 
despexerit, aut manum suam in Aeneum mittere nolmerit, | 
quicunque Antrusco ille de causa  superius comprehensa 
per sacramenta absolvere se non potuerit, aut manum 
suam pro leude in Aeneum mittere despexerit... Von den 
hier erwähnten Eideshelfern, mit denen der Kläger zu ſchwoͤren 
hatte, wird unten die Rede ſein. 

175) Lex Sal. ref. T. 55. De manu ah aeneo redimenda. 
c. 1. Si quis ad aeneum mallatus fuerit, et forsitan con- 
venerit, ut ille qui admallatus est, manum suam redimat | 
et iuratores donet; si talis causa est, de qua, legitime si 
convictus fuisset, sol. 15 componere debeat, tune sol. | 
manum suam redimat. Und nun wird dies noch Zmal wiederz 
holt mit veränderten Zahlſaͤtzen für die höheren Compofitionen | 
bis zur Lendis hinauf. 
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durch die Keſſelprobe zuſtand, erhellt aus folgenden 
Gruͤnden: 

1) Faſt in allen gefchriebenen Volksrechten findet ſich 
ein Titel oder ein Kapitel, das von den Conſacra— 
mentalen handelt, und die verſchiedene Anzahl der: 
ſelben nach Verſchiedenheit der Compoſitionen be— 
ſtimmt. Fuͤr eben dieſen Gegenſtand gibt es auch 
in der Lex Salica ein eignes Geſetz (ſ. Note 174.), 
nur mit der ganz auffallenden Eigenheit, daß hier 
nicht nur in der Rubrik (De Antrussione), ſon⸗ 
dern auch im Texte ſelbſt immer nur von Antru— 
ſtionen geſprochen wird, die ſich auf dieſe Weiſe 
reinigen ſollen. Hieraus geht ſchon die dringende 
Vermuthung hervor, daß die Eideshelfer als regel 
maͤßiges Vertheidigungsmittel ein Vorrecht des 
Adels waren. 

2) Es gibt auch noch einen andern Titel (Note 175.) 
im Saliſchen Geſetzbuche, der davon ſpricht, wie 
ein Freier fich zu vertheidigen hat, wenn er die verz 
langte Compoſition nicht verwirkt zu haben behaup— 
tet; hier iſt aber bloß die Keſſelprobe als Regel 
genannt, und das Mittel der Eiveshelfer nur als 
Ausnahme fuͤr den Fall, daß der Klaͤger damit zu⸗ 
frieden iſt. Darin ſtimmt dieſer Titel mit dem 
oben erwaͤhnten uͤberein, daß in beiden der Gegen— 
ſtand der Klage nicht naͤher als nach der vers 
ſchiedenen Compoſition beſtimmt wird, worauf ſie 
gerichtet iſt, und daß in beiden ſaͤmmtliche Stufen 
des Saliſchen Compoſitionenſyſtemes bis zur Leu— 
dis hinauf durchgegangen werden. Alſo ganz klar 
ſtand in den Fällen, wo der Adel ſich durch Eides— 
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helfer reinigen mußte, dem Freien nur die Keſſel- 
probe frei. Darum war gegen dieſe die Klage 
auch jedesmal auf die Alternative zwiſchen der Com 
poſition und der Keſſelprobe gerichtet, wie die An- 
fangsworte dieſes letztern Titels: „Si quis ad 
aeneum admallatus fuerit”, deutlich genug ſagen. 
3) Aus andern Stellen der Lex Salica, in denen der 
Inhalt eines Schoͤffenerkenntniſſes nicht mit Ruͤck⸗ 
ſicht auf einen beſtimmten Fall, ſondern ganz im | 
Allgemeinen angegeben wird, ſieht man, daß die 
Saliſchen Schoͤffen den Beklagten, der ſich weigerte 
die Compoſition zu zahlen, ſtatt, wie es bei allen 
andern Germaniſchen Voͤlkern der Fall war, in 
eine beſtimmte Anzahl Eideshelfer, jedesmal zur 
Keſſelprobe verurtheilten: | 
Pactus Leg. Sal. T. 69. — tune ad Regis 
praesentiam ipse mannire debet, et ibidem 
cum XII testibus ire debet, qui per singula 
Placita iurati dicant, quod ibidem fuissent, 
ubi Rathinburgii ei iudicaverunt, ut aut 


ad Aeneum ambularei aut per compositionem 
Adem faceret. Lex Sal. ref. T. 6g.... alii 
tres iurare debent, quod ibidem fuissent, 
post illam diem, in qua ei Rachinburgii 
iudicaverunt ut aui per aeneum aut per com- 


positionem se educeret. 

Hiezu kommt noch ein Geſetz im Saliſchen Rechts— 
buche, welches den Gebrauch der Eideshelfer ganz aus- 
druͤcklich auf drei beſondere Foͤlle einſchraͤnkt; bei dem | 
Streite einer Wittwe mit den Verwandten ihres ver: 
ſtorbenen Mannes wegen der Dos, d. h. des Witthums, 
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bei dem Streite uͤber den Status einer Perſon, und 


wegen eines im Heere begangenen Diebſtahles ?“); alſo 
in zwei Civilfaͤllen, wo von Compoſition nicht die Rede 
war, und in einem Criminalfalle, wo die Keſſelprobe, 


vielleicht wegen der damit verknuͤpften und im Lager oder 


Geldzuge nicht möglichen Umſtändlichkeit, nicht ange⸗ 
wandt wurde. Jank. 
Das Daſein dieſer Abweichung des Saliſchen Volks⸗ 
rechtes ſcheint alſo erwieſen; nicht fo leicht möchte es fein, 
einen befriedigenden Grund zur Erklärung derſelben auf⸗ 
zufinden, welchem nachzuſpuͤren das ſo uͤberaus Auffallende 
an dieſer ganzen Erſcheinung uns nothwendig auffordert. 
Naͤmlich die freien Salier erſcheinen hier in einer charakte— 
riſtiſchen Aehnlichkeit mit den Unfreien anderer Germani— 
ſchen Voͤlker; denn unter dieſen galt es allgemein, daß, wenn 
der Freie ſich durch feinen Eideshelfer vertheidigen konnte, 
der Unfreie zum Ordale gehen mußte. — Vielleicht lag 


176) Pact. Leg. Sal. T. 28. Si (quis) amplius iuraverit quam 
tres causas (i. e. de tribus causis) rem illam in capite per- 
dat, et quantum lex de causa*illa habuerit , culpabilis 
iudicetur: et de illis qui iuraverunt tres, qui seniores 
fuerunt, ı5 sol. culp. iud., et reliqui iuratores 5 solidis 
componant. Possunt autem iurare de dote, et de re in 
hoste inperdita, et de homine qui in servitium revo- 
catur. — Wiarda a. a. O. ©. 210., der den Reinigungseid 
mit Eideshelfern auch nach Saliſchem Rechte als Regel annimmt, 
meint daher, daß hier vom Erfuͤllungseide des Klägers die Rede 
ſei, und ſich auf dieſen die hier ausgeſprochene Beſchrankung 
beziehe; allein die Worte: quantum lex habuerit, culpabilis 
indicetur,, laſſen fih nur vom Beklagten verstehen. — Mit der 
von mir behaupteten Abweichung des Saliſchen Rechtes ſtimmt 
auch noch eine ſpaͤtere Stelle überein, die gleichfalls Saliſches 
Recht enthält: Pactus pro Tenore Pacis Dominor. Childeb. 
et Chlotar. Regg. (circa an. 595.) C. 4 
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der Grund in einer eigenthuͤmlichen Beſorgniß der Salier | 
für ihre Geſammtbuͤrgſchaft, fo daß fie, um nur niemals 
fuͤr die Unſchuld eines Angeklagten haften zu duͤrfen, 
dieſe jedesmal durch ein Gottesurtheil außer allen Zweifel 
ſtellten. — Spaͤterhin aber, trat auch bei ihnen der Eid 
mit Eideshelfern an die Stelle der Keſſelprobe, als das 
regelmaͤßige Reinigungsmittel des Beklagten N 

Dieſe gerichtliche Vertheidigungsart war aber nicht 
bloß ein Recht, ſondern ein wahres Vorrecht der Freien. 
Wurde uͤber die That eines Unfreien geklagt, ſo kam 
es darauf an, wie die Klage geſtellt wurde. Beſchul⸗ 
digte der Verletzte den Herrn des hoͤrigen Mannes, die 
fein den Befehl zu der That gegeben zu haben, oder auch 
nur, daß er fie mit Wiſſen hätte geſchehen laſſen, ſo 
mußte jener ſich ebenſo durch ſeine Eideshelfer reinigen, 
als ob er des Frevels ſelbſt beſchuldigt worden wäre 7). | 
War aber die Klage bloß auf die That des Unfreien ge 
richtet, ſo hatte ſie inſofern denſelben Inhalt, als in 
jenem Falle, daß der Herr auf Bezahlung der geſetzlichen 
Compoſition belangt wurde; und darum ſtand es ihm 
auch hier frei, ſich durch ſeine Eideshelfer zu vertheidi⸗ 
gen. Konnte er aber dies nicht mit gutem Gewiſſen wa— 
gen, ſo mußte der Hoͤrige durch ein Gottesurtheil ge— 
pruͤft werden, und der Herr haftete dafuͤr, ihn im geſetz⸗ 
lichen Termine zu dieſer Pruͤfung zu ſtellen, ſo daß, wenn 
dies nicht gefchah, er auf die Klage antworten mußte, 
wie wenn er ſelbſt der That beſchuldigt wuͤrde. Ergriff 


177) Cap. I. a. 819. sive capitula add. ad Leg. Sal. cap. 15. 

178) Lex Saxon. T. 11. c. 4. Si domino factum servi impu- 
tetur quasi consentiret, sua duodecima manu iurando se 
purificet, — Legg. Liutprandi L. 6. c, 68. 
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der Angeſchuldigte mittlerweile die Flucht, ſo mußte der 
Herr ſich davon reinigen, daß dieſes mit feinem Wiſſen 
geſchehen waͤre, und erhielt jetzt noch einen Termin, an 
dem er den Entflohenen ſtellen, oder ſelbſt auf die Klage 
antworten mußte “). 

Ein anderes Verfahren fand nothwendig bei den 
Saliern Statt, wo der Freie ſelbſt ſich nur durch ein 
Ordale reinigen konnte: um hierin mit den Leibeigenen 
nicht nach einerlei Recht zu leben, bedienten ſich die Sa— 
lier gegen dieſe bloß der Tortur, beſtehend in Ruthen— 
ſchlaͤgen “e). Unter den Burgundern war für Criminal— 
anklagen gegen Sclaven das Roͤmiſche Inſtitut der In— 
feription und der Tortur durch die Lex Gundobada einge⸗ 
führt worden“). 

In einer noch uͤblern Lage befand ſich der Herr 
eines Thieres, welches Schaden angerichtet hatte: denn 
da dieſes durch kein Ordale gepruͤft werden konnte, ſo 
mußte der Eigenthuͤmer entweder die Compoſition erle— 
gen, oder für die Unſchuld des Thieres ſchwoͤren *). 

Von dieſer Unfaͤhigkeit der Unfreien, ſich ſelbſt gegen 
eine Anklage durch Eideshelfer zu vertheidigen, ſind zwei 
Ausnahmen zu bemerken: 1) Der Koͤnig und die Kirche 


179) Lex Rip. T. 28. 30. Hiezu gehört: Cap. IV. a. 803. c. 4. — 
Lex Fris. T. 12. Legg. Liutprandi Lang. Lib. 2. c. 5. in f. 
Hier iſt die gewöhnliche Interpunetation durchaus Sinn entſtel— 
lend: das , muß hinter eius, und nicht hinter fecisset geſetzt 
werden. 

180) Lex Sal, ref. T. 42. c. 2—5. 

181) Lex Burg. T. 2. und 27. c. 1. 2. 

182) Lex Angl. et Werin. T. 11. Si quadrupes damnum 
quodlibet fecerit, possessor pro qualitate damni vel com- 
positionem solvat vel sacramentum iuret, 
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ließen ihre Dienſtleute ſelbſt für ſich ſchwoͤren!??). 2) Bei 
den Frieſen waren die Liten faͤhig, ſich durch Eideshelfer 
zu reinigen, aus demſelben Grunde, der ihnen auch 
einen Ancheil an ihrem Wehrgelde verſchaffte, wegen 
des Fehderechtes, welches fie ausuͤben durften. “). 
Hieher gehoͤrt noch die Frage: ob die Roͤmer ſich 
dieſes Beweismittels bedienen durften? Vom Germa- 
niſchen Geſichtspunkte aus mußte dieſe Frage verneint 
werden. In den alten Volksgeſetzen finden ſich indeſſen 
hieruͤber folgende verſchiedene Beſtimmungen: Unter 
den Franken genoſſen ſie in dieſer Hinſicht gleiches Recht 
mit den Schutzhoͤrigen des Königs und der Kirche“). 
Am auffallendſten iſt eine hieher gehörige Stelle in den 
Lombardiſchen Geſetzen des Koͤnigs Pipin 73), wo es 
heißt: quando jurant (Langobardi aut Romani), 
iuxta legem suam iurent. Aus dem Zuſammenhange 
dieſes ganzen Geſetzes geht es ganz klar hervor, daß hier 
vom Reinigungseide als dem Gegenſatze der Compoſition 
die Rede iſt. Was kann dies nun heißen: die Roͤmer 
ſollen ſich nach ihrem Rechte reinigen, da bekanntlich 
nach Roͤmiſchem Rechte der Reinigungseid, außer der 
Injurienklage, gar nicht Statt fand? Ich glaube, dies 
laͤßt ſich nur auf eine Weiſe erklaͤren. Unter den Roͤ— 
mern, die in der Lombardei lebten, muß ſich nach den 


nn 


185) Lex Rip. T.58. c. 20. T. 19. c. 2. und T. 21. 

1840 Lex Pers. eee eee 

185) Lex Rip. T. 66. De sacramento. c. 2. Si autem regius, 
Romanus aut ecclesiasticus taliter egerit, cum legitimo 
numero (iuratorum) similiter studeat implere, aut legiti- 
mam solutionem componat. 

186) L. L. Pipini c. 46. 
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Germaniſchen Eideshelfern ein aͤhnliches Inſtitut als 
particulaͤres Recht gebildet, und ſchon zu Pipins Zeiten 
beſtanden haben. Daß es einige Zeit ſpaͤter unter eben 
dieſen Roͤmern wirklich Eideshelfer gab, iſt urkundlich 
gewiß. Es gibt eine unter dem Namen Codex Uti— 
nenſis bekannte Handſchrift !“), die nach Savigny's 
Kritik in Italien und in der Zeit vom Verfalle der Karo— 
linger bis auf die Ottonen geſchrieben iſt “); ihren 
Inhalt bezeichnet Savigny alſo: „Staatsrecht und Pri— 
vatrecht der Roͤmer des Lombardiſchen Reichs zu Ende 
des gten oder zu Anfang des ıoten Jahrhunderts.“ 
Hier kommen an mehreren Stellen Eideshelfer vor, und 
zwar als ein ganz eigenthuͤmliches Inſtitut, was von 
dem Germaniſchen ſehr verſchieden iſt. Bei jedem Rechts— 
ſtreite mußten beide Theile Eideshelfer für ſich ſtellen: 
der Richter pruͤfte dieſe Leute, und auf welcher Seite 
er die wuͤrdigſten und gerechtigſten fand, dieſe ließ er 
zum Schwure ). Das leitende Princip für dieſes 
Verfahren iſt, wie Savigny“) bewieſen hat, aus dem 
Citirgeſetze hergenommen, wovon die ſpaͤtern Roͤmer 
eine ſolche Anwendung machten, daß Papinian, Pau— 
lus u. ſ. w. ſich in Eideshelfer verwandelten. Daß die— 
ſes Gewohnheitsrecht der Lombardiſchen Roͤmer nicht 
älter fein ſollte, als der Codex Utinenfis ſelbſt, it ein 
nicht zu erwartender Einwurf. 


187) Abgedruckt bei Canc. Vol. 4. p. 462. 599. unter dem Titel: 
„Lex Romana.“ 

188) v. Savigny B. 1. S. 370. 

189) Canc. I. c. p. 509. 

190) v. Savigny a. a. O. S. 393. Note 280. 
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Die Lex Gundobada, welche überhaupt für Strei— 
tigfeiten zwiſchen Roͤmern und Germanen ein gemein: 
ſchaftliches Recht beider Nationen aufſtellt, ſchreibt auch 
für beide eine gemeinſchaftliche Form des Reinigungs— 
eides mit Eideshelfern vor 7), Daß aber im Burgun⸗ 
diſchen Reiche, wenigſtens noch kurze Zeit vor der Lex 
Gundobada die Roͤmer bei Streitigkeiten unter einander 
ſich der Eideshelfer nicht bedienten, ſieht man aus dem 


ſogenannten Papinian, wo eine Stelle mit deutlichem 


Hinblicke auf die Germaniſche Gewohnheit ausdruͤcklich 
das Gegentheil befiehlt“). 

Andere Erforderniſſe außer dem freien Stande gab 
es urſpruͤnglich unbezweifelt keine, um ſich dieſes Verthei⸗ 
digungsmittels bedienen zu duͤrfen. Denn in dem Daſein 
der geſetzlichen Eideshelfer lag der vollſtaͤndigſte Beweis 
der moraliſchen und buͤrgerlichen Tuͤchtigkeit. Erſt Karl 
der Große führte die Beſchraͤnkung ein, daß Perſonen, 
die einmal zum Tode verurtheilt waren, ſich nur durch 
ein Gottesurtheil reinigen ſollten *). 


§. 32. 
Anzahl der Eideshelfer. 

Die auffallendſte Eigenthuͤmlichkeit des Germani⸗ 
ſchen Eides iſt, daß er als eine meßbare Groͤße behan— 
delt wird, ſo wie die Compoſitionen. Fuͤr meinen Zweck 
iſt dieſes gerade eine ſehr intereſſante Seite, weil aus 
uͤbereinſtimmenden Zahlverhaͤltniſſen, wegen der gaͤnzli⸗ 


191) Lex Burg. T. 8. c. 1. 
192) Lex Romana Burgund. T. 23. 
295) Cap. 1. a, 80g. c. 28. 
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chen Unwahrſcheinlichkeit des Zufalles, ſich mit viel hoͤ— 

heerer Sicherheit Schluͤſſe ziehen laſſen, die, wie ich 
hoffe, zur Begruͤndung meiner aufgeſtellten Anſicht von 
dieſem Inſtitute nicht wenig beitragen werden. Wenig⸗ 
ſtens laͤßt ſich ein ſehr genauer Zuſammenhang der Eides— 
helfer mit dem Wehrgelde auf dieſem Wege uͤber allen 
Zweifel erheben. 

Die Grundregel fuͤr die Anzahl der Eideshelfer iſt, 
daß ſie ſich nach der Groͤße der Compoſition richtet, 
worauf die Klage geht ). Natuͤrlich iſt dies aber 
nicht fo angewandt, daß je zwei verſchiedene Compoſitio— 
nen und die betreffenden Eide eine geometriſche Propor— 
tion bildeten. Waͤhrend die Compoſitionen von gerin— 
gern zu groͤbern Verletzungen um kleine ſehr verſchiedene 
Abſtufungen ſteigen, waͤchſt die Anzahl der Sacramen: 
talen nur in groͤßern und beſtimmten Summen, und 
dieſen correſpondiren gewiſſe Grundzahlen und alle dazwi— 
ſchen liegenden kleineren im Compoſitionenſyſteme. — 
Folgende Tabelle wird dieſes anſchaulich machen 79°); 


Anklage bis auf eine Anzahl 
N Compoſition von: der Schwörendeir, 
Salfraͤnkiſcheradel 35 Schillingen 124-1 
45 18-1 
Leudis 24-+1 
Ripuarier 200 er 
300 12 
600 36 


600 incl. u. mehr 72 


194) Lex Alam. T. 27. Et si iurare voluerit secundum qua- 
litatem pecuniae iuret. — Lex Baiuv. T. 1. c. 3 f. 1. 


195) Entnommen aus: Pact. Leg. Sal. T. 26. c. 1. — Lex Rip. 
T. 2. T. 3. c. 10. T. 8. 19. 20. T. 6. 7. 13. 14. c. 2. T. 14. C. 1. 
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Anklage bis auf eine Anzahl 
Compoſition von: der Schwoͤrenden. 
Allemannen 4 Schillingen 2 
6 He 
12 | 26 
80 | ı2 
80 incl. u. mehr 1 24 
Balern : 1 
7 2 
z 1 
12 incl. u. mehr 1 ö 
ſehr ſchwere An: Ra 
klage 24 bin 
Lombarden 12 3 
20 6 
20 incl. u. mehr 3 
Sachſen 12 incl. Wenn e 
36 31 
60 6-1 
120 und mehr 2 12+1 


Eine beſondere Betrachtung verdient das Frieſiſche 
Conjuratorenſyſtem. Nach dieſem laͤßt ſich die Anzahl 
der Eideshelfer für die wichtigeren Falle aus der Compo— 
ſition berechnen. Es gab nach Frieſiſchem Rechte drei 
Staͤnde, deren jeder ſein eignes Wehrgeld hatte: Edle, 
Freie und Liten. Nennen wir das Wehrgeld dieſer drei 
Stände E, F, L, fo iſt Folgendes das Verhaͤltniß “) 
unter ihnen: e 


T. 12. c. 1. T. 16. 18. — Lex Alam. T. 6. 89. und Capitt. 
add. ad Leg. Alam. c. 1. 6. 16. 1. 21. 24.27. FT. 49. 76. 89. — 
Capp. add. c. 23. — Lex Baiuv. T. 1. C. 3. 6. j. 2. T. 8. 


3. — Legg. Roth. c. 364. — Lex Sax. T. 1. T. 2. 
\ 


. 


A 
. 


C. . 
196) NahLexFris. T. 1. c. 1. 3.4. wobei bemerkt werden muß, 
daß bei den Frieſen nach einem neueren Muͤnzfuße der Solidus 


5 
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Alſo: E= 12 F = 3, und F 2. 


Als das Maaß fuͤr alle Eide kann man in jedem 
Volksrechte denjenigen anfehen, der auf eine Mordan— 
klage erfolgen mußte. Bei den Frieſen wurde dieſer vom 
Beklagten ſelb 12tem geſchworen, wenn er mit dem 
Erſchlagenen zu demſelben Stande gehoͤrte; es ſchwuren 
alfo ihrer 12 Edle, Freie oder Liten, nach dem verſchie— 
denen Stande des Beklagten und Erſchlagenen. Mit⸗ 

hin war dieſer Zwoͤlfereid bei den drei Staͤnden von fo 
verſchiedenem Werthe, als ihr Wehrgeld. Nennen wir 
daher den vollen oder Zwoͤlfereid eines Edlen E, eines 
Freien F und eines zen L, ſo ergibt ſich dies Ver⸗ 


baltniß: 

7 E as —3L, und ee d. h.: 

12 Edle ſchwoͤren ſoviel als 18 Freie und als 36 Liten, und 
12 Freie ſchwoͤren ſoviel als 24 Liten. 


Dies gibt folgende Saͤtze: 
1) If ein Edler erſchlagen, ſo muß der Angeklagte, 
je nachdem er ein Edler, Freier oder Lite iſt, f wö⸗ 
ren ſelb ı2ter, 18ter oder 36ſter ““). 


aus 5 Denaren beſtand. T. 1. C. 10. — Zur Erklarung des T. 1. 
c. 4. muß zugezogen werden T. 15. c. 3., woraus hervorgeht, 
daß die an die Verwandten zu zahlenden 8 Sol. und 23 Den. in 
die zuerſt genannte Summe von 26 Sol. und 2 Den. mit einge⸗ 
rechnet wurden. 


197) Lex Fris. T. 1. c. a. 5g. 8. 
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2) Iſt ein Freier erſchlagen, fo muß der Angeklagte 


nach eben jener Verſchiedenheit ſchwoͤren ſelb 8ter, 

later oder 24ſter ““). 

3) Iſt ein Lite erſchlagen, ſo ſchwoͤrt der Angeklagte 

ſelb gter, 6ter oder ı2ter "92), 

Dieſen Calcul treibt aber das Frieſiſche Recht noch 
weiter; wo er in die Bruͤche geht, rechnet es mit den 
verſchiedenen Staͤnden wie mit groͤßern und kleinern 
Muͤnzſorten; wenn z. B. der Groͤße der Compoſition 
zufolge 13 Edler-Eid erforderlich iſt, fo ſchwoͤrt ein 
Edler mit einem Liten ). 

Eine fo auffallende Uebereinſtimmung des Compo- 
ſitionenſyſtemes mit dem Conjuratorenſyſteme läßt ſich, 
wie mir ſcheint, nur daraus erklaͤren, daß die Eideshel- 
fer als das vollkommene Aequivalent fuͤr das Wehrgeld 
betrachtet wurden, und beide auf gleiche Weiſe die Stelle 
der Fehde vertreten ſollten. Sehr ſprechend iſt hiefuͤr 
ein Ausdruck, der ſich in einem ſpaͤtern Rechtsbuche der 
Frieſen, im Aſegabuche, findet: abbezahlen, ſtatt ſich reini⸗ 
gen: „mit vier Mannen kann der freie Frieſe abbezahlen 
alle Anklagen, außer Todtſchlaͤge und offenbare Ver— 
wundungen” ). | 

Man wird hoffentlich nicht von mir verlangen, nun 
auch zu beweiſen, wie ſich aus dem Verhaͤltniſſe der 
Fehde ſelbſt jene verſchiedenen Groͤßen des Eides haben 

er⸗ 


—— 


198) T. 1. c. 3. 6. 9. 

199) T. 1. c. 4. 7. 10. 

200) T. 1. c. 12. vgl. c. 20. 

aoı) Aſega-Buch von Wiarda S. 22, nach Wiarda's Heber: 
ſetzung. 
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— die Anzahl der Febdegenoſſ en von eee 
und beſtimmter Größe. geweſen wäre 5). Es verhaͤlt 
ſich hiemit, wie mit den verſchiedenen Summen der 
Compoſitionen. Wer wird glauben, daß auf dem Wege 
der Fehde der Verletzte fuͤr eine abgehanene Hand gerade 
eine noch einmal ſo hohe Genugthuung gefordert haben 
wird, als fuͤr einen abgeſchlagenen Finger? Und. doch 
ſtehen die Compoſitionen der Volksrechte fuͤr dieſe Falle 
in ſolchem Verhaͤltniſſe, weil hier verſchiedne und be 

ſtimmte Saͤtze notbwendig waren; ſo auch fürdie Anzahl 
der Eideshelfer. Indeſſen laͤßt fi in der That unmittel⸗ 
bar aus dem Verhaͤltniſſe der Fehde eine Grundlage fuͤr die 
Zahlbeſtimmungen im Conjuratorenſyſteme hernehmen. — 
Diejenige Genugthuung, die unſtreitig überall am fruͤ— 
heſten auf eine beſtimmte Summe gebracht wurde, war 
die Buße für den Mord, die Leudis, die daher überall 
als der Werth eines Mannes (wovon fie auch den Ita, 
men fuͤhrt) und als das Maaß fuͤr alle uͤbrigen Compo⸗ 
ſitionen zum Grunde gelegt wurde. Eben ſo früh wurde 
gewiß auch die Anzahl der Eonjuratoren- für eine Mord⸗ 
anklage feſtgeſetzt, und ſo eniſtand das gemeinſchaftliche 
Maaß für alle andere Eide, welches man den Wehr, 
eid nennen kann, wie es auch hin und wieder geheißen 


f 202) Bei den Angelſachſen ſcheint es in ker That eine gesetzliche 
Anzahl von Feinden gegeben zu haben, an denen die Verwandten 
eines Ermordeten Rache nehmen durften. Legg. Athelstani: 

2 „Juramentum | hominis 1200 solidorum, valet ac iuramen- 

„tum, sex colonorum, quoniam si ultio sumenda esset ab 
nomine 1200 solidorum, | plena ultio sumatur a sex colpnis. 
Bei Canciani Vol. 4. P,. 265, 66% a 


Rogge Germ. R. L 
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zu haben ſcheint 's). Daß man biefen Wehreid Höher 
ſtellte fuͤr den Adel als fuͤr die Freien, dafuͤr gab das 


Verhaͤltniß der Fehde den Grund unmittelbar an die 


Hand: dem Adel mußte in der Fehde eine größere Macht 
entgegengeſtellt werden als einem Freien, mithin auch 


vor Gericht. Hatte man aber erſt fuͤr den wichtigſten 


Fall den Satz, daß eine höhere Buße einen hoͤheren Eid 


erfordere, ſo war nichts natuͤrlicher, als ihn zu einem 


Syſteme auszubilden, und uͤberhaupt einer größetn Com⸗ | 


poſition einen groͤßern Eid entſprechen zu laſſen. 


In den oben dargelegten Conjuratorenſyſtemen der | 


verſchiedenen Germaniſchen Voͤlker iſt noch eine hoͤchſt 


auffallende Erſcheinung hervorzuheben: naͤmlich in allen 
jenen Syſtemen liegt die Zahl 12 zum Grunde, und in 


den meiſten beſtimmt ſie den NWehreid eines Freien, was | 


urſpruͤnglich ſicher überall der Fall geweſen iſt; auch in 
den oben nicht angeführten Geſetzen anderer Germani⸗ 
ſchen Voͤlker, der Angelſachſen, Daͤnen und Norman⸗ 


nen, iſt 12 die Grundzahl fuͤr die Conſacramentalen. 
Vergleichen wir dagegen die Zahlbeſtimmungen uͤber an⸗ 


dere Verhaͤltniſſe des Altgermaniſchen Privatrechtes und 
Proceſſes, z. B. die Groͤße der Compoſitionen, die Laͤnge 
der Termine, ſo findet ſich nirgends eine allgemeine 


Germaniſche Grundzahl. Eine andere einfachere Zahl, 


205) In den Alts Englifchen Geſetzen wird diefer Eid wirklich wera 
lada genannt: „homicidium wera solvatur vel wera lada 
negetur.” Legs · Henrici Reg. o. 12. bei Canc. Vol. 4. 
p. 374. — Ganz analog iſt eine andere Benennung, die ſich in 
der Ler Salica findet: der Germaniſche Ausdruck fuͤr Compo⸗ 
ſition iſt Widrigilt, und in Pact. Leg. Sal. T. 76. C. 1. wird 
der Eid, womit die Compoſition verweigert werden kann, Wedre- 
dum genannt, offenbar Widereid. f 


— 
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3. B. 3, als die erſte ungerade Mehrzahl, auf welche 
alle poſitiven Rechte ein Gewicht zu legen pflegen, wuͤrde 
nicht ſo auffallen. Vielleicht erklaͤrt ſich dies auf fol⸗ 
gende Weiſe. In den Geſetzen Eduards des Bekenners 
wird die Art, wie ſich ein ganzer Freoborg zu reinigen 
hatte, alſo beſchrieben! “): Der Friborges Heofod ſelb 
Dritter ſeiner Friborgs⸗Genoſſen trat zuſammen mit den 
Haͤuptern von drei andern Friborgen, die jeder gleichfalls 
ſelb Dritter ihrer Genoſſen ſich ihm anſchloſſen; mit die⸗ 
fen allen zuſammen, alſo ſelb Zwoͤlfter, mußte er ſchwoö⸗ 
ren. Nimmt man nun an, daß die Einrichtung des 
Freoborg ein gemein Germaniſches Inſtitut war, daß 
man jene Art des Eides als das Muſter fuͤr den Wehr⸗ 
eid betrachtete, ſo kann jene bemerkte Erſcheinung in den 
Germaniſchen Conjuratorenſyſtemen fuͤr eine Spur der 
ehemaligen Allgemeinheit des Freoborg gelten. Auf dieſe 
Art wuͤrde ſich jene auffallende Uebereinſtimmung auf die 
einfache Zahl 3, und was das Wichtigſte iſt, auf einen 
Punkt der Volksverfaſſung gründen, in welcher die ge, 
naueſte Gleichmaͤßigkeit weit natürlicher iſt, als im Pri— 
vatrechte. — Doch kann der eigentliche Grund hievon 
auch ein religioͤſer geweſen ſein, indem die Germanen 
der Zahl Zwölf eine beſondere Kraft beilegten ). 


$. 33. 
Faͤhigkeit und Beruf zur Eideshilfe. 
f Durch eine Betrachtung der perfönlichen Eigen: 
ſchaften der Eideshelfer laͤßt es ſich faſt noch aberzel⸗ 


204) L. L. Edowardi Conf. c. 20. 
205) S. Dreyer's Verſuch einer Abhandl. v. d. 1 der e 
ſchen Gottesgelahrtheit, in deſſ en Samml. verm. Abhandl. B. 2, 


S. 822. 
23 
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gender, als in den ſchon entwickelten Punkten nachwei⸗ 
ſen, daß das leitende Princip fuͤr dieſes Inſtitut aus 
dem Verhaͤltniſſe der Fehde hergenommen wa. 
Zuerſt einen Beleg fuͤr die Identitat der Eideshelfer 
mit den Fehdegenoſſen im Allgemeinen. Ein Geſetz des 
Koͤnigs Rotharis ?“) legte den Söhnen die Verbind⸗ 
lichkeit auf, wenn ihr Vater ſich zur Ablegung eines 
Reinigungseides verpflichtet hatte, und noch vor dem 
Eidestermine ſtarb, fein Verſprechen zu erfüllen, d. h. 
an ſeiner Stelle zu ſchwoͤren, und druͤckt ſich alſo aus: 
„Tune necesse est filiis, quamwis minorem virtutem 
"habeant,quam pater, aut per sacramentum negare, 
quod pater eorum non promiserit (iurare); aut 
certe quod spopondit adimpleant.— Was kann 
Rotharis ſich unter dieſer minor virtus gedacht haben, 
die es den Soͤhnen erſchwerte, jenen Eid abzulegen? 
Eine geringere Tugendhaftigkeit doch gewiß nicht; denn 
wie haͤtte die in dieſem Falle in Betracht kommen koͤn⸗ 
nen? Im Gegentheile eine groͤßere Gewiſſenhaftigkeit 
konnte die Soͤhne noch eher wegen des Eides bedenklich 
machen. Zwar ließe ſich einwenden, wenn die Soͤhne 
ſchlecht waren, ſo fanden ſie auch nicht fo leicht Eides 
helfer, als ihr tugendhafterer Vater ſie gefunden haben 
wuͤrde: allein fie ſollten ja nicht für ſich, ſondern eben 
für dieſen tugendhaften Vater ſchwoͤren. Aus andern 
tellen geht es aber klar hervor, was den Lombardiſchen 
Geſetzgebern virtus hieß: ein tuͤchtiger Anhang, den 
man zur Fehde aufbieten konnte ). 


206) Legg. Rotharis c. 367. 2 5 5 | 
207) Sp iet, Roth, 6. 4x: Si quis homini here insidiains 


ſuerit cum virtute aut solatio.. und Liutprand. L,6, c. 88: 
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Es ſi nd nun die perſoͤnlichen Bedingungen, die 
Jemanden zur Eideshilfe befünten oder G ne Se 
einzeln zu betrachten. — 
An einer ehrlichen Fehde durfte uteri Jeder, 
der wollte, Antheil nehmen, wenn er nur durch ſeinen 
Stand faͤhig war, die Waffen zu fuͤhren. In einer 
beſondern Beziehung ftanden aber in dieſer Hinſicht 
die Verwandten zum pe e oder durch eine Fehde 
Bedrohten. u 
1) Wen feine eignen Blutsfreunbe nicht beiſtanden, 
der fand auch ſchwerlich die Unterſtuͤtzung andrer 
Leute. 
2) Die Verwandten waren um ihres Erbrechtes wil— 
len verpflichtet, einander beizuſtehen. 


der ergibt ſich Folgendes fuͤr die Eideshelfer: 
1) Urſpruͤnglich mußte jeder Angeklagte ohne Zweifel 
ſeine Eideshelfer zunaͤchſt aus ſeiner eignen Familie 
hernehmen: nicht weil man dieſe aus beſondern 
Gründen für glaubwuͤrdiger gehalten haͤtte, ſondern 
weil es alſo in der Fehde herkoͤmmlich war. Der 
Beklagte wuͤrde ſeine Familie beleidigt haben, wenn 
er ſich an Fremde gewandt haͤtte, und dieſe ihn, 
wenn ſie ihm die Eideshilfe abſchlugen. Ebenſo 
haͤtte ein ſolches abweichendes Verfahren auch den 
Klaͤger befremden muͤſſen, der viel eher von ver— 
wandten Eideshelfern überzeugt fein konnte, daß 


Relatum est nobis, quod 85 perfidi Notmittts2 fece- 
runt colligere mulieres suas, duascunque Nabu et 
miserunt super homines, qui minorem habebant virtutem.— 
Auch aus der Stelle in Note 202. geht hervor, daß Eideshelfer 
und Fehdegenoſſen im Allgemeinen dieſelben Perſonen waren. 
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daß ſie ihrem Freunde auch mit ihrem Blute beige⸗ 
ſtanden haben wuͤrden, worauf ja Alles ankam. 
Die Aufſtellung von lauter fremden Perſonen wuͤr— 
de man fuͤr eine bloße Spiegelfechterei gehalten 
haben. Dieſe Anſicht beſtaͤtigt ſich beſonders dar⸗ 
aus, wie ſich unten zeigen wird, daß es in den 
alten Volksgeſetzen immer als ein Recht des Klaͤ⸗ 
gers ausgedruͤckt wird, wenn die Eideshelfer Ver⸗ 
wandte ſein mußten, und das Gegentheil als eine 
Beguͤnſtigung des Beklagten. 

2) Eben darum war aber auch ein Jeder verpflch— 
tet, feinem Blutsfreunde auf dieſe Weiſe beizu⸗ 
ſtehen ?“ ). 

Daß dieſe Familienpflicht, worauf die Fehden beru⸗ 
heten, ſich auch als proceſſualiſche Regel erhalten konnte, 
laßt ſich nur bei einer ihr entgegenſtehenden Sitte denken: 
mit dem groͤßten Eifer muͤſſen die Germanen uͤber der 
Ehre ihrer Familien gewacht, und ein faules Glied, fuͤr 
deſſen Unſchuld ſie nicht auch jeden Augenblick mit voller 
Ueberzeugung den Eid harten ablegen koͤnnen, gar nicht 
laͤnger geduldet haben. Ein ſehr ſprechendes Beiſpiel, 
welches das Gepraͤge der Volksſitte an der Stirn traͤgt, 


208) Ju den Saliſchen Geſetzen kommt eine ſymboliſche Handlung 
vor, durch welche Jemand aus der Familienverbindung heraus 
und in den Schutz des Koͤnigs trat. Hiebei mußte er erklaͤren: 
„ut et de iuramento et de hereditate et de tota illorum se 
ratione tollat.” Lex Sal. ref. T. 63. e. 1. — Noch deutli⸗ 
cher ſpricht folgende Stelle: Legg. in Angl. cond. Liber con- 
stitutionum an, 1008. — De pace Ecelesiae: „Et si quis 
virum cousecratum inimicitiae accuset, et dicat quod sit 
homicida vel mali consiliarius, purget se cum cognatis 
suis, qui inimicitiam simul portare. vel prius compensare 


debent.” Bei Canc. Vol. 4. P. 294. am 
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wird hinreichen, dieſe Vermuthung zur Gewißheit zu 
zu erheben. Gregor von Tours ) mag ſelbſt erzaͤhlen. 
„Es gab in Paris ein Frauenzimmer, von welchem ſich 
das Geruͤcht verbreitete, daß ſie ihren Mann verlaſſen 
und es mit einem Andern gehalten haͤtte. Darum kamen 
ihre Verwandten zum Vater des Weibes, mit den Wor⸗ 
ten: „entweder reinige du deine Tochter von dieſem Ver⸗ 
dachte, oder ſie muß ſterben, daß ſolche Schande nicht 
unſer Haus beflecke.“ „Meine Tochter iſt unſchuldig, 
ſagte der Vater, das weiß ich, und boͤſe Menſchen haben 
dies Geruͤcht aufgebracht; doch damit es nicht weiter um 
ſich greife, will ich durch meinen Eid ihre Unſchuld be- 
weiſen. — Jetzt gingen ſie zum Grabe des h. Diony⸗ 
ſius, wo der Vater ſchwoͤren mußte. Darnach konnten 
ſie es wohl wagen, fuͤr die Unſchuld des Nene bamere 
zu ſchworen. 

Dabei laͤßt es ſich aber auch nicht e daß 
neben den Blutsfreunden und in Ermangelung ihrer 
auch andere Perſonen zur Eideshilfe zulaͤſſig waren, 
wenn nur folgende Eigenſchaften nicht fehlten: 

1) Freier Stand; dies verſteht ſich ganz von ſelbſt, 
da ein Unfreier nicht einmal fuͤr ſich ſelbſt ſchwoͤren 
konnte. Aber Standesgleichheit ſcheint keineswe⸗ 
ges allgemein als ein weſentliches Erforderniß be- 
trachtet worden zu ſein. Jedoch bei den Frieſen 
mußte allerdings ein Edler mit Edlen, oder mit 
einer groͤßern Anzahl Freier ſchwoͤren, weil danach 
der Eid berechnet wurde; ſo auch bei den Angel— 
ſachſen i Feen mit enter Thanen. (ſ. Note 20205 


* — 


209) Gregor. Tur. L. 5. e. 38 3 
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2) Aus demſelben Grunde wehrhaftes Alter und GE 
ſchlecht; Frauen konnten ſelbſt nur durch den Eid 
von Männern gereinigt werden: für verheurathete 
ſchwur ihr Ehemann, fuͤr andere ihr Vater oder 

Vormund ). Sehr fruͤh entartete in dieſen 
Hinſicht dies Inſtitut bei den Burgundern, ſo daß 
es ſein kriegeriſches Anſehen ganz und gar verlor, 
und auch für die Romer handlich wurde, denen es 
ſonſt wol oft ſchwer geworden waͤre, "fo kuͤhne 
Maͤnner zu finden, die fuͤr fremde Unſchuld zu 

ſchwoͤren wagten. Naͤmlich nach der Lex Gun⸗ 
dobada ſollte der Angeklagte jedesmal ſelb 12ter 
mit Frau und Kindern ſchwoͤren “). Das Lebe 
tere ruͤgte Karl der Große, und verbot hierin 

dem Beifpiele der Burgunder nachzua ihmen 5). 
Auch unter den Lombarden hatte ſich ſchon im 
gten Jahrhunderte ein ähnlicher Mißbrauch” einge: 
ſchlichen: ſie ſtellten oͤfters Weiber und Knechte 
mit unter den Eideshelfern auf, ſo wie ſie ſich auch 
nicht ſchaͤmten, ſich dieſer Perſonen zur Fehde zu 
bedienen. Liutprand verordnete, ’ daß dies wenig⸗ 
ſtens nicht ohne Einwilligung ihres Vormandes 
oder Herrn geſchehen follte ?7), 

Von moraliſchen Erforderniſſen zu einem Misch 

Eideshelfer gab es ae böchſt ae nur 


— —ę— 


210) Capitt. add. ad a Alam. c. 21. 22. n Roth. 
C. 179. 208. ia } 
211) Lex Burg. T. 8. o, 1. 


ra 4 u *. y 
212) Gap: L. a. 1 c. 62. Et ut e Jui sine rationa- 


215) RR Liutpr. L. 8. c. 21. L. 6. Ic. 59. ( 
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das eine, daß er noch keines eigentlichen Meineides 
uͤberfuͤhrt fein durfte. Dahin gehoͤrte aber ſchwerlich 
der Fall, wenn er einmal für die Unſchuld eines Schul: 
digen geſchworen hatte. Hiefuͤr mußte er zwar eine 
Buße erlegen (ſ. Note 64.): aber ein Meineid war dies 
ſo wenig, wie wenn Jemand im guten Glauben an einer 
ungerechten Fehde Antheil genommen hatte. 1 
Im Uebrigen hatte aber der Eideshelfer mit dem 
Zeugen nichts gemein; ihre Functionen waren ja durch: 
aus verſchieden, daher auch ihre Erforderniſſe. Die 
Conjuratoren waren ſoweit davon entfernt, eine richter⸗ 
liche Rolle zu ſpielen, wie die Zeugen, daß ſie eigentlich 
nur eine Verſtaͤrkung der Perſon des Beklagten bildeten. 
Daher durften fie auch keinesweges Rachinburgen fein: 
wenigſtens war der Beſitz eines Grundſtuͤckes zu echtem 
Eigenthume für fie kein Erforderniß. (ſ. Note 132.). 
Außer dieſen allgemeinen Grundſaͤtzen, die im Gan⸗ 
zen ſoviel ergeben, daß jeder Freie und vorzuͤglich jeder 
Anverwandte einer Perſon ihr als Eideshelfer dienen 
konnte „ finden ſich in den alten Volksgeſetzen deutliche 
Spuren von noch ſpeciellern Regeln, wodurch dies In— 
ſtitut in engere Grenzen eingeſchloſſen, und vornehmlich 
dem Beklagten das Recht der freien Wahl feiner Eon: 
ſacramentalen zu Gunſten des Klaͤgers beſchraͤnkt wurde. 
Hieher gehoͤren dieſe Ausdruͤcke, die ſehr oft vorkom⸗ 
men: iuret cum sacramentalibus suis, oder eum 
sacramentalibus legitimis XII. ete. Man koͤnnte 
dieſe Geſetzlichkeit auf die Anzahl beziehen wollen; dann 
wäre aber jener Ausdruck ſelbſt ganz uͤberflaͤſſig, da die 
Zahl faſt jedesmal auch genannt wird. Es liegt ganz 
unſtreitig darin eine Hindeutung auf gewiſſe Regeln, 


170 Fuͤnftes Kapitel. 


wonach beſtimmte Perſonen zur Eideshilfe, ſo wie etwa 
zur Erbfolge, berufen waren. In andern Stellen wird 
der geſetzliche Grund zur Eideshilfe noch näher bezeichnet, 
durch die Ausdruͤcke: eleeti, medii electi, ner 
minati. 


Die deutlichſte Erklarung hiefuͤr findet sec in den 
Lombardiſchen Geſetzen. Dieſe brauchen faſt jedesmal 
den Ausdruck sacramentales legitimi, wenn fie von 
Eideshelfern ſprechen. Aus folgender Stelle fler, 15 
was unter dieſer Legitimitaͤt zu verſtehen iſt: 

Legg. Rothar. c. 564. Si qualiscungue causa 
inter homines liberos evenerit, et sacramen- 
tum dandum fuerit, si usque ad XX solidos 
fuerit causa ıpsa aut amplius, ad evangelia sancta 
juret cum XII aliis suis, id est sacramehtalibus. 
Ita ut VI illi nominentur ab illo qui pulsat et 
septimus sit, qui pulsatur, et quinque quales 
voluerit reus, liberos tamen, ut sint XII. Quod 
si minor causa fuerit de XX solidis usque ad XII, 
sibi sextus iuret ad arma sacrata, tres ei Bom: 
nent, qui pulsat, et duos liberos eligat, qui pul- 
satur, quales voluerit, et sextus sit ipse. Et si 
minor fuerit causa de XII solidis, sibi tertius 
iuret ad arma sacrata, unum ei nominet, qui 
pulsat, et alium 1 05 sibi querat, et tertius sit 
ipse. 

Fuͤr die Auswahl der Eideshelfer, „die — Kläger 
zu treffen hatte, iſt Folgendes die Vorſchrift: 

cap. 565... et ille, qui pulsat, et wadiam susce- 
pit, proximiores sacramentales, qui nascendo 
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sunt, debeat nominare. Tantum excepto illo, 
qui grayem inimieitiam cum ipso, qui pulsatur, 
commissam habet, id est si ei plagum fecerit, aut 
in morte eius consenserit, aut res ipsius alii 
thingaverit, ipse non potest esse sacramentalis, 
quamvis proximus sit, eo quod inimicus aut ex- 
traneus esse videtur. | 
Hiernach waren alſo die geſetzlichen Eideshelfer 
theils nominati, d. h. vom Kläger ernannte Bluts⸗ 
freunde des Beklagten, theils electi, die der Beklagte 
ſelbſt nach Willkuͤhr erwaͤhlte. 

Aehnliche Regeln laſſen ſich aus den Allemanniſchen 
Geſetzen nachweiſen. Hier finden ſich jedoch mehrere 
Beſtimmungen der Art: 

1) XII medii electi ). Was hierunter zu verſte⸗ 
hen ſei, ſieht man aus folgender Stelle): .. et 
eum XII sacramentalibus iuret, cum quinque 
nominatis et septem advocatis. Nach der Ana⸗ 
logie des Lomhardiſchen Geſetzes muß dies heißen: 
5 von den Zwoͤlfen hat der Klaͤger aus der Familie 
des Beklagten und 7 dieſer nach freier Wahl zu 
beſtimmen; fo daß alſo hier die advocati und die 
eleeti im Lombardiſchen Geſetze daſſelbe find, 

Daß dieſe Art die Eideshelfer zuſammenzubringen 
nicht etwas Singulaͤres war, ſondern als Regel 
galt, ſo oft in den Allemanniſchen Geſetzen vom 
Zwoͤlfer⸗Eide ohne weitern Zuſatz die Rede iſt, 
Neale eine Vergleichung der Stellen, wo der 


1.224) Lex Alam, T. . capitt. add. . 1. 6. u, v. 4. 
216) . 65 7 
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Ausdruck XII medii electi vorkommt, mit denen, 
wo es bloß heißt: aut iuret cum XII. Beide 
| ſprechen von gleich wichtigen Gegenſtaͤnden ?“). 
2) XII nominati: mit dieſen mußte der eines Mord: 
anſchlages gegen den Herzog Angeklagte ſich reini⸗ 
gen? ). Nach der Analogie der obigen nominati 
koͤnnen hierunter nur lauter Verwandte verſtanden 
werden 75), Dabei verſteht es ſich aber wohl von 
ſelbſt, daß wenn der Beklagte nicht fo viele Ver: 
wandte hatte, es dem Klaͤger auch freigeſtanden 
haben muß, andere Perſonen zur Eidesbilfe zu 
ernennen. 
3) Gegen eine Mordanklage iſt ein Eid vorgeſchrie⸗ 
ben, der auf verſchiedene Weiſe bezeichnet wird: 


216) In T. 77. und Capp. add. ad Leg. Alam. c. 21. 24 iſt 
von gewoͤhnlichen Friedensbruͤchen die Rede, auf die eine Buße 
von 12 bis 40 Schill. ſteht, und der darauf ſich beziehende Eid 
feſtgeſetzt auf XII medii electi. Von eben ſolchen Faͤllen fpres 


chen T. 99. c. 27. und Capp. add. c. 2. le: aber Inc hinzu : 
aut iuret cum XII. 


217) T. 24. 

218) Ganz unſtreitig find diefe XII nominati daſſelbe, was das | 
Juͤtiſche Low Buch Kionsnaͤffe nennt; von Kion, Geſchlecht, und 
Naͤffe, Ernannte, alſo ernannte Blutsfreunde; ſ. den Bluͤting⸗ 
ſchen Commentar zu folgender Stelle: Juͤt. Low Buch, B. 1. 
Kap. 1. b. 5. Kionsneffen, dat fon 12 Manne, in der druͤdden 
Linie der negeſten Fruͤnde, unde in deme ſuͤlven Syſſele geſeten. | 
6. 6. Diſſe 12 Mann ſchall de Kleger uthnomen (nominare): 
doch dat he nicht noͤme, de ſines Wedderpartes apenbare Unfruͤnde 
ſyn. h. 7. Dre mach Beklagede hievan, ane Eydt, vorwerpen. 
Dar ſchoͤlen in de Stede dre andere wedder genömet werden. So 
mach Beklageder noch andre dre vorwerpen, mit 12 Mann Ey⸗ 
den, dat ſe eme ſo vyendt ſyn, dat he ſe in ſinem Eyde nicht mit 
ſick hebben kann. — Ein aͤhnliches Verfahren bei den nominatis 


beſchreibt Lex Alam. T. 6. vgl. auch die oben abgedchte Steue 
Legg. Roth. c. 366. 
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auff. iuret cum XII nominatis et XII electis, oder 


XII nom. et XII advocatis, oder XXIV me- 
diis electis 217), Alſo 24 Eideshelfer, von de; 
nen die Hälfte. aus Verwandten beſtehen mußte, 
die der Klaͤger ernannte. Jedoch ſtatt dieſer 24 
Ban: es dem Beklagten frei „ mit 40 andern Leu: 
ten nach freier Wahl zu ſchwoͤren; ſo daß alſo hier 


12 ernannte Blutsfreunde gleich geſchaͤtzt wurden 


* 


84 


54 
2 


Das Baieriſche Recht laßt ſich in dieſem Punkte 


.. 
1 


28 andern beliebigen Freien. 


4) Die Anklage einer eigenen Art des Lodtſchlages, 


des Mortandus, wobei der Moͤrder zugleich den 
Leichnam verbarg, erforderte einen Eid von XXIV 


totis electis (sc. ab accusatore), was hier gleich: 


bedeutend iſt mit nominati. Statt deren konnte 


aber der Angeklagte mit go andern freien Leuten 


ſchwoͤren !?). Rechnet man hier die Blutsfreunde 


nach dem obigen Fuße, ſo geben die 24 nominati 


56 Beliebige, zu denen noch 24 hinzugefuͤgt ſind. 


nicht näher nachweiſen; doch ſcheint es mit dem Alleman— 


niſchen im Ganzen uͤbereingeſtimmt zu haben: denn auch 


hier wird auf ein ſehr ſchweres Verbrechen, Mordbrand, 

veruͤbt an kirchlichen Gebaͤuden, der Reinigungseid auf 
24 nominati angeſetzt, die mit den 24 totis electis der 

Allemanniſchen Geſetze einerlei geweſen fein muͤſſen **). 


u 219) T. 30 89. und Capp. add. c. 22. 
220) T. 26. und Capp add. c. 23. 


221) Lex Baiuv. T. 1. c. 6. J. 2. Daß auch bei den Baiern die 
nominati aus der Familie des Schwoͤrenden genommen wurden, 
f, Lex Baiuv, T. 2. c. 15. 


e 1 
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Auch die Salier beobachteten in der Zuſammenſtel⸗ 


fung ihrer Eideshelfer den Grundſatz, daß fie zur Hälfte | 


aus ermwählten Verwandten beſtehen mußten *), den 
man daher wohl fuͤr gemein Germaniſch halten darf. 
Eine Ausnahme hiervon machte das Ripuariſche Volks⸗ 
recht: denn daß die 72 Eideshelfer, die hier vorkamen, 
zur Haͤlfte Anverwandte geweſen ſein ſollten, laͤßt ſich 
nicht annehmen. Auch heißt es in einer Stelle ganz 
klar, daß man feine Eideshelfer aus der ganzen Ripua⸗ 
riſchen Provinz zuſammenleſen darf ). N 


N e 
Form des Eides mit Eideshelfern. 

Bei der Form dieſes Eides kommt in Betracht Ort, 
Symbol, Act des Schwures und Gegenwart der erfor⸗ 
derlichen Perſonen. ee 

Was den Ort betrifft, ſo iſt die natuͤrlichſte An⸗ 
nahme, daß dieſer urſpruͤnglich kein anderer war, als der 
Mahlberg, d. h. der Gerichtsplatz, weil es fuͤr eine ſo 
feierliche Handlung keinen ſchicklichern gab. Bei den 
Allemannen war dieſer auch noch zur Zeit ihrer geſchrie⸗ 
benen Geſetze der geſetzliche Eides-Ort: an einem Ders 
mine, wann die Klage erhoben wurde, verpflichtete ſich 
der Beklagte zum Eide, und am naͤchſtfolgenden leiſtete 
er ihn wirklich“). Da aber die Kirche den Eid als 


222) Pactus pro tenore pacis circa an. 595. c. 2. u. 8. Hier 
iſt von 12 und von 6 iuratores die Rede, und beide werden 
medii electi genannt; im cap. 5. wird dies näher erklärt? de 
suis consimilibus tres, de electis aliis tres dabit. 

223) Lex Rip. T. 31. c. 8. f 

224) Lex Alam. T. 36. c. 5. 
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eine religidſe Handlung unter ihre Aufſicht zog, fo wurde 
es ſchon ſeht früh allgemeine Sitte, die Kirche zum Orte 
deſſelben zu waͤhlen; ſchon nach den Ripuariſchen Geſe— 
tzen wurde dies beobachtet *). Spaͤtere Synodal⸗ 
ſchluͤſſe und Reichsgeſetze erhoben dieſe Gewohnheit zum 
allgemeinen Geſetze ). 

Das Symbol, worauf geſchworen wurde, war in 
der fruͤheſten Zeit gewiß kein anderes, als die Waffen: 
ey — angemeßnere Art konnte ſich W e Gift 
vollkommenen We ehrhaftigkeit war, nicht see 
als durch eine Hinweiſung auf die Waffen. Die Kirche 
führte andre Symbole ein, die Reliquien und das Evan- 
gelium ). Doch auch jetzt noch erhielt fich der kriege— 
riſche Ritus, und zwar bei einigen Völkern für die gerin— 
geren, bei andern fuͤr die wichtigeren Faͤlle; z. B. die 
Lombarden ſchwuren die Eide ſelb dritter und ſelb ſechster 
auf die Waffen, und ſelb zwoͤlfter auf das Evangelium: 
dagegen die Allemannen legten den 24er Eid auf die 
Waffen, und die geringeren Eide auf das Reliquien— 
fäjtchen ab 5. Unter den nordiſchen Germanen erhielt 


x 


235) In der ger Ripuaria wird der Eides Ort fonft immer hara- 
hus genannt: eine Erklaͤrung dieſes Wortes ſ. in Secard's Com— 
mentar zu Lex Rip. T. 30. c. 2., wonach Harus die Germa— 
niſche Benennung eines Tempels iſt, die alſo die Ripuarier in 
der erſten Zeit auch auf das chriſtliche Gotteshaus angewandt 
haͤtten. Daß harahus wirklich die Kirche bedeutet, ſieht man 
aus T. 67. c. 5., wo der Eides-Ort Ecclesia genannt wird. 
226) Capit. circa an. 744. c. 14. Omne sacramentum in ec- 
clesia et super reliquias a Laicis iuretur. Das Evangelium 
war bei den Lombarden gebraͤuchlich. Legg Roth. e. 364. 
227) Legg. Roth. c. »— Lex Alam, T. 6. c. >. Hiernach iſt 
der Text von T. 89. zu berichtigen, wo ſtatt sacramepta, sa- 
Crata geleſen und dahinter ein Punktum geſetzt werden muß. 
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ſich der Schwur auf die Waffen noch uͤber das Mittel⸗ 
alter hinaus?“) Eine eigenthuͤmliche Form des Eides 
kam bei den Frieſen vor: dieſe ſchwuren um geringfuͤgige 
Gegenſtaͤnde in vestimento vel in pecunia, Nach | 
Siccama's Erklarung?) faßte der Schwoͤrende im erſten 
Falle den Saum ſeines eignen oder eines fremden Ge⸗ 
wandes an, und im zweiten legte er den Finger auf eine 
Muͤnze, und ſchwur bei dem darauf befindlichen Arie 
und Bilde des Königs, 1 
In der Art, den Eid auszusprechen finden fich 
auch einige Berjehiebenheiten, Bei den Nipuariern 
ſprach der Klaͤger die Eidesformel vor, und der Beklagte f 
mit ſeinen Eideshelfern, die ihm zur Rechten und Linken 
ſtanden, zuſammen, mußten fie nachſprechen?se). Durch 
dieſes gemeinſchaftliche Ausſprechen des Eides wurde die 
wahre Idee der Eideshilfe ſehr gut dargeſtellt. In dieſem 
Vorſprechen des Klaͤgers lag zugleich ein der Mannition 
ähnlicher Zwang; wenn der Beklagte und die Eideshelfer 


— 


228) S. Dreyer's Samml. verm. Abhandll. Th. 1. S. 175. 


229) Zu Lex Fris. T. ı2, c. 2. Er erwähnt hier noch eines ans 
dern Friefifchen Ritus, der darin beſtand, daß der Schwörende 
mit der Linken ſeine linken Locken anfaßte, woraus unter den 
Nachbarn der Frieſen die Redensart entſtanden iſt, daß man dem 
Frieſen nur trauen duͤrfe, wenn er die Hand im Haar habe. 


250) Lex Rip. T. 67. c. 3. Quodsi sacramentum ille qui 
prosequitur non pronuntiaverit. — T. 68. c. 8. Ant si 
non dixerit verbum, tam ipse, quam coniuratores sui, 
qui iurare coeperunt; cum 15 sol. restituant. vgl. T. 66. 
c. 1. — T. 58. e. 19. Hoc etiam constituimus, ut nullus 
hominem regium, Romanum vel tabularium in iudicio 
non tanganet etc. Et si in praesente legitime mallatus 
fuerit, ea verba commemoret, et nen ei sicut Ripuarie 
ante altare verba commemoret. 


Von den Germaniſchen Eideshelfern. 177 


die vorgeſprochenen Worte nicht nachſprechen wollten, 
ſo wurden ſie jeder mit 15 Schillingen bruchfaͤllig. War 
daher der Beklagte ein Hoͤriger des Koͤnigs oder ein 
Roͤmer, gegen welchen aller Zwang nur vom Koͤnige 
ſelbſt ausgehen konnte, ſo durfte der Klaͤger ihm die 
Eidesformel nicht vorſprechen. Daſſelbe galt fuͤr die 
Hoͤrigen der Kirche. — Bei den Allemannen legten 
ſaͤmmtliche Conjuratoren ihre Hände auf das Reliquien⸗ 
kaͤſtchen, und obenauf der Hauptſchwoͤrende die ſeinige, 
und nun ſprach dieſer allein den Eid aus 7), 

Die zur Form des Eides gehoͤrigen Perſonen waren 
nur der Kläger, der ihn anhören follte, und der Beklagte 
mit den Eideshelfern: die Gegenwart des Richters 
war nirgends nothwendig, außer bei den Allemannen, 
die nicht in der Kirche, ſondern vor Gerichte ſelbſt ſchwu— 
ren *). Nur die Burgundifchen Geſetze befehlen, daß 
der Richter zum Anhoͤren des Eides jedesmal drei Perſo⸗ 
nen nach der Kirche abordnen ſoll 38). Der Beweis 
des wirklich abgelegten Eides war aber von der größten 
Wichtigkeit, und zu dieſem Zwecke wurden allgemein 
Zeugen zugezogen. Spaͤterhin wurde es gebraͤuchlich, 
hierüber, jo wie über ein anderes vor Zeugen vollzogenes 
Geſchaͤft eine Urkunde (Charta oder notitia sacramen- 
talis, breve sacramentale) aufzuſetzen. Muſter zu 
ſolchen Urkunden finden ſich in den Formelnſammlungen; 
einige unter dieſen erwaͤhnen unter den etwa anweſenden 


231) Lex Alam. T. 6. c. 2. 
232) Lex Alam. T. 36. c. 3. 
235) Lex Burg. T. 8. c. 2. 


Rogge Germ. R. M 
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Perſonen auch eines „Iudex ille”, oder eines „Vir 
magniſicus ille”, jedoch nur als eines vornehmen Zeugen, 
den dann der Urkundenſchreiber auszuzeichnen haͤtte; 
andere aber fprechen nur von den anweſenden „homines 
tanti”, deren Namen in der Urkunde ausgedruͤckt werden 
follen ??“). Alſo eine weſentliche Rolle ſpielte der Rich⸗ 


ter hiebei gar nicht. — Spätere Geſetze befahlen aber, 


daß bei großen Eidesterminen, wo viele Eide auf einmal 
geſchworen wurden, der Graf einen Miſſus zum Anhoͤ— 
ren derſelben beordern ſollte ). Ein ganz eigenthuͤm— 
liches Verhaͤltniß fand in dieſer Hinſicht bei den Ripua⸗ 
riern Statt: hier wurde das eidliche Zeugniß wahrer 
Zeugen ganz in derſelben Form abgelegt, als der Eid 


mit Eideshelfern. Hieraus ergab ſich die ſonderbarſte 


Verſchmelzung der Zeugen und Eideshelfer. Wenn der 
Klaͤger behauptete, daß der Beklagte den Reinigungseid 
noch nicht abgelegt hätte, fo konnte dieſer den dritten 
Theil der Eideshelfer, mit denen er geſchworen hatte, 
ls Zeugen des geleiſteten Eides aufrufen, mußte nun 
aber wieder mit dieſen in der Form von Eideshelfern 
dieſes Zeugniß ablegen, d. h. nicht vor dem Richter, 
ſondern in der Kirche: wurde nun noch einmal uͤber die— 
ſen Eid geſtritten, dann mußte der Beklagte durch den 


234) z. B. Formulae Sirmond. F. 41. bei Canc. Vol. 3. p. 449. 
Form. Mabilloni, F. 13. Canc. p. 472. Dagegen Form. Mar- 
culfi Append. F. 2. 35. 


235 Edictum Pistense, c. 32. Et si sacramenta legalia in 
primo die Lunis post Pascha iuranda devenerint, aut in 
aliis feriis, quando mallum tenere dehuerat, mail unus- 
quisque Comes Missum suum, qui Bar: sacramenta 
auscultet. 
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Zweikampf in Gegenwart des Richters ſowohl den erſten 
als den zweiten Eid beweiſen abgelegt zu haben ). 


$. 35. 
Juriſtiſches Band zwiſchen dem Klaͤger, dem Beklagten und 
den Eideshelfern. 

Sobald die Schoͤffen den Beklagten in eine be— 
ſtimmte Anzahl von Eideshelfern condemnirt hatten, 
mußte er wegen Ablegung des Eides Sicherheit ſtellen, 
die dahin ging, daß er im geſetzlichen Termine, am ge— 
ſetzlichen Orte, d. h. in der durch Gewohnheit zu dieſem 
Zwecke beſtimmten Kirche, und in der geſetzlichen Form 
den Eid ſchwoͤren wuͤrde. Dieſe Caution wurde nicht 
uͤberall auf einerlei Weiſe beſtellt: bei den Franken ge— 
ſchah fir durch ein bloßes eidliches Verſprechen ??), ſoaſt 
ſcheint ſie allgemein, ſo wie fuͤr die Bezahlung der Com— 
poſition in Buͤrgen und Pfaͤndern beſtanden zu haben ?). 

Hiedurch war ein obligatorifches Band zwiſchen 
dem Beklagten und Kläger geknuͤpft: dieſer hatte eine 
Forderung erworben auf den Eid, die bis zu ihrer Erfül- 


236) Lex Rip. T. 66. c. 1. 

237) Lex Rip. l. c. Si quis Ripuarius sarramento fidem fe- 
cerit, super quatuordecim nectes sibi septimus seu duo- 
decimus vel septuagesimus secundus, cum legitimo ter- 
mino noctium studeat coniurare. 

258) Legg. Roth. c. 363.— Lex Alam. T. 36. c. 3. Et in 
primo mallo spondeat sacramentales, et fideiussores prae- 
beat, sicut lex habet, et wadium suum donet Misso Co- 
mitis vel illi Centenario qui prasest, ut in constituto die 
aut legitime iuret, aut si culpabilis est componat. Daß 
hier der Richter das Pfand in Empfang nahm, ift etwas Partis 
culaͤres, weil nach Allemanniſchem Rechte auch vor dieſem der 
Eid geleiſtet werden muß te. 


2 — 
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lung ganz denſelben Werth hatte, als die Forderung auf 
die betreffende Compoſition. Zunaͤchſt aͤußerte ſich ſein 
Recht dadurch, daß er von den naͤchſten Anverwandten 
des Beklagten zu Eideshelfern ernennen durfte, ſoviele 
als auf ihn traf 3%). War dies geſchehen, fo befanden 
auch dieſe ernannten Eideshelfer ſich in einer rechtlichen 
Verbindung mit dem Klaͤger und dem Beklagten, dem 
es uͤberlaſſen blieb, ſich die übrigen Sacramentalen zuſam⸗ 
menzuſuchen, die durch ihre Einwilligung gleichfalls ver— 
pflichtet wurden. Starb noch vor dem Termine Einer 
der vom Klaͤger ernannten Eideshelfer, ſo ſtand es ihm 
frei, einen andern aus der Familie des Beklagten in 
deſſen Stelle zu ernennen 55). 

Der Termin fuͤr den Eid war geſetzlich beſtimmt, 
jedoch verſchieden. Nach Lombardiſchem Rechte war er 
12 Maͤchte von der geleiſteten Caution gerechnet, jedoch 
ſo, daß es dem Beklagten frei ſtand, noch ein ganzes 
Jahr hindurch zu zoͤgern; unſtreitig aber mußte er fuͤr 
jeden ohne Ehehaften verſaͤumten Zwiſchentermin eine 
Buße erlegen *). Bei den Franken dagegen gab es 


259) Legg. Roth. c. 365. ſ. oben S. 172. 

240) Legg. Roth. c. 367. Et si aliquis de sacramentalibus 
mortuus fuerit, potestatem habeat ille, qui pulsat, in 
loco mortui similem alium nominare de proximis legitimis, 
aut de naturalibus aut de gamalibus, id est confubalatis.— 
Dieſe gamales im Gegenſatze der naturales find unftreitig ſolche, 
die durch einen gerichtlichen Vertrag (hamallus fo viel als mal- 
lus, ſ. Du Cange h. v.) in den Familienſchutz oder die Erb— 

folge aufgenommen waren. 

241) Eegg. Roth. c. 366. Si quis alii pro quacunque causa 
wadiam et fideiussorem de sacramento dederit, detur ei 
spatium usque ad XII noctes ad ipsum sacramentum dan- 

dum. Et si propter aegritudinemforsitan aut aliam causam 
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nut einen peremptoriſchen Eidestermin nach der Lex Ri— 
puaria *“) von 14, und nur in gewiſſen Faͤllen von 40, 
nach andern und ſpaͤtern Quellen immer von 40 Naͤchten; 
kam ein Heerbann dazwiſchen, ſo wurde dieſer Termin 
erſt von Beendigung des Feldzuges an gerechnet 58). 


supervenientem in praedicto constituto non potuerit iurare, 
suspendatur ipsa causa usque ad alias XII noctes. Et si 
nec tune compleverit, et totum annum voluntarie dila- 
taverit, et sacramentum non dederit, tune rem ipsam 
unde agitur amittat, et ille acquirat, qui wadiam suscepit, 
Et e contrario si ille qui wadiam suscepit, sacramentum 
audire dilataverit, et aunus totus pertransierit, post trans- 
actum anni spatium nullam imposterum habeat facundiayı 
de ipsa re loquendi. H 
242) ſ. oben Note 237.— Lex Rip. T. 67. c.2. Si quis au- 
tem post fidem factam sacramenti in hostem bannitus fue- 
zit, si non perrexerit, post 40 noctes; si autem perrexe- 
rit, post armorum positionem super 14 noctes coniurare 
studeat. N 
243) Marculfi Form. App. F.2... et taliter ei fuit iudica- 
En ut hac causa apud (i. e. cum) proximiores parentes 
suos . .. in illo castro, in basilica sancto illo, ubi reliqua 
sacramenta percurrunt, in 40 noctes in proximo mallo 
post bannum resisum (i. e. armorum positionem) hoc de- 
beat coniurare. — Karl der Kahle verlängerte dieſen 40naͤchti— 
gen Termin in 6 Wochen, wegen der langen Faſten, in welchen 
kein Gerichts- und kein Eidestermin Statt finden ſollte (ſ. Note 
235.). Das Geſetz iſt noch aus andern Gründen merkwuͤrdig. 
Edietum Pistense (an. 864) cap. 33. Et quia sacramenta 
post 40 noctes legaliter iuranda accipiuntur, et in prae- 
atis praedecessorum nostrorum capitulis (Capit. Wormat. 
an. 829) invenitur: „Postquam Comes et pagenses de qua- 
libet expeditione hostili reversi fuerint, ex eo die super 
40 noctes sit bannus resisus. Quod in lingua Theodisca 
scastlegi, id est, armorum depositio vocatur;” multi 
inde contendunt, et se inter se iectiscunt. (d. h. fie erklären 
fich gegenfeitig wegen des verſaͤumten Termins fuͤr fachfätlig). 
Alii enim suum sacramentum 40mo die, in quo illud ac» 
eipiunt, iurare volunt; et in tantum contendunt ut etiamsi 
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Erſchien zu dieſer Zeit der Beklagte mit feinen Eides— 
helfern und legte den Eid im geſetzlichen Ritus ab, ſo 
war er von der Anklage befreiet. Doch hatte der Klaͤger 
das Recht, den Eid zu verhindern: dies that er gewoͤhn— 
lich durch eine feierliche Proteſtation vor dem Eingange 
der Kirche, bei den Ripuariern durch einen Schlag mit 
der Hand an die Kirchenthuͤre, wodurch er den Eintritt 
verwehrte; doch konnte er auch dem zum Eide ſchon 
Geruͤſteten die Hand noch vom Altar herabziehen: als— 
dann kam die Sache zur Entſcheidung durch den Zwei— 
kampf *). 

Blieb der Kläger an: Eidestermine aus, fo waren 
die Beſtimmungen der Volksgeſetze verſchieden. Nach 
Lombardiſchem Rechte verlor der Klaͤger nach Verlauf 


inter quadragesimam sacri ieiunii quadragesimus dies ve- 
nerit, suum sacramentum se iurare debere contendant, 
et contra causatores suos, si ad hoc audiendum noa vene- 
rint, iectiscant. Numerant enim dies, et non numerant 
cum eis noctes (alfo nur 39 Naͤchte). Nun wird des Breiten 
bewieſen, daß dieſe Art der Computation viel fuͤr ſich habe: denn 
von Chriſti Geburt bis Mariaͤ Reinigung, von Oſtern bis Him⸗ 
melfahrt wären auch 40 Tage und nicht 40 Naͤchte; auch der 
Prophet Jonas hätte geſagt: es find noch 40 Tage, fo wird Ni- 
nive untergehen. Dagegen der Prophet Elias, Moſes, als er 
die neuen Geſetztafeln erhielt, und Chriſtus ſelbſt in der Wuͤſte 
haͤtten 40 Tage und 40 Naͤchte gefaſtet; und dieſe langen Faſten, 
Quadrageſimaͤ, betruͤgen auf eine myſtiſche Weiſe 42 Tage. 
Daher ſoll denn auch der Eidestermin Fünftig 40 Tage und 40 
Naͤchte dauern, doch ſo, daß 42 Tage herauskommen. 

244) Lex Burg. T. 8. c. 2. — Lex Rip. T. 59. c. 4. Dieſe 
Stelle ſpricht zwar vom Zeugeneide, der aber nach Ripuariſchem 
Rechte, wegen der gaͤnzlichen Gleichheit der Form, auch einerlei 
Natur mit dem Reinigungseide hatte. Bei andern Voͤlkern war 
es nicht möglich, auf dieſe Weiſe einen wahren Zeugen noch vor 
Ablegung des Zeugniſſes zum Zweikampfe zu fordern. 
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eines Jahres ſein Recht ſowohl auf den Eid, als auf 
den eigentlichen Gegenſtand der Klage “. Nach dem 
Ripuariſchen Geſetze mußte der Beklagte binnen Jahr 
und ſieben Naͤchten, nachdem er ſich zum erſten Male 
geſtellt hatte, den Eid vor Zeugen ablegen, durfte alſo 
auch wahrſcheinlich dieſes nicht früher thun“). Die 
Burgundiſchen Geſetze ſprechen den Beklagten ſofort frei, 
wenn der Klaͤger nicht in dem Termine erſcheint, ohne. 
daß jener noch erſt ſchwoͤren darf *). Eben dies ſcheint 
auch ſpaͤterhin im Fraͤnkiſchen Reiche allgemein gegolten 
zu haben ). 

Fehlte im Termine der Beklagte mit feinen Eides- 
helfern, oder weigerten ſie ſich den Eid auszuſprechen, 
fo war jener ſofort legitime iectivus, d. h. verpflichtet 
zur Bezahlung der Compoſition und zur Reſtitution der 
Sache, wovon der Eid ihn befreiet haben wuͤrde; und 
außerdem noch, ſo wie auch Jeder von den Eideshelfern, 
zur Erlegung des Gewettes, fuͤr den beleidigten Gerichts— 
bann . Es fand nunmehr alſo das oben ($. 5.) be- 
ſchriebene Verfahren gegen ihn Statt. — Etwas viel— 
leicht Eigenthuͤmliches hieruͤber enthalten die Lombardi— 
ſchen Geſetze. Dieſe machen einen Unterſchied zwiſchen 
dem Falle, da der Beklagte gar nicht erſcheint, und 
dem, da er zwar erſcheint, aber er ſelbſt oder feine Eides— 
helfer ſich weigern zu ſchwoͤren: dies nennen ſie ein 


245) Legg. Roth. c. 366. ſ. Note 241. 

246) Lex Rip. T. 67. c. 3. 

247) Lex Burg. T. 8. c. 5. 

248) ſ. Note 243, wegen des „se inter se iectiscunt.“ 

249) ſ. Note 230. und Lex Rip. T. 67. d. 4. — Form. Linden- 
brog. F. 169. Baluz. II. p. 552, Ipsis vero noctibus ex- 


184 Fuͤnftes Kapitel. 


sacramentum ruptum ). Die Wirkung hievon fuͤr 
den Klaͤger war unſtreitig dieſelbe, als wenn der Beklagte 
den peremptoriſchen Eidestermin hatte verſtreichen laſſen, 


d. h. er erwarb dadurch die Forderung auf die Compo⸗ | 


ſition, worauf er klagte). Aber zwiſchen dem Bez 
klagten und ſeinen Eideshelfern zeigte ſich nun ein eignes 
obligatoriſches Verhaͤltniß wirkſam. Wer naͤmlich von 
den Eideshelfern noch vor dem Schwure ſelbſt austreten 
wollte, hatte die Freiheit hiezu, mußte aber einen be— 
ſtimmten Grund angeben, warum er nicht ſchwören 
wollte, d. h. warum er den Beklagten fuͤr ſchuldig hielte, 


welches bei den vom Kläger ernannten Eidkshelfern leicht 


vorkommen konnte; und dann war ein sacramentum 
ruptum vorhanden, mithin der Beklagte uͤberfuͤhrt. 
Konnte aber der austretende Eideshelfer keinen beſtimm⸗ 


pletis, veniens utique ad Ecclesiam illam, visus est ipse 
homo esse iectivus, eo quod non potuit ipsum sacramen- 
tum explere sicut ei fuit iudicatum. — Hieher gehört auch 
Capitulatio de partibus Saxon. c. 32. Baluz. I. p. 256, 
wo aber ſtatt in activus, iactivus gelefen werden muß. 

250) Legg. Roth. c. 367. Sacramentum tune intelligitur 
ruptum, quando praesentibus sacrosanctis Evangeliis, aut 
armis sacratis, ille qui pulsatur, cum sacramentalibus 
suis coniunxerit et non ausus fuerit iurare; et aut ipse 
aut aliquis de sacramentalibus eius se subtraxerit; tune 
intelligatur sacramentum ruptum. \ 


251) Daher heißt es in demſelben Geſetze: „Et si dixerit, qui 


pulsat, quod sacramentum ruptum fuisset, praebent sacra- 


mentum qui negat. Si ausus fuerit iurare, quod neque a 
patre neque a sesacramentum ruptum fuisset : postea iuret, 
sicut supra scriptum est. Konnte er alfo die Behauptung des 
sacramenti rupti nicht laͤugnen, fo hatte er den Eid verloren. — 
Aus dieſen Worten geht zugleich klar genug hervor, daß auch 
bei den Lombarden der Eid mit Eideshelfern nicht in Gegenwart 
von gerichtlichen Perſonen geſchworen wurde. 


\ 
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ten Grund der Art angeben, fo ſtand es dem Beklagten 
frei, bis zu einem zweiten Termine einen Andern in die 
Stelle des Ausgetretenen zu fuͤhren, jedoch ſo, daß dieſer 
alle Unkoſten zu tragen hatte, die fein Austritt dem Des 
klagten verurſachte *). 
| Ein merkwuͤrdiges Verhaͤltniß trat noch ein, wenn 
der Beklagte vor dem Eidestermine ſtarb: alsdann ging 
ſeine ganze Verbindlichkeit aus dem Eidesverſprechen auf 
ſeine Erben uͤber, ſo daß dieſe entweder den verſprochenen 
Eid ablegen, oder die betreffende Compoſition bezahlen 
und den Gegenſtand des Streites praͤſtiren mußten ). 

Hatte der Beklagte den Eid ohne Mängel abgelegt, 
ſo verſtand es ſich doch noch von ſelbſt, daß er nun noch 
in einem andern Proceſſe wegen des Meineides belangt 
werden konnte, wobei aber ein Gottesurtheil das einzige 
moͤgliche Beweismittel war. Die Strafe des Meineides 
beſtand urſpruͤnglich nur in einer geringen Geldbuße, die 
der Hauptſchwoͤrende und jeder der Eideshelfer zu bezah— 
len hatten *). Eine gleiche Buße mußte der Klaͤger 
erlegen an Jeden von jenen Perſonen, wenn er ſie mit 

Unrecht des Meineides beſchuldigte: brachte er die Sache 

noch vor dem Schwure ſelbſt zum Zweikampfe, ſo hatte 
er dieſe Geldſtrafe nicht zu befuͤrchten. 

Karl der Große fuͤhrte auch gegen dieſen, ſo wie 
gegen jeden andern Meineid, die Strafe des Handab— 
hauens ein ). 


252) Legg. Liutprandi L. 6. c. 8. 

265) Legg. Roth. c. 367. ſ. oben S. 156. 
254) ſ. Note 64. 

255) Cap. con. 779. C. 10. 
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§. 36. 
Gebrauch der Eideshelfer außer dem Reinigungseide. 


Bisher habe ich das Inſtitut der Eideshelfer bloß 


als das Vertheidigungsmittel betrachter, das bei einer 
Anklage wegen Verletzungen dem Beklagten zuſtand; 
weil dies unſtreitig auch ſein urſpruͤnglicher Zweck war. 


Es laßt ſich aber von ſelbſt erwarten, daß die Germanen 
von dieſer kraͤftigen Proceßform auch andre Anwendun— 


gen gemacht haben werden. Dieſe ſind jetzt einzeln zu 


betrachten. 


1) Eine Eigenthuͤmlichkeit der Salier war es, daß 


0 
I 
| 


nach deren Recht der Adel, bei dem der ſogenannte 


negative Beweis durch Eideshelfer als Regel Statt fand, 
auch wenn er klagte, mit Conſacramentalen auftreten 


mußte, zur Bekraͤftigung der Klage, und zwar mit halb 


ſovielen, als mit wievielen nach Verſchiedenheit der 


geforderten Compoſition ſich der Beklagte zu reinigen 


hatte?“). Man kann hierin noch eine weitere Ausfüh- 


rung des Bildes der Fehde erkennen, als ſich bei den 
uͤbrigen Voͤlkern findet: denn auch in der Fehde durfte 


ja der angreifende Theil nicht ohne Beiſtand auftreten, 
und es kam nur darauf an, daß ihm eine uͤberlegene 
Macht entgegengeſtellt wurde, um ihn zuruͤckzutreiben. 
Aber auch nur aus einem Nachbildungstriebe kann dieſe 
Eigenthuͤmlichkeit hervorgegangen fein; ein procefjuali- 


ſches Beduͤrfniß dazu war gar nicht vorhanden: denn 


wenn der Beklagte den Kläger für ohnmaͤchtig und der 
Antwort nicht fuͤr wuͤrdig hielt, ſo hing es ja nur von 


ihm ab, es auf die Fehde ankommen zu laſſen. — Uebri-⸗ 


256) Pactus Leg. Sal. T. 76. c. 1. 
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gens muß ſich dieſe Form im noͤrdlichen Frankreich und 


in Belgien, als dem eigentlichen Gebiete des Saliſchen 


Rechtes, ſehr lange erhalten haben, wenn nicht in der 
Praxis, ſo doch im Gedaͤchtniſſe des Volks; denn ſie 


erſcheint noch in dem Gedichte Reynke de Voß', 
deſſen Stoff, ſo weit er Volkspoeſie iſt, in jenen Gegen— 


den zu Haufe fein fol 7). Hier finden ſich dieſe Verſe: 


Buch x. Kap. 2. Iſegrim de Wulf beghunde de klage, 


Syne vrunde, flechte, ſyne negſten mage, 

De gyngen all vor den Konnynk ſtan. 
Kap. 4. De Hanequam vor den Konnynk ſtan, 

Und ſach ene ſeer drofflyk an, 

He hadde by ſyk twey Hanen groet. 


Durch Wilhelm den Eroberer wurde dies Inſtitut 
mit manchen andern Fraͤnkiſchen Gebraͤuchen auch nach 
England verpflanzt? ), und hat ſich hier, wie ich glaube, 
bis auf den heutigen Tag in der Grand-Jury erhalten, 


einem Geſchwornen-Gerichte, das fuͤr jede wichtigere 


Criminal-Anklage befonders ernannt wird, um fie zu 
pruͤfen und fuͤr annehmbar zu erklaͤren, ehe ſie vor 


257) Vgl. Gottſcheds Einleitung zu deſſen Ausgabe des Reinike 
Fuchs. N 

258) Legg. Guilielmi Reg. c. 16. bei Canc. Vol. 4. p. 352. — 
Si quis alterum appellet de latrocinio et is sit liber homo, 
et habeat exinde verum testimonium de legalitate, purget 
se per plenum sacramentum (i. e. XIIma manu), et alter 
qui (i. e. alius quicunque) infamis ante fuerat per Sacra- 
mentum nominatum videlicet XIV homines legales etc.... 
et Appellator iurabit, (praeter eum iurent VII homines 
nominati) quod propter malitiam non fecerit nee propter 
aliam causam, quam quia ius suum persequeretur. Den 
ältern Engliſchen Geſetzen iſt ein ſolcher Gefaͤhrde-Eid mit Eides⸗ 
helfern durchaus fremd. 
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das eigentliche Geſchwornen— DM die Petit: Jury 
kommt. | 

2) Ein Fall, in dem auch a andern Volksge⸗ 
feßen der Kläger zum Schwure mit Eideshelfern gelaſſen 
wurde, und zwar ſo, daß der Beklagte nicht ſchwoͤren 
konnte, war, wenn jener dieſen auf der That ertappt 
und ohne Hilfe Anderer gebunden und vor Gericht ge— 
bracht hatte. Denn hierin lag ſchon ein halbes Got— 
tesurtheil: ein Unſchuldiger, nahm man an, wuͤrde ſich 
nicht haben überwinden laſſen. Wer daher durch meh— 


rere Männer bezwungen und gebunden eingebracht wur- 
de, den ließ man, wie jeden andern Angeklagten, zum 


Reinigungseide ). 


Ganz in demſelben Falle, als ein auf dem Dieb: 
ſtahl Ergriffener und Gebundener, befand ſich ein geröd- 


teter Dieb oder Raͤuber: auch dieſen konnte der Toͤdter 


durch ſeinen Eid mit Eideshelfern uͤberfuͤhren, und ſo 
ſich von der Verpflichtung zum Wehrgelde frei ſchwoͤren. 


Doch ſtand es den Verwandten des Getoͤdteten frei, 
deſſen Unſchuld durch den Zweikampf zu beweiſen 258). 


259) Lex Rip. T. 41. c. 1. Si quis ingenuus ingenuum liga- 
verit et eius culpam cum VI testibus in haraho non ad- 


probaverit, 30 sol. culpab. iudicetur, — c. 3. Sed si unus | 


homo cum satellitibus suis hominem ligaverit, aut ipsum 
excusare permittimus, aut proximus eius, quod innocens 
ligatus sit, cum VI iuret, — Daß die obigen VI testes nicht 
Zeugen, ſondern Eideshelfer ſind, ergibt der ganze Zuſammen— 
hang und folgende Stelle, wenn ſie gleich Saliſches Recht ent— 


hält: Pactus pro tenore pacis (circa an. 595) c. 2. Si 


quis ingenuam personam pro furto ligaverit, et negator 


extiterit (fur), XII iuratores medios electos dare debet, 
quod furtum, quod obiicit, verum sit. 

260) Lex Angl. et Werin. T. 2. c. 4. Homo in furto occi- 
sus non solvatur: sed si proximus eius dixerit innocentem 
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3) Wenn von einer vor Zeugen vollzogenen Hand— 
lung die Rede war, und jene nicht mehr lebten, ſo 
konnte derjenige, der ſich auf ſie berufen haben wuͤrde, 
ihre Stelle durch Eideshelfer erſetzen. Inſofern konnte 
alſo auch der Klaͤger in Civilfaͤllen fi) der Eideshelfer 
bedienen“). g 
4) Hatte der Kläger zum Beweiſe feines Rechts 
weder Zeugen noch Urkunden, ſo konnte der Beklagte 
durch Eideshelfer ſich von der Anſprache befreien, mußte 
dies aber auch thun, wenn er, was der Klaͤger forderte, 
nicht leiſten wollte?). 
| 5) Eine fehr wichtige Rolle ſpielten die Eideshelfer 
bei Streitigkeiten uͤber Geburtsrechte, uͤber die freie und 
eheliche Geburt einer Perſon im Allgemeinen, und uͤber 
die Abſtammung von einer beſtimmten Perſon, wegen 
des Erbrechts. 


occisum, campo comprobet eum innocentem, vel XII ho- 
minum sacramento (sc. occisor comprobet) furem credi 
iuste oceisum.— Legg. Inae c. 36. bei Canc. Vol. 4. p. 239. 
Qui furem oceidit, iuramento confirmare debet, quod 
eum fugientem pro fure occiderit, et mortui parentes 
ipsi iuramentum imponant non selectum. Hiebei wurde aber 
vorausgeſetzt, daß der Toͤdter auf friiher That die Sache bekannt 
gemacht hatte: ſonſt wurden dennoch die Verwandten des Erfchlas 
genen zum Eide gelaſſen. Lex Rip. T. 22. — Legg. Inae, 
C. 21. Si autem illud occultaverit, et post longum tempus 
fuerit manifestum, tunc viam aperit mortuo ad iuramen- 
tum, ut cognati eius ipsum innocentem praestare de- 
bent. — BI. Sachſenſp. B. 1. A. 64. 

261) Lex Rip. T. 60. c. 1. Si autem testes non potuerit con- 
gregare, ut ei testimonium praebeant, tunc rem suam 
cum sex sive cum septem cum sacramenti interpositione 
sibi studeat evindicare. Lex Alam. T.94.. per sacramenta 
vel per testes defensare. 

262) Legg. Roth. c. 230. Lex Alam. T. 94. — Capitt. Lib. 4. 
c. 2. 
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Bei Streitigkeiten dieſer Art fanden mehrere Eigen- 
thuͤmlichkeiten im Proceſſe Statt, die bemerkt zu werden 
verdienen. } | 

Als ſpaͤterhin die gerichtliche Vorladung ſchon all- 
gemein in der Bannitio geſchah, war doch für Streitig 
keiten uͤber Geburtsrechte noch die alte freie Form der 
Mannitio beibehalten“). 

Durch die Entſtehung der Reichsverfaſſung und 
Reichsgenoſſenſchaft war es Regel geworden, daß ein 
Jeder vor dem Richter, in deſſen Sprengel er ſich auf- 
hielt, auch ohne ſein Domicil hier zu haben, verklagt 
werden konnte und ſich vertheidigen mußte: fuͤr Faͤlle der 
angegebenen Art galt aber noch der alte Grundſatz, daß 
der Beklagte ſich nur vor demjenigen Richter zu verthei⸗ 
digen brauchte, zu deſſen Gemeinde er als Genoſſe ge— 
hörte, d. h. in feiner Heimath ?). 

Während in allen andern Fällen in der Kirche ger 
ſchworen wurde, hatten die Freiheitseide noch ihren ur— 
alten Eidesort, den Mahlberg? ). 

7850 Cap. 1. a. 819 c. 12. Si quis de statu suo, id est de 
libertate vel de hereditate compellandus est, iuxta legis 


constitutionem manniatur. De ceteris vero caulis non 
manniatur sed banniatur. 

264) Ludovici Pii Legg. (Lang.) c. 1. Excepto si quis 
eum de statu suo vel hereditate... appellaverit: de his 
duobus liceat sacramentum in patria sua id est in legi- 
timo loco, iusiurandum afferre. 

265) Cap. 1. a. 819. c. 14. Ubi antiquitus consuetudo fuit 
de libertate sacramenta adrhamire vel iurare, ibi mallum 
habeatur, et ibi sacramenta (sc. de libertate) iurentur. — 
Hieraus ergibt ſich, was in der vorigen Note unter dem legiti- 
mus locus zu verſtehen iſt. Dieſer Stelle widerſprechen zwar 
die in der folgenden Note angeführten Formeln; was aber nicht 
Wunder nehmen darf, da dieſe von Geiſtlichen abgefaßt ſind, die 
die Kirche fuͤr den einzigen erlaubten Eidesort hielten. 
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Was nun zuerſt den Beweis der freien Geburt be: 
trifft, ſo konnte dieſer auf keine angemeßnere Art gefuͤhrt 
werden, als dadurch, daß man den vollkommnen Befig 
der eigentlichen Freiheitsrechte darthat: daß man im 
Stande war, zu jeder Zeit eine Fehde zu uͤbernehmen, 
alſo daß man genug Blutsfreunde hiezu hatte, denn dieſe 
allein waren die echten Fehdegenoſſen; ferner daß man 
im Stande war, den ſchwerſten Eid, der gefordert wer— 
den konnte, abzulegen. Durch dieſe Punkte war das 
Daſein der Freiheit vollkommen außer Zweifel geſetzt. 
So ergab es ſich von ſelbſt, daß Einer, dem unfreie 
Geburt vorgeworfen wurde, einen Eid von ſehr ſtrenger 
Form abzulegen hatte, wie folgende Stellen, die das 
Naͤhere ergeben, lehren. 

Cap. III. an. 815. c. 9. Si quis hominem inge- 
nuum ad servitium requirit, cum II hominibus 
de suis proximis parentibus in sanctis iuret, et se 
ingenuum esse faciat, aut in servitium cadat. 
In den Fraͤnkiſchen Formelnſammlungen finden ſich hier: 


uͤber noch naͤhere Beſtimmungen: eine beſtimmte Anzahl 


der Eideshelfer mußte von natuͤrlicher und die uͤbrigen 
von muͤtterlicher Seite mit dem Schwoͤrenden verwandt 
fein “). 


266) Nach Form. Marculf. App. F. 2. mußte der Beklagte von 
vaͤterlicher Seite, wenn ihm von dieſer her unfreie Abkunft vor— 
geworfen wurde, mit 8, und von muͤtterlicher mit 4 Verwandten 
fhwören. Dagegen in den Formull. Lindenbrog. F. 16g. 
Baluz. II. p. 552. findet ſich folgende Stelle: „Sed ipsi Sca- 
bini, qui tum ibidem aderant, ei visi fuerunt iudicasse 
ut supra go noctes cum XII Francis, VI de paterna et VI 
de materna, in Ecclesia illa iurare debuisset quod de pa- 
terna aut de materna sechadum legem Salicam ingenuns 
esse videretur, 
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Eine ganz eigenthuͤmliche Beſtimmung hierüber 
findet ſich in der Capitularienſammlung von 1 egiſus 


(Lib. 4. cap. 26.): 


Homo de statu suo pulsatus, si is qui eum pul- 


f 


parte unde pulsatur, sive illa paterna sive ma- | 
ternasit, et quatuor aliunde non minus legitimos, | 
et iurando vindicet libertatem suam. Quodsi | 
procinctus defuerit, adsumat undecunque duo- | 


decim liberos homines, et iurando ingenuitatem 
suam defendat. 


Zuvoͤrderſt muß bemerkt werden, daß dieſe Stelle kein 


Fraͤnkiſches Recht enthaͤlt, nach welchem es gerade Regel 


war, daß in dem vorliegenden Falle die Eideshelfer lau- 
ter Blutsverwandte (legitimi) des Schwoͤrenden ſein 
mußten, während hier dieſes nur ausnahmsweiſe vorge- 


ſchrieben wird, für den Fall: „si procinetum habue- 


rit.“ Auch befindet ſich dies Kapitel nicht in der chro⸗ | 


nologiſchen Sammlung der Fraͤnkiſchen Capitularien, 
wohl aber unter den Lombardiſchen Geſetzen (Legg 


Ludovici Pii c. 59.). Es leidet alſo wohl keinen 
Zweifel, daß es aus dieſen in die Angeſiſche Sammlung, 


und nicht umgekehrt als ein urſpruͤngliches Fraͤnkiſches 


Reichsgeſetz in die Lombardiſche Geſetzſammlung getom⸗ | 


men iſt. 


Der Sinn dieſer ganzen Stelle haͤngt davon ab, 
was man ſich unter dem procinctus denkt, den der Kläs | 
ger haben ſoll. Eichhorn“) will darunter eine Ge- 

meinde 


— 


267) Deutſche St. u. Rechtsgeſch. Th. 1. S. 132. Note d. 


| 


sat ad convincendum illum procinetum habuerit, | 
5 1 . 1 005 1 
adhibeat sibi octo coniuratores legitimos ex ea 
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meinde verſtanden wiſſen, die in dieſer Sache geurtheilt 
‚hätte. Das wäre wichtig; denn nach dieſer Erklaͤrungs⸗ 
art wuͤrde jene Stelle eine Spur von einem ſonſt unbe⸗ 
kannten und bedeutenden Stuͤcke der Germaniſchen Ge— 
richtsverfaſſung enthalten. Eben darum ſcheint ſie mir 
aber auch bedenklich. Dazu kommt, daß (nach der 
Note 266. abgedruckten Stelle) wirklich in dieſer Sache 
die Scabinen urtheilten, alſo keine beſondere Gemeinde. 
Endlich der Lombardiſche, alſo der Originaltext, hat 
nicht procinctum und procinctus, ſondern procinctos 
und procincti, was ſich mit jener Erklaͤrungsweiſe gar 
nicht vereinigen läßt. 

Es erklaͤrt ſich alles ſehr natürlich, wenn man eine 
den Lombardiſchen Geſetzen (denn von, diejen- muß hier 
ausgegangen werden) eigenthuͤmliche Tendenz i in Betreff 
des Zweifampfs beruͤckſichtigt: ſie beſchraͤnken nämlich 
den Gebrauch deſſelben, und haben ihn fuͤr mehrere 
beſonders wichtige Faͤlle ganz abgeſchafft. (S. unten 
F. 42.). Dieſe Abſicht ſcheint auch in der obigen Stelle 
obzuwalten. Ich denke mir unter dem proeinetus oder 
den procineti nichts anderes, als was an andern Stellen 
ein Campio cinctus 2%) genannt wird, d. h. ein geruͤ⸗ 
ſteter Kampfvertreter. Der Sinn jenes Textes wäre 
hiernach dieſer: „Wem ſeine freie Geburt ſtreitig ge— 
macht wird, kann, wenn der Klaͤger keine Kaͤmpfer 
mitgebracht hat, durch den Eid von irgend welchen 
12 freien Maͤnnern ſeine Freiheit beweiſen; dem Klaͤger 
ſteht es aber frei, ſtatt deſſen die Sache durch ein Kampf⸗ 
gericht entſcheiden zu laſſen. Hat er daher den Beklagten 


268) ſ. z. B. Lex Baiuv. T. 12. 6. 8. 
Rogge Germ. R. N 


* 
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auf den Kampf gefordert, und zu dieſem Zwecke Kampfer 
mit ſich gebracht, ſo muß der Beklagte, um dem zu ö 


entgehen, einen viel ſtrengern Eid ablegen mit 12 nahen 


Blutsfreunden, d. h. mit 12 anerkannt freien Leuten, 


die zugleich beſchwoͤren muͤſſen, auf die vorgeſchriebene 
Weiſe mit dem Beklagten verwandt zu fein.” So ver⸗ 
ſtanden paßt der procinctus auch vollkommen zuſammen N 
mit dem Convincere oder vincere, wie der Lombardiſche 
Text hat: ein Ausdruck, der ſich auf eine urtheilende 
Gemeinde nur fehe uneigentlich beziehen laͤß t. 

Wurde einem Frauenzimmer die Freiheit ſtreitiz 
gemacht, ſo mußten igre Verwandten ſtatt ihrer dieſen 
Eid ablegen“). | 

Auf eben dieſe Weiſe wurde ach der Beweis der 


Verwandtſchaft mit einer beſtimmten Perſon geführt; und 


hier konnte es daher gleichfalls vorkommen, daß der Klee 
ger dieſen Eid ſchwur ). | 0 


350 Von ganz aͤhnlicher Art war der Streit wegen | 
des Mundidms über ein Frauenzimmer. Hier war es 
Regel, daß derjenige, der ſich im Beſize deſſelben be— 
fand, auch das Recht dazu durch einen Eid cum sacra- j 


thus legitimis suis XII beweiſen konnte ek 


269) Lex Alam. T. 18. C. 15. — Decret. Tassil, ad Leg, 
Baiuv. c. 12. | odzaum 
270) Legg. Rothar. d. 155... tunc ille qui quaerit praebeat 
sacramentum cum legitimis sacramentalibus suis XII, et 
dicat per ordinem, quod parentela nostra sic fuit, et 1111 
sic fuere nobis parentes quomodo nos dicimus. Geriethen 
die Verwandten ſelbſt unter einander in Streit uͤber dieſe Frage, 
ſo konnte gewiß nur der eg ee 


271) Lege. Roth. c. 166. 
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7) Eine ſehr auffallende Anwendung, die man 
allgemein von dem Eide mit Conſacramentalen machte, 
war, daß er als eine Ehrenerklaͤrung diente, wodurch 
Jemand, der ein freies Frauenzimmer beſchimpft hatte, 
ohne dieſe Schmaͤhung beweiſen zu wollen, betheuern 
mußte, daß er nichts Boͤſes von dem Frauenzimmer 
wuͤßte; ebenſo ein Braͤutigam, der ſeine Braut ver⸗ 
ließ ). 7 


Sechstes Kapitel. | 
Von den Gottesurtheilen. 


el achelch ß 
Allgemeine Betrachtung. 

Unter allen grauenhaften Erſcheinungen des Mittel— 
alters ſind die Gottesurtheile unſtreitig eine der aller— 
ſchauerlichſten, deren Idee in ihrer furchtbaren Tiefe 
ſelten aufgefaßt wird. Man pflegt ſie mit Orakeln zu 
vergleichen. Daß dieſe auch bei unſern Vorfahren uͤblich 
waren, läßt ſich von ſelbſt erwarten, auch wenn Tacitus 
davon ſchwiege: da es wohl kein Volk gegeben hat, das 


272) Lex Baiuv. T. 7. c. 16. Si quis liber postguam sponsa- 
verit alicuius filiam liberam legitime, sicut lex est, et 
eam dimiserit, et contra legem aliam duxerit, cum 24 sol, 
componat parentibus, et cum XII sacramentalibus iuret 
de suo genere nominatis, ut non per invidiam parentum 
eius nee per ullum crimen eam dimisisset, sed propter 
amorem alterius alteram duxerit, et sit finitum inter illos, 
et postea filiam suam donet cui vult. — Vgl. Lex Alam. 
T. 53. Legg. Roth. c. 198. 384. 


N 2 
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bei einiger Anlage zu Religion und Poeſie ohne Orakel 
gelebt haͤtte. So hatten auch die Germanen ihre Seher, 
die aus dem Fluge der Voͤgel, dem Gewieher der Roſſe 
und andern Zeichen, wenn der Himmel ſich zu den Auſpi⸗ 
tien geneigt zeigte, den Beſchluß der Gottheit deuteten, 
ehe ſie zu einem wichtigen Unternehmen ſchritten. Hie⸗ 
von aber waren die Ordalen ſo verſchieden, wie Nacht 
von Tag. Nicht das Kuͤnftige, ſondern das Geſchehene 
wurde durch dieſe, und nicht etwa durch bittende Frage 
erforſcht, aus geheimnißvollen Zeichen, die dem unkun— 
digen Seher ſchwiegen, und die der kundige auf ſeine 
Gefahr, als Luͤgenprophet beſchaͤmt zu werden, deutete: 

ſondern uͤber allen menſchlichen Zweifel gewiß wurde die 
Vergangenheit dadurch hingeſtellt, und aus Proben, die 
niemals ſchweigen und niemals mehrdeutig ſprechen konn— 
ten. Mit der beſchaͤdigten Hand, die der Angeſchul— 
digte aus dem Keſſel zog, war ihm die That, um die er 
angeklagt war, in ſein vergangenes Leben unwiderruflich 
hineingepflanzt und zugleich ſonnenklar bewieſen. Daß 
ſolche rückwärts ſchauende Orakel nur ein Kind des duͤ⸗ 
ſterſten Aberglaubens ſein koͤnnen, zwingt Jeden ſein 
Gefuͤhl, zu bekennen, und wenn er der waͤrmſte Verehrer 
unſerer Altvordern iſt. In der That iſt es auch ein fehr 
ungluͤckliches Bemuͤhen, die Germaniſchen Gottesurtheile 
von Seiten ihrer Zweckmaͤßigkeit fuͤr jenes Zeitalter zu 
rechtfertigen. Als Beiſpiel kann Montesquieu dienen. 
In ſeinem Esprit de loix, in dem ſich wohl viele ſcharf— 
ſinnige Gedanken, nur nicht der Rieſengeiſt der Germa⸗ 
niſchen Geſetze, erkennen laſſen, verſucht er es auch, 
durch eine Apologie der Gottesgerichte ſich um unfre 
Vorfahren verdient zu machen, und verfaͤllt dabei auf 
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folgende ſcharfſinnige und doch laͤcherliche Erklaͤrungsart: 
unter den Germanen hätte jeder einigermaaßen rechtliche 
Mann eine jo dicke Haut auf den Händen geführt, woran 
alle brennenden Proben zu Schanden geworden waͤren; 
ſehr gut hätte man daher durch das glühende Eiſen oder 
das kochende Waſſer erkennen konnen, weß Geiſtes Kind 
ein Angeklagter war, ob ein unverdorbener kraͤftiger 
Mann, oder eine verweichlichte Memme. Auf ähnliche 
Weise hätte es ſich mit dem gerichtlichen Zweikampfe 
verhalten, bei welchem Montesquieu überdies ſpaͤtere 
Ritterſitte für altgermaniſch hält “). Ebenſo iſt es 
aber auf der andern Seite auch einſeitig und uͤbereilt, 
dieſen Aberglauben fuͤr Eins mit einer barbariſchen Stu— 
piditaͤt zu halten. — Daß der Aberglauben überhaupt, 
und zwar um ſo mehr, je ſtaͤrker er iſt, ſich lieber mit 
einem kraͤftigen als mit einem ſtumpfen Gemuͤthe verei— 
nigt, iſt bekannt. Was nun aber die Ordalien betrifft, 
ſo liegt dieſen, wegen ihrer beſondern Beſchoffenbeit, ein 
ſo unerhoͤrter Aberglauben zum Grunde, der den durch 
die tägliche Erfahrung bewaͤhrten Geſetzen der Natur 
Trotz bietet, daß ich von jeher meine eigne Vermuthung 
darüber gehabt habe: ſie koͤnnen im Ganzen nur als ein 
Schreckbild der Phantaſie beſtanden haben, welches ver: 
ſchwinden mußte, ſobald es in dem Gebiete der Erfah: 
rung feſten Fuß faßte, wenn nicht Betruͤgerei es in 
Schutz nahm. Denn die beiden Hauptproben unter den 
eigentlichen Ordalen, das gluͤhende Eiſen und der Keſſel— 
fang, waren von der Art, daß ſie jedesmal nur ein 
„ſchuldig“ ausſprechen konnten. Nach den Angelſaͤch⸗ 


N 
N 


275) Montesquieu Liv. 28. chap. 17. 
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ſiſchen Geſetzen *7*) hatte der Beklagte, der zum Ordale 
reif war, die Wahl, entweder in einen wild ſiedenden 
Keſſel mit nacktem Arme bis an den Ellenbogen hinein— 
zugreifen, um einen Stein daraus zu holen, oder ein 
drei Pfund ſchweres weiß gluͤhendes Stuͤck Eiſen auf 
bloßer Hand bis zu einem beſtimmten Ziele hinzutragen. 
Hierauf wurde die Hand in einem Sacke verſiegelt, und 
war ſie nach drei Tagen nicht rein von jeder Spur, ſo 
war auch der Beklagte unrein und ſchuldig. Gegen ſol⸗ 
che Proben, ſollte man meinen, konnte ſelbſt die dickſte 
Haut nicht ſchuͤtzzen. Man müfte aber den Germanen 
doch eine wahrhaft viehiſche Dummheit zutrauen, wenn 
ſie dieſe Proben, die nur auf eine Weiſe ausfallen konn— 
ten, oft mit angeſehen und doch nicht den Glauben an 
ihre Wahrhaftigkeit verloren hätten. Es iſt alſo gar 
nicht anders denkbar, als daß die Ordalien zwar dem 
Rechte nach in gewiſſen Fällen eintraten, daß dieſe Faͤlle 
aber nie oder hoͤchſt ſelten vorkamen. Dies ſpricht ſich 
auch in mehreren Stellen der alten Volksgeſetze ganz 
unverkennbar aus, die uns zugleich einen zur Ueberra— 
ſchung tiefen Blick in die ganze moraliſche Grundlage des 
Germaniſchen Gerichtsverfahrens geſtatten. 

Nach Saliſchem Rechte war die Keſſelprobe das 
einzige geſetzliche Vertheidigungsmittel eines Angeklagten, 
und doch zeigen auch hier folgende ſehr unzweideutige 
Spuren, daß fie in praxi gar nicht oder aͤußerſt ſelten 
vorgekommen ſein kann. ö 

1) Der Klaͤger mußte vom Termin der Klage bis 
zum Termine des Ordals, d. h. 14 Tage und 14 Mächte 


274) Legg. Inae Reg. c. 22. 
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hindurch das Feuer unter dem Keſſel unterhalten “): 
eine Umſtäͤndlichkeit, die ſich unmoͤglich erhalten haͤtte, 
wenn fie oft vorgekommen wäre. „ 

2) Es war unter den Saliern gewoͤhnlich, daß der 
Kläger dem zur Keſſelprobe verurtheilten Beklagten um 
eine beſtimmte Summe geſtattete, ſich durch Eideshelfer 
zu vertheidigen: z. B. wenn das Wehrgeld gefordert 
wurde, 200 Schillinge, jo waren 30 Schlinge der 
geſetzliche Preis für die Loskaufung der Hand“ “). Dies 
wäre ganz unbegreiflich, wenn man nicht annimmt, daß 
es den Saliern dazumal noch durchaus unbekannt war, 
daß Jemand, der in einen kochenden Keſſel hineingreift, 
ſich auch ganz nothwendig die Hand verbruͤhen muß. 
Woͤre alſo dies Ordale auch nur waͤhrend eines Men⸗ 
ſchenalters oͤfters in der Wirklichkeit vorgekommen, ſo 
hätte ſich von jener Sitte auch keine Spur erhalten koͤn⸗ 
nen. Dabei koͤnnen wir über das hohe Vertrauen, was 
jeder Salier in die Redlichkeit eines Freien ſetzte, nicht 
genug erſtaunen: der Klaͤger ſtellte es in dem obigen Falle 
in die Ehrlichkeit des Beklagten und feiner Eideshelfer, 
ihm nicht nur das Wehrgeld zu entziehen, ſondern auch 
noch eine gleich große Summe als Strafe fuͤr die unge⸗ 
rechte Anklage aufzubuͤrden 7°). Ein ſolcher Eid muß 
ihm alſo eben ſo untruͤglich geſchienen haben, als der 
Ausſpruch Gottes; die 30 Schillinge ließ er ſich nicht 
bezahlen für die größere Ungewißheit, ſondern für die 
Angſt vor dem Schmerze, die er dem Beklagten erſparte. 


—5iE 


275) Pactus Leg. Sal. T. 76. c. 1. 
276) Lex Sal. ref. T. 55. C, 7. 
277) Lex Sal. ref. T. 20. 
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Dies alles noͤthigt uns zu der Annahme, daß eine wiſſent⸗ 
lich falſche Anklage und ein falfches Laͤugnen von Seiten 
der Beklagten gleich unerhoͤrt in der Wirklichkeit geweſen 
fein muß, wenn gleich das Geſetz darauf Ruͤckſicht nahm. 
Wie weit dieſe Ehrlichkeit ging, dafür findet fic ein fehr 
ſprechender Beleg in einer alten Sammlung von For 
meln, d. h. von Muſtern zu Urkunden für häufig vor | 
kommende Verhandlungen; wo unter andern auch eine 
Formel ſteht für die gerichtliche Entſcheidung einer Mord 
anklage von folgender Art: der Klaͤger und alle anwe⸗ 
ſenden Perſonen wiſſen nicht, ob der Beklagte ſchuldig 
ſei oder nicht, dieſer aber geſteht von freien Stuͤcken, 
daß er nicht nur dieſen, ſondern auch noch mehrere andre 
Morde begangen habe; worauf die Scabinen ihn in die 
geſetzliche Compoſition condemniren “). 

Daß aber dieſe erſtaunliche Ehrlichkeit nicht etwa 
einen Nationalvorzug der Franken bildete, ſondern auch 
bei andern Germaniſchen Staͤmmen zu finden war, alſo 
wohl allgemein zum Charakter unſerer Vorfahren gehoͤrt 
hat, lehrt eine hoͤchſt merkwuͤrdige Stelle des Frieſiſchen 
Geſetzbuchs “): | 

Wenn Jemand einen Dieb auf der That ergreift und 
vor Gericht führt, fo ſoll dieſer nicht, wie ſonſt jeder 
Angeklagte, zum Reinigungseide mit Eideshelfern 
gelaſſen werden, ſondern beide Theile, jeder allein, 
ſollen ſchwoͤren: der eine, daß er recht geklagt, der 
andere, daß er unſchuldig ſei. | ' 
Jetzt ſoll der Meineidige durch ein Ordale ausgemittelt 
werden. Der Verdacht wax aber gegen beide derſelbe, alſo 


278) Formulae Lindenbrog. F. 124. Baluz. II. p. 544. 
279) Lex Fris. T. 3. c. 8. 9. 
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kein Grund vorhanden, den einen allein oder vor dem ans 
dern der ſchmerzhaften Probe zu unterwerfen. Darum 
ſchreibt das Geſetz vor, ſie ſollen beide an den ſiedenden 
Keſſel treten und die Hand hineinſtecken. — Wie laͤßt 
ſich dies ſonderbare Geſetz anders erflären, als daß es bloß 
im Rechtsglauben lebte; daß aber in der Wirklichkeit 
jener Doppeleid und dieſe Keſſelprobe ſchlechthin niemals 
vorkamen? Ein einziges Experiment hätte ja hingereicht, 
dies ganze abergläubifche Syſtem zu vernichten. — Die 
Germaniſtiſchen Alterthumsforſcher pflegen Beſtimmun⸗ 
gen dieſer Art in den alten Volksgeſetzen, wonach beide 
Theile ſchwoͤren mußten, für das Hoͤchſte der Barbarei 
zu erklaͤren. Und ſo gibt es viele vermeintliche Beweiſe 
Germaniſcher Barbarei, die eben die allerhoͤchſte Ehr— 
Fut vor der Tugend unſerer Altvordern gebieten. 


So exiſtirten alſo die Ordalen wenigſtens fuͤr den 
freien Germanen ſicher nur im Rechtsglauben; und in 
den ſeltenen Faͤllen, die fuͤr ihre wirkliche Anwendung 
uͤbrig blieben, gegen Unfreie, fuͤr die ihr Herr nicht 
ſchwoͤren wollte, und bei den Saliern gegen Freie, die 
nicht einmal ſoviel Vermoͤgen und ſoviele Freunde hat⸗ 
ten, um ſich davon loszukaufen, diente ihr ſtets verur⸗ 
theilender Ausſpruch nur zur Befeſtigung ihres Anſehens: 
denn gegen ſolche Leute war jedesmal auch der aüerſtante 
Verdacht vorhanden. 


Eben dieſes laßt fich auch vom Zweikomofe gar nch 
bezweifeln: ſo lange der Glauben an ſeine Untruͤglichkeit 
allgemein und in ſeiner urſpruͤnglichen Kraft beſtand, 
war es unmoͤglich, daß er jemals zur Ausuͤbung kam. 
Mit der vollkommenſten Gewißheit ſah jeder von den 
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ſtreitenden Theilen voraus, daß der Ausgang des Kampfs | 
die Wahrheit enthüllen wuͤrde: es wäre alſo Wahnſinn 
geweſen, oder ſchon ein frevelhafter Zweifel am Gottes- 
urtheile, wenn Jemand es gewagt haͤtte, vor Gericht 
eine Luͤge auszuſprechen, oder wenigſtens bis zum Kampfe 
dabei zu verharren. | 

Dies iſt denn auch unſtreitig der Grund, warum | 
Tacitus, der von den Drafeln und vom Gerichtsweſen 
der Germanen ausdruͤcklich ſpricht, von ihren Gottes- 
uttheilen, die ihm mehr als alles Andere hatten auffallen 
muͤſſen, nichts erfahren hat, wenigſtens nichts mittheilt. 

Aus dem Gedaͤchtniſſe des Volks konnten ſich aber 
deshalb die Gottesgerichte nicht verlieren, wenn ſie auch 
in mehreren Menſchenaltern nicht zur Erſcheinung wur⸗ 
den; denn nur eben darum, weil der Glauben an ſie ſo 
lebendig war und fortdauerte, kamen ſie nicht zur Aus⸗ 
uͤbung: im Hintergrunde aber, aus dem ſie jeden Augen⸗ 
blick gegen den Luͤgner hervorzubrechen drohten, ſpielten 
ſie eine gewaltigere Rolle, und bildeten den ganz noth— 
wendigen Schlußſtein des völlig beweisloſen Gerichtsver⸗ 
fahrens. Und umgekehrt aus ihrem Daſein folgt noth- 
wendig abſolute Beweisloſigkeit. Denn ein eigentliches 
Beweisverfahren kann nur Eine Grundlage haben: ein 
klaſſiſches, vom Richter geprüftes und als unverwerf: 
lich anerkanntes Zeugniß; dieſes war unmoͤglich, da 
Gott, als der einzige unverwerfliche Zeuge, jeden Augen: 
blick ſelbſt gefragt werden konnte. Eben darum gab es 
auch nicht das ace Beduͤrfniß eines Beweisver⸗ 
fahrens. 

So betrachtet war alſo der Aberglauben, worauf 
die Ordalen beruhten, in der fruͤheſten Zeit ganz und 
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gar Eins mit dem reinſten und einfältigften Glauben an 
die Redlichkeit eines Freien, und nur eine dieſem ſchoͤnen 
Glauben entſprechende Sinnesart im Volke begruͤndete 
ihre Moͤglichkeit. — Dies dauerte ſo lange unſere 
Altvordern ſich in dieſer Kinderunſchuld befanden. Als 
aber dieſe Denkart durch die Gemeinſchaft mit den Nö: 
mern, durch den Uebertritt in einen civiliſirtern Zuſtand, 
ihre Reinheit verloren hatte, da traten die Gottesurtheile 
freilich wie raſende Ungethuͤme in das wirkliche Leben 
hinein, und wuͤrden gewiß auch kein halbes Jahrhundert 
hindurch ihr Unweſen getrieben haben, wenn nicht aus 
titleid die Kirche die bedraͤngte Unſchuld in ihren Schutz 
genommen und durch fromme Betruͤgereien vor einem 
jetzt wahnſinnigen Gerichtsverfahren gerettet, und ſo, 
wiewohl gewiß ohne Abſicht, das Daſein der Ordalen 
noch für einige Jahrhunderte gefriſtet haͤtte. Dieſer ſpaͤ⸗ 
tern, ganz andern Welt gehoͤren alle die Faͤlle an, die 
uns die Geſchichte in großer Menge von dem wirklichen 
Beweiſe der Unſchuld durch Ordalen aufbewahrt hat. — 
Etwas anders verhielt es ſich jedoch mit dem Zweikam— 
pfe: dieſer ſetzte bei weitem nicht einen jo blinden Aber: 
glauben voraus; denn theils konnte ſich hier das Gottes— 
urtheil ſowohl fuͤr den einen als fuͤr den andern Theil 
erklären, theils laͤßt ſich hier auch ein wirklicher Zuſam— 
menhang zwiſchen der Schuld und Unſchuld und dem 
Ausgange des Kampfes denken. Darum konnte ſich die— 
fer auch erhalten, obgleich die Geiſtlichkeit von jeher das 
gegen geeifert hat. ' 
Iſt dieſe hier entwickelte Anſicht von den Gottes— 
gerichten die richtige, ſo beantwortet ſich auch die Frage 
nach ihrem Urſprunge ganz von ſelbſt. Eine ſehr gewoͤhn— 
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liche Meinung iſt, daß fie eine ſpaͤtere Erfindung und 
insbeſondere die Ordalen eine Brut der Pfaffenliſt find. | 
Dies iſt nicht weniger eine ſchnoͤde Verleumdung, als 
eine ſehr oberflaͤchliche Vorſtellungsart. Die Formen 
der Gottesurtheile konnten wohl erfunden, abgeändert | 
und vervielfacht werden: aber ihr Weſen, dieſer uner— 
gruͤndlich tiefe Glauben oder Aberglauben, muß in der 
Gemuͤthsart der Germanen gelegen haben, und konnte 
ihnen nicht erſt durch eine menſchliche Lift eingepflanzt wer⸗ 
den, und am allerwenigſten ſo ſchnell, daß ſelbſt in den 
älteften Germaniſchen Volksgeſetzen ſich von dem fruͤhern 
Zuſtande des Gerichtsverfahrens, welches bei jener An- 
nahme himmelweit verſchieden geweſen fein müßte von 
dem ſpaͤtern, auch nicht eine einzige Spur erhalten hätte: 
Denn die proceſſualiſchen Syſteme der Volksgeſetze ſetzen 
überall die Gottesurtheile als ganz feine Grund⸗ 

lage voraus. | 


Unter den einzelnen Arten des Gottesurtheils find 
von weſentlicher Verſchiedenheit der Zweikampf und die 
Ordalen. 

$. 38. 
Vom Zweikampfe. 17 

In allen Germaniſchen Volksgeſetzen außer dem 
Saliſchen, Saͤchſiſchen und Weſtgothiſchen, welches 
hier uͤberhaupt gar nicht in Betracht kommt, wird des 
gerichtlichen Zweikampfes ausdruͤcklich erwahnt; was die 
ſehr natürliche Vermuthung begruͤndet, daß er ein ur 
ſpruͤngliches und gemein Germaniſches Inſtitut iſt. Weil 
aber unter jenen Geſetzbuͤchern die Lex Gundobada zufäl- 
lig das äfcefte iſt, und hierin der Gebrauch des Zwei⸗ 
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/ kampfs für gewiſſe Fälle ausdruͤcklich befohlen wird, ſo 


bat ſich die ſehr gewöhnliche wiewohl fehr u e 
Meinung gebildet, daß Koͤnig Gundobald, von dem 


dies Geſetzbuch herruͤhrt, der Erfinder des Zeikampfes 


ſei 6). Was aber mehr als alles Andere für die Ur 
ſpruͤnglichkeit des Zweikampfes ſpricht, iſt, daß ſchon Ta⸗ 
citus “ ) deſſelben erwähnt, zwar nicht als eines Gottes⸗ 
urtheils, ſondern als eines Orakels. Wollte man uͤber 
den Ausgang eines Krieges, den man vorhatte 1 Gewiß⸗ 
heit haben, ſo machte man Einen von dem feindlichen 
Volke gefangen, und ließ ihn mit Einem von den eigenen 
Landsleuten kaͤmpfen; hieraus erſah man, auf weſſen 
Seite der Sieg fallen wuͤrde. Eben dieſen Sinn hat 
unſtreitig auch der gerichtliche Zweikampf urſpruͤnglich 
gehabt. Wenn der Beklagte bereit war, durch ſeine 
Eideshelfer darzuthun, daß er dem Klaͤger in der Fe de 
gewachſen geweſen waͤre, ſo konnte dieſer dieſelbe Frage 
auf eine noch ſichrere Art durch jenes Orakel entſcheiden 
laſſen, und den Eid verhindern. — Dieſe orakuloͤſe 
Natur des gerichtlichen Zweikampfs läßt ſich auch an der 
ganzen Form deſſelben, welche einer Deutung faͤhig war, 
nicht verkennen. Da der Kampf nicht immer auf Tod 
und Leben ging, ſo hätte. es wohl bisweilen vorkommen 
koͤnnen, daß jeder von beiden Theilen behauptete „den 
Sieg davon getragen zu haben und daß der Ausgang 
unentſchieden ſchien: es kam alſo darauf an, aus der 
letzten Lage der Kaͤmpfer zu erklaͤren, was Gott in Be— 
treff det Fehde „die hach hätte entſcheiden allen 


290) Canciant monitum ad Leg. Burg, der dieſe Meinung ruͤgt. 
281) G. e. 10, 


1 
v 4 
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beſchloſſen hatte. Daher war hier ein Augur, Kampf⸗ 
richter, noͤthig: daher wurde auf den Boden ein Kreis, 
das Auſpicienfeld, gezeichnet, und eigne Kreiswaͤrter 


mußten darauf ſehen, daß die Kaͤmpfenden den Kreis. 


nicht uͤberſchritten, und daß kein Dritter hineintrat oder 
ſonſt auf irgend eine Weiſe die Auſpicien ſtoͤrte, und die 


Kaͤmpfer ſelbſt mußten keine Zauberkraͤuter oder andre 
Mittel an ihrem Leibe führen, wodurch das Orakel ver: | 


wirrt werden konnte *). Eben dieſes iſt auch ganz 


unſtreitig der Grund, warum der Ausdruck Or-Dale, 


d. 9. hoͤchſter Ausſpruch, nur von der Keſſel- und Feuer⸗ 
probe gebraucht wird, wo Gott ſelbſt durch klare Zeichen 
unmittelbar ſprach, nie aber vom Zweikampfe, wo der 
Richter ſprach, als Prieſter und Seher ?“). A 

Außer dem eben beruͤhrten Falle, wo der Klaͤger 
den Beklagten auf den Zweikampf forderte, um dadurch 
den Eid zu verhindern, kam derſelbe noch vor: 1) um 
den Beklagten mit ſeinen Eideshelfern nach gethanem 


Eide des Meineides zu überführen; 2) zum Urtheilſchel- 


ten; 3) zum Luͤgenſchelten eines Zeugen. 4) Streitig⸗ 
keiten gewiſſer Art konnten uͤberhaupt nur durch den Zwei: 
kampf entſchieden werden: nämlich Grenzſtreitigkeiten “““), 
weil hier kein Theil den andern irgend einer Verletzung 
beſchuldigte, ſondern nur ein ſtreitiges Faetum, an dem 


282) S. hierüber Majer's Geſchichte der Ordalien, S. 258 fgg. 

285) Du Cange v. Ordelium erklart zwar dies Wort fuͤr gleich⸗ 
bedeutend mit iudicium Dei, es findet ſich aber ſchwerlich irgend 
eine Stelle, in der der Zweikampf ſo genannt wird; und im 
Decret. Tass. ad Leg. Baiuv. c. 9. werden die Urtella als 
eine eigne Art von Gottesgerichten genannt, ren ſic Wfreie 
zu bedienen hatten. 2. 5 

284 Lex Alam. T. 84, und Lex Baiuv. T. 11. . 3. 


| 
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Beide unſchuldig waren „ die Grenze ausgemittelt werden 
ſolle. 

N Die Form, in der Kr Zweikampf vorkam, war 
zwiefach: entweder die ſtreitenden BERN unter denen 
oder ſie bedienten ſich der n ertreter oder 
Ka mpfvorm unde. Daß dieſe Verſchiedenheit kei⸗ 
nesweges gleichgiltig war, ſieht man aus mehreren Stellen 
der alten Volksgeſetze. — Die Baieriſchen Geſetze ha: 
ben für jede von jenen beiden Formen einen eigenen Aug: 
druck: für den in Perſon zu vollziehenden Kampf, We: 
Hading d. h. Wehrgericht *), und für den Kampf 
durch Kampfvertreter, Kampfwic ); und für Grenz— 
ſtreitigkeiten iſt ausdruͤcklich das Wehading vorgeſchrieben, 
und die andre Art des Kampfs verboten?“). Ebenſo 
geſtattet umgekehrt ein Frieſiſches Geſetz ?), für einen 
Fall ausdruͤcklich, als etwas nicht in der Regel Statt 
findendes, den Kampf durch gemiethete Kämpfer. — 
Doch moͤchte es ſchwer ſein, das eigentliche Princip die— 
ſer Verſchiedenheit anzugeben. 

Dieſe Kampfvertreter, Campi, Campiones, Kaͤm⸗ 
pfen nach dem Ausdruck des Sachſenſpiegels, ſind außer⸗ 
dem noch für die innere Rechtsgeſchichte ein merkwuͤrdi— 
geres Inſtitut, als das fruͤheſte Beiſpiel von rechtloſen 
Perſonen, von denen die Rechtsbuͤcher des Mittelalters 
ausfuhrlich ſprechen; d. h. von ſolchen, die zwar ihrer 


7 


285) Decret. Tassil. ad Leg. Baiuv. c.5. vgl. mit Lex Baiur. 
T. 11. c. 5. 

286) Decr. Tass. ad Leg. Baiuv. c. 6. 

287) Lex Baiuv. T. 1. c. 4. 

288) Lex Fris. T. 14. c. 7. 


— 
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Geburt nach nicht unfrei, dennoch weſentlicher Freiheits⸗ 
rechte entbehrten. Das Freiheitsrecht, was ſchon nach 
den Volksgeſetzen den Kaͤmpfen fehlte, war das Wehr⸗ | 
geld eines Freien. Es war, wie oben bewieſen der 
Vorzug jedes Freien, daß wenn er nicht einen natärli⸗ | 
chen Tod ſtarb, oder durch reine Naturgewalt „ oder in 
der Schlacht, oder durch die eigne Hand, ſein Tod ent⸗ 
weder geraͤcht, oder mit dem Wehrgelde geſuͤhnt werden 
mußte. Dieſe Regel konnte aber offenbar keine Anwen⸗ 
dung finden für den, der un Zweikampfe in feiner eigenen 
Suche als der Schuldiger blieb; und hierin liegt beilaͤufig 
ein neuer Grund fuͤr die obige Behauptung, daß der 
Zweikampf urſpruͤnglich vielleicht niemals wirklich vorkam, 
denn der ſchuldige Theil ſetzte dabei ſein Wehrgeld, d. h. 
feine ganze Ehre aufs Spiel. Eben dieſem, Schimpfe 
ſetzte ſich auch derjenige aus, der fuͤr einen Andern 
kaͤmpfte ). Indeſſen ein ſolcher verlor doch vor dem 
Ausgange des Kampfes ſelbſt niemals etwas an ſeiner 
Ehre; denn er kaͤmpfte wie fuͤr ſeine eigne Unſchuld. 
Als aber aus der Kampfvertretung ein eignes Gewerbe 
wurde, und die Kaͤmpfen im Sinne des Sachſenſpiegels 
entſtanden, ſo mußten dieſe fuͤr ehrloſe Menſchen gehal⸗ 
ten werden; weil ſie bereit waren, um ſchnoͤdes Geld ihr 
Wehrgeld, dies heilige Recht ihrer Familie, aufs Spiel 
zu ſetzen. Jeden Tag konnten ſie, und das in ihrem 
Berufe, todt geſchlagen werden, und mußten dann ohne 
Wehrgeld daliegen. Dies fuͤhrte ganz natuͤrlich auf den 
| Schluß, 
289) Lex Baiuv. T. 17. De campionibus. c. 1. Si unus ex 
his ab altero interfectus fuerit, quamvis nobilis sit per- 


sona, non componatur amplius quam 12 solidis; et ab ee 
componatur qui illum iniuste invitavit. 
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Schluß, daß ein Kämpfe. überall 185 00 erſchla⸗ 
gen werden durfte). 

Hieraus geht r herbor, N wie die Anſicht der 
Germanen vom Zweikampfe himmelweit verſchieden war, 
von der ſpaͤtern ritterlichen Sitte und unſer tm point 
d'honneur. Genngehuung für die beleidigte Ehre ge⸗ 
waͤhrte dem freien Germanen nicht der Zweikampf, ſon⸗ 
dern die Geldſuͤhne; und ungeachtet feines ſonſt fo Friee 
geriſchen Gemuͤthes, war er auf jenen Gebrauch der Waf— 
fen fo wenig ſtolz, daß er ſich viel lieber eines gemiethe⸗ 
ten Kaͤmpfen bediente, wozu man ſogar unfreie Perſo⸗ 
nen zu nehmen pflegte ). 

§. 39. 
Von den Srdelen. | | 

Außer dem Zweikampfe, deſſen nur Freie fähig 
waren, mußte es noch andre Gottesurtheile für Unfreie 
geben und fuͤr Freie, die ſich der Unfreiheit naͤherten: 
dieſes waren die beiden Ordalen, der Keſſelfang und das 
gluͤhende Eiſen, welches in bloßen Haͤnden getragen oder 
mit bloßen Fuͤßen betreten werden mußte. Es laͤßt ſich 
nicht bezweifeln, daß dieſe beiden Proben uralt ſind, 
wenn auch nicht beide Germaniſch; die Keſſelprobe findet 
ſich in den Saliſchen, Frieſiſchen, Lombardiſchen und 
Augelſaͤchſiſchen *), das gluͤhende Eiſen in den Thuͤ— 


7 
1 


290) Lex Fris. T. 5. De hominibus qui sine compositione 
occidi possunt. c. 1. Campionem, et eum qui in praelio 
fuerit occisus, et adulterum et furem. 

291) Lex Baiuv. T. 12. c. 2. 

292) Lex Sal. ref. T. 35. — Lex Fris. T. 3. c. 8. 9 — Legg. 
Liutpr. L. 8. c. 21. — Legg. Athelstani o. 25. bei Canc. 
Vol. 4. p. 263. 

Rogge Germ. R. O 
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ringiſchen und Angelfächfiichen Geſetzen ) erwahnt. 
Die Ripuarier hatten ein eigenthuͤmliches Ordale, das 
Buer der Hand in die Flamme / | 

Das Prineip der Ordale iſt oben ausgeſprochen; 
dem zufolge 3 ſich ihnen folgende aeg ir 
werfen: : 3 
1) Unfreie, für die ihr Herr nicht ſchwbrch welle e) 
= 3 Frauen, die auf den Kampf angeklagt waren, 
und keinen Kampfvertreter ſtellen konnten?“ ). 
39) Angeklagbe Freie, die keine Eideshelfer finden 
konnten ): ſehr conſequent, daß man dieſe nicht 
zum Zweikampfe ließ; denn ſie waͤren ja auch nicht 

im Stande geweſen, ihre Freiheit zu beweiſen. 

Eine Abweichung hievon galt bei den Allemannen und 
Baiern, die auch dem Beklagten geſtatteten, Ans der 
Ebdeshelfer den Zweikampf zu erwaͤhlen *). | 
Wer zum Ordale verurtheilt war, konnte fi) zwar 
ite Klaͤger vereinigen und um eine beliebige Summe 
die Hand loskaufen, und ſo den Proceß niederſchlagen; 
allein das galt nur fuͤr den Theil der N den 


’ A 8 
8. ae 5 55 — Werin. T. 14.— Legg. Athelstani 1. ie % 
294) Lex Rip. T. 30. T. 31. c.5. 5 

295) Lex Rip. T. 30. 

296) Lex Angl. et Wer. T. 14. 

297) Lex Rip. T. 31. c. 5.— Legg. Inae. c. 77. bei Canc. 
Vol, 4. p. 243... ac optionem habeat accusatus, quodcun- 
que Ordalium ipsi gratius sit, an Ordalium aquae, an 
ferri, si tunc iuramentum e nequeat. Et ille im- 
purus sit in potestate etc. So muß dieſer Text geleſen 
werden; denn die Onterpunchafioh ; die ſich bei Canciani findet, 
gibt gar feinen Sinn. 

298) Lex Alam. T. 44. C. 1. — Lex Baiuv. T. * c. 4. 6. 4. 
C. 8. 9. 
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der Klaͤger erhielt, nicht auch fuͤr das Fredum oder den 
Koͤnigsbann, d. h. den Antheil, den urſpruͤnglich der Graf 
und ſpaͤterhin der König an der Compoſition hatte, oder wer 
von dieſem mit dem Koͤnigsbanne beliehen war?“). Bei 
den Saliern, nach deren Rechte der Beklagte jedesmal 
zur Keſſelprobe verurtheilt wurde, konnte dieſer durch 
einen Vergleich mit dem Klaͤger das Ordale mit Eides— 
helfern vertauſchen, welches ſich auch der Graf in Anſe— 
hung des Fredums gefallen ließ, jedoch nicht unbedingt; 
es waren geſetzliche Summen vorgeſchrieben fuͤr die Los— 
kaufung der Hand, nach Verſchiedenheit der Compoſi— 
tion, die es betraf: gab der Beklagte mehr, als dieſen 
gesetzlichen Preis, ſo mußte er, als ob er überführt wäre, 
an den Grafen das Fredum bezahlen“). 

in f 


Bulsss an 4 me 5 49083 


‚per N . . 

299) Lege. Athelstani c. 21. Si quis pro ordalio componat, 
componat pro facti pretio quod potest, ne quiequam pro 
mulcta, nisi ille ad quem pertinet permittere velit. In 
den Angelſaͤchſiſchen Geſetzen heißt mulcta der Koͤnigsbann: 
Legg. Aethelredi Reg. c. 2. Can. Vol. 4. p. 282. — Legg. 
Eadmundi Reg. c. 3. Can. P. 270. 

300) Lex Sal. ref. T. 38. c. 2. Si vero plus ad manum uam 
redimendam dederit, fredus Grafioni sdlvatur, tauquam 

si de ipsa causa convictus fuisset. 
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Siebentes Kapitel. 
Darſtellung des gerichtlichen Verfahrens der 
Germanen im Zuſammenhang. 


Nachdem bis hieher die verſchiedenen Momente in 
ihrer urſpruͤnglichen Bedeutung entwickelt ſind, durch 
welche unter den Germanen uͤber das Daſein einer ſtrei— 
tigen Thatſache entſchieden wurde, wird ſich von ihrer 
Anwendung im Proceſſe ſelbſt einigermaaßen eine Dar— 
ſtellung geben laſſen. Auf Vollſtaͤndigkeit mache ich in 
dieſer ganzen Abhandlung keinen Anſpruch, wie das ſchon 
aus der Natur einer antiquariſchen Unterſuchung folgt, 
und am wenigſten hier. Soweit ich glaube, daß aus 
den vorhandenen Spuren ſich ein Ganzes zufammen: 
ſtellen laͤßt, will ich es verſuchen. Ich beſchraͤnke mich 
daher auf den Criminalproceß — man erlaube dieſes 
Wort — und auf das Vindicationsverfahren. 


§. 40. 
Criminalproceß. 


Das ganze Verfahren war hier dieſes: Jeder Freie 
konnte durch das bloße Hinſtellen feiner Anklage den 


Proceß einleiten: er beſchuldigte feinen Gegner einer 


That, und hiemit war die Klage beendigt und vor der 
Hand auch bewieſen. Hierauf mußte der Angeklagte 


mit Ja oder Nein antworten, und aus dieſer Antwort 
in Verbindung mit der Klage fanden die Schoͤffen das 
Urtheil, welches den Streit beendigte. 

Hierin liegen zwei Saͤtze, die eines Beweiſes und 
einer Entwickelung beduͤrfen: 

1) Das bloße anklagende Wort eines freien Man⸗ 
nes war, nach unſerer Vorſtellungsart vom Proceſſe, 
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zugleich ein Beweismittel, und begruͤndete einen Verdacht, 

von dem der Beklagte ſich reinigen mußte. In folgen— 

den Stellen liegt dies ganz klar am Tage: 
Lex Alam. T. 44, c. 1. Si quis liber libero cri- 
men aliquod mortale imposuerit, et ad Regem 
aut ad Ducem eum aceusaverit, et inde probala 
res non est, nisi quod ipse dieit, liceat illi alio 
cui crimen imposuit, cum tracta spata se ido- 
neare contra illum alium; 


d. h. er darf, auch wenn der Klaͤger ihn nicht zum Kampfe 
gefordert hat, dieſen erwaͤhlen: denn die Eideshelfer 
hätten in dieſem Falle aus 24 ernannten Blutsfreunden 
oder go andern freien Leuten beſtehen muͤſſen. 


Capitt. Lib. 4. App. 2. c. 34. Si aliquis Saxo 
hominem comprehenderit absque furto aut abs- 
que sua propria aliqua re, dicens quod illi habeat 
damnum factum, et hoe contendere voluerit in 
iudicio aut in campo, licentiam habent. Si vero 
hoc noluerit, cum suis juratoribus ipse liber he- 
mo se idoniare faciat. Etsi servum cuiuslibet 
absque aliqua comprobatione comprehenderit, ipse 
servus aut ad aquam ferventem aut ad alium 
iudicium se idoniare faciat. 


Legg. Roth. c. 179. Si dixerit sponsus de 
sponsa sua, postquam eam sponsaverit, quod 
adulterata sit, liceat eam parentibus purificare 
cum XII sacramentalibus suis... Et si parentes 
ut dictum est, eam de ipso crimine mundare non 

potuerint, tunc sponsus recipiat res suas, quas 
dederit, et illa patiatur poenam adulterii. 
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Dieſer Grundſatz des Germaniſchen Proceſſes, uͤber 
den man freilich erſtaunen muß, beſteht ja aber noch bis 
auf den heutigen Tag, unter einem ganz andern Men: 
ſchengeſchlechte, als Sitte in dem ſogenannten point 
dt'honneur, welches gebietet, daß man von der aller: 
ungegruͤndetſten Beſchuldigung, und um ſo mehr, je 
aͤrger dieſe iſt, ſich durch den Zweikampf reinige. Denn 
die Idee der Genugthuung, welche wir jetzt mit dem 
Duell verknuͤpfen, die der Beleidigte ſich dadurch ver— 
ſchafft, iſt ungermaniſch und erſt ſpaͤter untergeſchoben. 

2) Dieſer ungehenern Macht, welche das Wort 
eines Germanen hatte, ſteht auf der andern Seite gegen— 
uͤber ein ebenſo unbedingtes Recht jedes Freien, die ihm 
gemachte Beſchuldigung vermittelſt ſeiner Eideshelfer ab— 
zulaͤugnen; wie weit dieſes ging, uͤberſteigt allen Glau— 
ben, wenn man vergißt, daß der Zweikampf im Hinter: 
grunde ſtand. 

Ob der Klaͤger fuͤr ſeine Behauptung We hatte 
oder nicht, konnte dem Beklagten rechtlich weder ſchaden 
noch helfen, wenn nur die Eideshelfer — und dies iſt 
freilich ein ſehr wichtiger Umſtand, der wohl im Auge 
gehalten werden muß — an dem Daſein glaubwuͤrdiger 
Zeugen keinen moraliſchen Anſtoß fanden, für den Be— 
ſchuldigten zu ſchwoͤren. Bedenkt man, daß unter den 
Eideshelfern die Hälfte vom Kläger, wenn gleich aus 
der Familie des Beklagten, ernannt wurde, fo läßt fich 
nicht befuͤrchten, daß von dieſem, Sreißeitsrechte, ein em: 
poͤrender Mißbrauch oft vorgekommen waͤre; daß es aber 
exiſtirte, iſt gewiß. Schon oben iſt von dem Falle die 
Rede geweſen, wenn ein Dieb von Mehreren auf der 
That ertappt und gebunden wurde: hier ſtand es nicht 
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bloß ihm, ſondern auch ſeinem naͤchſten Verwandten, der 
alſo von der Sache ſelbſt nichts wußte, frei, die Beſchul⸗ 
digung mit Eideshelfern abzulaͤugnen (ſ. Mote 259.).— 
Ein anderer Fall, in dem es gleichfalls an Zeugen nicht 
fehlen konnte: wenn Jemand nach ſeinem geſtohlnen 
Eigenthume eine Hausſuchung halten wollte, und in ein 
Haus, deſſen Wirth ihm den Eingang verwehrte, mit 
Gewalt eindrang, ſo wurde er dafuͤr bußfaͤllig; doch 
ſtand es ihm frei, dieſe That mit Eideshelfern abzu⸗ 
laͤugnen 3%), cer! N 1 

Selbſt 3 wenn der Beklagte einen Friedens⸗ 
bruch eingeſtand, hing es doch noch lediglich von ihm 
ab, durch fein Laͤugnen die Große der Verletzung zu be: 
ſtimmen: z. B. wenn der Klaͤger eine Wunde vorzeigte, 
für die nach ihrer Beſchaffenheit eine gewiſſe Compoſition 
geſetzlich war, ſo konnte der Beklagte laͤugnen, daß er 
ihm eine ſolche Wunde geſchlagen hätte, und durfte dann 
nur zum Theil zur Compoſition, zum Theil zu Eideshel⸗ 
fern condemnirt werdens). 

Die Wirkung dieſes Laͤugnens mit Eideshelfern 
war jedesmal, daß die Klage dadurch vollkommen wider⸗ 
legt wurde. „Semper negatio potior est affirma- 


tione . „ inc Hatte e Ait 


0 „ 


301) Lex Rip. T. 47. e. 2. 

302) Lex Rip. T. 68. e. 5. 000 si factum negaverit, quod 
talis plaga non fuerit, in quantum undes fuerit, sol- 
vat, et de reliquo cum VI iuret. — c. 3. Quod si quis 
absque effusione sanguinis in quocunque liber membro os 
fregerit, 18 sol. culp. jud. aut cum VI iuret, quod os 

fractum non fuisset, et tune unum solidum * 


303) Legg. Aethelredi Reg. c. 20. 
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Hiernach konnte das Amt der Schöffen in nichts 
Anderm beſtehen, als, je nachdem der Beklagte mit Ja 
oder Nein antwortete, ein Urtheil zu finden uͤber die 
Größe der zu zahlenden Compoſition, oder uͤber die Staͤrke 
des Laͤugnungseides. Noch einfacher war ihre Function 
bei den Saliern, wo ſie jedesmal ſofort nach der Klage 
den Angeklagten verurtheilten in die Alternative zwiſchen 
der Keſſelprobe und der Bezahlung der Compoſition 
(ſiehe oben die S. 1 50. abgedruckten Stellen). — So 
laßt es ſich begreifen, warum die Volksgeſetze über die 
Zulaͤſſigkeit des Eides gar nichts beſtimmen 3%, ſondern 
uͤberall nur ſagen, mit wievielen Eideshelfern der Be⸗ 
klagte ſchwoͤren muͤſſe, wenn er die daneben genannte 
Compoſition nicht zahlen will: z. B. in der Ler Ripuaria 
heißt es, nachdem die Compoſitionentaxe fuͤr eine Reihe 
von Verwundungen und Verſtuͤmmelungen feſtgeſetzt iſt: 
„ista omnia si negaverit, eum sex iuret quod hoc 
non fecisset” 5). Ueberhaupt iſt es hier, fo wie in 
mehreren andern Germaniſchen Geſetzſammlungen, ſo 
oft von einer Verletzung die Rede iſt, eine ſtehende 
Formel: „componat aut si negaverit cum VI ete. 
iuret.” Um alſo zum Eide zugelaffen zu werden, war 
nichts weiter erforderlich, als daß man laͤugnete. — 
Hieraus allein wird auch ein anderer ganz allgemeiner 
Sprachgebrauch der alten Volksgeſetze begreiflich, der 
ſonſt vollkommen unſinnig waͤre. Es heißt naͤmlich bei⸗ 
nahe niemals: „wenn Jemand dieſer oder jener That 


3 


30g) Mit Ausnahme von ein Paar Stellen, auf die ich unten 
kommen werde. 
geg) Lex Rip. T. 5. c. 1e. 
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beſchuldigt wird, ſo ſoll er entweder ſo ſchwer buͤßen, 
oder mit ſovielen ſchwoͤren“; ſondern faft ohne Ausnah⸗ 
me: „wenn Jemand einen Andern getoͤdtet hat u. ſ. w., 
ſo ſoll er ſoviel bezahlen, oder mit ſovielen Maͤnnern 
ſchwoͤren, daß er es nicht gethan hat.“ Offenbar weil 
um die Wahrheit der Beſchuldigung ſich Niemand zu 
bekuͤmmern hatte; ebenſo wie durch den Ausſpruch Got: 
tes eine Thatſache uͤber allen Zweifel gewiß war, ſo war 
ſie es auch durch den Ausſpruch des freien Germanen, 
bis in einer ſtaͤrkern Antwort das Gegentheil behauptet 
wurde. 3 g 

Fuͤr ein Beweisverfahren blieb hier alſo auch nicht 
der mindeſte Raum uͤbrig: dem Klaͤger konnten Zeugen, 
wie oben bewieſen iſt, gar nichts nuͤtzen, dem Beklagten 
nur ſoviel, daß ſie ſich unter ſeine Eideshelfer ſtellten. — 
Der ganze Germaniſche Proceß beſtand dem zufolge aus 
drei Stuͤcken: Klage eines Freien, Antwort eines Freien, 
Spruch des Schoͤffen. Dies druͤckt das Frieſiſche Aſega⸗ 
buch“) alſo aus: „Dies iſt aller Frieſen Kuͤhr und 
Recht, daß alle Frieſen bei zwiefacher Sprache und zum 
Dritten bei dem Aſigadom gerichtlich verfahren.“ 

Auf dieſes ganze Verfahren bezog ſich auch ein fehs 
ſtrenges Formelweſen, wovon wir jedoch nur in den 
Fraͤnkiſchen Volksgeſetzen, und auch in dieſen eine nur 
ſehr dunkle Spur haben: dieſe iſt der Ausdruck tangano, 
der ſich in dem Saliſchen und Ripuariſchen Geſetze findet, 
und uͤber deſſen Bedeutung die Sprachforſcher nicht einig 
ſind. Die bekannteſte und am meiſten charakteriſtiſche 
Stelle, wo dieſes Wort vorkommt, findet ſich in der 


306) Aſegabuch von Wiarda, S. 27. 
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Lex Salica, wo davon die Rede iſt, wenn die Schöffen 

ſich weigern Urtheil zu finden: — m 2589 

Lex Sal. ref. P. 60. c. 1. Quodsi dicere nolue- 
rint, tune dicat ille, qui causam requirit: Ego vos 
tangano usque dum vos inter me et contra cau- 
satorem meum legem iudicetis. Etsi tune di- 
cendi se legem distulerint ... unusquisque sol. 3. 
culp. iud. Jie 

Eccard zu dieſer Stelle ie das Wort Pe — 
Zange, und meint, der Sinn jener Worte ſei: ich 
halte euch ſo lange feſt u. ſ. w. Viel beſſer iſt offenbar 
die Herleitung von dem Germaniſchen Worte thiggen, 
und breiter ausgeſprochen thengan, tang an, bitten, 
flehen; in welchem Sinne es noch heutiges Tages in 
dem Schwediſchen Worte Tiggebroͤdern, Bettel⸗ 
moͤnche, vorkommt. Das tangano in der obigen Stelle 
iſt alſo eine feierliche Beſchwoͤrung, wodurch die Schoͤf— 
fen bei Strafe von 3 Schillingen zum Sprechen gwub 
gen werden konnten. 

Eben dieſer Formel bediente ſi ich auch der Kläger 
gegen die Beklagten, alſo wahrſcheinlich auch mit derfek 
ben Wirkung; ich halte ſie daher uͤberhaupt fuͤr eine 
Bannformel, ähnlich der Mannitio, wodurch ein Freier 
den andern zwingen konnte, naͤmlich zum Sprechen. 
Hatte alſo der Kläger fein Tangano ausgeſprochen, 
ſo war der Beklagte ſofort aus ſeiner Freiheit hinaus in 
einen ſehr eng beſtimmten Kreis von Verbindlichkeiten 
hineingebannt. Jetzt mußte er mit Ja oder Nein ant⸗ 
worten, und dann war er durch das dazwiſchen tretende 
Urtheil der Schoͤffen verpflichtet, nach der geſetzlichen 
Anzahl von Nachten, entweder die Compoſition zu bezah⸗ 
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len, oder die geſetzliche Anzahl von Eideshelfern zu ſtel— 
len. Es war alſo durch das Tangano der Zeitpunkt be— 
ſtimmt, in dem der Beklagte entweder frei von aller 
Verbindlichkeit, oder legitime jectivus fein mußte; 
das Letztere war er fofort, wenn er mit Ja auf die Klage 
antwortete. 

Zur Beſtaͤtigung dieſer Anſicht dienen folgende Faͤlle, 
in denen das Tangano nicht Statt fand: 

1) Hörige Leute des Königs, der Kirche und Römer 
durften von ihrem Kläger mit keinem Tangano an— 
geredet werden?). 

2) Ein Herr, der wegen eines von ſeinem Leibeige— 
nen begangenen Verbrechens verklagt wurde, und 
fuͤr die Unſchuld deſſelben nicht ſchwoͤren wollte, 
durfte gleichfalls nicht mit jener ſtrengen Formel 
aufgefordert werden zu antworten “). 

3) Der Beſitzer eines Grundſtuͤcks, dem dieſes ſtreitig 
gemacht wurde, mit der Beſchuldigung, daß er 
ſich widerrechtlich in Beſitz deſſelben geſetzt hatte, 

durfte, wenn er es durch ein urkundliches Geſchaͤft 
erworben hatte, ſich auf das Tangano des Klägers 
nicht einlaſſen, ſondern durch die bloße Vorzeigung 
feiner Urkunde ſich vertheidigen ?“). 


Von dieſem hier beſchriebenen Verfahren konnten 
aber folgende Abweichungen vorkommen: 
1) Der Klaͤger konnte den Angeklagten ſogleich bei 
der Klage auf den Zweikampf fordern; dann kamen 
307) Lex Rip. T. 58. c. 19. 20. 
308) eod. T. 30. c. 1. 
zog) eod. T. 59, c. 8. 
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alſo keine Eideshelfer vor. Doch ſetzte dieſes ſchon 
eine gewiſſe Groͤße der Compoſition, auf die es 
ankam, voraus“). 


2) Gewiſſe Perſonen gab es, die immer nur zum | 
Gottesurtheile verurtheilt wurden, wenn fie nicht 
eingeſtanden: außer den Unfreien, fuͤr die ihr Herr 
nicht ſchwoͤren wollte, Rechtloſes !), und Jemand, 
der ſchon zum zweiten Male und zwar von Mehre⸗ 
ren des Diebſtahls angeklagt wurde?“). 


3) Die wichtigſte Ausnahme aber iſt, daß bei allen 
offenbaren Vergehungen der Eid und jedes andre 
Reinigungsmittel ausgeſchloſſen war. Welche 
Faͤlle dieſen Charakter hatten, daruͤber enthalten 
die alten Volksrechte ſehr wenig. Ohne alles Be⸗ 
denken kann aber hier zur Ergaͤnzung dienen ein 
ſpaͤteres Rechtsbuch, welches das lauterſte Germa⸗ 
niſche Recht enthaͤlt, und ſeinem Charakter nach 
ein wahres Volksgeſetzbuch iſt: das alt-Frieſiſche 
Geſetzbuch der Ruͤſtringer, das Aſegabuch. Hier 
findet ſich unter dem Titel: „Von den Wenden” 
d. h. Ausnahmen, ein eigner Abſchnitt von den 
Vergehungen ). 


§. 1. Die Frieſen bedungen ſich von dem König Karl, 
aß ſie alle Sachen mit den Heiligen abweiſen konnten. 


520) Lex Angl. et Werin. T. 1. c. T. 18. Lex Baiuv, 
T. 8 c. 2. 66. vgl. mit den bien een 96. — Lex Alam. 
T. 89. 

311) Cap. I. a. 809. c. 28. 

32) Cap. I. 8, 819. C. 18. 

373) Aſegabuch von Wiarda, G. 222, 
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Da nahm er ab fünf Wenden ), die allen Frieſen vor: 
theilhaft und nuͤtzlich ſind. Die erſte: Wo man am 
hellen Tage und bei ſcheinender Sonne zwei Heerfahnen 
aufrichtet, und man zwei Heere zu einer oͤffentlichen 
Fehde verſammelt; was man da fechtet, es ſey an 
Wunden oder an Todtſchlaͤgen, das fell alles für offen: 
bar begangen gehalten werden. 

9. 2. Die andere iſt: Wo man ein Weib nothzuͤch— 
tigt, und ihrem Waffenruf folget das Volk und der Frone, 
und ſie gehoͤrt wird; ſo iſt dies alles offenbar. 

§. 3. Die dritte: Wo man einen Dieb fängt in 
einer Höhle und in einem Winkel, und man nimmt von 
ſeinem Ruͤcken und Buſen die offenbar geſtohlne Sache; 
ſo mag man daruͤber keinen Wytheid anbieten. 

$. 4. Die vierte: Wo Jemand in einer oͤffentlichen 
Volksverſammlung, oder in einem gehegten geiſtlichen 
Gerichte eine Sache geſtehet; ſo mag man uͤber dieſe 
Sache nachher ſich zu keinem Wytheide anbieten. 

F. 5. Die fünfte: Wo man einen Muͤnzer ertappet 
mit Verfaͤlſchung oder mit Verringerung in ſeinem 
Schreine, oder in ſeinem Schatze, in feiner Verwahr⸗ 
ſam oder in ſeinem Beiguͤrtel; ſo mag er ſich nicht zu 
einem Wytheide anbieten. 

Der Wytheid, wovon hier die Rede iſt, bedeutet 

den Eid auf die Heiligen oder die Reliquien 37*), 
Daß diefe Wenden hier als ein Privilegium Karls des Großen 
bezeichnet werden, kann Niemanden irren, dem jener durch das 
ganze Mittelalter hindurch herrſchende Rechtsglauben bekannt 
iſt, wonach die verſchiedenen deutſchen Voͤlkerſtaͤmme ihre ural⸗ 
ten Rechtsſaͤtze, worauf fie ein beſonderes Gewicht legten, von 


Karl dem Großen herleiteten. S. Conring de origine iuris 
Germ. ce 15. p. 5%. 


314) S. Wiarda a. a. O. S. 41. 
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Aus dieſen fünf Wenden oder Einſchraͤnkungen 
geht das allgemeine Princip hervor, daß für offenbar 
jede That gehalten wurde, von der die ganze Gemeinde 
Zeuge war, oder auf deſſen friſcher und un verkennbarer 


Spur der Thaͤter von der öffentlichen Gewalt, d. h. von 


der Gemeinde ergriffen wurde: ſo muß die dritte und 
fünfte Wende verſtanden werden. Denn daß Jemand, 
der angeklagt wurde, als ob er mit dem Diebſtahl oder 
mit der falſchen Muͤnze ertappt worden waͤre, wenn dieſe 
Ertapper nicht zugleich die Gemeinde vorſtellten, die 
Beſchuldigung mit Eideshelfern ablaͤugnen konnte, iſt 
ſchon oben bewieſen. (ſ. Note 259.). 3 


Auf dieſe Ergreifung der Diebe bezog ſich ein eige⸗ N 


nes Vindicationsverfahren, welches in den Germaniſchen 
Rechtsbͤchern unter dem Namen vestigü investigatio, 
Spurverfolgung, vorkommt 3 | PR 

Wenn Jemand beſtohlen war, ſo mußte die Hun⸗ 
derte, in welcher der Diebſtahl gefchehen war, dem Be⸗ 
ſtohluen ſofort den Werth der Sache erſtatten, und der 
Centenarius mit der Centene konnte wegen der Compo— 
fition belangt werden 3760. Darum fand folgendes Ver⸗ 
fahren Statt: Der Beſtohlne mußte den Diebſtahl auf 
friſcher That der Gemeinde bekannt machen und die Sache 
nach ihren Kennzeichen beſchreiben; worauf, wenn eine 
ſichere Spur des Diebes vorhanden war, die Gemeinde 


315) L ) 
7,16. — In Legg. Liutprand. L. 6. c. 3. heißt dies Ver⸗ 


fahren Districtio a publico facta. 


516) Decretio Childeberti eirca an. 595. C. 11. . 
venit ut si furtum factum ſuerit, capitale de praesenti 
centena restituat, et causator Centenarium cum centena 


requirat, Ara Ara 8 


ex Sal. ref. T. 59. Lex Rip. T. 47. — Lex Burg. | 


ä — ů ů — —ů 
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im Ganzen, und ſonſt wahrſcheinlich nur einzelne Abthei— 
lungen derſelben mit dem Beſtohlnen zuſammen, die 
Spur verfolgten #7). Wurde auf dieſe Weiſe noch vor 
der dritten Nacht der Dieb mit der Sache gefunden, ſo 
war dieſer ſofort uͤberfuͤhrt und der ganze Proceß been— 
digt “). Hierauf bezieht ſich auch hoͤchſt wahrſcheinlich 
folgende Stelle: 
Lex Rip. T. 41. c. 2. Si quis a contubernio pro- 
babiliter ligatus super res alienas fuerit, eum 
‚ad excusationem non permittimus. 


Dies iſt die dritte unter den obigen Frieſiſchen Wenden. 


Hieraus iſt es ganz offenbar, daß das Contuber⸗ 
nium eine kleine Gemeinde geweſen ſein muß. Gleich 
hierauf folgt die Stelle, in der es heißt, daß wenn Ze 
mand ſonſt von mehreren Maͤnnern gebunden wird, er 
zum Reinigungseide zugelaſſen werden ſoll. 


Ging eine ſichere Spur in eine andere Gemeinde 
hinein, fo mußte dieſe, wenn dieſelbe Spur noch weiter 
ging, d. h. wenn man den Dieb einen beſtimmten Weg 
hatte ziehen ſehen, die Verfolgung weiter fortſetzen (ve- 
stigium expellere); im andern Falle mußte ſie entwe⸗ 
der den Dieb ausliefern, oder die Sache erſtatten und 


4 


317) Senatus Consultum de Monticolis Walliae. c. 2, bei 

Cane. Vol. 4. p. 299. Si vestigium deprehendatur furtim 
ablatae pecudis e loco aliquo, tunc coneredatur colonis 
investigatio illa, vel signis confirmetur, ut quis recte 
consequatur. 

318) Lex Rip. T. 47. Si quis animal suum per vestigium 
sequitur, et tertio die in domo cuiuslibet vel in quolibet 
loco eum invenerit, liceat ei absque intertiato (d. h. ohne 
den gewoͤhnlichen eee xevocare. 


3 


durch den Eid von 12 Männern ſich davon reinigen, 
der Dieb zu ihr bin e ma 


| $. 41. 6 sage 
Germaniſches Vindicationsverfahren. 
Der Begriff des Beſitzes im guten Glauben, der 
darum ſchon rechtliche Wirkungen gehabt haͤtte, war 
den Germanen durchaus fremd, ſowohl bei beweglichen 
als bei unbeweglichen Sachen. Der Grund davon lag 
in dem Mangel eines eigentlichen Handelsverkehrs, el: 
ches in Beziehung auf Grundſtuͤcke zum Theil fogar recht: 
lich unmoͤglich war. Eine Klage, die auf eine Sache 
gerichtet war, konnte daher nur einen zwiefachen Inhalt 
haben. N 
1) Entweder der Klaͤger behauptete, daß der Beſitzer 
ſich verpflichtet haͤtte, ihm die Sache zu uͤbertra⸗ 
gen; dieſe ſetzte alſo jedesmal einen Kauf, oder 
eine von dem Klaͤger an den Beklagten geſchehene 
Verleihung der Sache ö oder ein aͤhnliches Ge⸗ 


ſchaͤft voraus; mithin einen Call der durch den 
Aus⸗ 


319) Decretio Childeberti I. c. cap. 12. Pari conditione con- 
venĩt ut si una centena in alia centena vestigium secuta fue- 
zit, et invenerit, vel in quihuscunque fidelium nostrorum 
terminis vestigium miserit, et ipsum in aliam centenam 
minime expellere potuerit, aut convictum reddat latro- 
nem, aut capitale de praesenti restituat, et cum XII per- 
sonis se ex hoc sacramento exuat. — ludicia eivitatis Lun- 
doniae bei Canc. Vol, 4. p. 267. Et si quis vestigium in- 
vestiget de provincia in aliam, excipiant hoc illi qui 
proximi sunt, et vestigium insequantur, usque dum Prae- 
posito indicetur, suscipiat deinde cum domesticis suis, 
et expellat vestigium ex provincia sua, si possit; si autem 
non possit, compenset pecus compensatiome simplici. 
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Ausſpruch der zugezogenen Zeugen entſchieden 
wurde ). 

2) Oder er beſchuldigte den Beſitzer, bei einer beweg— 
lichen Sache, des Diebſtahls, wenn auch nicht aus— 
druͤcklich, ſo doch alſo, daß dieſer ſich davon reini— 
gen mußte, und bei einer unbeweglichen Sache, der 
widerrechtlichen Beſitznahme. 

Dieſer zweite Fall iſt hier zu betrachten: 


Vindication von Grundſtuͤcken. 


Hier lauteten die Worte des Klaͤgers, nach dem 
Ausdruck der alten Volksgeſetze, jedesmal: „malo or- 
dine tenes hane terram”, d. h. du haft dir dies Land 
angemaaßt 37”); oder auch: „malo ordine invasi- 
sti? 322). Hierin lag die Beſchuldigung eines Friedens— 
bruchs, und der Beklagte mußte entweder das Land nebſt 
der Buße reſtituiren, oder durch ſeine Eideshelfer den 
Klaͤger zum Schweigen bringen. Jetzt konnte aber die— 
ſer ihn noch durch angeſeſſene Nachbarn uͤberfuͤhren, die 
da bezeugten, daß der Klaͤger und ſeine Vorfahren das 
ſtreitige Stuͤck Land immerfort ohne rechtliche Anſprache 
beſeſſen und benutzt hatten ?). 
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ek Sal. ref. T. 48. T. 54. — Lex Rip. T. 60. c. 1. 

321) Lex Rip. T. 59. c. 8. Beſonders aber die Lombardiſchen 
Gerichtsformeln, in denen dieſe Klagformel unzaͤhligemal vors 
kommt; z. B. ad Legg. Ottonis II. c. 1. 2. 3. 

322) Lex Baiuv. T. 16. c. 1. 

325) Lex Baiuv. I. c. f. 2. — Lex Sax. T. 16. c. 1. Nach 
dieſer Stelle ſcheint es zwar, als ob der Klaͤger jedesmal durch 
Zeugen den Beweis führen mußte; allein aus T. 5. e. 3. eod. 
geht hervor, daß, wenn jener keine Zeugen vorfuͤhrte, der Be— 
klagte zum Eide gelaſſen wurde, alſo auch ſchwoͤren mußte. S. 
oben Note 112. 
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Berief ſich aber der Beklagte auf einen rechtmaͤßi— 
gen Erwerb von einem Dritten, ſo mußte er dieſen vor— 
fuͤhren, damit er die Sache vertheidigte, wehrte und 
auf die Klage antwortete 5). > 


Vindication beweglicher Sachen. 


Dieſe kannte der Altgermaniſche Proceß in zwei 
Formen: in einer ſehr rohen, bei der die ganze Gemeinde 
thätig war, der Spurverfolgung, wovon ſchon die Rede 
geweſen iſt; und in einer andern, die unter dem Namen 
Intertiatio vorkam. Von dieſer hier. 

Das Germaniſche Recht macht unter den Erwer— 
bungsarten der rechtlichen Gewehr an einer beweglichen 
Sache einen weſentlichen Unterſchied, der im Proceſſe 
von Bedeutung war. Der Beſitzer konnte die Sache 
entweder durch einen urſpruͤnglichen oder durch einen 
abgeleiteten Erwerb in ſeine Gewehr bekommen ha— 
ben. Auf den letzten Fall bezog ſich die Regel, daß 
Jeder, der an einen Andern eine Sache veraͤußert hatte, 


verpflichtet war, wenn ſelbige dem Käufer, Beſchenk— 


ten u. ſ. w. auch noch fo ſpaͤt nachher ſtreitig gemacht 
wurde, ihn vor Gericht zu vertreten, um feinen Befig 
zu vertheidigen. Der deutſche Ausdruck fuͤr den auf 
dieſe Weiſe verpflichteten Auctor iſt im Sachſenſpiegel 
Gewehr, und in der Lex Ripuaria *) Fordro, d. h. 
Vordermann. 


324) Lex Baiuv. T. 17. c. 2. Der Ausdruck faswirotos, der 
hier vorkommt, iſt die Ueberſetzung des vorhergehenden „iniuste 
firmasti'', du haft falſch gewehrt, von swiron, wehren. S. 
Tag are 20 

325) Lex Rip. T. 35. c. 4. 
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Wer ſeine Sache in fremder Gewehr erkannte, be— 
gann den Proceß durch eine außergerichtliche ſymboliſche 
Handlung: er legte die Hand darauf 7). Hievon 
führe im Sachſenſpiegel die Vindication beweglicher Sa: 
chen den Namen Anfang, von anfangen, anfaſſens“). 
Hierauf wurde die Sache einem Dritten in den Beſitz 
gegeben (mittere in tertiam manum 328), wovon der 
Ausdruck Intertiatio. Bei dieſer Ueberlieferung an die 
dritte Hand mußten beide Theile ohne Eideshelfer ſchwoͤ⸗ 
ren: der Klaͤger, daß die Sache ihm gehoͤrte; und der 
Beklagte, daß er ſie rechtlich erworben, und dieſes im 
geſetzlichen Termine vor Gericht beweiſen wuͤrde 372), 
Hiebei konnten nur zwei verſchiedene Fälle vorkommen: 

Erſter Fall. Der Beklagte kannte ſeinen Gewehren 
nicht mehr, oder wußte ihn nicht ausfindig zu machen: 
dann mußte er zur Stelle Sicherheit leiſten, im geſetzli— 
chen Termine zu erſcheinen, um mit Eideshelfern zu 
ſchwoͤren, daß ihm die Wohnung ſeines Gewehren unbe— 
kannt waͤre. Hiedurch reinigte er ſich vom Diebſtahl, 
und mußte nun die Sache ohne Buße dem Kläger über: 
liefern 33°), der aber als Dieb betrachtet wurde, wenn 
es ſich ſpaͤter zeigte, daß ihm die Sache nicht gehörte 337), 
Der Beklagte war außerdem, bei Strafe der Diebsheh— 
ferei, verpflichtet, ſich zu bemühen, feinen Gewehren. 


326) Lex Rip. T. 35. c. 1. Si quis rem suam cognoverit, 
mittat manum super eam. 

327) Sachſenſp. B. 2. Art. 36. 

328) Lex Sal. ref. T. 49. Lex Rip. T. 33. c. 1. 

329) Lex Rip. T. 33. C. 1. 

330) Lex Rip. T. 33. c. 4. 

331) Legg. Roth. c. 255. 
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ausfindig zu machen, und ihn, ſobald er ihn faͤnde, an⸗ 
zuzeigen, damit ſich nun dieſer wegen des Diebſtahls 
verantwortete 337), 5 N 
Zweiter Fall. Der Beklagte wußte feinen Gewehr 
ren. Hier ſind in den alten Volksgeſetzen zwei verſchiedene 
Formen des Verfahrens zu erkennen, wovon ich die eine 
die Fraͤnkiſche und die andere die Saͤchſiſche nenne, weil 
jene ſich in den Fraͤnkiſchen, und dieſe in den Angelſaͤch⸗ 
ſiſchen Geſetzen und im Sachſenſpiegel findet. 
Fraͤnkiſche Form. Der Beklagte mußte ſeinen 
Gewehren, dieſer den ſeinigen und ſofort bis auf den 
letzten, manniren. Im Termine mußte jener mit ſeinen 
ſaͤmmtlichen Vormaͤnnern erſcheinen, und nun fand 
durch dieſe ganze Reihe ein Ruͤckkauf Statt, wodurch 
die Sache und die ganze Klage auf den letzten Gewehren 
gebracht wurde 333), Dieſer war nun entweder der Dieb, 
oder er mußte, wenn er keinen Vordermann hatte, ſein 
urſpruͤngliches Eigenthum an der Sache beweiſen, und 
ſich auf eine von folgenden Erwerbungsarten berufen: 
daß er ſie ſchon in ſeiner Erbſchaft gefunden, oder wenn 
es ein Thier oder Menſch war, daß ſie in ſeinem Stalle 
oder in feiner Familie geboren und auferzogen wäre; 
war es eine verfertigte Sache: daß ſeine eigenen Leute 
ſie aus ſeinem eigenen Stoffe gemacht hätten u. ſ. w. 55. 
Eigentlich hätte nun der Beweis hiefuͤr durch das Zeug— 
niß von Nachbarn geführt werden muͤſſen (ſ. Note 113). 
Es war aber, wahrſcheinlich weil dieſer ganze Proceß in 


532) Legg. Roth. I. o. — Lex Baiuv. T. 8. c. 2. f. 3. 5. 
555) Lex Sal. ref. T. 49. Lex Rip. T. 33. c. 1. 
354) Lex Baiuv, T. 15. c. 21. b. 1. 4. vgl. oben Note 115. 
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einem entfernten Gerichte gefuͤhrt wurde, der Zweikampf 
vorgeſchrieben 325). Wer von beiden Theilen unterlag, 
mußte entweder als Dieb, oder als muthwilliger Klaͤger 
dem andern buͤßen. 

Wenn der als der letzte Gewehrsmann Vorgeladene 
im Termine nicht erſchien, ſo kam die Sache in die Hand 
Eines, der ſich ſelbſt nur auf einen abgeleiteten Erwerb 
berief, und ſein Eigenthum daran nicht beweiſen konnte. 
Dieſer mußte nun durch 3 Kauf- und 3 Mahnungszeu⸗ 
gen beweiſen, daß er die Sache wirklich von feinem Vor: 
dermanne gekauft und dieſen als Gewehrsmann mannirt 
hatte. Somit war er von der Diebesbuße frei, wegen 
der ſich der Klaͤger an den nicht erſchienenen Auctor des 
Beklagten halten mußte 3°). 

Ein andrer Fall war noch, wenn der als der letzte 
Gewehrsmann Vorgeladene zwar erſchien, aber ſich nicht 
zu der Sache bekennen wollte: alsdann entſchied der 
Zweikampf zwiſchen ihm und dem, der durch ihn verthei— 
digt fein wollte, welcher von beiden der Dieb war 337), 
Eideshelfer waren hier nicht moͤglich, weil durch dieſe 
zugleich der entgegengeſetzte Theil des Diebſtahls uͤberfuͤhrt 
worden waͤre, was zu ihrer Bedeutung gar nicht paßte. 

Das Saͤchſiſche Verfahren unterſchied ſich von dem 
eben beſchriebenen dadurch, daß nicht die ſaͤmmtlichen 
Gewehren vorgeladen wurden, ſondern der Klaͤger ſich 


355) Lex Baiuv. T. 16. c. 11. 6. 2. wo ich eine gelinde Emen, 
dation für nothwendig halte: Si oampio quaesitoris (ſtatt quae- 
sitores) vicerit, qui (ſtatt si) firmare etc. 

336) Lex Rip. T. 33. c. 2. Lex Sal. ref. T. 49. 

337) Lex Rip. T. 35. c. 3. und Capit. IV. a. 803. sive de 

Lege Ripuariense. cap. 6. 
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von einem zum andern hinfuͤhren laſſen mußte ss). Der 
Vortheil hiebei war, daß, wenn er auf den letzten Geweh⸗ 
ren kam, der Streit durch das Zeugniß von Nachbarn 
entſchieden werden konnte. i 

Noch iſt ein hieher gehöriger Fall zu bemerken: War 
der Gewehre, auf den ſich Jemand berufen wollte, ge; 
ſtorben, ſo mußten ſeine Erben ihn vertreten 30), mit 
Ausnahme des Fiscus, wenn an dieſen die Erbſchaft 
gefallen war **. Bei den Angelſachſen fand die Ge- 
wohnheit Statt, daß, wenn der Beklagte die Erben ſei⸗ 
nes verſtorbenen Gewehren nicht kannte, er den Klaͤger 


538) Sachſenſpiegel, B. 2. A. 36. „Sagt dieſer aller, es ſey 


ihm gegeben, oder er habe es gekauft, ſo muß er ſeinen Geweh—⸗ 
ren, oder von wem er es gekauft, imgleichen die Stadt, da er 
es gekauft, beniemen. Er muß aber ſchwoͤren, daß er den rech⸗ 
ten Zug ziehe, fo muß ihm der Andere 14 Nacht lang folgen, 
wo er hinziehet, ohne uͤber ſchiffreiche Waſſer nicht. (Dieſelbe Be— 
ſchraͤnkung findet ſich in Sctum de Monticolis Walliae, c. 8. 
bei Canc. Vol. 4. p. 300.) Wird er alsdann gewehret als Recht 
iſt, ſo muß der Gewehre an ſeiner Statt vor das Gut antwors 
ten... Man mag ſich wohl auf manchen Gewehren beziehen, 
der eine auf den andern, ſo lange bis man auf den kommt, der 
es in ſeinem Stalle gezogen hat, ob es Vieh iſt; oder der es ſelbſt 
verfertigt hat, ob es ein Gewant iſt. — Legg. Aethelredi 
Reg. c. 10. bei Canc. Vol. 4. p. 289. Olim mos erat, ut 
ter advocaretur (sc. auctor) eo ubi prius quid deprehen- 
sum erat, et deinde sequeretur advocatum, quocunque 
advocaret. Hiernach wurde alſo nur der erſte Auetor des Bes 
klagten vor deſſen Gericht eitirt. 

539) Legg. Aethelredi e. 10. Si quis mortuum advocet (sc. 
auctorem), nisi heeredes habeat, qui illud purgent, de- 
monstret cum testibus (sc. venditionis), si possit, quod 
iuste advocet, qui illud advocat, et eo se ipsum purget. 
Tune sit mortuus eulpabilis, nisi amicos habeat qui eum 
iuste purgent. 

340) Legg. Roth. c. 231. 
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zu deſſen Grabe führte, und hier ſich vom Diebſtahl rei: 
nigte, durch den Schwur mit Eideshelfern, daß er von 
dem hier Begrabenen die Sache gekauft hätte 3%), und 
dadurch wurde dieſer des Diebſtahls uͤberfuͤhrt. Dieſe 
Gewohnheit mag particular fein; die Idee aber, daß 
man auch im Grabe nicht außer aller Rechtsverbindung 
mit den Lebendigen ſei, iſt echt Germaniſch. 


Achtes Kapitel. 


Spaͤtere Aenderungen des alten Germaniſchen 
Gerichtsverfahrens. 


§. 42. 
Fruͤheſter und nothwendiger Einfluß neuer Verhaͤltniſſe und 
Ideen. 

Das ganze bisher beſchriebene Gerichtsverfahren 
der Germanen hing auf das Innigſte zuſammen mit ihrer 
ganzen Volksverfaſſung und Geiſtesbeſchaffenheit. So— 
bald die alte treue Einfalt mit ihrem Glauben und Aber— 
glauben und jene ſo gewaltige Freiheit dahin ſchwanden, 
oder doch aufhoͤrten fo mächtig zu fein als früher, mußte 
auch das ganze darauf beruhende proceſſualiſche Syſtem 
wankend werden, oder Aenderungen erleiden. Solche 
Neuerungen in Sitten und Verfaſſung mußten ſich un— 
ter den Germanen ſehr bald begeben, ſeitdem ſie Chriſten 
und Unterthanen geworden waren; was aber in Betreff 
des gerichtlichen Verfahrens daraus hervorging, war 


341) Legg. Inae c. 55. bei Canc. Vol. 4. p. 240. 


232 Achtes Kapitel. 


meiſtens vor der Hand noch nichts Gewiſſes und Prakti- 
ſches, ſondern nur einzelne Geſetze, in denen ſich das 
ſchon gefuͤhlte Beduͤrfniß nach einem andern Verfahren, 
und der Kampf neuer fremdartiger Elemente mit den 
alten ausſpricht. Daher ſind Spuren, die ſich hievon 


in den Volksgeſetzen finden, vorzuͤglich darum von In— 
tereſſe, weil ſie den, wenn auch nicht klar gedachten, Ge⸗ 
genſatz des Urſpruͤnglichen enthalten. 


Am fruͤheſten ſcheint die Kirche eingegriffen zu ha- 


ben. Dieſer mußte in der That auch fuͤr das Seelenheil 


ihrer neuen Gläubigen, die Art, wie dieſe mit dem Eide 
umgingen, hoͤchſt gefaͤhrlich ſcheinen; mit der groͤßten 


Kuͤhnheit traten ja oft ihrer Zwölf und Mehrere hin, 


und verpfaͤndeten ihr Seelenheil fuͤr die Unſchuld eines 
Mannes, ohne von der Thatſache, worauf es ankam, 
das Mindeſte zu wiſſen. Dieſe religioͤſe Beſorgniß iſt | 
beſonders in den Allemanniſchen und Baieriſchen Gefeßen 


ausgeſprochen: 


Lex Alam. T. 42. c. 1. Si quis interpellatus 


fuerit ante iudicem de qualibet causa, quod iam 
manifestum est tribus vel quatuor testibus, aut 


de homicidio aut de furto, aut de aliquo neglectu, 


quod illi testantur, qui boni testimonii sunt in 
plebe, non periuratores, neo fallaces, nec pe- 
cuniarum acceptores, sed veritatem volunt di- 
cere cognoscat hoc iudex, quod tunc licentiam 
ille homo qui mallatur ante eum, de causa illa 
potestatem iurandi non habeat, sed sicut lex ha- 
bet, in hoc iudicio persolvat, ut propter suam 
nequitiam alii qui volunt Dei esse, non se periu- 
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rent, nec propter culpam alienam semet ipsos 
perdant. 


Der kurze Sinn dieſes langen Geſetzes iſt alſo, daß 
das Zeugniß dreier oder vier unbeſcholtener Männer für 
Wahrheit gehalten werden ſoll. Wie haͤtte der Geſetzge— 
ber zu dieſer Umſtaͤndlichkeit, zu dieſer ausführlichen An— 
gabe ſeiner Gruͤnde kommen ſollen, wenn er nicht hiemit 
einen ganz neuen, den gewohnten Anſichten ſehr widerſtre— 
benden und dem Volke ſchwer begreiflichen Satz in die 
Praxis haͤtte einfuͤhren wollen? — Nicht minder klar 
ſpricht ſich dieſelbe Tendenz im folgenden Geſetze aus: 
Lex Baiuv. T. 8. c. 16. H. 1. Ut sacramenta 
non cito fiant, iudex causam suam bene cogno- 
scat, et prius veraciter inquirat, ut eum veritas 
latere non possit. Nec facile ad sacramenta ve- 
niatur. g. 2. Hoc autem volumus inter Baiuva- 
rios in perpetuum custodiri, ut causa investigata 
et veraciter inventa, apud iudicem sit iudicata. 
Nemini liceat periurare. 


Dieſe beiden ſchoͤnen Geſetze waren aber ſchwerlich 

etwas mehr als ein frommer Schmuck ihrer Codices; das 

Volk geſtattete ihre Handhabung gewiß noch nicht fo bald. 

Auch ſtehen ſie ganz allein da, wie verlaſſene Fremdlinge; 

denn ihrer ungeachtet heißt es doch noch ganz gewoͤhnlich 

im Allemanniſchen wie im Baieriſchen Geſetzbuche: 
„componat, aut si negare voluerit iuret.” 

Noch deutlicher verraͤth fich der Finger der Kirche 
an einzelnen verlornen Spuren in den aͤltern Fraͤnkiſchen 
Reichsgeſetzen, wo das Zeugniß von 5 oder 7 Männern 
als ein Normalzeugniß aufgeſtellt wird, was es nach dem 
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Rechte der Kirche wirklich war, die von den roͤmiſchen 
Teſtamentszeugen eine allgemeine Anwendung machte. 
Decretio Childeberti Reg. circa an. 595. c. 7. 
De furibus et malefactoribus ita decrevimus ob- | 
servare, ut si quinque aut septem bonae fidei 
homines absque inimieitia interposita crimino- 
sum cum sacramenti interpositione esse dixerint, 
quomodo sine lege involavit, sine lege moria- 
tur . 

Einige Schwierigkeit machen hier die Worte: „quo- 
modo sine lege involaverit, sine lege moriatur.“ 
Was will der Ausdruck sine lege ſagen? Ferner iſt es 
durchaus nicht glaublich, daß ſchon Childebert im Ernſt 
den Dieben mit dem Tode gedroht haben ſollte; denn 
viel ſchwerere Verbrechen wurden noch zu Karls des Gr. 
Zeit nicht am Leben beſtraft. Mir ſcheint jener ganze 
Satz eine bloße Anwendung von Worten der h. Schrift 
zu ſein, ſo unpaſſend und roh, wie es zu jener Zeit er— 
wartet werden muß. Naͤmlich der Apoſtel Paulus ſchreibt 
(an die Roͤmer Kap. 2. V. 12. nach der Vulgata): 
Quicunque enim sine lege peccaverunt, sine lege 
peribunt. Hiernach waͤre der geiſtliche Urſprung dieſes 
Geſetzes außer allem Zweifel. 

Wie uneigennuͤtzig und loͤblich auch bei dieſen Be— 
ſtimmungen die Abſicht der Kirche war, ſo hatte doch 
der Klerus noch ganz andere und ſtaͤrkere Gruͤnde, eine 
Reform des Germaniſchen Gerichtsverfahrens zu bewir— 
ken, naͤmlich die Ruͤckſicht auf ſein eignes zeitliches Wohl. 


542) Den klaren Commentar fuͤr dieſe 5 oder 7 Zeugen enthält das 
Capit. III. a, 789. Sect. 2. C. 1. 
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Denn was konnte ihm empoͤrender ſein, als ein ſolcher 
Proceß, wonach die bloße Anklage ſchon einen vollen 
Beweis enthielt, ſo lange ſie nicht durch die geſetzliche 
Anzahl von Eideshelfern, oder durch ein Gottesurtheil 
widerlegt wurde? Wer darf ſich dabei noch wundern, 
wenn der Klerus in den neuen Germaniſchen Staaten 
mit aller Macht dahin ſtrebte, ſich den weltlichen Gerich— 
ten, und vor Allem in Criminalſachen, ganz zu entzie— 
hen? Gewoͤhnlich aber rechnet man ihm dies als die 
allerempoͤrendſte Anmaaßung an. Dies war uͤberdies 
faſt der einzige Weg, wie in den neuen Germaniſchen 
Staaten ein wirkliches Beweisverfahren begruͤndet wer— 
den konnte. Die Kirche verdiente daher Dank, wenn 
fie in ihrem Beſtreben noch weiter ging, und auch von 
den Verbrechen der Laien ſoviele als nur moͤglich, unter 
dem Titel von Laienſuͤnden, vor ihr Forum zu ziehen 
ſuchte. Es hatte keine Noth damit, daß ſie hierin ſoweit 
durchdringen moͤchte, daß der Nachtheil fuͤr den Staat 
aus dieſer ſehr unnatuͤrlichen Spaltung der Gerichtsbar—⸗ 
keit den Vortheil für das. Menſchengeſchlecht uͤberſtiege. 
Die Geſchichte lehrt es klar genug, wie unvollkommen 
trotz aller Muͤhe der Kirche dieſe Verſuche gelangen. 
Das Erſte, was der Klerus errang, war, daß bei 
allen Anklagen gegen ihn kein weltlicher Richter ohne 
Zuziehung des Biſchofs verfahren ſollte s ). Karl der 
Große ging noch weiter, und ſtellte den Klerus ganz un— 
ter die Gerichtsbarkeit der Biſchoͤfe “), und verordnete 


345) Edict. Chlotar. an. 615. c. 4. 

344) Capit. Aquisgran. a. 789. c. 37. . ut Clerici ecclesia- 
stici ordinis, si culpam incurrerint apud ecclesiasticos 
iudicentur, non apud saeculares. 
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fpäterhin noch in Beziehung auf das Verfahren, daß ein 
angeklagter Geiſtlicher, gegen den der Klaͤger gar keinen 
Beweis haͤtte, noch nicht für ſchuldig erklaͤrt werden ſollte, 
wenn er auch nicht den Beweis ſeiner Unſchuld fuͤhren 
koͤnnte, ſondern daß dann die Sache auf einer Synode 
entſchieden werden ſollte *). 

Es laͤßt ſich aber denken, daß das Volk mit dieſer 
Praxis, in die es ſich eben ſo wenig zu finden wußte, 
als der Klerus in die ſeinige, hoͤchſt unzufrieden war, 
und daß ein Klaͤger gegen einen Geiſtlichen, der keinen 
Beweis fuͤhren konnte, wie ihn die Canonen forderten, 
ſich ſchwerlich beruhigt haben wird, wenn nur der Geiſt⸗ 
liche freigeſprochen wurde. — Dies veranlaßte Karl 
den Großen zu folgendem acht merkwuͤrdigen Geſetze 
im Jahre 803. 

Capit. Aquisgran. a. 808. c. 7. De sacerdo- 
tum purgatione. Omnibus vobis visu aut auditu 
notum esse dubitamus quod saepissime, suadente 
antiquo hoste, sacerdotibus diversa crimina obician- 
tur. Sed quoniam qualiter ex eis ab his rationa- 
bilis examinatio et satisfactio fiat, licet tempore 
bonae memoriae Domini genitoris nostri Pipini, 
sive priscis temporibus a sanctis patribus et a reli- 
quis bonae devotionis hominibus, saepissime ven- 


345) Capit. Francoford. a. 794. c. 37. Si presbyter in erimi- 
nali opere fuerit deprehensus, ad Episcopum suum duca- 
tur, et secundum canonicam institutionem constringatur. 
Et si forte negare voluerit, et accusator comprobationem 
dare non potuerit, et coram Episcopo definitum esse ne- 
quiverit, tune ad universali Concilio illorum ratio defe- 
ratur. 
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tilatum fuerit, nos tamen pleniter et ad gd de- 
fanitum reperire minime quivimus. Nostris quippe 
temporibus id ipsum -- saepissime propter mul- 
tas et nimias reclamationes, quae ex hoc ad nos ex 
diversis partibus venerunt, ventilatum est. — Da: 
her wird nun auf das canonifche Recht verwieſen: der 
Klaͤger muß die canoniſchen Erforderniſſe haben, und 
mit der geſetzlichen Anzahl zulaͤſſiger Zeugen feine Anklage 
beweiſen. — Nun fährt er fort: Ipse ergo sacerdos, 
si suspiciosus aut incredulus - fuerit, ne in cri- 
mine aut in praedita suspicione remancat, cum tri- 
bus aut quinque vel septem bonis ac vicinis sacer- 
dotibus exemplo pracdieti Leonis Papae, qui XII 
presbyteros in sua purgatione habuit, vel eo am- 
plius, si suo Episcopo visum fuerit, aut necesse 
propter tumultum popudi inesse perspexerit, et cum 
aliis bonis et iustis hominibus, se sacramento co- 
ram populo super quatuor evangelia dato purgatum 
ecelesiae reddat. 

Dieſes Geſetz nahm Karl noch in demſelben Jahre 
zuruͤck, mit der Erklärung, er hätte dazumal nicht ge: 
wußt, daß ſchon vom heiligen Gregor uͤber dieſe Streit— 
frage eine Decretale exiſtire, in welcher vorgeſchrieben 
ſei, daß ein verdaͤchtiger Prieſter, gegen den ſich kein 
vollkommner Beweis fuͤhren laͤßt, blos Gott als Zeu— 
gen feiner Unſchuld anzurufen brauche: dieſe Decretale 
hätte ihm ſpaͤter der Erzbiſchof Riculf von Mainz gezeigt, 
und ſo ſolle es dabei ſein Bewenden haben. Merkwuͤr— 
dig iſt der beſcheidene Schluß dieſer Verordnung, der 
den Charakter des wahrhaft großen Geſetzgebers auf eine 
ſchoͤne Art bezeichnet: „Ista vero omnia, quia vires 
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nostras excedunt, in iudicio Episcoporum iuxta 


canonicam sanctionem definienda relinguimus; ut 


haec, quando orta fuerint, ita deſinire satagant, 
ut nec secundum seculum iustam reprehensionem 
nec penes Deum, quod absit, damnationem, sed 
aeternae beatitudinis, ipso auxiliante, qui omnia 
infucata praestat, premia consequantur m). 

Ludwig der Fromme ſchnitt den Knoten entzwei 
durch das unkluge Geſetz, daß ein Laie einen Geiſtlichen 
ganz und gar nicht anklagen duͤrfe “). 

Ein nicht viel geringeres Beduͤrfniß, als die Kirche, 
hatten die Regenten in den neuen Germaniſchen Staaten 
zur Abaͤnderung des bisherigen Verfahrens fuͤr gewiſſe 
Falle. Aus dem ganz neuen Verhaͤltniſſe, in welches 
ſie zum Volke getreten waren, ging zuerſt der Begriff 
eines eigentlichen Verbrechens, einer Verletzung, die 
von Staats wegen beftraft werden muß, hervor, näms 
lich das Majeſtaͤtsverbrechen. Dies erforderte billiger 


Weiſe ein anderes Verfahren, als das herkoͤmmliche. 


Daher verordnet ein Baieriſches Geſetz *), daß ein 
des Hochverraths Angeklagter durch drei an Stande ihm 
gleiche Zeugen uͤberfuͤhrt werden koͤnnte, und alsdann 
nicht zum Reinigungseide gelaſſen werden dürfte, 
Endlich von Luͤgenhaftigkeit und von ſchaͤndlichem 
Mißbrauch des Zweikampfs finden ſich von jener in den 
Burgundiſchen, und von dieſer in den Lombardiſchen 


346) Item aliud capitulum de purgatione sacerdotum, bei 
Georgiſch p. 655. f 

347) Legg. Ludovici Pii c. 4. Constitutum est ut nullus Lai. 

cus crimen Clericis audeat inferre, 


348) Lex Baiw T. 2. c. 1. f. 1. 2. 


- 


ae 2 


* 
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Geſetzen die deutlichſten Spuren. Gundobald *) klagt 
daruͤber, daß es ſehr haͤufig vorkomme, daß die Eides— 
helfer wiſſentlich falſch ſchwoͤren; und verordnet daher, 
daß es dem Klaͤger freiſtehen ſolle, irgend einen unter 
den geſtellten Eideshelfern noch vor Ablegung des Eides 
zum Zweikampfe zu fordern, um ſo die Sache zu entſchei— 
den und zugleich den Meineid zu verhuͤten. — Der 
Lombarden König Rotharis ſtellt eine Reihe ſehr 
wichtiger Faͤlle auf 3%), in denen der Zweikampf ganz 
ausgeſchloſſen, und blos der Beweis durch Eideshelfer 
zulaͤſſig ſein ſoll, mit dem merkwuͤrdigen Zufaße: „quia 
iniustum videtur esse, ut tam grandis causa sub 
uno scuto per pugnam dirimatur.” — Noch deut: 
licher druͤckt ſich hierüber Liutprand aus 35°): Quia in- 
certi sumus de iudicio Dei; et multos audivimus 
per pugnam sine iusticia causam suam perdere. 
Sed propter consuetudinem gentis nostrae Longo- 
bardorum legem ipsam vetare non possumus. 


H. 43. | 
Anordnungen Karls des Großen. 

Von beſtimmten Anordnungen zur Abhilfe der Be— 
weisloſigkeit im gerichtlichen Verfahren finden ſich vor Karl 
dem Großen keine Spuren. Denn die oben beruͤhrten 
Stellen enthalten entweder nur den Ausſpruch einer neuen 
Anſicht, und ſind bloße geſetzgeberiſche Wuͤnſche, oder 
fie beziehen ſich auf ganz einzelne Faͤlle. Daß aber Karl, 


549) Lex Burg. T. 45. 
550) Legg. Rothar. c. 164 166. 
352) Legg. Liutprand. L. 6, c. 65, 
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der in ſovielen Dingen Wohlthaͤter der Menſchheit 
wurde, dieſen uͤberaus wichtigen Punkt nicht uͤbergangen 
ſein wird, ohne auch hier einen Grund zu buͤrgerlicher 
Ordnung zu legen, laßt ſich von ſelbſt erwarten. In 
der That war die Einrichtung, die Karl traf, ſehr zweck— 
mäßig, und der beſtehenden Verfaſſung ſoviel als mög: 
lich angefuͤgt. Er verdraͤngte naͤmlich das Inſtitut der 


Eideshelfer wenigſtens fuͤr die wichtigern Faͤlle dadurch, | 
daß er fie in Schiedsleute verwandelte, mit deren Hilfe 


der Richter die Unterſuchung des Factums zu führen 
hatte. 

Das erſte hieher gehoͤrige Geſetz iſt vom Jahre 
805 ?°*), wodurch verordnet wurde, daß die Eideshelfer 
nicht ſofort und unbedingt zum Schwur gelaſſen, ſon— 
dern zuvor durch die Richter gepruͤft und nach Erforder— 
niß der Umſtaͤpde einzeln verhoͤrt werden ſollten; daß 
ferner der Kläger fein Ernennungsrecht in Beziehung 
auf die Eideshelfer nicht ohne Zuziehung des Beklagten, 
und dieſer fein Verwerfungsrecht nicht ohne Angabe trifs 
tiger Gründe ausüben ſollte. 


552) De periuriis, ut caveantur, et non admittantur testes 


ad iuramentum, ’antequam discutiantur, Et si aliter dis- 


cuti non possunt, separentur ab invicem, et singulariter 
inquirantur. Et non soli accusatori liceat testes eligere, 
absente suo causatore... Et ille qui ad testimonium ad- 
ducitur, si refulatur, dicat ille qui eum refulat et probet 
quare illum recipere nolit, Et de ipso pago non de altero 
testes eligantur. Daß dieſe testes keine eigentlichen Zeugen, 
ſondern modificirte Eideshelfer find, geht vor Allem aus der 
Wahl derſelben klar hervor. 
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Im Jahre 808 358) verordnete er, daß es lediglich 
die Sache des Richters fein ſollte, die Thatſache mit 
Zuziehung wahrhafter Leute, die er, und nicht die Par: 
teien, zu beſtimmen haͤtte, zu unterſuchen. — Vollen— 
det wurde dieſe Einrichtung im Jahre 812 durch die Be: 
ſtimmung, daß, eben ſo wie die Scabinen, ſo auch dieſe 
Schiedsleute oder Gehilfen des Richters, durch den koͤ— 
niglichen Miſſus und den Grafen fuͤr jeden einzelnen Gau 
erwaͤhlt und angeſtellt werden ſollten 35%). 

Glaubte eine Partei durch den Ausſpruch dieſer ſo— 
genannten Teſtes Unrecht zu erleiden, ſo konnte ſie 
dieſen eben ſo wie das Urtheil der Schoͤffen ſchelten; 
dies geſchah dadurch, daß fie gute Maͤnner vorfuͤhrte, 
die einen andern Ausſpruch thaten; dann mußte unter 
den verſchiedenen Teſtes der Zweikampf entſcheidens ). 

Die nothwendige Folge dieſes Inſtituts war, daß 
nun die alten Eideshelfer nur noch im Nothfalle vor: 


353) Capit. an. 808. ec. 3. Ut nullus testes mittere in iudi- 
cium praesumat; sed Comes hoc per veraces homines 
circa manentes per sacramentum inquirat, ut sicut exinde 
hoc modis omnibus dicant. 

354) Capit. III. an. 812. c. 3. Ut quandocunque testes ad 
rem quamlibet discutiendam quaerendi atque elegendi sunt, 
a Misso nostro et a Comite in cuius ministerio de rebus 
qualibuscunque agendum est, tales eligantur quales opti- 
mi iu ipso pago inveniri possunt. Et non liceat litigato- 
res per plurima falsos testes adducere, sicut hactenus fieri 
solebant. — Noch deutlicher vrüdt ſich hierüber Ludwig der 
Fromme aus: Capit. Wormat. a. 829. Sect. 2. c. 3. Ut 
in omni comitatu hi qui meliores et veraciores inveniri 
possunt eligantur a Missis nostris ad inquisitiones facien- 
das et rei veritatem dicendam, et ut adiutores Comitum 
sint ad iusticias faciendas. 

555) Cap. I. a. 819. C. 10. 


Rogge Germ. N. Q 
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kommen konnten, wenn die erwaͤhlten Schiedsleute aus 
Mangel wirklicher Zeugen oder anderer Beweisgruͤnde 
keinen Ausſpruch wagten “*). Ausſchließliches Beweis— 
mittel blieben aber die Eideshelfer noch fuͤr alle Streitig— 
keiten uͤber e, Freiheit und Erbfolge. (ſ oben 
S. 190 fg.) 

Wieviel oder wenig hievon ſich fpäterhin, in der 
Zeit des Verfalles aller Karolingiſchen Einrichtungen, 
in der Praxis erhalten haben mag, ſo war doch dadurch 
unſtreitig zu einem ordentlichen Beweisverfahren ein 
Grund gelegt, wodurch ſpaͤterhin dem Proceſſe des cano— 
niſchen und roͤmiſchen Rechtes der Eingang erleichtert 
wurde. 


H. 44. 
Urſprung der Geſchwornen-Gerichte. 

An die bis hieher geführte Unterſuchung knuͤpft ſich 
ſehr leicht eine Betrachtung über die Entſtehung der Ge— 
ſchwornen-Gerichte. Es ſei mir daher vergoͤnnt, zum 
Schluſſe auch uͤber dieſen heute ſoviel beſprochenen Ge— 
genſtand meine Anſicht mitzutheilen. Eine der Sache 
angemeſſene Ausfuͤhrlichkeit macht mir der Mangel des 
erforderlichen Materials unmoͤglich; nur auf Eine Rechts⸗ 
quelle bin ich beſchraͤnkt, das Juͤtiſche Lowbuch, in der 
ich aber auch die Vorſtellung, die ich mir als Hypotheſe 
gebildet hatte, vollkommen beſtaͤtigt und verbuͤrgt finde. 


356) Daß auch noch unter Ludwig d. Fr., alſo neben dieſen Teſtes, 
die alten Eideshelfer vorkamen, ſ. Note 152. u. 243. Dies iſt 
der charakteriſtiſche Unterſchied dieſes Karolingiſchen Inſtituts 
von einem eigentlichen Geſchwornen-Gerichte. 


* 
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Die gewoͤhnliche Meinung und auch die meinige iſt, 
daß die Geſchwornen-Gerichte aus dem Inſtitute der 
Eideshelfer hervorgegangen ſind. Allein mit der Vor— 
ſtellung, die man bis dahin vom Proceſſe der alten Ger— 
manen gehabt hat, laͤßt ſich dieſe Anſicht auf keinerlei 
Weiſe vereinigen, ſehr wohl aber mit der von mir ent— 
wickelten. 


Was nun zuvoͤrderſt dieſen Zuſammenhang je: 
ner beiden Inſtitute ſchon hoͤchſt wahrſcheinlich macht, 
ohne jedoch das Wie zu erklaͤren, iſt die auffallendſte 
Uebereinſtimmung derſelben in ihren Aeußerlichkeiten. 
Naͤmlich: 

1) Fuͤr beide Inſtitute dieſelbe Benennung. Im 
Daͤniſchen hießen die Eideshelfer fuͤr die wichtigern 
Fülle, die sacramentales nominati seu legitimi 
der alten Volksgeſetze, Kionsneffen, d. h. er— 
nannte Blutsfreunde *); und die verſchiedenen 
Geſchwornen-Gerichte, die es hier gab, mit Einer 
Ausnahme, hießen zwar nicht Kionsneffen, weil 
ſie nicht eben Verwandte einer Partei ſein mußten, 
aber Neffen, Neffninge ss), welches um fo 
bedeutſamer iſt, da eine Ernennung in dem Sinne, 
wie bei den Eideshelfern, hier gar nicht einmal 
Statt fand. — Der Name der alten Schwedi— 
ſchen Geſchwornen-Gerichte war Naͤmda, Nam- 


557) Juͤtiſches Low B. 1. K. 1. 15. 44. 46. B. 2. K. 9. 25. 54. 
u. v. a. 

358) Juͤt. Low B. 2. K. 40. Bluͤting in feinem Commentar hie— 
zu ſagt: „Das Wort Naͤffninge kommt her von Naͤffn, 
welches ſeviel bedeutet als nominare,” 
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damanni, d. h. Nominati, von 1 no- 
minare 3%. 

2) Bei den Eideshelfern und Geſchwornen⸗Gerichten 
findet ſich dieſelbe Zahl, naͤmlich 12) als die vor 
herrſchendes“). 

3) Bei beiden galt urſpruͤnglich dieſelbe Form des 
Ausſpruches: er mußte eidlich geſchehen. Jedoch 
ſehr natuͤrlich wurde dies auch dahin modifieirt, wie 
es ſich heute in England findet, daß die Richter 
vorher ſchwoͤren mußten, nach beſtem Wiſſen fpre- 
chen zu wollen, und dann beim Ausſpruche ſelbſt 
nicht noch einmal ſchwoͤren durften. 


Solche Uebereinſtimmungen machen den innern Zus | 


ſammenhang beider Inſtitute wohl mehr als bloß wahr: 
ſcheinlich, zumal wenn man erwaͤgt, daß es außer den 
Eideshelfern im alten Germaniſchen Gerichtsweſen durch— 
aus kein Inſtitut gab, aus dem ſich die Geſchwornen— 
Gerichte auch nur mit einigem Scheine herleiten ließen. 
Denn das einzige, worauf man verfallen koͤnnte, wären 
die Schoͤffen. Hier ſpringen aber die allererheblichſten 
Einwuͤrfe gleich in die Augen. Wie ſollten die Schoͤffen 
zu jenen Benennungen, zu jener Grundzahl, zu jener 
Form ihres Ausſpruches gekommen ſein? vor Allem 
aber, was nicht bloß die Form, ſondern die Sache be: 

trifft, 


359) Westphalen monumenta ined. Tom. III. praef. p. 62. 
Note w, und p. 65. Note d. 


360) Ueber das Engliſche Geſchwornen⸗Gericht, wo noch heute 


dieſe Zahl bald rein, bald in verſchiedenen Anwendungen, z. B. 


in 24, 36, 22 vorkommt, ſ. Blackstone commentaries on 


the laws of England. Book III. Chapt, 23. 


— 
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trifft: das urſpruͤngliche Amt der Schoͤffen war, das 
Recht zu finden und zu weiſen, mit Unterſuchung der 
Thatſache hatten fie gar nichts zu thun; welche Veran: 
laſſung ließe ſich nun wohl erfinnen, wodurch fie jene 
Function mit dieſer vertauſcht hätten ? 

Wie ich die Sache anſehe, bedurfte es zur Eutſte⸗ 
hung der Geſchwornen-Gerichte unter Germaniſchen 
Voͤlkern nicht nur keines beſondern Geſetzgebers, ſon— 
dern fie mußten überall, ganz von ſelbſt aus den Eides— 
helfern durch den veraͤnderten Zeitgeiſt erzeugt werden, 
wo nicht beſondere Geſetze dieſes verhinderten. Eine 
ſolche Verhinderung dieſes Inſtitutes verdankte das ganze 
Fraͤnkiſche Reich den weiſen Anordnungen Karls des 
Großen, die oben beſchrieben ſind, wodurch zur Unter⸗ 
ſuchung des Factums, ſoweit es moͤglich war, richterliche 
Gehilfen an die Stelle der Eideshelfer traten. Mir we— 
nigſtens ſcheint lediglich hierin die Urſache zu liegen, 
warum die Geſchwornen-Gerichte nur in den uͤbrigen 
Germaniſchen Ländern, in Daͤnemark, Norwegen, 
Schweden und England zum Vorſchein gekommen ſind, 
waͤhrend die Deutſchen Rechtsbuͤcher des Mittelalters 
nicht die leiſeſte Spur von ihnen enthalten. 

Schon in dem aͤlteſten Germaniſchen Proceſſe ſtan— 
den die Eideshelfer wirklichen Richtern ſehr nahe: wenn 
ſie fuͤr die Unſchuld des Angeklagten ſchwuren, ſo hatte 
ihr Ausſpruch dieſelbe Kraft, die zu jener Zeit ein rich— 
terlicher Spruch haben konnte, d. h. nur durch ein Got— 
tesurtheil konnte er umgeſtoßen werden. Der einzige 
Unterſchied war nur, daß fie fein „ſchuldig“ ausſprechen 
konnten. Allein auch dieſe Gewalt fehlte ihnen nur der 
Form nach. In allen wichtigern Faͤllen namlich durften 

Rogge Germ. R. R 
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nur die naͤchſten Blutsfreunde des Angeklagten, die Sa- 
cramentales legitimi, für ihn ſchwoͤren; dieſe konnten 
aber ihre Eideshilfe verweigern, und dann war es ſo 
gut, als ob der Beklagte durch den Richter fuͤr ſchuldig 
erklaͤrt worden ware. Aber auch außerdem konnten alle 
Eideshelfer überhaupt, noch vor dem Augenblicke des 
Eides, durch das Daſein von glaubwuͤrdigen Zeugen 
oder durch andere Gründe bewogen, wenn ſie dieſe anga— 
ben, zuruͤcktreten: alsdann war auch dieſes Zuruͤcktreten 
fo gut, wie ein richterlich ausgeſprochenes „ſchuldig ); 
nur ein Gottesurtheil haͤtte den Beklagten retten koͤnnen. 

Nur einer einzigen Veraͤnderung, die aber eben der 
Zeitgeiſt auch uͤberall mit ſich bringen mußte, bedurfte 
es, um aus den Eideshelfern wirkliche ſchwoͤrende Rich⸗ 
ter zu machen: ich meine die Einſchraͤnkung und allmaͤh⸗ 
lige Abſtellung des Gebrauches der Gottesurtheile. Hie⸗ 
durch beſchraͤnkte man ſich fuͤr Criminalfaͤlle auf die ein⸗ 
zige Beweisinſtanz, die der Altgermaniſche Proceß außer 
den Gottesurtheilen hatte, auf die Eideshelfer. Dieſe 
mußten nun auch in ſolchen Faͤllen ſchwoͤren, wo fruͤher⸗ 


hin ein Gottesurtheil entſchieden haͤtte, z. B. aus Man⸗ 


gel an Eideshelfern, d. h. ſie mußten nun auch ein 
„ſchuldig“ ſchwoͤren koͤnnen; und ſomit war ihre Ver⸗ 
wandlung in Richter geſchehen, und das Inſtitut der 
Geſchwornen-Gerichte vorhanden. Alle uͤbrigen Anord⸗ 
nungen, die nun getroffen werden mußten, über die geſetz— 
lichen Eigenſchaften, die Wahl dieſer Richter u. ſ. w., 
gehoͤrten zur Ausbildung des ſchon vorhandenen In⸗ 
ſtituts. | 


361) Legg. Langob. Liutpr, Lih. VI. e. 8. 
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Dieſe ganze Anſicht läßt ſich an dem Beiſpiele der 
ehemaligen Daͤniſchen Geſchwornen-Gerichte ſehr genau 
pruͤfen, und wie mir ſcheint, haͤlt ſie Probe. 

Schon der Daͤniſche Koͤnig Harald, Bruder und 
Vorgaͤnger Kanuts des Großen, hob das dort uͤbliche 
Ordale, das gluͤhende Eiſen, durch ein Geſetz ganz und 
gar auf, und befahl dafuͤr den ausſchließlichen Gebrauch 
der Eideshelfer? ). Wenn nun dies Geſetz auch ſpaͤ— 
terhin keineswegs durchaus erfüllt wurde, jo wurde doch 
dadurch unſtreitig der Gebrauch des Ordales in Daͤne— 
mark vermindert, und der erſte Grund zu den ſpaͤtern 
dortigen Geſchwornen-Gerichten gelegt. Das Juͤtiſche 
Lowbuch (publicirt 1240 von Waldemar II.) enthaͤlt 
nirgends eine Spur von Gottesurtheilen. Hier kommen 
fuͤr die Entſcheidung uͤber das Factum in Criminalfaͤllen 
nur zwei Inſtanzen vor: Eideshelfer und Geſchwornen— 
Gerichte, oder genau geſprochen, ſchwoͤrende Richter. 
1) Eideshelfer, die alſo bloß für den Beklagten 
ſchwoͤren konnten: dieſe waren der Regel nach Kions— 
neffn, und kamen hauptſaͤchlich dann vor, wenn aus irgend 
einem Grunde die Sache nicht durch Geſchworne entſchie— 
den wurde; alsdann ging es ganz nach den Regeln des 
Altgermaniſchen Verfahrens. Z. B. wenn die Verwand— 
ten eines Erſchlagenen die Mordanklage nicht bis zum 


naͤchſten Landgerichte vorbrachten, jo konnten fie nur 


durch Erlaubniß des Königs ein Geſchwornengericht über 
dieſen Mord erlangen. Wurde dieſe Erlaubniß ihnen 


362) Bircherodii annotationes in Aelnothum de vita 8. Ca- 
nuti bei Westphal. Il. c. Tom IV. p. 1337. Note 50. Ideo- 
que Haraldius „Svenonis Esthritii filius, huic purgationi 
Decreto xeiectae publico iusiurandum zubstituit. 


R 2 
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verſagt, ſo ging die Sache nach Altgermaniſcher Weiſe: 
d. h. der Angeklagte hatte die Wahl, entweder das Wehr⸗ 
geld (die Mannbuße) zu bezahlen, oder mit dem Eide 
von 12 Kionsneffn die That abzulaͤugnen ?“). Ebenſo 
bei Verwundungen: wurde die Sache nicht durch die 
Geſchwornen entſchieden, ſo hatte der Beklagte das 
uralte, ganz unbegrenzte Laͤugnungsrecht; er konnte 
ſagen, daß er zwar Wunden, aber nicht ſolche und 
ſoviele Wunden geſchlagen haͤtte, und daher nur fuͤr ſo⸗ 
viel buͤßen und für das Uebrige mit feinen Kionsneffn 
ſchwoͤren wuͤrde ). » 
Der Kläger konnte aber die Eideshelfer vermeiden, 
wenn er die Sache vor ein Geſchwornen-Gericht brachte. 
Im Juͤtiſchen Low kommen fuͤr die verſchiedenen Arten 
der. Friedensbruͤche folgende Geſchwornen-Gerichte vor: 
J. Die Sandmaͤnner, d. h. Wahrheitsmaͤnner 
(von dem Daͤniſchen Worte ſan, wahr), bei den latei— 
niſchen Schriftſtellern Veridici 36%). Deren gab es in 
jedem Harde (Vogtei) 8, naͤmlich 2 in jedem Viertel, 
wo ſie mit Grundeigenthum angeſeſſen ſein mußten. 
Dieſe erhielten ihr Amt vom Koͤnige fuͤr Lebenszeit, wur⸗ 
den vom koͤniglichen Vogt vereidigt, und hatten Spots 
teln als Einkuͤnfte. Sie richteten, aber ſchwoͤrend, 
2 | 
63) Das Juͤtiſche Lowbuch B. 2. K. 9. h. 2. (nach der Hoffen 
Machen Ueberſetzung von Blaſius Eichenberger) druͤckt ſich hier in 
echt alterthuͤmlicher Art aus: „Wuͤrde de Könink neen Orloff (kei⸗ 
nen Urlaub) tho der Naklage geven, ſo kan de Kleger nicht mehr 
daruth kryge, alſe de rechte Monbote, edder ock vulle Werde Buͤrg⸗ 
schaft), vor ſovele Geldes, edder ock 12 Man Ende Kionsnaͤffn. 
564) Jut. Low B. 3. K. 31. 


365) Joh. Meyer Compend. Iuris Cimbriei L. a. 2. 1. bei 
Westphal. I. c. IV. p. 4753 
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uͤber folgende Friedensbruͤche: Todtſchlag, abgehauene 
Glieder, Verwundungen, Nothzucht und Heerwerk, d. h. 
jede gewaltſame That in fremdem Hof oder Haufe “). 

II. Die Neffningen oder auch Ransneff— 
ningen (von Ran, Raub), Iudices nominati. Dieſe 
ſchwuren um dreierlei Dinge: 1) um einige Arten des 
Raubes, naͤmlich Handraub, wenn Einer dem An— 
dern etwas aus der Hand oder vom Leibe raubte; Haus— 
raub, was aus Haus oder Hof geraubt wurde; Feld— 
raub, wenn etwas vom Felde geraubt wurde. 2) Um 
Diebſtahl. 3) Um „unwaringe', d. h. unverſehene, ab- 
ſichtloſe That. Dieſer Neffninge gab es eben ſoviele 
in jedem Harde, als der Sandmaͤnner, naͤmlich 8, 
in jedem Viertel 2, wo ſie gleichfalls mit Grundeigen— 
thum angeſeſſen ſein mußten. Sie wurden von den Ge— 
meinden erwaͤhlt und durch den koͤniglichen Vogt bloß 
beſtaͤtigt und vereidigt; ihr Amt dauerte nur ein Jahr, 
und war nicht mit Sporteln verknuͤpft 3%), 

III. Biſchofs-Neffningen. Dieſe hatten 
uͤber Heiligenbruͤche zu richten, d. h. über Gewaltthaͤtig⸗ 
keiten, die an heiligen Tagen und an heiligen Orten began— 
gen wurden, fuͤr welche dem Biſchof eine Buße erlegt 
werden mußte. Sie wurden von den Gemeinden erwaͤhlt 
und durch den Vogt beſtaͤtigt, in jedem Kirchſpiel 2, 
und außerdem noch 2 fuͤr jedes Viertel der Vogtei; ihre 
Gewalt dauerte ein Jahr, und war gleichfalls ohne Ein: 
fünfte, 

366) Juͤtiſches Low B. 2. K. 1. 3. 4 u. fag. mit dem Commentar 
von Bluͤting; und Meyer Compendium Iuris Cimbrici L. 2. 
c. 1— 14. 


367) Juͤtiſch. Low B. 2. K. 40 fgg. mit dem Commentar von Bluͤ 
ting. — Joh. Meyer L. 2. C. 15 5d. 
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Alle dieſe Geſchwornen-Gerichte erſcheinen haupt⸗ 
ſaͤchlich in Einem Punkte von den Eideshelfern gar ſehr 
entfernt, naͤmlich darin, daß ſie nicht fuͤr den einzelnen 
Fall jedesmal beſonders ernannt wurden, ſondern ein 
wirkliches Amt bildeten, welchem die Befugniß richter: 
lich zu ſchwoͤren ausſchließlich zugehoͤrte. — Was den: 
noch aber uͤber den Urſprung dieſer Geſchwornen-Ge— 
richte aus den Eideshelfern gar keinen Zweifel laſſen kann, 
iſt das von ihnen beobachtete Verfahren, in welchem ſie 
nie als modificirte Eideshelfer erſcheinen. 


Bei den wirklichen Eideshelfern hatte der Klaͤger 
leicht Urſache, die Parteilichkeit derſelben zu fürchten; 
daher war an ihre Stelle ein Geſchwornen-Gericht gez 
treten. Daß die Sandmaͤnner und die obigen Neffningen 
wirklich nur die Stelle Altgermaniſcher Eideshelfer ver 
traten, verrathen folgende Zuͤge ſehr deutlich: 


1) So wie die Eideshelfer, traten auch jene ſchwoͤ— 
renden Richter niemals von Staats wegen, fon: 
dern nur auf Verlangen einer Partei in Function, 

und zwar des Klägers; denn der Beklagte wuͤrde 
Eideshelfer nach der alten Art gewählt habens“). 


15 In gewiſſen Ballen ſtand es jetzt noch dem Be: 
klagten ganz unbedingt frei, ſich der Eideshelfer 
zu bedienen, alsdann kamen die Sandmaͤnner und 
Neffningen nicht zum Schwur 3%). Geſchwor⸗ 
nen-Gericht und Eideshelfer konnten in keinem 
Falle neben einander vorkommen. 


863) Juͤt. Low B. 2. K. 6. K. 40. 
369) Ebend. K. 40. h. 7.9 
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3) So wie nach dem alten Germaniſchen Verfah— 

ren, der Beklagte, ohne einen Beweis von Seiten 

des Klaͤgers fordern zu duͤrfen, entweder die That 

eingeſtehen oder mit Eideshelfern ablaͤugnen muß— 

te, eben ſo mußte er auch jetzt entweder eingeſte— 

hen, oder das Geſchwornen Gericht entſchied durch 
feinen Schwur “). 


Viel naͤher aber, als alle die angegebenen Arten der 
Geſchwornen-Gerichte, ſtanden den Eideshelfern 


IV. die Hardes⸗ Neffen. Dieſe ſchwuren um 
drei Verbrechen: Mordbrand, Verfaͤlſchung und Stra— 
ßenraub. Dabei bildeten ſie aber nicht, wie die uͤbrigen 
Neffningen, ein dauerndes Amt, ſondern wurden für 
jeden einzelnen Fall beſonders ernannt, ſo wie die alten 
Eideshelfer. — Die ganze Beſchreibung, die das Juͤti⸗ 
ſche Lom 37°) in folgenden Worten von dieſem Inſtitute 
gibt, iſt ſo, daß man, abgeſehen von einzelnen Punk— 
ten, durchaus glauben muͤßte, es waͤre von Eideshelfern 
die Rede. 


ö §. 1. 

„Wert dar wol (wer, jemand) angeſpraken, um⸗ 
„me Falſch, Mordbrandt, ock umme Straten-Roff, 
„davor ſchal ſik de Beklagede entfrien, unde wehren, 
„mit Hardes-Naͤffn, dat is dre Man uth jderem Fier; 
„ding (Viertel), de in dem Harde ſyn.“ 

Nach dieſen Worten: „der Beklagte ſoll ſich weh— 
ren”, kann man nur an Eideshelfer denken. 


370) Juͤt. Low B. 2. K. 40. b. 9. 
371) Ebend. B. g · K. 64. 
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| Dinar 

„Diffe 12 Menne ſchal de Hardes-Vaget, edder 
„fonft ein ander unpartielik Hardes-Man, de an der 
„Sake gar neenen Deel heft, en ock nicht anroͤrende 
„is, ock beiden Parten, dem Kleger, unde Beklageden, 
„in der Bort, Schwagerſchop, Fruͤndſchop, edder jeni— 
„gen Dingen, nicht vorwandt is, uthnoͤmen.“ 


H. 3. ah 

„Doch mach de Beklagede von diſſen 12 Mennen 
„vorſcheten (verwerfen) fine apenbaren Unfruͤnde, alſe 
„voͤrgeſchreven is. (Naͤmlich B. 1. K. 1. $. 6. 7. 
Hier iſt aber von wirklichen Eideshelfern die Rede, die 
der Klaͤger zu ernennen hatte, und von denen der Be— 
klagte ſeine offenbaren Feinde verwerfen durfte. Vgl, 
Legg. Lang. Rothar. c. 565. — Alſo verweiſet das 


Juͤtiſche Low hier, wo von einem wahren Geſchwornen⸗ 


Gerichte die Rede, auf eine Regel, die es über die Eides— 
helfer aufgeſtellt, als ob beide Inſtitute eins und daſſelbe 
waͤren.) N 
* A 
„Wente nemande ſchal men noͤdigen, ſick vor Sake 
„tho Rechte tho wehrende, mit ſinen Unfruͤnden! 


$. 5. 


„Unde diſſe uthgenoͤmde Menne, de ſchoͤlen den 


„Beklageden frien edder vellen.“ 

Dieſer Zuſatz: „oder fällen”, iſt das Einzige, woran 
es ſich erkennen läßt, daß bier nicht von bloßen Eides— 
helfern, ſondern von ſchwoͤrenden Richtern die Rede 
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iſt. Ganz unwiderſprechlich ergibt es daher dieſe ganze 
Stelle, daß die Hardesneffn, und ſo gewiß doch auch 
alle uͤbrigen Geſchwornen-Gerichte, 1 Eides⸗ 
helfer waren. 


Man fuͤhrt unter den Daniſchen Geſchwornen-Ge— 
richten noch an: 

V. Die Kirchen⸗Neffn 37°). Dieſer erwaͤhnt 
das Juͤtiſche Low nur an einer Stelle 373), aber fo, 
daß man ſie eben ſowohl auch fuͤr Safe Eipespel fer 
halten kann. 


Somit ſcheint meine Anficht über den Urſprung 
der Geſchwornen-Gerichte an dem Beiſpiele Daͤnemarks 
hinreichend erprobt zu ſein. f Nat 

Jene Daͤniſchen Sandmaͤnner und Neffningen ſchei— 
nen bis zu Anfange des 18ten Jahrhunderts nach und 
nach verſchwunden zu ſein, um einem methodiſchen Be— 
weisverfahren, wie es eine aufgeklaͤrtere Zeit verlangt, 
Platz zu machen. Für diejenigen, welche heutiges Ta— 
ges mit ſo gewaltigem Enthuſiasmus fuͤr die Einfuͤhrung 
der Geſchwornen-Gerichte eifern, verdient es wohl be— 
merkt zu werden, daß in Daͤnemark dies Inſtitut kei— 
nesweges durch einen Gewaltſtreich, ſondern ganz von 
ſelbſt durch den fortſchreitenden Zeitgeiſt und auf Ver— 
langen des Volks aufgehoben iſt. Zum Beweiſe hiefuͤr 
folgendes merkwuͤrdige Privilegium Koͤnig Friedrichs III. 
an die Stadt Hadersleben 377), 


572) Joh. Meyer Comp. Iuris ar Lih, 2. c. 33. 
373) B. 5. A. 69. 
374) Statuta Haderslebensia, bei Westphal Tom. IV. p. 1998. 
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„Wir Friedrich III. von Gottes Gnaden König 
zu Daͤnemark ꝛc. Thun kund hiemit, daß Buͤr— 
germeiſter und Rath Unſerer Stadt Hadersleben 
allerunterthaͤnigſt angehalten, Wir geruheten aus 
angefuͤhrten bewegenden Urſachen das gemeine 
Stadt- Dinge allergnaͤdigſt abzuſchaffen und da, 
durch Unſern Unterthanen die Laſt Proceſſen Ver— 
liehrung unnoͤthiger Zeit und großen Unkoſtungen 
zu entheben, daß Wir demnach aus Koͤnigl. Gna⸗ 
den allergnaͤdigſt eingewilligt und verordnet haben, 
dieweil durch ſolche eheſte von Stadt- Voigte, 
Sandmaͤnner und Neffningen haltender ‚Gericht: 
instente der Processus nur verlängert, und die 
klagenden Partheien in mehren Koſten und Weit⸗ 
Aauftigkeit geſetzt worden, dannenhero auch in Un: 
fern andern Schleswigſchen Städten ſolche Dinge 
laͤngſt abgeſchaffet worden, daß deswegen hinfüro, | 
auch Unſre Stadt Hadersleben u. ſ. w. — — und 
alſo die Sandmaͤnner und Naͤffninge nunmehro 
abgeſtellt ſeyn ſollen. — Urkundlich ꝛc. Copen 
hagen den 18. Februar 1665.“ | 
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Seite 5. Zeile 12. ftatt Familienrecht lies Familien macht. 


— — Note 6. ſt. Liodgarde l. Liodgarda. 
— 10. zu Note 17. füge hinzu: Der Grundſatz, das Kind folgt der 


EA EIA 


14. 


16. 
20. 
5 


6. 
59. 


47. 
50. 
5% 


ärgern Hand, wird in Lex Rip. T. 58. c. 11. auf eine Ehe 
zwiſchen einem Germaniſchen und einem eden Ehegat⸗ 
ten angewandt. pH 

3. 12. ft. Wehrgeldes l. Sehbereätes 

Note 23. hinter armis l. se. 

3. 19. ft. Jemandem l. Jemanden. 

N. 30. ft. strudio l. strudis. 

3. 2. hinter Verletzung l. durch That oder Wort. 

N33. g. d. E. hinter Tacitus l. G. c. 12. 21. 

N. 54. hinter pedibus l. quem. 

zu N. 36. füge hinzu: ſ. Fiſchers n der beglichen 


Erbfolge S 866. 1 


N. 62. hinter tertius l. dies 

3. 12. ſt. Tienhored l. Tienhoved. 

3. 11. zu Wargus bemerke: ganz gleichbedeutend mit arg 
iſt das Niederſaͤchſiſche Wort bieſter; daher die Biefters- 
freiheit der Fremdlinge, vgl. Moͤſer Osn. Geſch. S. 76, 
Noch ſpricht an manchen Orten das Volk verbieſtern 
ſtatt verirren, in die Fremde gerathen (arg werden). 


Unter den Ceremonien der Schmiedegeſellen, wenn ein Lehr- 


64. 


65. 


70. 


73. 


ling zum Geſellen gemacht wurde und in die Fremde gehen. 
wollte, kam es ehemals auch vor, daß fie ihm verkuͤndigten, 
vor dem Thore wuͤrden ihn grüne Männer im Teich begrüs. 
ßen mit dem Ruf: arg, arg. S. Grimm's Altdeutſche 
Waͤlder B. 1. S. 91.; unſtreitig hat ſich hier dies Wort 
noch in feiner Altgermaniſch ane im Munde 
des Volks erhalten. 

Z. 6 u. fgg. Leider zu ſpaͤt hat der Vf. ne daß die 
hier angezogene Stelle nicht ganz fo lautet, wie er fie fpre, 
chen läßt; ſie unterſcheidet nicht je z und 3, ſondern 3 Abs 
theilungen der Gehilfen, ohne deren Zahl zu nennen. 

N. 81. ſt. Friborger l. Friborges, und g. d. E. ſtatt 
das Angelſaͤchſiſche l. der Angelſaͤchſiſche. 

3. 7. ſt. immer l. innern. 

Z. 1. v. u. ſt. Ausnahme l. Annahme. 


Seite 77. Note 91. hinter Vorrede ſetze ein Komma. 
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88. N. 106. das Citat: G. L. Böhmer gehört zu N. 105, 
96. Zeile 8. ſtatt wird l. ſollte. 
97. Z. 13. v. u. ſt. Rechtsgeſetzes l. Rech teen 


116. Z. 9. ſt. Urtheil el. Zeugniß. 


117. Z. 13. ſt. „ ſetze: und ſt. wuͤrde l. wurde. 

127. Z. 7. ſt. 38. l. 45 

129. N. 152. ſt. in fac ta l. intacta. 

134. Z. 12. die Worte „mit dem Degen” ſchließe in (), 
weil ſie eine bloße Vermuthung enthalten, die dem Al, ſehr 
wahrſcheinlich iſt. 

146. Z. 2. v. u. hinter mehr l. als. 

147. Z. 11. ſt. verwarfen l. verwerfen. 

151. 3. 2. v. u. fh. ſeinen l. feine. 

156. Z. 9. ſt. Papinian l. Papian. 

166, Z. 2. v. u. fl. entgegenſtehenden l. entforedens 


den. 


170. B. 10. v. u. ſt. ee e l. nominet. 


172. N. 218. ſt. Kionsnafke 1 Röfſch ! Sionsnäfn 
u. Naͤff n. } W 

173. Z. 11. ft. ab un n 1. Mortaudus. 

180. N. 239. ft. 172. l. 170. 121. 1 

185. N. 255. fl. 156. l. 164. 0 

— N. 255. ſt. con. l. an. 

187. Z. 11. ſt. Hanequam l. Hane quam. 

202, Z. 13. v. u. hinter „eine“ l. „deſto“ 

207. Z. 5. b. u. fr merkwuͤrdigeres l. merkwürdiges. 

208. Z. 11, fl. Schuldiger l. Schuldige. 

209. 3. 5. v. u. hinter „beide!“ l. ien me 

217. Z. 12. v. u. ſt. des l. der. 

218. Z. 11. v. u. ſt. die l. den. 


220. Z. 3. v. u. vor „Vergehungen“! l. »offenbaren“ 


256 Z. 12, fe nur l. nun. 
— 3. 18. hinter e.sse l. non. 
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